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Der Grund zur Sorge über die globale Erwärmung liegt darin, dass der Mensch den Treibhauseffekt seit geraumer Zeit verstärkt.
Treibhausgasemissionen werden in erster Linie durch die Verbrennung fossiler Brennstoffe verursacht. picture alliance / dpa
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Der Klimawandel ist im öffentlichen Bewusstsein angekommen.
Man erinnert sich wieder an Prognosen, die einstmals in wis-
senschaftlichen Studien geäußert – und zumeist geflissentlich
ignoriert – wurden. Bereits 1972 präsentierte der Club of Rome
seine Studie über die Grenzen des Wachstums. 1992 riefen die
Vereinten Nationen zum Erdgipfel nach Rio de Janeiro. 1997
verpflichteten sich im Kioto-Protokoll rund drei Dutzend Indus-
trienationen zur Begrenzung ihres Energieverbrauchs. 

Die Öffentlichkeit nahm von alledem Notiz, um dann aber wie
gewohnt weiter zu wirtschaften. Die kollektive Ignoranz hat
nun ein Ende. Fest steht, dass der Klimawandel nicht bevor-
steht, sondern stattfindet. Die „Semantik des Risikos“ (Ulrich
Beck) ist in die öffentliche Debatte zurückgekehrt. Seit dem
vierten Sachstandsbericht des Intergovernmental Panel on Cli-
mate Change (IPCC) kann nicht mehr bestritten werden, dass
der Klimawandel Realität ist.

Der Treibhauseffekt ist ein natürlicher, sogar lebensnotwendi-
ger Vorgang. Der Grund zur Sorge über die globale Erwär-
mung liegt darin, dass der Mensch den Treibhauseffekt seit
geraumer Zeit verstärkt. Die Temperaturen der letzten zehn
Jahre waren die wärmsten seit Beginn der Messungen im 19.
Jahrhundert überhaupt. Der überwiegende Teil dieser Erwär-
mung ist auf den anthropogen – also vom Menschen – verur-
sachten Anstieg von CO2 zurück zu führen. Stefan Rahmstorf
erörtert im einleitenden Beitrag grundlegende Begrifflichkeiten
und Ursachen des Klimawandels, führt in die (natur-)wissen-
schaftliche Debatte ein und erläutert die wichtigsten Fakten
sowie Szenarien. Faktenkenntnis ist mithin die Voraussetzung
zum Verständnis und zur angemessenen Bewertung anstehen-
der klimatischer Veränderungen.

Die spür- und sichtbaren Auswirkungen des Klimawandels, die
Endlichkeit natürlicher Ressourcen und die sich von Nord nach
Süd umkehrende Entwicklung – im Hinblick auf den durch die
wirtschaftliche Dynamik verursachten Ressourcenverbrauch –
sind die drei ökologischen Megatrends, die das Janusgesicht
quantitativen Wachstums offenbaren. War das quantitative
Wachstum bisher Antriebskraft für wirtschaftliche Dynamik und
Motor der Globalisierung, offenbart sich nun die Unverträg-
lichkeit dieser Wachstumsideologie mit der Endlichkeit der
Erde und den Regenerationsfristen der Natur. Deshalb wird
der innovative und effiziente Umgang mit natürlichen Ressour-
cen zur Schlüsselfrage. Die Energie- und Umweltpolitik rücken
ins Zentrum der Politik und müssen – so Ursula Fuentes, Harald
Kohl und Michael Müller – zu einem ökologischen New Deal
führen, der eine Neudefinition des technischen Fortschritts, die
Enttabuisierung der Wachstumsfrage und einen eigenen euro-
päischen Weg, der sich durch Sozialverträglichkeit und Inno-
vationskraft auszeichnet, verlangt.

Definiert man Zielgrößen im Hinblick auf eine Senkung von
CO2-Emissionen, so können mit Hilfe von Szenarienanalysen
ein Entwicklungspfad sowie die zur Erreichung des Ziels not-
wendigen Handlungen und Investitionen aufgezeigt werden.
Wolfram Krewitt erörtert die wesentlichen Ergebnisse des
Energy [R]evolution Szenarios, das vom Ziel einer maximalen
Temperaturerhöhung von zwei Grad Celsius ausgeht. Beach-
tet man als Bestimmungsgröße für den zukünftigen Energiebe-
darf das stete Anwachsen der Weltbevölkerung und den prog-
nostizierten Energiebedarf der Entwicklungs- und Schwellen-
länder, gilt es, sämtliche Einsparpotenziale des weltweiten
Energiebedarfs auszuschöpfen. Dies verlangt einen tief grei-
fenden Wandel unseres Energieversorgungssystems und eine

Ressourcenverlagerung auf die erneuerbaren Energien (z.B.
Sonnen-, Windenergie und Wasserkraft). Das Szenario zeigt,
dass ein Kurswechsel geboten und machbar ist, allerdings ent-
sprechende politische Rahmenbedingungen auf nationaler
und internationaler Ebene erfordert.

Beim Wettlauf um die letzten Energieressourcen wird der Glo-
bus neu vermessen. Die Sicherung der nationalen Energiever-
sorgung verschiebt international die Machtverhältnisse ent-
lang der Frage, wer die noch verbleibenden Energieressour-
cen besitzt und den Zugang zum Weltmarkt kontrolliert. Sze-
narien internationaler Expertenkommissionen prognostizieren
das „Ende des billigen Öls“ und damit einhergehend das
„Große Spiel“ um die letzten Ressourcen. Wenn das Zeitalter
der fossilen Energien seinem Ende naht, wird die Frage nach
der Förderung erneuerbarer Energien dringlicher denn je zu-
vor. Letztlich stellt sich die Frage, wie angesichts der neuen
Energiekrise die Sicherheit der Umwelt und des Klimas zu ge-
währleisten ist. Gefragt und dringend vonnöten ist – so Sa-
scha Müller-Kraenner – eine internationale Energiediplomatie,
die Energie- und Ressourcenfragen, Klimaschutz sowie geopo-
litische Interessen als Einheit zu denken wagt. 

Prognosen zufolge werden die weltweiten Treibhausgasemis-
sionen bis zum Jahr 2030 um 50 Prozent steigen. Nach 2020
werden die Schwellen- und Entwicklungsländer mehr Treib-
hausgase emittieren als die Industrieländer. Im gleichen Zuge,
in dem sich China und Indien zu dominierenden Wirtschafts-
mächten entwickeln, wird sich die Belastung des Ökosystems
drastisch verschärfen. Imme Scholz analysiert die ökonomi-
schen Strukturen beider Länder, die für die wachsenden Treib-
hausgasemissionen ursächlich verantwortlich sind und skiz-
ziert – mit einer Schwerpunktsetzung auf China – die nationa-
len Anstrengungen auf dem Feld der Klimapolitik. Erörtert wird
auch die Frage, wie sich China und Indien im Rahmen der Ver-
handlungen für ein neues Klimaregime nach dem Auslaufen
des Kioto-Protokolls im Jahre 2012 positionieren werden. Der
Beitrag macht deutlich, dass der Klimawandel nur einge-
dämmt werden kann, wenn es in China und Indien gelingt,
Wirtschaftswachstum und Treibhausgasemissionen zu entkop-
peln. Dies kann nicht ohne entsprechende Vorleistungen der
Industrieländer gelingen.

Die beispielhafte Karriere des Begriffs „Emissionshandel“ sagt
noch nichts darüber aus, ob dieses klimapolitische Instrument
transnationale Gerechtigkeit herzustellen vermag. Der Beitrag
von Tilman Santarius zeigt, dass sowohl die Ursachen des Kli-
mawandels wie auch seine Folgewirkungen ungleich über den
Globus verteilt sind. Besonders die Ungleichverteilung der
Schäden macht deutlich, dass die Folgen des Klimawandels in
zukünftigen Auseinandersetzungen um globale Gerechtigkeit
einen wichtigen Stellenwert einnehmen werden. Die globale
Erwärmung – so das Fazit des Beitrags – untergräbt die Men-
schenrechte. Die gegenwärtige Klimapolitik sowie die bisheri-
ge Ausgestaltung des Emissionshandels beschneiden die Ent-
wicklungschancen der ärmeren Länder. 

Anfang 2007 hat die Europäische Kommission einen neuen
Abschnitt in ihrer Klima- und Energiepolitik eingeleitet. Die Vor-
schläge und Maßnahmen, wie zum Beispiel die Richtlinie zur
Liberalisierung der Gas- und Strommärkte oder der Aktions-
plan für mehr Energieeffizienz, wurden zu einem Bündel ge-
schnürt und als klima- und energiepolitische Strategie zusam-
mengeführt. Das Paket aus siebzehn Einzelmaßnahmen wurde
auf dem Gipfeltreffen des Rates der EU-Mitgliedstaaten im
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März 2007 unter der deutschen Präsidentschaft beschlossen.
Auf der internationalen Ebene fungiert die EU – so die Ein-
schätzung von Susanne Dröge – als wichtiger Schrittmacher
der globalen Klimapolitik. Die EU-Klima- und Energiestrategie
enthält Eckpunkte, die auch für das Fortkommen auf globaler
Ebene wichtig sind. Zu den in der EU-Strategie enthaltenen
Eckpunkten gehören die Festlegung eines Mindestziels für die
Reduktion von Treibhausgasemissionen, die Fortführung und
der Ausbau des Emissionshandelssystems, die Steigerung der
Energieeffizienz, der Ausbau der erneuerbaren Energien und
nicht zuletzt die Technologieförderung. 

Das Leitbild Nachhaltige Entwicklung, als normative Vereinba-
rung der Weltgemeinschaft bereits 1992 beschlossen, und das
Konzept der Sozialen Marktwirtschaft stehen in Deutschland
noch weitgehend unverbunden nebeneinander. Die Ausfüh-
rungen von Michael von Hauff konzentrieren sich auf grundle-
gende Fragen und Zusammenhänge einer ökologisch und so-
zial ausgerichteten Marktwirtschaft. In einem zweiten Schritt
folgt die Begründung einer nachhaltigen Marktwirtschaft aus
wirtschaftstheoretischer Perspektive. Nachhaltige Entwicklung
fordert intra- und intergenerationelle Gerechtigkeit. Bei der
Diskussion über intra- und intergenerationelle Gerechtigkeit
gibt es konträre Positionen, die dem Anspruch nachhaltiger
Entwicklung unterschiedlich gerecht werden. Bis heute stehen
sich hinsichtlich der Beziehung von Ökonomie und Ökologie
die neoklassische Umweltökonomik und die Ökologische Öko-
nomik gegenüber. Die theoretische Begründung der intra- und
intergenerationellen Gerechtigkeit wird exemplarisch am Bei-
spiel der Gerechtigkeitstheorie von John Rawls sowie am
Denkmodell von Amartya Sen erörtert. Im letzten Abschnitt
wird sodann ein methodischer Ansatz zur Entwicklung einer
Nachhaltigkeitsstrategie vorgestellt. In den Schlussfolgerun-
gen werden die wichtigsten Erkenntnisse zusammengeführt
und auf die Nachhaltigkeitsstrategie Deutschlands ange-
wandt. 

Weltweit sind zwischen zehn und 20 Prozent der Treibhaus-
gasemissionen verkehrsbedingt. Im Widerstreit mit ökonomi-
schen Interessen ist Verkehrspolitik ein schwieriges Unterfan-
gen. Als zunächst nationales Handlungsfeld kennt Verkehrspo-
litik verschiedenste Instrumente (Infrastruktur- und Verkehrspla-
nung, Regulierung durch Emissionsgrenzwerte, Steuerung
durch ökonomische Instrumente), die unterschiedliche Wirkun-
gen entfalten. Durch den nur begrenzten Erfolg nationaler An-
strengungen erlangt die Gemeinschaftspolitik der EU eine ge-
wichtige Bedeutung. Deren Strategien werden jedoch kontro-
vers diskutiert und stellen eine ständige Gratwanderung zwi-
schen Herstellerinteressen und Klimaschutz dar. Susanne
Böhler und Daniel Bongardt zeigen, warum im Verkehrssektor
das Erreichen von Klimaschutzzielen besonders schwierig ist.
Weder ist in den Industrieländern eine Trendumkehr absehbar,
noch gibt es probate Mittel, um die sich abzeichnenden Emis-
sionssteigerungen in den Schwellen- und Entwicklungsländern
zu vermeiden. Zwar existiert eine Anzahl von Maßnahmen,
eine Aussicht auf Erfolg besteht jedoch nur, wenn an einer Viel-
zahl von Stellschrauben auf den unterschiedlichen politischen
Ebenen gedreht wird.

Baden-Württembergs Umweltministerium hat den Klimawan-
del zu einer zentralen Schwerpunktaufgabe erklärt. Gleich-
wohl wissend, dass es Klimaschutz unter volkswirtschaftlichen
Gesichtspunkten nicht zum Nulltarif geben kann! Grundlage
der Klimaschutzpolitik des Landes bildet das von der Landes-
regierung bereits vor zwei Jahren beschlossene Klimaschutz-
konzept 2010. Mit dem zum Jahresbeginn 2008 in Kraft getre-

tenen Gesetz zur Nutzung erneuerbarer Wärmeenergie, das
zur anteiligen Nutzung erneuerbarer Energien bei der Wärme-
versorgung von Wohngebäuden verpflichtet, unterstreicht Ba-
den-Württemberg einmal mehr seine Vorreiterrolle beim Klima-
schutz. Trotz bisher positiver Entwicklungen ist der Gebäude-
sektor für den Klimaschutz noch ein „schlafender Riese“. Es
fehlt an der notwendigen Dynamik, um eine merkliche Minde-
rung der Emissionen zu erkennen. Baden-Württemberg hat
sich deshalb in diesem Sektor als bundesweit erstes Land zu
ordnungsrechtlichen Vorgaben entschlossen. Umweltministe-
rin Tanja Gönner erläutert die wesentlichen Eckpunkte und In-
halte sowie die praktische Umsetzung des Gesetzes.

Das neue Öko-Zeitalter hat ein Zauberwort hervorgebracht,
das Wunder wirken soll: freiwillige CO2-Kompensation. Doch
die ist so harmlos und schmerzlos, dass sich nicht einmal Viel-
flieger als Schmutzfinken schämen müssen. Gerettet wird nicht
die Welt, nur das eigene Gewissen. Der ökologisch zeitgemä-
ße und chice „Ablasshandel“ ist ein weiterer Beleg für die Dis-
krepanz zwischen (Umwelt-)Wissen, Moral und Verhalten.
Wird die „Moral“ durch die „Ökonomie“ untergraben, wächst
das krasse Missverhältnis zwischen Sollen und Tun. Der Beitrag
von Andreas Dietrich hält uns nicht nur den Spiegel vor. Er
zeigt überaus anschaulich, dass Appelle an die Selbstdiszip-
lin und moralgesättigte Strategien im Hinblick auf ökologisch
verantwortliches Handeln nur leidlich wirken. Ökologische
„Wiederholungstäter“ verfügen über ein reichhaltiges Arsenal
von Abwehr- und Rechtfertigungsmöglichkeiten. Verteuert man
hingegen ökologisches Fehlverhalten oder belegt dieses mit fi-
nanziellen Einbußen, legt man sich nicht nur mit der Flugzeug-
branche an. Man begibt sich in das klassische psychologische
Dilemma, dass sich Moral und Vernunft nur schwer auf dem
Wege der Verordnung durchsetzen lassen.

Konsumenten entscheiden immer häufiger nach ethischen Kri-
terien. Galt bisher das Postulat, Kaufentscheidungen oder
Kaufenthaltungen seien das Ergebnis lediglich finanzieller
Überlegungen, spiegeln sich im Warenangebot und in Pro-
duktionsabläufen zunehmend moralische Qualitäten wider.
Der im Durchschnitt gestiegene Wohlstand der privaten Haus-
halte und ein höheres Bildungsniveau sind die Hauptursa-
chen veränderter Qualitätserwartungen und des zu beobach-
tenden Trends, Waren und Dienstleistungen (unsichtbare) mo-
ralische Eigenschaften zuzuschreiben. Der aus konsumkriti-
scher Sicht als unmündig apostrophierte Verbraucher greift 
mit seinem Verhalten in die Wertschöpfungskette ein und
zwingt Produzenten dazu, ihre Waren unter ökologisch nach-
haltigen Gesichtspunkten herzustellen. Nico Stehr und Marian
Adolf beschreiben diese gesellschaftliche Entwicklung als
„Moralisierung der Märkte“. Von politischem Interesse ist die
Frage, inwieweit sich dieses Konsumentenverhalten generali-
sieren lässt. Handelt es sich um einen bloßen Trend des
„Greenwashing“, um einen von Besserverdienenden gepfleg-
ten „Lifestyle“ oder kann es gelingen, ein Gespür für die „Sack-
gassen-Eigenschaften“ seitherigen Wirtschaftens zu entwi-
ckeln und Produktion und Konsumtion nach ethischen Kriterien
zu realisieren?

Die Autorinnen und Autoren wollen mit ihren Beiträgen detail-
lierte Informationen vermitteln und Fakten bereitstellen, die für
das Verständnis des komplexen Themas wichtig sind. Allen Au-
torinnen und Autoren sei an dieser Stelle gedankt. Dank ge-
bührt auch dem Schwabenverlag für die stets gute und effi-
ziente Zusammenarbeit.

Siegfried Frech
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IST DER KLIMAWANDEL ANTHROPOGEN VERURSACHT?

Die globale Erwärmung
Stefan Rahmstorf

Der Treibhauseffekt ist ein natürlicher, 
sogar lebensnotwendiger Vorgang. Der
Grund zur Sorge über die globale Erwär-
mung liegt darin, dass der Mensch den
Treibhauseffekt seit geraumer Zeit ver-
stärkt. Allen Skeptikern zum Trotz gibt es
innerhalb der Klimaforschung gesicherte
Aussagen, die längst nicht mehr umstritten
sind. So ist die Konzentration von CO2

seit 1850 stark angestiegen. Verantwort-
lich für diesen Anstieg ist der Mensch – in
erster Linie durch die Verbrennung fossiler
Brennstoffe (Kohle, Erdöl und Erdgas) und
in zweiter Linie durch die Abholzung der
Wälder. Das Klima hat sich im 20. Jahrhun-
dert deutlich erwärmt. Die Temperaturen
der letzten zehn Jahre waren die wärms-
ten seit Beginn der Messungen im 19. Jahr-
hundert überhaupt. Der überwiegende
Teil dieser Erwärmung ist auf den anthro-
pogen – also vom Menschen – verursach-
ten Anstieg von CO2 zurückzuführen. Dass
sich das Weltklima verändert, kann kaum
mehr bestritten werden. Jüngste Szena-
rien des Intergovernmental Panel on Cli-
mate Change (IPCC) gehen bei einem 
ungebremsten Anstieg der Treibhausgas-
konzentration gar von einer weltweiten Er-
wärmung von 1,1 bis 6,4 Grad Celsius bis
zum Jahre 2100 aus. Stefan Rahmstorf
erörtert im einleitenden Beitrag grundle-
gende Begrifflichkeiten und Ursachen des
Klimawandels, führt in die (natur-)wissen-
schaftliche Debatte ein und erläutert die
wichtigsten Fakten sowie Szenarien. Fak-
tenkenntnis ist mithin die Voraussetzung
zum Verständnis und zur Bewertung anste-
hender klimatischer Veränderungen. �

Vorbemerkungen

Ändert der Mensch das Klima? Und wenn
ja, wie rasch und wie stark? Diese Fragen
beschäftigen die Wissenschaft nicht erst 
in jüngster Zeit, sondern bereits seit über 
einem Jahrhundert. Mit „globaler Erwär-
mung“ meinen wir hier eine Erwärmung der
globalen Mitteltemperatur, nicht unbedingt
eine Erwärmung überall auf der Erde.1

Etwas Geschichte

Schon 1824 beschrieb Jean-Baptiste Fou-
rier, wie Spurengase in der Atmosphäre
das Klima erwärmen.2 In den 1860er-Jah-
ren beschäftigte sich der Physiker John
Tyndall eingehend mit der Wirkung ver-
schiedener Treibhausgase, insbesondere
von Wasserdampf. Im Jahr 1896 rechne-
te der schwedische Nobelpreisträger

Svante Arrhenius erstmals aus, dass eine
Verdoppelung des CO2-Gehalts der At-
mosphäre zu einer Temperaturerhöhung
um 4 bis 6 Grad Celsius führen würde. In
den 1930er-Jahren wurde in der Fachlite-
ratur ein Zusammenhang der damals be-
obachteten Klimaerwärmung mit dem An-
stieg des CO2 durch die Industrialisierung
diskutiert. Dieser Anstieg war seinerzeit
mangels Daten jedoch nicht zu belegen.
Erst seit den 1950er-Jahren wird die Ge-
fahr einer anthropogenen (also vom Men-
schen verursachten) Erwärmung weit-
hin ernst genommen. Im Rahmen des In-
ternationalen Geophysikalischen Jahres
(IGY) 1957/58 gelang der Nachweis,
dass die CO2-Konzentration in der Atmo-
sphäre tatsächlich ansteigt. Isotopen-
analysen zeigten zudem, dass der An-
stieg durch Kohlenstoff aus der Nutzung
fossiler Brennstoffe verursacht wurde – al-
so vom Menschen. Die ersten Simulati-
onsrechnungen mit einem Atmosphären-
modell in den 1960er-Jahren ergaben ei-
nen Temperaturanstieg von 2 Grad Cel-
sius bei angenommener Verdoppelung
der CO2-Konzentration. Ein weiteres Mo-
dell ergab etwas später einen Wert von 
4 Grad Celsius. In den 1970er-Jahren
warnte mit der National Academy of 
Sciences der USA erstmals eine große
Wissenschaftsorganisation vor der glo-
balen Erwärmung.3
Die National Academy of Sciences schätz-
te damals die Wirkung einer CO2-Verdop-
pelung auf eine Zunahme der Temperatur
um 1,5 bis 4,5 Grad Celsius. Diese Unsicher-
heitsspanne konnte bislang nur wenig ver-
ringert werden, auf 2,0 bis 4,5 Grad. Sie
konnte unabhängig bestätigt und abgesi-
chert, aber leider bislang nicht wesentlich
verkleinert werden – obwohl Werte am
Rande dieser Spanne als zunehmend un-
wahrscheinlich gelten müssen. Im Jahr 
1990 erschien der erste Sachstandsbericht4
des Intergovernmental Panel on Climate
Change (IPCC), weitere Berichte folgten
1996, 2001 und 2007.5 In diesem Zeitraum
haben sich die wissenschaftlichen Erkennt-
nisse derart erhärtet, dass inzwischen fast
alle Klimatologen eine spürbare anthropo-
gene Klimaerwärmung für erwiesen oder
zumindest hochwahrscheinlich halten.6

Der Treibhauseffekt

Der Grund für den befürchteten Tempera-
turanstieg als Folge des steigenden CO2-
Gehalts der Atmosphäre liegt im so ge-
nannten Treibhauseffekt, der hier kurz er-
läutert werden soll.

Die mittlere Temperatur auf der Erde er-
gibt sich aus einem einfachen Strahlungs-
gleichgewicht. Einige Gase in der Atmo-
sphäre greifen in die Strahlungsbilanz
ein, indem sie zwar die ankommende
Sonnenstrahlung passieren lassen, je-
doch nicht die von der Erdoberfläche ab-
gestrahlte langwellige Wärmestrahlung.
Dadurch kann Wärme von der Oberflä-
che nicht so leicht ins All abgestrahlt wer-
den; es kommt zu einer Art „Wärmestau“
in der Nähe der Erdoberfläche. Anders
formuliert: Die Oberfläche strahlt, wie je-
der physikalische Körper, Wärme ab – je
höher die Temperatur, desto mehr. Diese
Wärmestrahlung entweicht aber nicht
einfach ins Weltall, sondern wird unter-
wegs in der Atmosphäre absorbiert, und
zwar von den Treibhausgasen (oder „kli-
mawirksamen Gasen“ – nicht zu ver-
wechseln mit den „Treibgasen“, die in
Spraydosen Verwendung fanden und die
Ozonschicht schädigen). 
Die wichtigsten dieser Gase sind Wasser-
dampf, Kohlendioxid und Methan. Diese
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Gase strahlen die absorbierte Wärme
wiederum in alle Richtungen gleichmäßig
ab – einen Teil also auch zurück zur Erd-
oberfläche. Dadurch kommt an der Ober-
fläche mehr Strahlung an als ohne Treib-
hausgase: nämlich nicht nur die Sonnen-
strahlung, sondern zusätzlich die von den
Treibhausgasen abgestrahlte Wärme-
strahlung. Ein Gleichgewicht kann sich
erst wieder einstellen, wenn die Oberflä-
che zum Ausgleich auch mehr abstrahlt –
also wenn sie wärmer ist. Dies ist der
Treibhauseffekt.
Der Treibhauseffekt ist ein ganz natürli-
cher Vorgang – Wasserdampf, Kohlendi-
oxid und Methan kommen von Natur aus
seit jeher in der Atmosphäre vor. Der Treib-
hauseffekt ist sogar lebensnotwendig –
ohne ihn wäre unser Planet völlig gefro-
ren. Eine einfache Rechnung zeigt die
Wirkung. Die ankommende Sonnenstrah-
lung pro Quadratmeter Erdoberfläche
beträgt 342 Watt. Etwa 30 Prozent davon
werden reflektiert, es verbleiben 242
Watt/m2, die teils in der Atmosphäre, teils
von Wasser- und Landflächen absorbiert
werden. Ein Körper, der diese Strahlungs-
menge abstrahlt, hat nach dem Stefan-
Boltzmann-Gesetz der Physik eine Tempe-
ratur von –18 Grad Celsius; wenn die Erd-
oberfläche im Mittel diese Temperatur
hätte, würde sie also gerade so viel ab-

strahlen, wie an Sonnenstrahlung an-
kommt. Tatsächlich beträgt die mittlere
Temperatur an der Erdoberfläche aber
+15 Grad Celsius. Die Differenz von 33
Grad wird vom Treibhauseffekt verur-
sacht, der daher erst das lebensfreundli-
che Klima auf der Erde möglich macht. Der
Grund zur Sorge über die globale Erwär-
mung liegt darin, dass der Mensch diesen
Treibhauseffekt nun verstärkt. Da der
Treibhauseffekt insgesamt für eine Tempe-
raturdifferenz von 33 Grad verantwortlich
ist, kann bereits eine prozentual geringe
Verstärkung desselben zu einer Erwär-
mung um mehrere Grad führen.
Ein Vergleich mit unserem Nachbarplane-
ten Venus zeigt, welche Macht der Treib-
hauseffekt im Extremfall entfalten kann.
Die Venus ist näher an der Sonne als wir
– ihre Entfernung zur Sonne beträgt nur
72 Prozent derjenigen der Erde. Daher ist
die ankommende Sonnenstrahlung mit
645Watt/m2 fast doppelt so stark wie auf
der Erde (die Strahlungsdichte nimmt mit
dem Quadrat der Entfernung ab). Aller-
dings ist die Venus in eine dichte Wolken-
decke gehüllt, die 80 Prozent der Sonnen-
strahlung reflektiert – auf der Erde be-
trägt dieser Anteil nur 30 Prozent. Die auf
der Venus absorbierte Sonnenenergie –
die Differenz zwischen ankommender
und reflektierter Strahlung – ist also mit

130 Watt/m2 deutlich geringer als auf der
Erde (242Watt/m2). Man könnte daher
erwarten, dass die Venusoberfläche käl-
ter ist als die Erdoberfläche. Das Gegen-
teil ist jedoch der Fall: Auf der Venus herr-
schen siedend heiße 460 Grad Celsius.
Wie konnte es dazu kommen? Auf der Er-
de begrenzt über Jahrmillionen die Ver-
witterung von Gestein die CO2-Konzen-
tration. Da auf der Venus das zur Verwit-
terung benötigte Wasser kaum vorhan-
den ist, kann der geschilderte Regelkreis,
der auf der Erde zur langfristigen Stabili-
sierung von CO2 und Klima führt, auf der
Venus nicht funktionieren.

Der Anstieg der
Treibhausgaskonzentration

Von der Theorie nun zu den tatsächlichen,
gemessenen Veränderungen auf unserer
Erde. Direkte und kontinuierliche Mes-
sungen der Kohlendioxidkonzentration
gibt es erst seit den 1950er-Jahren, seit
Charles Keeling eine Messreihe auf dem
Mauna Loa in Hawaii begann. Diese be-
rühmte Keeling-Kurve zeigt zum einen die
jahreszeitlichen Schwankungen der CO2-
Konzentration: das Ein- und Ausatmen
der Biosphäre im Jahresrhythmus. Zum
anderen zeigt sie einen kontinuierlichen
Aufwärtstrend. Inzwischen hat die CO2-
Konzentration den Rekordwert von 380
parts per million/ppm (also 0,038 Pro-
zent) erreicht. Dies ist der höchste Wert
seit mindestens 700.000 Jahren – so weit
reichen die zuverlässigen Daten aus Eis-
kernen inzwischen zurück. Für den Zeit-
raum davor haben wir nur ungenauere
Daten aus Sedimenten. Alles spricht je-
doch dafür, dass man etliche Millionen
Jahre in der Klimageschichte zurückge-
hen muss – zurück in die Zeiten eines we-
sentlich wärmeren, eisfreien Erdklimas –,
um ähnlich hohe CO2-Konzentrationen
zu finden. Wir verursachen derzeit also
Bedingungen, mit denen der Mensch es
noch nie zu tun hatte, seit er den aufrech-
ten Gang gelernt hat.
Dass es der Mensch ist, der diesen An-
stieg des CO2 verursacht, daran gibt es
keinerlei Zweifel. Wir wissen, wie viele
fossile Brennstoffe (Kohle, Erdöl und Erd-
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Ein Braunkohlewerk in Tschechien. 
Für den Klimawandel ist der Mensch 
verantwortlich, in erster Linie durch 
die Verbrennung fossiler Brennstoffe, 
in zweiter Linie durch die Abholzung 
von Wäldern.
picture alliance/dpa
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dabei in die Atmosphäre gelangt – CO2

ist das hauptsächliche Verbrennungs-
produkt, keine kleine Verunreinigung in
den Abgasen. Die jedes Jahr verbrann-
te Menge entspricht etwa dem, was sich
zur Zeit der Entstehung der Lagerstätten
von Öl und Kohle in rund einer Million
Jahre gebildet hat. Nur etwa die Hälfte
(56 Prozent) des von uns in die Luft ge-
gebenen CO2 befindet sich noch dort,
die andere Hälfte wurde von den Ozea-
nen und von der Biosphäre aufge-
nommen. Fossiler Kohlenstoff hat eine
besondere Isotopenzusammensetzung,
dadurch konnte Hans Suess bereits in
den 1950er-Jahren nachweisen, dass
das zunehmende CO2 in der Atmosphä-
re einen fossilen Ursprung hat.7 Inzwi-
schen ist auch die Zunahme des CO2 im
Ozean durch rund 10.000 Messungen
aus den Weltmeeren belegt – wir erhö-
hen also die CO2-Konzentration nicht
nur in der Luft, sondern auch im Wasser.8
Dies führt übrigens zur Versauerung des
Meerwassers und damit wahrscheinlich
zu erheblichen Schäden an Korallenrif-
fen und anderen Meeresorganismen,
auch ohne jeden Klimawandel.9
Neben dem generellen Trend haben Wis-
senschaftler auch die beobachteten klei-
neren Schwankungen der CO2-Konzen-
tration inzwischen immer besser verstan-
den. So machen sich etwa Vulkanausbrü-
che oder Änderungen der Meeresströ-
mungen im Pazifik (El-Niño-Ereignisse)
auch in der CO2-Konzentration bemerk-
bar, weil die Biosphäre jeweils mit ver-
stärktem oder geringerem Wachstum
reagiert.10 Vereinfacht gesagt: Steigt die
CO2-Konzentration in einem Jahr weni-
ger als normal, dann war es ein gutes
Jahr für die Biosphäre. Und umgekehrt
steigt die CO2-Konzentration in Jahren
mit verbreiteter Dürre oder Waldbränden
(zum Beispiel in den Jahren 2002, 2003)
besonders rasch an.
CO2 ist jedoch nicht das einzige Treib-
hausgas. Auch die Konzentration anderer
Gase wie Methan (CH4), FCKW und Di-
stickstoffoxyd (N2O) ist durch menschli-
che Aktivitäten angestiegen. (Die von
FCKW sinkt wieder, seitdem ihre Herstel-
lung wegen ihrer zerstörerischen Wir-
kung auf die Ozonschicht weitgehend
eingestellt wurde.) Auch diese Gase tra-
gen zum Treibhauseffekt bei. Die Maßein-
heit dafür ist der so genannte Strahlungs-
antrieb in Watt pro Quadratmeter – die-
se Kennzahl gibt an, wie stark der Strah-
lungshaushalt durch ein bestimmtes Gas
(oder auch durch eine andere Ursache,
etwa durch Änderung der Bewölkung
oder der Sonnenaktivität) verändert wird.
Die derzeit durch die anthropogenen kli-
mawirksamen Gase verursachte Störung
des Strahlungshaushaltes beträgt 3,0
Watt/m2 (die Unsicherheit beträgt dabei
±15 Prozent). 55 Prozent davon gehen auf

das Konto des CO2, 40 Prozent sind durch
die anderen Gase verursacht.
Das insgesamt wichtigste Treibhausgas
ist der Wasserdampf. Es taucht in der obi-
gen Diskussion nur deshalb nicht auf, weil
der Mensch seine Konzentration nicht di-
rekt verändern kann. Selbst wenn wir
künftig vorwiegend Wasserstoff als Ener-
gieträger einsetzen würden, wären die
Einflüsse der Wasserdampfemissionen
auf das Klima minimal. Unvorstellbar gro-
ße Mengen an Wasserdampf (mehr als
4x1014 Kubikmeter pro Jahr) verdunsten
von den Ozeanen, bewegen sich in der
Atmosphäre, kondensieren und fallen als
Niederschläge wieder zu Boden. Dies ist
die zwanzigfache Wassermenge der
Ostsee. Innerhalb von zehn Tagen wird
damit die gesamte Menge an Wasser-
dampf in der Atmosphäre ausgetauscht.
Die Konzentration (im globalen Mittel
0,25 Prozent) schwankt deshalb sehr
stark von Ort zu Ort und von Stunde zu
Stunde – ganz im Gegensatz zu den
oben diskutierten langlebigen Treibhaus-
gasen, die sich während ihrer Lebens-
dauer um den ganzen Erdball verteilen
und daher überall fast die gleiche Kon-
zentration haben.
Seit jeher treiben Klimaforscher daher
großen Aufwand, um den Wasserkreis-
lauf immer besser zu verstehen und ge-
nauer in ihren Modellen zu erfassen – das
ist nicht nur wegen der Treibhauswirkung
des Wasserdampfes wichtig, sondern vor
allem auch zur Berechnung der Nieder-
schlagsverteilung. 
Die Wasserdampfkonzentration hängt
stark von der Temperatur ab. Warme Luft
kann nach dem Clausius-Clapeyron-Ge-
setz der Physik mehr Wasserdampf hal-
ten. Daher erhöht der Mensch indirekt
auch die Wasserdampfkonzentration der
Atmosphäre, wenn er das Klima aufheizt.
Dies ist eine klassische verstärkende
Rückkopplung, da eine höhere Wasser-
dampfkonzentration wiederum die Er-
wärmung verstärkt.

Der Anstieg der Temperatur

Messdaten aus aller Welt belegen, dass
neben der Kohlendioxidkonzentration
auch die mittlere Temperatur in den ab-
gelaufenen hundert Jahren deutlich ge-
stiegen ist – und zwar etwa in dem Ma-
ße, wie es nach unserem physikalischen
Verständnis des Treibhauseffekts auch zu
erwarten ist.
Dieser Anstieg der Temperatur ist durch
eine Reihe voneinander unabhängiger
Datensätze belegt. Die wichtigste Daten-
basis sind die Messwerte der weltweiten
Wetterstationen, die seit dem Jahr 1900
einen globalen Anstieg um 0,7 Grad Cel-
sius zeigen.11 Dabei sind lokale Effekte,
vor allem das Wachsen von Städten um
Wetterstationen herum (der urban heat is-

land effect), bereits herauskorrigiert. Dass
diese Korrektur erfolgreich und vollstän-
dig ist, wurde kürzlich nochmals getestet,
indem stürmische Tage mit windstillen Ta-
gen verglichen wurden; nur bei Letzteren
wäre der Wärmeinsel-Effekt spürbar. Bei-
de zeigen jedoch genau den gleichen Er-
wärmungstrend.12

Ein anderer wichtiger Datensatz sind die
Messungen der Meerestemperaturen, die
von einem großen Netz von Schiffen
durchgeführt werden. Diese zeigen einen
Anstieg der Oberflächentemperatur der
Meere, der ganz ähnlich verläuft wie
über den Kontinenten. Der Trend ist etwas
schwächer, wie man es auch aufgrund
der thermischen Trägheit des Wassers er-
wartet.
Die globale Erwärmung wird ebenfalls
durch Satellitenmessungen bestätigt, auch
wenn die Messreihen erst Ende der
1970er-Jahre beginnen. Um die Lufttem-
peratur zu bestimmen, nutzt man dabei
die von den Sauerstoffmolekülen der Luft
abgegebene Mikrowellenstrahlung (so
genannte MSU-Daten). Allerdings kann
man so nicht die für uns vor allem interes-
santen oberflächennahen Temperaturen
bestimmen, da der Satellit Strahlung aus
der ganzen Luftsäule misst – teilweise so-
gar aus der Höhe der Stratosphäre, die
sich (hauptsächlich aufgrund des Ozon-
schwundes) in den vergangenen Jahr-
zehnten um ca. 2 Grad Celsius abgekühlt
hat.13 Die Interpretation der Satellitenda-
ten ist deshalb (und auch wegen der kur-
zen Lebensdauer und der veränderlichen
Bahn der Satelliten) schwierig, und ver-
schiedene Arbeitsgruppen sind bei der
Bestimmung des Erwärmungstrends für
die unteren Kilometer der Atmosphäre zu
recht unterschiedlichen Ergebnissen ge-
kommen. Die Spanne reicht von 0,12 Grad
Celsius bis 0,26 Grad Celsius Erwär-
mung pro Jahrzehnt (seit 1979).14 Zum Ver-
gleich: die Bodenmessungen ergeben für
diesen Zeitraum 0,17 Grad Celsius pro
Jahrzehnt.
Neben den Temperaturmessungen be-
stätigen auch eine Reihe von anderen
Trends indirekt die Erwärmung, etwa 
der weltweite Gletscherschwund, das
Schrumpfen des arktischen Meereises,
der Anstieg des Meeresspiegels, das im
Jahreslauf zunehmend frühere Tauen und
spätere Gefrieren von Flüssen und Seen
und das frühere Austreiben von Bäumen. 

Die Ursachen der Erwärmung

Betrachten wir die Erwärmung im abge-
laufenen Jahrhundert genauer, so können
wir drei Phasen unterscheiden. Bis 1940
gab es eine frühe Erwärmungsphase, da-
nach stagnierten die Temperaturen bis in
die 1970er-Jahre, und seither gibt es ei-
nen neuen, bislang ungebrochenen Er-
wärmungstrend. Dass dieser Verlauf nicht
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dem Verlauf des CO2 gleicht, wurde in
den Medien gelegentlich als Argument
dafür vorgebracht, dass die Erwärmung
nicht durch CO2 verursacht wird. Diese
Argumentation ist jedoch zu simpel. Es
versteht sich von selbst, dass CO2 nicht
der einzige Einflussfaktor auf das Klima
ist, sondern dass der tatsächliche Klima-
verlauf sich aus der Überlagerung mehre-
rer Faktoren ergibt. 
Doch wie kann man diese Faktoren und
ihren jeweiligen Einfluss auseinander hal-
ten? In der Klimaforschung ist diese Frage
im englischen Fachjargon als das attribu-
tion problem bekannt, also das Problem
der (anteiligen) Zuweisung von Ursachen.
Es gibt eine ganze Reihe von Ansätzen zu
dessen Lösung. Auch wenn in der Regel
dabei komplexe statistische Verfahren zur
Anwendung kommen, lassen sich die drei
Grundprinzipien der verschiedenen Me-
thoden sehr einfach verstehen. 
Das erste Prinzip beruht auf der Analyse
des zeitlichen Verlaufs der Erwärmung so-
wie der dafür in Frage kommenden Ursa-
chen, die auch „Antriebe“ genannt wer-
den. Die Idee ist damit die gleiche wie bei

dem oben genannten zu simplen Argu-
ment – nur dass dabei die Kombination
mehrerer möglicher Ursachen betrachtet
wird, nicht nur eine einzige. Zu diesen Ur-
sachen gehören neben der Treibhaus-
gaskonzentration auch Veränderungen
der Sonnenaktivität, der Aerosolkonzen-
tration (Luftverschmutzung mit Partikeln,
die aus Vulkanausbrüchen oder Abgasen
stammen) und interne Schwankungen 
im System Ozean-Atmosphäre (als sto-
chastische Komponente). Dabei braucht
man die Stärke der gesuchten Einflüsse
nicht zu kennen – ein wichtiger Vorteil mit
Blick auf die Aerosole und die Sonnenak-
tivität, deren qualitativen Zeitverlauf man
zwar relativ gut kennt, über deren Ampli-
tuden (also die Stärke der Schwankun-
gen) es aber noch erhebliche Unsicher-
heit gibt. Im Ergebnis zeigt sich, dass zu-
mindest der zweite Erwärmungsschub seit
den 1970er-Jahren nicht mit natürlichen
Ursachen zu erklären ist. Mit anderen
Worten: Wie groß der Einfluss natürlicher
Störungen auf die Mitteltemperatur auch
sein mag, sie können die Erwärmung der
letzten 30 Jahre nicht herbeigeführt ha-

ben. Der Grund hierfür liegt letztlich da-
rin, dass mögliche natürliche Ursachen
einer Erwärmung (etwa die Sonnenaktivi-
tät) seit den 1940er-Jahren keinen Trend
aufweisen, sodass unabhängig von der
Amplitude lediglich die Treibhausgase in
Frage kommen.15

Das zweite Prinzip beruht auf der Analy-
se der räumlichen Muster der Erwärmung
(Fingerabdruck-Methode),16 die sich bei
verschiedenen Ursachen unterscheiden.
Durch Modellsimulationen lassen sich die
Muster berechnen und dann mit den be-
obachteten Erwärmungsmustern verglei-
chen. Solche Studien wurden von vielen
Forschergruppen mit unterschiedlichen
Modellen und Datensätzen gemacht. Sie
ergeben einhellig, dass der Einfluss der
gestiegenen Treibhausgaskonzentration
inzwischen dominant und mit seinem cha-
rakteristischen „Fingerabdruck“ in den
Messdaten nachweisbar ist.
Besonders aussagekräftig ist eine Kombi-
nation der beiden oben genannten Me-
thoden. Eine solche Studie ergab Ende
der 1990er-Jahre ebenfalls, dass der Tem-
peraturverlauf im 20. Jahrhundert nicht
durch natürliche Ursachen erklärbar ist.17

Die Erwärmung bis 1940 könnte sowohl
durch eine Kombination von Treibhausga-
sen und interner Variabilität erklärt wer-
den als auch teilweise durch einen An-
stieg der Sonnenaktivität (die beste Ab-
schätzung für deren Beitrag ergab 0,13
Grad Celsius). Der weitere Verlauf ergibt
sich aus der Überlagerung des abkühlen-
den Effekts der Aerosole und des wärmen-
den Effekts der Treibhausgase, die sich
während der Stagnationsphase von 1940
bis 1970 etwa die Waage hielten.
Das dritte Prinzip baut auf die Kenntnis
der Amplitude der unterschiedlichen An-
triebe. Für die Treibhausgase ist diese gut
bekannt (3,0 Watt/m2, s. o.), für die ande-
ren wichtigen Einflussgrößen sind die Ab-
schätzungen allerdings noch mit erhebli-
cher Unsicherheit behaftet. Dennoch er-
gibt sich auch aus diesen Studien aber-
mals, dass der menschliche Einfluss auf
die Klimaentwicklung des 20. Jahrhun-
derts dominant ist. Eine häufig in Klima-
modellen verwendete Abschätzung der
Sonnenaktivität18 ergibt einen Anstieg im
20. Jahrhundert um 0,35 Watt/m2. Selbst
wenn dies um ein Mehrfaches unter-
schätzt wäre (was aus verschiedenen
Gründen unwahrscheinlich ist), wäre der
menschliche Antrieb immer noch stärker.
Neuere Erkenntnisse deuten sogar eher
darauf hin, dass diese Abschätzung die
Veränderung der Sonneneinstrahlung
noch erheblich überschätzt.19

Keine dieser Studien ist für sich genom-
men ein endgültiger Beweis dafür, dass
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Der weltweite Gletscherschwund bestätigt die Erwärmung. Die Aufnahme zeigt den
Theodulgletscher am kleinen Matterhorn in den Alpen unweit von Zermatt. Am hellen
Gestein am Gletscherrand ist deutlich der Rückgang des Gletschereises zu sehen.

picture alliance/dpa

Klimawandel.qxd  09.04.2008  11:16 Uhr  Seite 7

saupe
urheberrecht_grau



8

S
te

fa
n 

R
ah

m
st

o
rf der Mensch die Hauptursache der Klima-

erwärmung des 20. Jahrhunderts ist. Jede
der beschriebenen Methoden hat ihre
Grenzen und beruht auf mehr oder we-
niger gut gesicherten Annahmen. Aller-
dings sind diese bei jeder Methode ver-
schieden. Da alle Verfahren unabhängig
voneinander konsistent zum gleichen Er-
gebnis kommen, müssen wir mit sehr ho-
her Wahrscheinlichkeit davon ausgehen,
dass der menschliche Einfluss inzwischen
tatsächlich überwiegt.
Eine aktuelle Studie zeigt zudem, dass
durch den Treibhauseffekt im letzten Jahr-
zehnt das Klimasystem im Ungleichge-
wicht ist: Die Erde nimmt 0,85 Watt/m2

mehr an Sonnenenergie auf, als sie wie-
der ins Weltall abstrahlt.20 Diese Zahl er-
gibt sich zunächst aus einer Modellrech-
nung, wird aber unabhängig durch ozea-
nische Messungen bestätigt, denn diese
Wärmemenge wird im Meer gespeichert.
Auch die Zunahme der langwelligen
Strahlung an der Erdoberfläche durch
den verstärkten Treibhauseffekt ist inzwi-
schen durch Schweizer Kollegen durch
ein Strahlungsmessnetz in den Alpen di-
rekt gemessen worden, sodass die durch
uns Menschen verursachten Veränderun-
gen in der Wärmebilanz der Erde als gut
verstanden gelten können.
In der öffentlichen Wahrnehmung spielt
die Frage eine wichtige Rolle, wie „unge-
wöhnlich“ die derzeitige Erwärmung ist –
etwa, ob es im Mittelalter in der Nord-
hemisphäre schon einmal wärmer war
(wahrscheinlich nicht), oder ob es in der
Arktis in den 1930er-Jahren bereits ähn-
lich warm war, wie heute (was der Fall ist).
Daraus wird dann versucht, auf die Ursa-
che zu schließen („Wenn es früher schon
mal so warm war, muss es ein natürlicher
Zyklus sein“.). Dies wäre jedoch ein Fehl-
schluss: Ob es im Mittelalter bereits wär-
mer war (etwa wegen einer besonders 
hohen Sonnenaktivität) oder nicht – wir
könnten daraus nicht schließen, inwie-
weit die aktuelle Erwärmung durch natür-
liche Faktoren oder den Menschen be-
dingt ist. Klimaveränderungen können un-
terschiedliche Ursachen haben. Welche
davon tatsächlich wirkte, muss in jedem
Einzelfall geprüft werden. Dass natürliche
Ursachen prinzipiell auch eine deutlich
stärkere Erwärmung verursachen könnten
als der Mensch, ist sicher: Für Beispiele
muss man nur weit genug in der Klimage-
schichte zurückgehen. Über die Ursache
des aktuellen Klimawandels sagt uns dies
nichts. Es zeigt uns jedoch, dass das Klima
nicht unerschütterlich stabil ist.

Die Klimasensitivität

Wie stark ist die Wirkung von CO2 und
den anderen anthropogenen Treibhaus-
gasen auf das Klima? Anders ausge-
drückt: Wenn sich der Strahlungshaus-

halt um 2,7 Watt/m2 (oder einen anderen
Betrag) ändert, wie stark erhöht sich
dann die Temperatur?
Diese Frage ist die entscheidende Frage
für unser gegenwärtiges Klimaproblem.
Klimaforscher beschreiben die Antwort
darauf mit einer Maßzahl, der so genann-
ten Klimasensitivität. Man kann sie in
Grad Celsius pro Strahlungseinheit (°C/
[Watt/m2]) angeben. Einfacher und be-
kannter ist die Angabe der Erwärmung im
Gleichgewicht infolge der Verdoppelung
der CO2-Konzentration (von 280 auf 560
ppm), was einem Strahlungsantrieb von
knapp 4 Watt/m2 entspricht.
Wir erwähnten zu Beginn bereits die 
dafür als gesichert geltende Spanne von 
2,0 bis 4,5 Grad Celsius. Wie kann man
diese Klimasensitivität bestimmen? Dafür
gibt es drei grundsätzlich verschiedene
Methoden.
� Man kann von der Physik ausgehen,

nämlich von der im Labor gemessenen
Strahlungswirkung von CO2, die ohne
jede Rückkopplung direkt eine Erwär-
mung um 1,2 Grad Celsius bei einer Ver-
doppelung der Konzentration bewirken
würde. Dann muss man noch die Rück-
kopplungen im Klimasystem berücksich-
tigen: Im Wesentlichen Wasserdampf,
Eis-Albedo und Wolken. Dazu benutzt
man Modelle, die am gegenwärtigen
Klima mit seinem Jahresgang und zu-
nehmend auch an anderen Klimazu-
ständen (etwa Eiszeitklima) getestet
sind. Damit ergibt sich eine Klimasensi-
tivität von 1,5 bis 4,5 Grad Celsius. Die
Unsicherheit stammt überwiegend vom
Unwissen über das Verhalten der Wol-
ken. Derzeit laufen umfangreiche Mess-
programme, bei denen an verschiede-
nen Orten der Erde die kontinuierlich
gemessene Wolkenbedeckung mit Mo-
dellberechnungen verglichen wird, um
diese Unsicherheit weiter zu verringern.

� Man kann von Messdaten ausgehen
und aus vergangenen Klimaschwan-
kungen durch eine so genannte Re-
gressionsanalyse den Einfluss einzel-
ner Faktoren zu isolieren versuchen.
Dazu benötigt man sehr gute Daten
und muss sehr sorgfältig alle Faktoren
berücksichtigen; man muss dafür einen
Zeitraum nehmen, in dem sich die CO2-
Konzentration möglichst stark verän-
dert hat, während sich andere, die Kli-
masensitivität beeinflussende Faktoren
von der heutigen Situation nicht zu sehr
unterscheiden sollten (etwa die Lage
der Kontinente). Daher eignen sich für
solche Studien vor allem die Eiszeitzy-
klen der letzten Jahrhunderttausende,
bei denen die CO2-Konzentration stark
schwankte. Das für die Bohrung des
Wostok-Eiskerns (Antarktis) verantwort-
liche Team um Claude Lorius hat 1990
anhand dieser Daten eine solche Ana-
lyse durchgeführt;21 sie ergab eine Kli-
masensitivität von 3 bis 4 Grad Celsius.

� Eine dritte Methode ist erst in den letz-
ten Jahren durch Fortschritte in der
Modellentwicklung und Computerleis-
tung möglich geworden. Dabei nimmt
man ein Klimamodell und variiert darin
systematisch die wesentlichen noch
unsicheren Parameterwerte innerhalb
ihrer Unsicherheitsspanne (z. B. Para-
meter, die bei der Berechnung der
Wolkenbedeckung verwendet wer-
den). Man erhält dadurch eine große
Zahl verschiedener Modellversionen –
in einer kürzlich am Potsdam-Institut
abgeschlossenen Untersuchung wa-
ren es eintausend Versionen.22 Weil in
diesen Modellversionen die oben ge-
nannten Rückkopplungen unterschied-
lich stark ausfallen, haben sie alle eine
andere Klimasensitivität. Dies allein
schon gibt einen Hinweis darauf, wel-
che Spanne der Klimasensitivität bei
extremen Annahmen als physikalisch
noch denkbar gelten kann. In unserer
Studie ergaben sich in den extremsten
Modellversionen Klimasensitivitäten
von 1,3 Grad Celsius und 5,5 Grad
Celsius.

Im nächsten Schritt werden alle tausend
Modellversionen mit Beobachtungsda-
ten verglichen und jene (fast 90 Prozent)
als unrealistisch aussortiert, die das heu-
tige Klima nicht anhand eines zuvor de-
finierten Kriterienkataloges hinreichend
gut wiedergeben. Damit wurde die 
Klimasensitivität bereits etwas einge-
schränkt (auf 1,4 bis 4,8 Grad Celsius).
Entscheidend für die Methode ist jedoch
ein anderer Test: Mit allen Modellversio-
nen wurde das Klima auf dem Höhepunkt
der letzten Eiszeit simuliert und all jene
Modellversionen aussortiert, die das Eis-
zeitklima nicht realistisch wiedergaben.
Das Eiszeitklima ist ein guter Test, weil es
die jüngste Periode der Klimageschichte
ist, in der ein wesentlich anderer CO2-
Gehalt der Atmosphäre herrschte als
heute. Zudem gibt es eine Vielzahl guter
Klimadaten aus dieser Zeit. Ist die Klima-
sensitivität im Modell zu hoch, ergibt sich
ein unrealistisch kaltes Eiszeitklima. So
konnte die Obergrenze der Klimasensiti-
vität auf 4,3 Grad Celsius eingeschränkt
werden. Andere Ensemble-Studien konn-
ten die untere Grenze auf etwa 2 Grad
Celsius eingrenzen. Zusammenfassend
kann man sagen, dass drei ganz unter-
schiedliche Methoden jeweils zu Ab-
schätzungen der Klimasensitivität kom-
men, die konsistent mit der noch aus den
1970er-Jahren stammenden (beim dama-
ligen Kenntnisstand noch auf tönernen
Füßen stehenden) „traditionellen“ Ab-
schätzung von 1,5 bis 4,5 Grad Celsius
sind. Dabei kann man einen Wert nahe
an 3 Grad Celsius als den wahrschein-
lichsten Schätzwert ansehen. Verschiede-
ne Ensemble-Studien mit vielen Modell-
versionen (Methode 3) zeigen jeweils,
dass die allermeisten der Modellversio-
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nen nahe 3 Grad Celsius liegen. Ein wei-
teres Indiz ist, dass die neuesten und bes-
ten der großen Klimamodelle in ihrer Kli-
masensitivität zunehmend bei Werten na-
he 3 Grad Celsius konvergieren (Metho-
de 1) – Modelle nahe den Rändern der
traditionellen Spanne sind meist ältere
Typen mit gröberer räumlicher Auflösung
und einer weniger detaillierten Beschrei-
bung der physikalischen Prozesse. Ein
Wert von 3 Grad Celsius ist zudem kon-
sistent mit den Eiszeitdaten (Methoden 2
und 3). Es ist daher unseres Erachtens 
eine realistische Zusammenfassung des
Sachstandes, die Klimasensitivität als
3±1 Grad Celsius anzugeben, wobei die
±1 Grad Celsius etwa der in der Physik
bei der Fehlerdarstellung üblichen 95 Pro-
zent-Spanne entsprechen.

Klimasensitivität als zentraler
Voraussagewert

Wir verwenden auf die Klimasensitivität
so viel Zeit, weil deren Wert für die Zu-
kunft wichtiger ist als alles, was zuvor in
diesem Kapitel über den bereits beob-
achteten Temperaturanstieg und seine
Verursachung durch den Menschen ge-
sagt wurde. Die Klimasensitivität sagt uns
nämlich, welchen Klimawandel wir in Zu-
kunft zu erwarten haben, wenn wir einen
bestimmten Anstieg der CO2-Konzentra-
tion verursachen. Für die Wahl des künfti-
gen Energiesystems ist dies die entschei-
dende Frage. Dagegen ist es dafür uner-
heblich, ob der Einfluss des Menschen
bereits heute in Messdaten nachweisbar
ist oder nicht. Sind die Abschätzungen
der Klimasensitivität mit dem jüngst beob-
achteten Erwärmungstrend vereinbar?
Der derzeitige Strahlungsantrieb der
Treibhausgase (2,7 Watt/m2) würde mit
dem wahrscheinlichsten Wert der Klima-
sensitivität (3 Grad Celsius für Verdoppe-
lung des CO2) eine Erwärmung von ca.
1,8 Grad Celsius ergeben – allerdings
erst im Gleichgewicht, also nach langer
Zeit. Durch die Trägheit der Ozeane hinkt
die Reaktion des Klimasystems aber hin-
terher. Nach den Modellrechnungen soll-
ten bislang etwa die Hälfte bis zwei Drit-
tel der Gleichgewichtserwärmung reali-
siert sein, also ca. 1 Grad Celsius. Man
sieht an dieser einfachen Überschlags-
rechnung, dass die Treibhausgase (im
Gegensatz zu allen anderen Ursachen)
problemlos die gesamte Erwärmung des
20. Jahrhunderts erklären können. Sogar
noch etwas darüber hinaus – die gerin-
gere beobachtete Erwärmung lässt sich
dadurch erklären, dass die Treibhausga-
se ja nicht der einzige Einflussfaktor sind.
Es gibt auch noch den kühlenden Effekt
der besonders zwischen 1940 und 1970
ebenfalls durch menschliche Aktivitäten
angestiegenen Aerosolkonzentration, der
eine Größenordnung von ca. 1 Watt/m2

hat. Genauere Berechnungen müssen mit
Modellen erfolgen, da bei den Aerosolen
auch die räumliche Verteilung des An-
triebs wichtig ist und eine einfache Be-
trachtung globaler Werte nicht ausreicht.
Eine Reihe solcher Modelle, die im Bericht
des Intergovernmental Panel on Climate
Change (IPCC) beschrieben sind, erge-
ben einen Beitrag anthropogener Ursa-
chen (Treibhausgase und Aerosole) zur Er-
wärmung im 20. Jahrhundert von ca. 0,5
Grad Celsius.
Solche Modellberechnungen zeigen
auch eine gute Übereinstimmung zwi-
schen dem beobachteten zeitlichen Ver-
lauf der Temperatur und demjenigen, der
bei Berücksichtigung der verschiedenen
Antriebsfaktoren vom Modell berechnet
wird. Die im 20. Jahrhundert beobachte-
te Klimaerwärmung ist daher vollkommen
konsistent mit dem, was in der obigen Dis-
kussion über die Klimasensitivität gesagt
wurde. Näher eingrenzen lässt sich die
Klimasensitivität mit Daten des 20. Jahr-
hunderts allerdings bislang nicht, weil die
Unsicherheit über die Aerosolwirkung zu
groß ist – falls deren kühlende Wirkung
sehr groß ist, wäre auch eine sehr hohe
Klimasensitivität noch vereinbar mit dem
gemessenen Temperaturverlauf.

Projektionen für die Zukunft

Um die Auswirkungen eines künftigen wei-
teren Anstiegs der Treibhausgaskonzen-
tration abzuschätzen, wird in der Klimafor-
schung in Modellrechnungen eine Reihe
von Zukunftsszenarien durchgespielt. Die-
se Szenarien sind keine Prognosen. Sie
dienen vor allem dazu, die Konsequenzen
verschiedener Handlungsoptionen zu be-
leuchten, und funktionieren nach dem
„Wenn-dann-Prinzip“: „Wenn das CO2 um
X ansteigen würde, würde dies zu einer Er-
wärmung um Y führen.“ Es soll also nicht
vorhergesagt werden, wie viel CO2 künftig
emittiert wird, sondern es sollen die mög-
lichen Folgen untersucht werden. Falls sich
die Weltgemeinschaft dafür entscheidet,
Klimaschutz zu betreiben und die CO2-
Konzentration zu stabilisieren, treten die
pessimistischeren Szenarien nicht ein –
das bedeutet natürlich nicht, dass dies
dann „falsche Vorhersagen“  waren, viel-
mehr wären diese Szenarien eine rechtzei-
tige Vorwarnung gewesen.
Darüber hinaus untersuchen die Szena-
rien in der Regel nur den menschlichen
Einfluss auf das Klima, welchem sich aber
auch noch natürliche Klimaschwankun-
gen überlagern. Eine bestimmte Szena-
riorechnung könnte etwa zeigen, dass
angenommene anthropogene Emissio-
nen bis zum Jahr 2050 zu einer weiteren
Erwärmung um 1 Grad Celsius im globa-
len Mittel führen. Die tatsächliche Tempe-
ratur im Jahr 2050 wird aber wahrschein-
lich davon abweichen, selbst wenn die

Emissionen wie angenommen eintreten
und die Rechnung vollkommen korrekt
war – natürliche Faktoren könnten das
Klima etwas kühler oder wärmer machen.
Sowohl Modellrechnungen als auch ver-
gangene Klimadaten legen allerdings
nahe, dass diese natürlichen Schwankun-
gen über einen Zeitraum von 50 Jahren
sehr wahrscheinlich nur wenige Zehntel
Grad betragen werden. Im Extremfall
könnten aber sehr große Vulkanausbrü-
che oder ein Meteoriteneinschlag zumin-
dest für einige Jahre die gesamte Erwär-
mung zunichte machen und sogar eine
Abkühlung unter das heutige Niveau her-
vorrufen. Die Naturgewalten werden im-
mer zu einem gewissen Grade unbere-
chenbar bleiben. Dies sollte den Men-
schen jedoch nicht daran hindern, sich
über die Konsequenzen seines eigenen
Handelns im Klaren zu sein.
Zur Berechnung von Klimaszenarien be-
nötigt man zunächst Emissionsszenarien,
also Annahmen über den künftigen Ver-
lauf der menschlichen Emissionen von
Kohlendioxid, anderen Treibhausgasen
und Aerosolen. Zwischen 1996 und 2000
hat eine Gruppe von Wirtschaftswissen-
schaftlern für den IPCC ein ganzes Bün-
del von 40 solcher Szenarien entwickelt
und im Special Report on Emission Scena-
rios beschrieben; diese Szenarien sind
daher als SRES-Szenarien bekannt.23 Sie
decken die ganze Bandbreite von öko-
nomisch plausiblen künftigen Entwicklun-
gen ab. Am pessimistischen Ende findet
man eine Vervierfachung der CO2-Emis-
sionen bis zum Jahre 2100; die optimisti-
sche Variante ist ein moderater weiterer
Anstieg, gefolgt von einer allmählichen
Abnahme auf einen Bruchteil der heuti-
gen Werte.
Explizite Klimaschutzmaßnahmen berück-
sichtigen diese Szenarien nicht. Die CO2-
Konzentration steigt in diesen Szenarien
bis zum Jahr 2100 auf 540 bis 970 ppm (al-
so ein Anstieg von 90 Prozent bis 250 Pro-
zent über den vorindustriellen Normal-
wert von 280 ppm), wenn man annimmt,
dass Ozeane und Biosphäre einen unver-
änderten Anteil unserer Emissionen auf-
nehmen. Berücksichtigt man noch, dass
der Klimawandel auch diese Kohlenstoff-
aufnahme verändern kann (die so ge-
nannte Rückkopplung des Kohlenstoff-
kreislaufes), dann vergrößert sich diese
Spanne auf 490 bis 1260 ppm. Wir sehen
also, dass diese Szenarien ein sehr brei-
tes Spektrum künftiger Möglichkeiten ab-
decken. Der gesamte anthropogene
Strahlungsantrieb im Jahr 2100 (alle
Treibhausgase und Aerosole) variiert in
diesen Szenarien zwischen 4 und 9 Watt/
m2 – trotz der sehr unterschiedlichen An-
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etwas mehr als einen Faktor zwei.
Um die denkbaren Auswirkungen dieser
Szenarien auf die globale Mitteltempera-
tur zu berechnen, wurden für den letzten
IPCC-Bericht Klimamodelle damit ange-
trieben, die weitgehend die Spanne der
Unsicherheit in der Klimasensitivität er-
fassen. Im Ergebnis ergab sich eine Er-
wärmung um 1,1 bis 6,4 Grad Celsius für
den Zeitraum 1990 bis 2100, wobei die
Kommastelle natürlich nicht zu ernst ge-
nommen werden sollte. Anders ausge-
drückt: Wir müssen ohne Klimaschutz-
maßnahmen bis zum Jahr 2100 eine an-
thropogene Erwärmung um knapp 2
Grad Celsius bis mehr als 7 Grad Celsi-
us über den vorindustriellen Wert hinaus
erwarten.
Selbst bei sehr optimistischen Annahmen
sowohl über die künftigen Emissionen als
auch über die Klimasensitivität wird die
Erwärmung insgesamt also mindestens
das Dreifache dessen betragen, was wir
bislang im 20. Jahrhundert erlebt haben.
Unser Klima wird Temperaturen errei-
chen, wie es sie wahrscheinlich seit min-
destens 100.000 Jahren nicht auf der Er-
de gegeben hat.
Im pessimistischen Fall dagegen werden
wir die mittlere Temperatur der Erde von
ca. 15 Grad Celsius auf über 20 Grad
Celsius erhöhen – eine Erwärmung, die
wohl selbst über viele Jahrmillionen ein-
zigartig wäre. Könnte es noch schlimmer
kommen? Wenn auch nach gegenwärti-
gem Kenntnisstand nicht sehr wahr-
scheinlich, ist leider auch dies nicht aus-
geschlossen – neuere Studien deuten auf
die Gefahr einer größeren Freisetzung
von CO2 aus der Biosphäre infolge der Er-
wärmung hin. Dadurch würde die Kon-
zentration auf noch höhere Werte stei-
gen, und sogar eine globale Erwärmung
um 7 oder 8 Grad Celsius wäre mög-
lich.24

Könnte es auch glimpflicher ausgehen als
2 Grad Celsius Erwärmung? Nichts
spricht dafür, dass die Natur uns auf ein-
mal einen noch größeren Anteil unserer
Emissionen abnehmen wird als bislang.
Und alles spricht gegen eine Klimasensi-
tivität, die noch geringer ist als 1,5 Grad.
Auch auf eine rasche und ungewöhnlich
starke Abnahme der Sonnenaktivität
oder auf kühlende Vulkaneruptionen kön-
nen wir kaum hoffen. So liegt es letztlich
ganz in unserer Hand, die Klimaerwär-
mung in erträglichen Grenzen zu halten.

Wie sicher sind die Aussagen?

Die Frage nach der Sicherheit unseres
Wissens kann man auch so stellen: Wel-
che neuen Ergebnisse wären denkbar,
die diese Erkenntnis erschüttern? Neh-
men wir hypothetisch an, man würde
schwere Fehler in einer ganzen Reihe von

Datenanalysen finden und käme zur Er-
kenntnis, das Klima sei im Mittelalter doch
bereits wärmer gewesen als heute. Da-
raus müsste man folgern, dass die Erwär-
mung im 20. Jahrhundert um 0,6 Grad
Celsius nicht ganz so ungewöhnlich ist,
wie bislang gedacht, und dass auch na-
türliche Ursachen noch im letzten Jahr-
tausend ähnlich große Schwankungen
verursacht hätten. Es würde folgen, dass
die natürlichen Schwankungen, die sich
jedem menschlichen Einfluss auf das Kli-
ma überlagern, größer sind als gedacht.
Es würde jedoch nicht daraus folgen,
dass auch die Erwärmung im 20. Jahrhun-
dert natürliche Ursachen hat.
Und, das ist das Entscheidende: Es würde
nicht daraus folgen, dass die Klimasensi-
tivität geringer ist als bislang angenom-
men. Wenn überhaupt, könnte man aus
größeren Schwankungen in der Vergan-
genheit auf eine größere Klimasensitivität
schließen – aber auch dies ist hier nicht
der Fall, weil die oben geschilderten Ab-
schätzungen der Klimasensitivität die
Proxy-Daten des abgelaufenen Jahrtau-
sends überhaupt nicht verwenden, sie
sind also von möglichen neuen Erkennt-
nissen über diese Zeitperiode weitge-
hend unabhängig. Solange die Abschät-
zung der Klimasensitivität nicht revidiert
wird, bleibt auch die Warnung vor der
Wirkung unserer CO2-Emissionen unver-
ändert.
Nehmen wir an, neue Erkenntnisse wür-
den eine starke Wirkung der Sonnenakti-
vität auf die Wolkenbedeckung ergeben,
etwa durch Veränderung des Erdmagnet-
feldes und der auf die Erde auftreffenden
kosmischen Strahlung (ein solcher Zusam-
menhang wird seit langem diskutiert, hat
sich jedoch bislang nicht erhärten las-
sen). Man hätte dann einen Mechanis-
mus gefunden, wodurch die Sonnen-
schwankungen sich wesentlich stärker
auf das Klima auswirken als bislang ge-
dacht. Daraus würde jedoch nicht folgen,
dass die Erwärmung der letzten Jahr-
zehnte durch Sonnenaktivität verursacht
wurde, denn weder Sonnenaktivität noch
kosmische Strahlung weisen seit 1940 ei-
nen Trend auf.25 Einen Erwärmungstrend
kann man so deshalb nicht erklären. Und
nochmals: Die Abschätzungen der Klima-
sensitivität, und damit der zukünftigen Er-
wärmung durch unsere Emissionen, blie-
ben davon unberührt.
Diese Beispiele illustrieren eine Grundtat-
sache: Der einzige wissenschaftliche
Grund für eine Entwarnung wäre, wenn
man die Abschätzung der Klimasensitivi-
tät stark nach unten korrigieren müsste.
Und dafür gibt es nur eine Möglichkeit: Es
müsste starke negative Rückkopplungen
geben, die die Reaktion des Klimasystems
auf die Störung des Strahlungshaushaltes
durch CO2 abschwächen.
Der Amerikaner Richard Lindzen, der vie-
len als der einzige fachlich ernst zu neh-

mende Skeptiker einer anthropogenen Er-
wärmung gilt, verwendet daher auch ge-
nau dieses Argument. Er postuliert einen
starken negativen Rückkopplungseffekt in
den Tropen, den von ihm so genannten
Iris-Effekt, der dort eine Klimaänderung
verhindert. Er hält deshalb die Klimasensi-
tivität für praktisch gleich null. Auf das Ar-
gument, es habe in der Vergangenheit Eis-
zeiten und andere starke Klimaänderun-
gen gegeben, erwiderte Lindzen, dabei
habe sich nur die Temperatur der hohen
Breitengrade verändert, die globale Mit-
teltemperatur jedoch kaum.26 Zu der Zeit,
als Lindzen seine Iris-Theorie aufstellte,
konnte man in der Tat aufgrund der unsi-
cheren Daten noch so argumentieren; in-
zwischen gilt unter Paläoklimatologen
durch neue und verbesserte Proxy-Daten
aber als gesichert, dass sich auch die Tem-
peraturen der Tropen bei früheren Klima-
änderungen um mehrere Grad verändert
haben. Auf dem Höhepunkt der letzen Eis-
zeit lag auch die globale Mitteltemperatur
nach heutiger Kenntnis 4 bis 7 Grad Cel-
sius unterhalb der derzeitigen. Deshalb
(und weil er bislang empirische Belege für
den Iris-Effekt schuldig geblieben ist) konn-
te Lindzen kaum einen Fachkollegen für
seine Hypothese gewinnen.
Die erheblichen Klimaschwankungen der
Klimageschichte sind das stärkste Argu-
ment dafür, dass das Klimasystem tat-
sächlich sensibel reagiert und die heuti-
ge Abschätzung der Klimasensitivität so
falsch nicht sein kann. Gäbe es starke ne-
gative Rückkopplungen, die eine größere
Klimaänderung verhindern würden, dann
wären auf einmal die meisten Daten der
Klimageschichte unverständlich. Hunder-
te von Studien wären allesamt falsch, und
wir müssten beim Schreiben der Klimage-
schichte ganz von vorne anfangen. Doch
eine solche noch unbekannte negative
Rückkopplung wäre der einzige Ausweg
aus der ansonsten unausweichlichen Fol-
gerung, dass eine Erhöhung der Treib-
hausgaskonzentration die von den Klima-
tologen vorhergesagte Erwärmung verur-
sachen wird. Es wäre töricht, auf die win-
zige Chance zu hoffen, dass künftig eine
solche negative Rückkopplung entdeckt
werden wird.

Zusammenfassung

Einige wichtige Kernaussagen haben sich
in den abgelaufenen Jahrzehnten der Kli-
maforschung so weit erhärtet, dass sie
unter den aktiven Klimaforschern allge-
mein als gesichert gelten und nicht mehr
umstritten sind. Zu diesen Kernaussagen
gehören:
� Die Konzentration von CO2 in der Atmo-

sphäre ist seit 1850 stark angestiegen,
von dem für Warmzeiten seit mindes-
tens 400.000 Jahren typischen Wert
von 280 ppm auf inzwischen 380 ppm.
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� Für diesen Anstieg ist der Mensch ver-
antwortlich, in erster Linie durch die
Verbrennung fossiler Brennstoffe, in
zweiter Linie durch Abholzung von
Wäldern.

� CO2 ist ein klimawirksames Gas, das
den Strahlungshaushalt der Erde ver-
ändert: Ein Anstieg der Konzentration
führt zu einer Erwärmung der oberflä-
chennahen Temperaturen. Bei einer
Verdoppelung der Konzentration liegt
die Erwärmung im globalen Mittel sehr
wahrscheinlich bei 3±1 Grad Celsius.

� Das Klima hat sich im 20. Jahrhundert
deutlich erwärmt (global um ca. 0,6
Grad, in Deutschland um ca. 1 Grad
Celsius); die Temperaturen der abge-
laufenen zehn Jahre waren global die
wärmsten seit Beginn der Messungen
im 19. Jahrhundert und seit mindestens
mehreren Jahrhunderten davor.

� Der überwiegende Teil dieser Erwär-
mung ist auf die gestiegene Konzen-
tration von CO2 und anderen anthro-
pogenen Gasen zurückzuführen; ein
kleinerer Teil auf natürliche Ursachen,
u. a. Schwankungen der Sonnenaktivi-
tät. 

Aus den Punkten 1 bis 3 folgt, dass die bis-
lang schon sichtbare Klimaänderung nur
ein kleiner Vorbote viel größerer Verän-
derungen ist, die bei einem ungebrems-
ten weiteren Anstieg der Treibhausgas-
konzentration eintreten werden. Bei An-
nahme einer Reihe plausibler Szenarien
für die künftigen Emissionen, und unter

Berücksichtigung der verbleibenden Un-
sicherheiten in der Berechenbarkeit des
Klimasystems, rechnet das Intergovern-
mental Panel on Climate Change/IPCC
in seinem letzten Bericht mit einem glo-
balen Temperaturanstieg von 1,4 bis 5,8
Grad Celsius bis zum Jahr 2100 (über 
das Niveau von 1990 hinaus). Dabei sind
nach neueren Studien auch noch höhere
Werte nicht ausgeschlossen, wenn es zu
verstärkenden Rückkopplungen im Koh-
lenstoffkreislauf kommen sollte. Die letzte
vergleichbar große globale Erwärmung
gab es, als vor ca. 15.000 Jahren die letz-
te Eiszeit zu Ende ging: Damals erwärmte
sich das Klima global um ca. 5 Grad Cel-
sius. Doch diese Erwärmung erfolgte über
einen Zeitraum von 5.000 Jahren – der
Mensch droht nun einen ähnlich ein-
schneidenden Klimawandel innerhalb ei-
nes Jahrhunderts herbeizuführen.
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DIE NATUR SCHLÄGT ZURÜCK

Die Klimakatastrophe, eine 
noch aufhaltbare Katastrophe
Ursula Fuentes / Harald Kohl / Michael Müller

Die Folgen des Klimawandels stellen die
Politik vor drei große Aufgaben: (1.) Sie
muss absehbare Zukunftstrends erfassen,
(2.) orientiert an der Leitidee der Nach-
haltigkeit ein stabiles ökonomisches und
ökologisches Gleichgewicht schaffen und
(3.) notwendige Umbauprozesse sozial-
verträglich organisieren. Die spür- und
sichtbaren Auswirkungen des Klimawan-
dels, die Endlichkeit natürlicher Ressour-
cen und die sich von Nord nach Süd um-
kehrende Entwicklung – im Hinblick auf
den durch die wirtschaftliche Dynamik
verursachten Ressourcenverbrauch und
die ökologischen Folgeprobleme – sind
die drei ökologischen Megatrends, die
das Janusgesicht quantitativen Wachs-
tums offenbaren. War das quantitative
Wachstum bisher Antriebskraft für wirt-
schaftliche Dynamik und Motor der Glo-
balisierung, offenbart sich nun die Unver-
träglichkeit dieses Wachstums mit der
Endlichkeit der Erde und den Regenera-
tionsfristen der Natur. Deshalb wird der
innovative und effiziente Umgang mit na-
türlichen Ressourcen zur Schlüsselfrage.
Die Energie- und Umweltpolitik rücken ins
Zentrum der Politik und müssen – so Ur-
sula Fuentes, Harald Kohl und Michael
Müller – zu einem ökologischen New
Deal führen, der eine Neudefinition des
technischen Fortschritts, die Enttabuisie-
rung der Wachstumsfrage und einen ei-
genen europäischen Weg, der sich durch 
Sozialverträglichkeit und Innovationskraft
auszeichnet, verlangt. �

Am Beginn einer neuen Epoche

Das 21. Jahrhundert wird entweder ein
Jahrhundert der Nachhaltigkeit, also ei-
ne Epoche, in der wirtschaftliche Lei-
stungskraft mit sozialer Gerechtigkeit und
ökologischer Verträglichkeit verbunden
und dabei auch Freiheit und Demokratie
stetig erweitert wird. Oder es wird ein
Jahrhundert der Gewalt, Verteilungskon-
flikte, die sich heute bereits in vielfältigen
Formen zeigen, und Niedergangs. Vor
diesem Hintergrund müssen drei Haupt-
aufgaben der Politik gesehen werden.
Sie muss absehbare Zukunftstrends erfas-
sen, ihre Chancen wie die Gefahren. Der
Economist hat 1930 in einem Fazit zur
Weltwirtschaftskrise von 1929 herausge-
stellt, dass die ökonomische Dynamik im-

mer wieder über den vorgegebenen Ord-
nungsrahmen hinaustreibt. Wenn es nicht
frühzeitig zu einer Modernisierung der
politischen und staatlichen Institutionen
kommt, mündet dieses Ungleichgewicht
in Krisen und Zusammenbrüchen. Wer-
den dagegen diese Optionen genutzt,
können die mit der Entwicklung von Tech-
nik und Wirtschaft verbundenen Chan-
cen umgesetzt werden.
Bisher lassen sich in der Entwicklung der
Bundesrepublik drei Phasen unterschei-
den, bei denen zwei Mal die Politik die
Weichen richtig stellen konnte, während
sie in der letzten Phase zu spät reagierte. 
� Nach 1945 gab es den breiten Kon-

sens der sozialen Marktwirtschaft.
Was damals fest in unserer Gesell-
schaft verankert war, beispielsweise
die breite Anhebung der Massenkauf-
kraft zur Überwindung großer Einkom-
mensunterschiede, ist heute für Teile
der Wirtschaftsverbände ein Standort-
risiko. 

� Mitte der 1960er-Jahre war die Bun-
desrepublik zu klein, zu national und
zu eng geworden. Mit Willy Brandt
wurde der Rahmen neu gesetzt. Die
Stichworte waren: innere Reformen,
Friedens- und Entspannungspolitik und
europäische Integration. 

� Die dritte Phase begann mit dem histo-
rischen Jahr 1989 und der beschleu-
nigten Globalisierung. Doch die not-
wendigen Reformen wurden erst zehn
Jahre später unter ökonomisch und po-
litisch viel schwierigeren Bedingungen
eingeleitet. 

� Nun steht eine neue Phase an, deren
Herausforderung alle bisherigen Auf-
gaben noch übersteigt. Wir erleben
das Ende der billigen und massenhaf-
ten Rohstoffe. Dieses Schmiermittel von
Wachstum, Wohlstand und Beschäfti-
gung geht aus. Die stoffliche Seite un-
seres Lebens wird zum Knappheits-
faktor der weiteren Zukunft. Von daher
müssen die Weichen neu gestellt wer-
den – kulturell, sozial, ökonomisch und
politisch. Das Umweltthema ist da-
bei kein Randthema mehr, sondern
rückt ins Zentrum der politischen Ge-
staltung.

Die zweite Hauptaufgabe der Politik ist
es, ein neues und möglichst dauerhaftes
Gleichgewicht zu schaffen. Das kann –
zumal unter den Bedingungen der Glo-
balisierung – nur die große Leitidee der

Nachhaltigkeit leisten. Sie ordnet sich
ökonomischen Sachzwängen nicht unter,
sondern geht von der Idee der gerechten
Gesellschaft aus, also vom Gemeinwohl.
Zwei Grundelemente sind hierbei zentral:
ein fairer Interessenausgleich und die
Idee der Gemeinsamkeit. Nicht von unge-
fähr heißen die drei großen UN Berichte:
„Das Überleben sichern“ (Brandt-Bericht
1980), „Gemeinsame Sicherheit“ (Palme-
Bericht 1982) und „Unsere gemeinsame
Zukunft“ (Brundtland-Report 1987). Da-
hinter steht das europäische Gedanken-
gut der aufgeklärten Moderne.
Die dritte große Aufgabe der Politik heißt,
den notwendigen Umbauprozess mög-
lichst sozialverträglich und krisenfrei zu
organisieren. Das ist vielleicht die größte
Herausforderung, zumal es viele histori-
sche Beispiele gibt, dass Systeme und In-
stitutionen mit dieser Aufgabe überfordert
sind. Unter einem gewaltigen Zeitdruck
und den Bedingungen offener Grenzen
müssen Wachstum und Begrenzung zu-
sammengeführt werden, um Interdepen-
denzen und Fernwirkungen von Prozessen
in Entscheidungen einzubeziehen.

Die Party auf Kosten der Zukunft 
ist vorbei

Die Erde hat Fieber! Der Klimawandel ist
das stärkste Virus, das die Menschheit in
die ökologische Selbstzerstörung treibt.
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Damit stehen wir an einem Wendepunkt
der Menschheitsgeschichte. Zwar hat im
vergangenen Jahrhundert ein gewaltiges
Wachstum einem Teil der Welt großen
Wohlstand, hohe Lebensqualität und
mehr Demokratie gebracht. Das ging je-
doch nur zu Lasten der Natur, plünderte
die Ressourcen aus und führte zu einer
stetigen Erwärmung der Atmosphäre, die
sich in den letzten Jahrzehnten drama-
tisch beschleunigt hat. 
Der globale Klimawandel macht deutlich:
Dieser Weg kann nicht weitergegangen
werden. Die Party auf Kosten der Dritten
Welt, der Natur und künftiger Generatio-
nen ist vorbei. Das Zeitalter der Expansi-
on zu Lasten der natürlichen Lebens-
grundlagen muss beendet werden, künf-
tig geht es um Umweltverträglichkeit, Ge-
rechtigkeit und Qualität. Und das nicht
nur, weil der Mensch die Atmosphären-
fenster schließt und das Klimasystem aus
dem Lot bringt. Die Natur schlägt zurück.
Sie kehrt zurück als wichtiger Akteur un-
serer Zivilisation, nachdem die Mensch-
heit geglaubt hatte, die Natur weitge-
hend gebändigt zu haben.
Unsere Erde braucht eine nachhaltige
Entwicklung, die Wachstum und Begren-
zung, Wohlstand und Gerechtigkeit, In-
novationskraft und Naturverträglichkeit
dauerhaft in ein Gleichgewicht bringt.
Damit rückt in unserer endlichen und
schnell zusammenwachsenden Welt die
ökologische Modernisierung ins Zentrum

der nationalen, europäischen und inter-
nationalen Politik. Drei ökologische Me-
gatrends sind besonders hervorzuheben.

Megatrend I: 
Auswirkungen des Klimawandels

Wir nähern uns einer Naturschranke, die
nur um den Preis einer Katastrophe über-
schritten werden kann. Das ist der Kern
der Herausforderung des vom Menschen
verursachten Klimawandels, der schnel-
ler und härter kommt als erwartet. In den
nächsten 100 Jahren werden die globa-
len Temperaturen ohne weitere Gegen-
maßnahmen wahrscheinlich – je nach
Szenario – um 2 bis 4 Grad Celsius stei-
gen. Was das heißt, macht erst der ge-
schichtliche Vergleich klar: In den letzten
600.000 Jahren schwankten die Tempe-
raturen zwischen den Tiefstwerten einer
Eiszeit, die bei rund 10 Grad Celsius la-
gen und unser Land zu einer einzigen Eis-
tundra machten, und den Warmzeiten
von rund 16,5 Grad, die als wahrlich
blühende Landschaften mit dem Paradies
oder Garten Eden beschrieben wurden,
lediglich in einer Bandbreite von rund 6
Grad. Ein Plus von 2 bis 4 Grad Celsius,
aus dem nach pessimistischen Szenarios
des Weltklimarates sogar 6 Grad werden
könnten, packt auf eine Warmzeit gleich-
sam eine zweite Warmzeit drauf. Das ist
in Geschwindigkeit und Höhe ein gefähr-

liches Experiment mit der Zerbrechlichkeit
der Erde.
In dem klimageschichtlichen Vergleich
schwankte die Kohlenstoffkonzentration
in der unteren Lufthülle, der Troposphäre,
in der sich das Klimageschehen abspielt,
zwischen 180 ppm (Partikel pro Million)
und 300 ppm Kohlenstoffteile. Heute wer-
den bereits 383 ppm gemessen. In den
letzten beiden Jahren stieg die Konzen-
tration um 2 ppm pro Jahr an. Vor zehn
Jahren waren es erst 1,2 ppm. Wenn sich
die Konzentration auf rund 450 ppm er-
höht und gleichzeitig auch die anderen
Treibhausgase wie Methan, Ozon in der
Troposphäre, Lachgas und F-Gase (fluo-
rierte Treibhausgase) und teilhalogenier-
te Kohlenwasserstoffe weiter ansteigen,
ist eine Erwärmung um 2 Grad Celsius
nicht mehr zu verhindern. Das aber ist die
Grenze, die von der Wissenschaft als ge-
rade noch tolerabel angesehen wird. 
Das Zeitfenster zur Vermeidung einer Ka-
tastrophe wird eng. Beschleunigt durch
die Globalisierungsprozesse und die
nachholende Industrialisierung großer
Teile der Welt erreichen wir die Grenzen
des quantitativen Wachstums, obwohl
große und bevölkerungsreiche Staaten
erst am Beginn der industriellen Entwick-
lung stehen. Bald werden statt der heute
ca. 6,6 Milliarden Menschen rund neun
Milliarden auf unserer ungleichen, über-
bevölkerten und verschmutzten Erde le-
ben. Jährlich kommen rund 75 Millionen
dazu. 
Dieses Bevölkerungswachstum entfällt
nahezu ausschließlich auf die Entwick-
lungs- und Schwellenländer. Dort brau-
chen die Menschen mehr Energie und
Rohstoffe, um ein menschenwürdiges Le-
ben führen zu können und auch in vielen
Industriestaaten steigt der Energiebedarf
weiter an. Kurz: Der Handlungsbedarf
wächst rasant, denn mit der Teilung der
Welt in Arm und Reich werden soziale Un-
gleichheiten explosiv, zugleich erreicht
die Umweltzerstörung eine neue Qua-
lität. 
Die Überlastung der Stoffkreisläufe be-
treffen zwar die ganze Welt, doch arme
Regionen können sich gegen die ökologi-
sche Krise viel weniger schützen als die
Hauptverursacher, die Industriestaaten
auf der nördlichen Erdhalbkugel. Der Kli-
mawandel erhöht vor allem in der Dritten
Welt, insbesondere in Afrika und Ostasi-
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DIE KLIMAKATASTROPHE, EINE 
NOCH AUFHALTBARE KATASTROPHE

Der Klimawandel ist in der Sahel-Zone
deutlich spürbar. Afrika gehört schon 
jetzt zu den Hauptbetroffenen des Klima-
wandels.
picture alliance/dpa
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en, den Druck zur Migration, was dazu
führt, dass die wohlhabenden Länder, in
denen die Angst vor den Fremden und
das Misstrauen gegen die Armen wach-
sen, ihre Grenzen schärfer kontrollieren
und sich abschotten. Deshalb ist es russi-
sches Roulette, wenn einige Länder damit
spekulieren, ob sie von dem Klimawandel
nur wenig betroffen sind oder ob sie gar
Vorteile daraus ziehen können. Auch auf
den Tagungen des Weltklimarates über
den 4. Sachstandsbericht gab es absur-
de Diskussionen über geringfügige Vor-
teile des Klimawandels, die – (wenn über-
haupt) – nur zeitlich befristet sein könn-
ten, so zum Beispiel durch den in einigen
Regionen prognostizierten Anstieg des
Grundwasserpegels durch schneller ab-
fließende Flüsse.
Leider kommt eine solche Debatte seit
den 1980er-Jahren immer wieder hoch –
damals über die bessere Erreichbarkeit
der nordrussischen Eishäfen oder höhere
landwirtschaftliche Erträge im amerikani-
schen Mittelwesten. Das können die
schon heute von den Folgen des Klima-
wandels betroffenen Menschen in Afrika
oder Lateinamerika nur als unanständi-
gen Zynismus empfinden.

Megatrend II: 
Die Endlichkeit der Rohstoffe

Die Endlichkeit in der Nutzung erschöpf-
barer Rohstoffe rückt rasant näher. Vieles
spricht dafür, dass wir uns dem Scheitel-
punkt der Ölförderung nähern. Der „Peak
Oil“ bezeichnet den Zeitpunkt, an dem
die Ölförderung ihren höchsten Stand er-
reicht und – erst langsam, aber unauf-
haltsam – zurückgeht. Die Bundesanstalt
für Geowissenschaften geht davon aus,
dass die Spitzenförderung zwischen 2010
und 2030 erreicht wird. Das Ende des 
Ölzeitalters wird zur Herausforderung für
die Weltgemeinschaft. Wenn nicht früh-
zeitig Konsequenzen gezogen werden,
drohen massive Verteilungskonflikte, aus
denen sogar Ressourcenkriege werden
können. 
Nicht nur Öl – und ebenso Gas – werden
knapp und teuer, auch Rohstoffe wie Pla-
tin, Beryllium, Naobium oder so genann-
te seltene Erden (z. B. Lanthan), die eine
hohe Bedeutung für die High-Tech-Pro-
duktion haben, werden immer schneller
aufgezehrt. Der ökologische Kolonialis-
mus hat die Abhängigkeiten verstärkt und
die Ungleichheit verfestigt. Mit der zu-
nehmenden Knappheit der Rohstoffe –
bei deren extensiven Gewinnung auch
die negativen Umweltauswirkungen an-
steigen dürften – nehmen die Auseinan-
dersetzungen zu, schnellen die Preise in
die Höhe, brechen massive Verteilungs-
konflikte auf, können die Kosten bei Öl
schon bald nicht nur bei 100 US-Dollar,
sondern weit darüber liegen. 

Megatrend III: 
Der Süden wird die Entwicklung
prägen

Die Entwicklung der Welt dreht sich. Erst-
mals in der Geschichte der Moderne be-
ginnt der Süden die Entwicklung der Erde
zu prägen – sowohl durch die wachsen-
den Folgeprobleme zum Beispiel bei der
Ernährung und Wasserversorgung, die in
eine neuen Dimension von Migration mün-
den können, als auch durch die explo-
sive wirtschaftliche Dynamik großer und
bevölkerungsreicher Schwellenländer, die 
in Sozial- und Umweltdumping münden
kann: 
� Nach den Aussagen des Weltklimara-

tes droht in Afrika durch verschiedene
klimabedingte Ursachen eine Halbie-
rung der Ernteerträge, wenn dort die
Temperatur um mehr als 2 Grad Celsi-
us gegenüber 1990 ansteigt. Derzeit
erhöhen sich in weiten Teilen Afrikas
die Temperaturen um 0,3 Grad Celsius
pro Dekade. 18 Prozent der dortigen
Bevölkerung, deren Durchschnittsalter
bei 25 Jahren liegt, leiden an Hunger
und Unterernährung. Dabei ist Afrika
mit rund 900 Millionen Menschen ge-
rade einmal für 4 Prozent an der Emis-
sion der Treibhausgase verantwort-
lich.

� Lima, die Hauptstadt Perus, ist zu 100
Prozent in der Trinkwasserversorgung
von den Andengletschern abhängig.
In den letzten 16 Jahren sind in den
Kordilleren die Eisschichten um 22 Pro-
zent zurückgegangen. In einigen Jahr-
zehnten wird es in der näheren Region
Limas keinen Gletscher mehr geben.
Was heißt das für die betroffenen
Menschen?

� In Asien leben Millionen Menschen im
Mündungsbereich großer Flüsse, die
vom Himalaja gespeist werden. Sie
sind doppelt vom Klimawandel betrof-
fen: Zum einen durch den ansteigen-
den Meeresspiegel, der nach neuesten
Untersuchungen wahrscheinlich höher
ausfallen wird, als dies im IPCC-Bericht
von Paris erwartet wird. Zum anderen
durch die schneller abfließenden Glet-
scherströme, die zu verstärktem Hoch-
wasser führen werden.

Lateinamerika, Asien und Afrika sind
schon jetzt die Hauptbetroffenen des Kli-
mawandels. Doch vor allem Ostasien
wird zunehmend selbst zum Täter, weil
dort die Quantität der Natureingriffe in
eine neue Qualität umschlägt:
� In China wurden allein im Jahr 2005

mit rund 100.000 Megawatt (MW)
Nettoleistung so viele Stromerzeu-
gungskapazitäten neu ans Netz ge-
bracht, wie in unserem Land insgesamt
vorhanden sind. Pro Woche kommt im
Schnitt ein großes Kohlekraftwerk hin-
zu. Aus dieser nachholenden Industria-
lisierung erwächst eine nachholende

Umweltzerstörung. Dennoch emittiert
ein durchschnittlicher Chinese nur ein
Fünftel eines Bürgers der USA – 3,66
Tonnen zu 19,47 Tonnen Kohlendioxid
im Jahr 2004. China ist mit seinen 1,3
Milliarden Menschen nicht nur die
Werkbank der Welt, sondern wird
wahrscheinlich Ende des Jahrzehnts
zum weltweit größten Emittenten von
Kohlendioxid „aufsteigen“. 

� Indien, das in die Rolle des wichtigsten
globalen Dienstleisters rückt, hatte in
den letzten 15 Jahren ein Energie-
wachstum von fast 100 Prozent. Da-
durch ist das Land zu den größten Emit-
tenten von Treibhausgasen aufgestie-
gen. Doch noch immer leben dort über
60 Prozent der Inder in großer Armut,
mit weniger als zwei Dollar pro Tag. 

� Wenn in diesen beiden Schwellenlän-
dern China und Indien nur die kauf-
kräftigen Mittelschichten so viele Fahr-
zeuge fahren wie im Schnitt alle Bürger
der Europäischen Union, nämlich 560
auf 1.000 Einwohner, dann stiege die
Zahl der Autos von heute knapp 690
Millionen auf rund 900 Millionen.

Das Ende der Naturvergessenheit

Diese Gefahren haben viel mit der unge-
rechten Einrichtung der Welt zu tun, mit
der Verteilung von Macht, Reichtum und
Herrschaft, dem Verständnis von Freiheit
und Fortschritt. Die Moderne ist von „Na-
turvergessenheit“ (Günter Altner) ge-
prägt. Die Kritik daran ist keine Rückkehr
zu einem vormodernen Romantizismus,
sondern das Plädoyer für eine dauerhaf-
te Verbindung von Natur und Mensch,
der begreifen muss, dass er ein Teil der
Natur ist. Wir müssen lernen, vernunftbe-
tont mit Grenzen umzugehen.
Die bedingungslose Entfaltung der Pro-
duktivkräfte wurde lange Zeit mit Fort-
schritt gleichgesetzt, als Voraussetzung
für die Vorwärtsbewegung der Gesell-
schaft gesehen. Doch die Fakten sind ein-
deutig: So haben sich allein die Kohlen-
dioxid-Emissionen von 1900 bis heute von
rund 250 Millionen Tonnen auf über 30
Milliarden Tonnen verhundertfacht. Allein
auf die 1,4 Milliarden Menschen, die in
den entwickelten Industriegesellschaften
leben, entfallen rund 70 Prozent der kom-
merziellen Nutzung von Energie und Roh-
stoffen. Rund 80 Prozent der bisherigen
Belastungen mit anthropogen verursach-
ten Treibhausgasen gehen auf ihr Konto.
Nun verschieben sich die Verhältnisse in
Richtung auf die Schwellenländer. Zwar
entfielen auf die OECD-Staaten 2006 im-
mer noch 52 Prozent der Kohlendioxid-
Emissionen, doch vor allem in Asien sind
die Zuwachsraten enorm.
Bei einem immer kleiner werdenden Ku-
chen an Ressourcen wird sich in der ra-
sant industrialisierenden Welt die Nach-
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frage schnell verdoppeln und verdreifa-
chen. Um ihren Wohlstand zu steigern,
greifen die Schwellenländer massiv auf
die begrenzten Rohstoffe und Energie-
reserven zu, wie das der Norden der
Erde seit der industriellen Revolution vor-
macht. In der Schere zwischen der Ver-
teidigung des Status quo und dem
Bemühen um ein schnelles Auf- und
Überholen wird es schwer, den Klima-
wandel zu stoppen und die natürlichen
Ressourcen zu schonen.
Die Welt steckt in einem scheinbar unlös-
baren Dilemma. Das zeigt, wie eng öko-
nomische, soziale und ökologische Fra-
gen miteinander verwoben sind. Die In-
terdependenzen einer zusammenwach-
senden Welt machen die Verwundbarkeit
der menschlichen Sicherheit auf der
ganzen Erde deutlich. 

Das bisherige Wachstumsmodell 
hat keine Zukunft

Was ist zu tun, damit die Menschheit sich
einer zukunftsweisenden Form unserer Zi-
vilisation zuwendet? Sie muss illusorische
Wachstumsträume aufgeben, einen sozi-
al- und umweltverträglichen Pfad einlei-
ten und mehr Wirtschafts- und Lebens-
qualität auf einem sozial- und naturver-
träglichen Weg erreichen. Das ist mit vie-
len Chancen verbunden, denn die Folge-
kosten unseres Wachstums übersteigen
bereits heute, wie Herman Daly, der
frühere Chefökonom der Weltbank, her-
ausgearbeitet hat, oftmals schon die Vor-
teile. Allerdings sind die Verursacher der
Schäden zumeist nicht die Betroffenen.
Das bisherige Modell von Wachstum
kann keine Zukunft haben. 
� Es zehrt die natürlichen Grundlagen

der Wirtschaft immer schneller auf. Die
Schäden steigen exponentiell. Durch
den Substanzverlust verliert die Wirt-
schaft ihre Zukunftsfähigkeit. Die exter-
nen Kosten steigen zu Lasten der Ge-
sellschaft und der Zukunft.

� Die zunehmenden Knappheiten belas-
ten die Lebenschancen künftiger Ge-
nerationen und engen deren Gestal-
tungs- und Freiheitsraum massiv ein. 

� Schließlich baut sich immer komplexer
und mit weit reichenden Folgen eine
globale Katastrophe auf, die immer
schwieriger abzuwenden wird.

An diesem Limes stellt sich die Frage, ob
die Menschheit handelt, bevor uns die
verheerenden Folgen der noch aufhalt-
baren Katastrophe einholen. Erneut geht
es, wie Norbert Elias, der große Zivilisa-
tionstheoretiker, die wichtigste Aufgabe
für eine humane Zivilisation beschrieben
hat, um die soziale Bändigung von Ge-
walt. „Make poverty history, make con-
flicts and wars history, make environment
destruction history, make human abuse
history“ – so definierten 1945 die Verein-

ten Nationen die Aufgaben der Mensch-
heit, die unverändert aktuell sind. Doch
viel Zeit bleibt nicht mehr.

Eindeutige Ergebnisse des IPCC

Die bisherigen Formen von Wachstum
machen das Doppelgesicht der Moderne
deutlich: Das quantitative Wachstum war
zwar der Treiber einer gewaltigen wirt-
schaftlichen Dynamik und ein Motor von
Internationalisierung sowie Globalisie-
rung, doch es ist nicht vereinbar mit der
Endlichkeit der Erde und den Regenerati-
onsfristen der Natur. Mit ihnen wird der
ökologische Raubbau zur Achillesferse
der modernen Welt. Die Ergebnisse des
Intergovernmental Panel of Climate
Change (IPCC) sind eindeutig. 
Schon heute ist eine Erwärmung um mehr
als 1 Grad Celsius nicht mehr zu verhin-
dern Die Wetterextreme werden in den
nächsten drei bis vier Jahrzehnten weiter
zunehmen. Sprunghaft kann sogar eine
viel größere Schadensdimension eintre-
ten, wenn beispielsweise die massenhaf-
te Freisetzung von Methan aus den auf-
tauenden Permafrostgebieten den Klima-
wandel rasant beschleunigt. Ein anderes
Beispiel ist das denkbare Wegrutschen
der heute an Land gebundenen Eisschich-
ten in den nördlichen und südlichen Po-
larzonen durch die Fließgewässer aus
dem schmelzenden Gletschereis. Al Go-
re spricht von „tipping points“. Auf jeden
Fall sind die Wechselwirkungen einer
Vielzahl von Prozessen bisher nicht aus-
reichend bekannt und erforscht. Umso
wichtiger wird die Vorsorge.
Wenn nicht gegengesteuert wird, bezif-
fert der Stern-Review, der die ökonomi-
schen Folgen erforscht hat, die künftigen
Einbußen der Klimafolgen auf mindestens
5 Prozent des globalen Bruttoinlandspro-
dukts. Der frühere Chefökonom der Welt-
bank kann sogar einen Verlust bis zu 20
Prozent nicht ausschließen, wenn für Mil-
lionen von Menschen Hunger, Wasser-
mangel, Unbewohnbarkeit und Über-
schwemmungen eintreten werden. Auch
der Weltklimarat zeigt auf: Die Kosten ei-
ner Stabilisierung des Klimas sind be-
trächtlich, aber sie sind tragbar. Verzöge-
rungen sind nicht zu verantworten, denn
sie kommen uns künftig viel teurer. Damit
kehren sich die Vorteile des quantitativen
Wachstums um. 
Doch die knappste Ressource ist nicht ein-
mal Gas oder Öl. Knapp wird vor allem
die Zeit, die ein Umbau braucht. Die wich-
tigsten Daten des Klimawandels sind seit
rund 20 Jahren bekannt, aber wenig ist
geschehen. Von daher bestimmen An-
passungsstrategien immer stärker die 
internationalen Klimakonferenzen. Das
Grundmuster der Menschen ist nämlich,
erst dann zu reagieren, wenn die Kata-
strophe eingetreten ist. Das ist beim Kli-

mawandel nicht möglich, der Bremsweg
beträgt mehrere Jahrzehnte.

Die Leitidee der Nachhaltigkeit

Der innovative und effiziente Umgang mit
den natürlichen Ressourcen wird zur
Schlüsselfrage der weiteren Zukunft –
ökonomisch wie ökologisch. Im Jahrhun-
dert der Ökologie wird es zum Überle-
bensgebot, zu einer Effizienzrevolution
bei der Nutzung von Energie und Rohstof-
fen zu kommen und den Übergang in ei-
ne solare Weltwirtschaft voranzutreiben.
Die Energiepolitik rückt ins Zentrum der
Wirtschafts- und auch Gesellschaftspoli-
tik. Notwendig ist ein neues Denken und
Handeln – eine Frage der ökonomischen
und ökologischen Vernunft sowie ein Ge-
bot der Fairness gegenüber kommenden
Generationen. Diese Aufgabe geht weit
über ökonomische und technische Fragen
hinaus. Sie betrifft auch die soziale Si-
cherheit und unser Verständnis von Frei-
heit und Verantwortung. Deshalb ist ein
ökologischer New Deal notwendig.
Nur mit dieser „Neuausteilung der Kar-
ten“ kommen wir aus den heutigen Sack-
gassen heraus, Teilkorrekturen reichen
dafür nicht aus. Die Leitidee für Umbau
und Erneuerung ist die nachhaltige Ent-
wicklung, die vom Erdgipfel 1992 vorge-
schlagen wurde. Sie verbindet die kultu-
relle Neuausrichtung mit ökonomischer
Innovationskraft, einer ökologischen Re-
volution und der Bekämpfung von Armut
und Ungerechtigkeit, um die Wirtschafts-
und Lebensqualität zu verbessern und die
Lebenschancen künftiger Generationen
zu bewahren. In der Dimension ist dieses
Projekt vergleichbar mit der Idee des
Wohlfahrtsstaates von Franklin Roosevelt
im Jahr 1933. Auch heute ist eine große
Antwort notwendig. So wie die soziale
Demokratie im letzten Jahrhundert den
Menschen Stabilität, Sicherheit und
Chancen gebracht hat, kann dies heute
der ökologische New Deal tun. 
Die Nachhaltigkeit verbindet die sozia-
len, wirtschaftlichen und ökologischen
Ziele der Erneuerung miteinander. Heute
ringen wir um diesen neuen Weg. Wir er-
leben, dass die alte Ordnung nicht mehr
funktioniert, die neue aber erst geschaf-
fen wird. Das sind die Geburtsschmerzen
einer neuen Epoche. Damit die Menschen
den neuen Weg mitgehen, brauchen sie
Sicherheit und Perspektive. Das muss die
Konkretisierung der Nachhaltigkeit leis-
ten. 
Der dritte Teilbericht des Weltklimarates
zeigt, dass Klimaschutz möglich ist. Doch
Klimawandel wie Klimaschutz haben er-
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hebliche Verteilungswirkungen. Aber
richtig ist: Der Klimawandel kommt uns
auf jeden Fall viel teurer – vier bis sieben
Mal mehr als die Kosten des Umbaus.
Hinzu kommen die Chancen, die mit Kli-
maschutz für mehr Beschäftigung, Inno-
vationen und Wertschöpfung verbunden
sind. Der Weltklimarat setzte fünf Prioritä-
ten für den Schutz des Klimas:
� Massive Steigerung der Effizienz. Hier-

in wird der wichtigste Hebel gesehen,
die Emissionen um rund ein Viertel zu
verringern. Das wird im Sachstandsbe-
richt konkretisiert am Beispiel eines
globalen Programms zur energeti-
schen Sanierung – sowohl bei Hei-
zungs- als auch Klimaanlagen.

� Ausbau der erneuerbaren Energien,
deren Anteil auf 20 bis 22 Prozent bis
zum Jahr 2020 gesteigert werden soll.

� Verbesserung und Ausbau der öffentli-
chen Verkehrssysteme, vor allem in den
Metropolen der Entwicklungs- und
Schwellenländer sowie in den Mega-
citys.

� Schutz der Wälder, Böden und Meer-
essysteme. Der Erhalt der Biodiversität
ist ein wichtiger Beitrag zum Klima-
schutz. Das wird daran deutlich, dass
in einer globalen Rangliste der Kohlen-
stoffemittenten nach den USA und Chi-
na Indonesien und Brasilien wegen
der Zerstörung der Regenwälder und
Böden die Plätze 3 und 4 einnehmen.

� Schneller Ausstieg aus den F-Gasen
(fluorierte Treibhausgase) und teilha-
logenierten Kohlenwasserstoffen, die
insbesondere für Klimaanlagen und
zur Kühlung genutzt werden.

Bei den effizienten Energie- und Umwelt-
techniken, die künftig immer stärker ge-
braucht werden, hat unsere Volkswirt-
schaft je nach Technologie und Produkt
einen Marktanteil zwischen 8 und 30 Pro-
zent. Bei der Umweltindustrie ist Deutsch-
land der Weltmarktführer. Für diese Er-
folgsgeschichte steht das Erneuerbare
Energien Gesetz (EEG). Es wurde 2001
beschlossen. Damals hatte unser Land ei-
nen Anteil von 6 Prozent erneuerbaren
Strom, heute sind es über 14 Prozent und
2020 werden es wahrscheinlich rund 30
Prozent sein. 240.000 Menschen arbeiten
bereits in dieser Zukunftsbranche. Und 48
Staaten orientieren sich bereits am deut-
schen Förderweg. Wir müssen das Tempo
der ökologischen Modernisierung er-
höhen – auch um vorhandene Vorteile
und Vorsprünge nicht zu verlieren.

Wachstumsfrage darf nicht länger
tabuisiert werden

Die Herausforderungen verlangen frei-
lich nicht nur technische Antworten, so
wichtig sie sind. Es muss zu einer Neude-
finition der Idee des technischen Fort-
schritts kommen, ohne in alte Technik-

gläubigkeit zurückzufallen. Zugleich geht
es um kulturelle Antworten, zum Beispiel
um Glaubwürdigkeit und Rücksichtnah-
me. Unser Land kann nicht überzeugen,
wenn nur noch Uganda, Nepal und die
Isle of Man keine Geschwindigkeitsbe-
grenzung kennen, aber dort sicher kaum
die Straßen vorhanden sind, um wie in
Deutschland rasen zu können. 
Zudem brauchen wir eine Unternehmens-
und Wirtschaftsverfassung, die die län-
geren Ketten der Entscheidungsprozesse
berücksichtigt, also Zukunftsverantwor-
tung übernimmt. Die vorherrschende
Ökonomie der Kurzfristigkeit kann die
ökologischen Aufgaben nicht lösen. Poli-
tiker werden kritisiert, weil sie angeblich
nur in einer Zeitspanne von vier Jahren
denken. Was aber tun Manager, die sich
an der Börsenbewertung von drei Mona-
ten orientieren?
Nicht zuletzt darf die Wachstumsfrage
nicht länger tabuisiert werden. Es gibt
ökologische Grenzen, die beachtet wer-
den müssen. Notwendig ist eine selektive
Entwicklung, in der das schnell schrumpft,
was die Umwelt zerstört. Und in der das
schnell wächst, was die ökologischen
Kreisläufe bewahrt. Von daher braucht
die ökologische Modernisierung drei
Ebenen: 
� nationale Vorreiterrollen und Stärkung

politischer Gestaltungskraft;
� starke Wirtschaftsregionen, die bei

der Erneuerung vorangehen. Hier liegt
die Chance der EU, wenn sie in der
Globalisierung die „europäische Kar-
te“ zieht;

� globale Initiativen für Verträge, Ko-
operationen und Entwicklungspartner-
schaften.

Das Dach dafür bietet die Nachhaltig-
keit, die in der Globalisierung noch wich-
tiger wird. Deutschland war auf Bali das
einzige Land, das ein ehrgeiziges Pro-
gramm zum Klimaschutz hatte. Das sind
zwar noch nicht die minus 40 Prozent 
bei den Treibhausgasen, die bis 2020 
erreicht werden sollen, aber immerhin
schon 32 bis 35 Prozent. Und es gab auch
konkrete Angebote zum Waldschutz.

Ökologische Modernisierung –
Chance für Europa

Vor allem Europa muss einen eigenständi-
gen Weg gehen, der die soziale Demokra-
tie nicht aufgibt, sondern weiterentwickelt.
In der Globalisierung findet eine Ausein-
andersetzung zwischen unterschiedlichen
wirtschafts- und gesellschaftspolitischen
Modellen statt. Während Nordamerika
vor allem auf eine liberale Marktwirtschaft
setzt, die die Gesellschaft zu einer Markt-
gesellschaft macht, versucht China mit ei-
ner staatlich gesteuerten Wachstumsstra-
tegie den Wohlstand der traditionellen In-
dustriestaaten aufzuholen. Beide Systeme
sind weder ökologisch noch sozial ver-
träglich. Von daher verwundert es nicht,
dass von China und den USA, wie auch
von den Ölländern, starker Widerstand
gegen ehrgeizige Klimaschutzziele aus-
geht.
Westeuropa ist in den vergangenen Jahr-
zehnten mit dem Konzept der fairen und
solidarischen Gesellschaft gut gefahren.
Die soziale Marktwirtschaft verband öko-
nomische Leistungskraft mit einem so-
zialen Interessenausgleich. Auch Klima-
schutz und Gerechtigkeit gehören zusam-

Der Ausbau der erneuerbaren Energien, deren Anteil auf ca. 20 Prozent bis zum Jahr
2020 gesteigert werden soll, ist eine der Prioritäten für den Schutz des Klimas.
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men. Die Bewältigung der ökologischen
Herausforderungen setzen ein weiter ge-
hendes Verständnis von Gerechtigkeit
und Verantwortung voraus. Europa kann
eine gestaltende Rolle einnehmen, die
überall in der Welt geachtet wird. 
Viele Länder richten die Hoffnung auf uns.
Wir brauchen eine neue industrielle Revo-
lution hin zu einer nachhaltigen Entwick-
lung: Energien ohne Treibhausgase. Hei-
zung, Strom und Mobilität mit Hilfe der
Sonnenenergie. Weg von Gas, Öl und
Kohle. Eine Effizienzrevolution für Gebäu-
de, die keine Energie verbrauchen. Sau-
bere Autos. Deutschland kann und muss
zur energie- und rohstoffeffizientesten
Volkswirtschaft der Welt werden. Beim
ökologischen New Deal müssen Wirt-
schaft, Gewerkschaften, Wissenschaft
und Zivilgesellschaft mitmachen. Die effi-
ziente und integrierte Energieversorgung,
eine umweltverträgliche Mobilität und
dauerhafter Klimaschutz sind mit sektora-
len, internationalen und intergenerativen
Verteilungskonflikten verbunden. 

Sozialverträglichkeit und
Innovationskraft sind entscheidend

Von daher bekommt der Klima- und Um-
weltschutz eine zentrale Bedeutung und
muss zugleich neu geordnet werden. Ent-
scheidend für die ökologische Moderni-
sierung werden Sozialverträglichkeit und
Innovationskraft werden.
Die sozialen Auswirkungen der Umwelt-
politik sind bis heute wenig thematisiert.
Tatsache ist: Sozial schwächere Gruppen
sind deutlich stärker von den Umweltbe-

lastungen betroffen. Sie tragen auch den
höchsten Anteil an der Finanzierung von
Umweltschutzmaßnahmen. Von daher
wird in Teilen der Bevölkerung der Um-
weltschutz häufig als Bedrohung ihrer In-
teressen empfunden. Je stärker die Um-
weltgefahren werden, desto stärker wird
seine Notwendigkeit akzeptiert, aber zu-
gleich werden Einschnitte und Belastun-
gen befürchtet. Der Umbau kostet Geld
und es muss aufgebracht und in den La-
sten fair verteilt werden. Die ökologische
Modernisierung ist eine soziale Aufgabe.
Die Menschen werden sich darauf nur
einlassen, wenn 
� das Verursacherprinzip gilt, weil es

weg geht von den End-of-the-pipe-
Technologien hin zu einem produkti-
onsintegrierten Umweltschutz;

� die Angebote der öffentlichen Ver-
kehrssysteme flächendeckend und ko-
stengünstig sind;

� Arbeit und Umwelt miteinander ver-
bunden werden, um die Beschäfti-
gungsfrage offensiv aufzugreifen;

� der öffentliche Sektor für die Daseins-
vorsorge modernisiert wird und

� an den Chancen der ökologischen Mo-
dernisierung alle Menschen teilhaben.

Die ökologische Modernisierung braucht
eine positive Neubestimmung der Idee
des technischen Fortschritts. Wurde in den
letzten Jahren die Technik auch als Feind
der Natur gesehen, muss sie heute zum
Verbündeten beim Schutz der natürlichen
Lebensgrundlagen werden. Die techni-
schen und ökonomischen Ressourcen
müssen auf die ökologischen Zukunftsfel-
der wie Kreislaufwirtschaft, nachhaltige
Mobilität, Effizienzrevolution oder Erneu-

erbare Energien – einschließlich der Spei-
cherung – gelenkt werden.
Auch bei den Akteuren und Trägern der
Umweltpolitik werden die Karten neu ge-
mischt. Die „Vertreter der Anklage“ verlie-
ren an Bedeutung, weit wichtiger werden
Konzepte der Innovationsbeschleunigung
und der gerechten Verteilung von Chan-
cen wie Lasten im Umbauprozess. 
Nachhaltigkeit ist ein regulatives Kon-
zept mit klaren Prinzipien. Die zeitliche
und sektorale Vernetzung ermöglicht eine
dauerhafte und gleichzeitig vielfältige
Entwicklung. Diese Vision bekommt durch
die Herausbildung der Wissensökonomie
einen konkreten Hintergrund. Die Infor-
mations- und Kommunikationstechnolo-
gien ermöglichen neue Produktivität. Sie
rücken die kreativen Fähigkeiten des
Menschen ins Zentrum. Die Neuordnung
der Energie- und Ressourcenwirtschaft
wird möglich. 

Ein „neues Haus“ der Zivilisation

In ein Bild gefasst: Bei der nachhaltigen
Entwicklung geht es um ein neues Haus
der Zivilisation. Die Ökologie ist das Fun-
dament, die soziale Gerechtigkeit ge-
währleistet die stabile Statik. Wie groß
das Haus dann gebaut wird, liegt an den
schöpferischen Kräften und am wissen-
schaftlich-technischen Fortschritt. Nach-
haltigkeit richtet sich nicht gegen Wachs-
tum, sondern überführt es in eine neue
Entwicklungsdynamik, welche den Über-
lastungen, Begrenzungen und Ungleich-
heiten unserer Welt gerecht wird. Der
Schlüssel liegt in der Aufwertung der Zu-
kunft. Mit dieser Orientierung verbindet
Nachhaltigkeit soziale, ökologische und
wirtschaftliche Ziele, Gegenwart und Zu-
kunft, Nord und Süd miteinander. Sie
braucht keine übergeordneten zentrali-
sierten Institutionen, sondern lässt sich
auf allen Ebenen und in allen Bereichen
unmittelbar umsetzen. Nachhaltigkeit ist
Weltinnenpolitik, ein region building zur
Stärkung der Europäischen Union, die
dieses Leitprinzip mit dem Lissabon-Pro-
zess verbindet.
Nachhaltigkeit ist von daher nicht nur
Umweltschutz, sondern gehört ins Zen-
trum von Reformen und Modernisierung.
Sie ist auch Wirtschafts-, Beschäftigungs-,
Sozial- und Friedenspolitik. Nachhaltig-
keit darf kein beliebiges Plastikwort sein.
Der Klimawandel konkretisiert diese Idee
und gibt ihr eine neue und noch größere
Bedeutung. Sie wird dann zur Leitidee für
einen neuen Fortschritt. Aber es gilt auch:
Wir hatten noch nie so wenig Zeit, so viel
zu tun.
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WELCHE WEICHEN MÜSSEN GESTELLT WERDEN?

Szenarien eines klimaverträglichen 
Energiesystems
Wolfram Krewitt

Definiert man Zielgrößen im Hinblick auf
eine Senkung von CO2-Emissionen, so
können mit Hilfe von Szenarienanalysen
ein Entwicklungspfad sowie die zur Errei-
chung des Ziels notwendigen Handlungen
und Investitionen aufgezeigt werden. Die-
ser Entwicklungspfad verbindet die Ziele
angemessen mit dem heutigen Status quo.
Wolfram Krewitt erörtert die wesentlichen
Ergebnisse des Energy [R]evolution Sze-
narios, das vom Ziel einer maximalen
Temperaturerhöhung von zwei Grad Cel-
sius ausgeht. Beachtet man als Bestim-
mungsgröße für den zukünftigen Energie-
bedarf u. a. das stete Anwachsen der
Weltbevölkerung und den prognostizier-
ten Energiebedarf der Entwicklungs- und
Schwellenländer, gilt es, sämtliche Ein-
sparpotenziale des weltweiten Energie-
bedarfs auszuschöpfen. Dies verlangt ei-
nen tiefgreifenden Wandel unseres Ener-
gieversorgungssystems und eine Ressour-
cenverlagerung auf die erneuerbaren
Energien (z.B. Sonnen-, Windenergie und
Wasserkraft). Das Szenario zeigt, dass
ein Kurswechsel geboten und machbar ist.
Aufgrund der zur Verfügung stehenden
technischen Optionen ist dieser Kurs-
wechsel dem Energy [R]evolution Szena-
rio zufolge realisierbar, erfordert aller-
dings entsprechende politische Rahmen-
bedingungen auf nationaler und interna-
tionaler Ebene. �

Szenarien als 
„Trampelpfade in die Zukunft“

Unser verschwenderischer Umgang mit
fossilen Energieträgern ist eine wesentli-
che Ursache für den dramatischen Anstieg
von Treibhausgasen und den damit ver-
bundenen Auswirkungen auf das Klima.
Die Notwendigkeit des Umsteuerns ist of-
fensichtlich. Ist es aber angesichts einer
wachsenden Weltbevölkerung und dem
rasanten Wirtschaftswachstum in Ländern
wie China und Indien überhaupt möglich,
die CO2-Emissionen auf ein solches Maß
zu reduzieren, dass es uns vor katastro-
phalen Auswirkungen des Klimawandels
bewahren kann? Welche Weichen müs-
sen heute gestellt werden, um globale Kli-
maschutzziele zu erreichen?
Grundsätzlich gibt es zwei verschiedene
Ansätze, um sich mit Hilfe von Szenarien-
analysen gewissermaßen Trampelpfade

in die Zukunft zu bauen und damit die
Möglichkeiten und Grenzen verschiede-
ner Handlungsalternativen auszuloten
(Abbildung 1). Mit dem Ansatz des „Fore-
casting“ wird versucht, die beobachteten
und erwarteten Trends sozioökonomi-
scher und technischer Entwicklungen in
die Zukunft zu projizieren. Geht man da-
bei von den heute geltenden Rahmen-
bedingungen aus, so erhält man das Bild
einer zukünftigen Welt auf einem so 
genannten „Business-as-usual“-Entwick-
lungspfad – also ein „weiter so wie bis-
her“. Ausgehend von einem solchen Busi-
ness-as-usual-Szenario können in Szena-
riovariationen die Auswirkungen mögli-
cher alternativer Handlungsoptionen im
Vergleich zum Business-as-usual darge-
stellt werden.
Beim „Backcasting“ wird genau anders-
herum gedacht: Ausgangspunkt ist die
Festlegung von Zielen, die langfristig er-
reicht werden sollen. Es wird dann ver-
sucht, einen Entwicklungspfad aufzuzei-
gen, der diese Ziele sinnvoll mit dem heu-
tigen Zustand verbindet. Ein solches Ziel-
szenario beschreibt also keine Entwick-
lung, die unter den heutigen Rahmenbe-
dingungen besonders wahrscheinlich ist,
sondern macht deutlich, welche Eingriffe
notwendig sind, um vom heutigen Zu-
stand ausgehend das angestrebte Ziel zu
erreichen.
Zwar ringt die Weltgemeinschaft noch um
die Festlegung gemeinsamer und ver-

bindlicher Klimaschutzziele, aber immer-
hin hat sich die Europäische Kommission
unter dem Einfluss der Erkenntnisse des
Weltklimarates (Intergovernmental Panel
on Climate Change/IPCC) das Ziel ge-
setzt, den Anstieg der globalen Durch-
schnittstemperatur auf maximal 2 Grad
Celsius gegenüber dem vorindustriellen
Niveau zu begrenzen. Um dies zu errei-
chen, müssen die energiebedingten CO2-
Emissionen bis zur Mitte des Jahrhunderts
von heute fast 30 Milliarden Tonnen CO2

pro Jahr auf ca. 10 Tonnen pro Jahr redu-
ziert werden. Bei einer Weltbevölkerung
von dann ca. 9 Milliarden Menschen ent-
spricht dies durchschnittlichen Emissions-
rechten von gut einer Tonne CO2 pro Per-
son und Jahr. Abbildung 2 macht deut-
lich, dass dieses Ziel nicht einfach zu er-
reichen ist: während die Industrieländer
die Pro-Kopf-Emissionen drastisch redu-
zieren müssen, gleichzeitig aber den 
erreichten Lebensstandard mindestens
erhalten wollen, muss es das ebenso 
ehrgeizige Ziel der Entwicklungs- und
Schwellenländer sein, die Lebensqualität
der Bevölkerung deutlich zu erhöhen, da-
bei aber gleichzeitig die Pro-Kopf-Emis-
sionen zu stabilisieren.
Dass dieses Ziel grundsätzlich erreichbar
ist, wollten wir mit dem Energy [R]evoluti-
on Szenario zeigen. Das Energy [R]evolu-
tion Szenario ist in enger Zusammenar-
beit mit Greenpeace International, dem
European Renewable Energy Council

Abbildung 1: Verschiedene Ansätze der Szenarioanalyse
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(Europäischer Dachverband der im Be-
reich Erneuerbare Energien tätigen In-
dustrien) und Forschungseinrichtungen in
den verschiedenen Weltregionen erar-
beitet worden (Krewitt et al. 2007; Green-
peace/EREC 2007). Energy [R]evolution
ist ein Zielszenario, das von dem Ziel der
maximalen globalen Temperaturerhö-
hung von 2 Grad Celsius ausgeht. Außer-
dem wird im Energy [R]evolution Szenario
unterstellt, dass weltweit keine weiteren
Kernkraftwerke gebaut werden, und dass
bis zum Jahr 2040 ganz auf die Nutzung
der Kernenergie verzichtet werden kann.
Trotz der Pläne zum Ausbau der Kern-
energienutzung in Ländern wie China soll
gezeigt werden, dass globale Klima-
schutzziele auch ohne die umstrittene
Nutzung der Kernenergie zu erreichen
sind.

Bestimmungsgrößen der
Energienachfrage

Der weltweite Energiebedarf wird wesent-
lich bestimmt durch die Anzahl der Men-
schen, die auf der Erde leben und Energie-
dienstleistungen in Anspruch nehmen, und
durch die Art und Weise, wie diese Men-
schen in das Wirtschaftsgeschehen einge-
bunden sind. Die Projektionen der Verein-
ten Nationen gehen davon aus, dass die
Weltbevölkerung von heute 6,5 Milliarden
Menschen auf 9,2 Milliarden im Jahr 2050
ansteigen wird. Während sich die Bevöl-
kerung in den Industrieländern und in Chi-
na weitgehend stabilisiert hat und nur
noch langsam zunimmt, wächst die Bevöl-
kerung vor allem in Indien und in Afrika
weiterhin sehr schnell. Das Anwachsen der
Weltbevölkerung um knapp 50 Prozent in
den nächsten 45 Jahren verschärft na-
türlich das Problem einer nachhaltigen
Energieversorgung immens. Gleichzeitig

wird vor allem in den Entwicklungs- und
Schwellenländern auch die Wirtschafts-
leistung schnell steigen, um der wachsen-
den Bevölkerung eine bessere Lebensqua-
lität ermöglichen zu können. Während das
Wachstum des Bruttoinlandsprodukts (BIP)
in den Industrieländern bis 2050 auf
durchschnittlich 1 bis 1,5 Prozent pro Jahr
zurückgehen wird (allerdings auf hohem
absolutem Niveau), werden die Volkswirt-
schaften der Entwicklungs- und Schwellen-
länder noch relativ schnell weiter wachsen
– in Indien und China werden heute
Wachstumsraten von 10 Prozent pro Jahr
erreicht. Schreiben wir unsere heutigen
Verhaltensweisen in die Zukunft fort, so
führen Bevölkerungs- und Wirtschafts-
wachstum in einem Business-as-usual Sze-
nario zu einem dramatischen Anstieg des
Energiebedarfs (Abbildung 3). Eine solche
„Weiter-so-wie-bisher“-Entwicklung dürfte
aber die unwahrscheinlichste der mögli-
chen Zukünfte sein: wegen fehlender Res-
sourcen, steigender Umweltbelastung, ge-
sellschaftlicher Verwerfungen und geopo-
litischer Konflikte führt ein solcher Pfad in
den Kollaps (gestrichelte rote Linie in Ab-
bildung 3), im besten Fall zu graduellen
Anpassungen und einer langsamen Re-
duktion des Energiebedarfs (durchgezo-
gene rote Linie).
Um den Kollaps zu vermeiden und das 2
Grad Celsius-Ziel zu erreichen, gilt es zu-
nächst, die Potenziale zum Energiesparen
konsequent auszunutzen. Eine Abschät-
zung der Einsparpotenziale in den Nach-
fragesektoren Industrie, Haushalte/Ge-
werbe und Verkehr in den verschiedenen
Weltregionen zeigt, dass beim Ausschöp-
fen sämtlicher Einsparpotenziale der
weltweite Endenergiebedarf im Vergleich
zu einer Business-as-usual-Entwicklung
um ca. 40 Prozent reduziert werden kann.
Allein durch effizientere Fahrzeuge könn-
ten im Jahr 2050 gegenüber einem Refe-

renzszenario 80.000 PJ (Peta-Joule) ein-
gespart werden, durch eine verbesserte
Isolierung von Gebäuden könnte der
Energiebedarf um 30.000 PJ gesenkt wer-
den. In dem Energy [R]evolution Szenario
wird davon ausgegangen, dass durch
das Ausschöpfen der Effizienzpotenziale
die weltweite Energieproduktivität, also
das mit einer Energieeinheit zu erwirt-
schaftende Bruttoinlandsprodukt, um den
Faktor 4 von heute gut 100 Millionen US-
Dollar je PJ (kaufkraftbereinigt) auf über
400 Millionen US-Dollar je PJ gesteigert
werden kann. Zwar wird der Energiebe-
darf in Asien, Afrika und Lateinamerika
wegen des Bevölkerungs- und Wirt-
schaftswachstums auch im Energy [R]evo-
lution Szenario weiter ansteigen, aber
deutlich langsamer als im Business-as-
usual-Szenario. In den Industrieländern
kann der Energiebedarf durch das Aus-
schöpfen der Effizienzpotenziale unter
das heutige Niveau fallen (siehe Abbil-
dung 3).

Erneuerbare Energien – 
Perspektiven einer nachhaltigen
Energieversorgung

Um trotz steigenden Energieverbrauchs
die globalen Klimaschutzziele erreichen
zu können, ist ein tief greifender Wandel
unseres Energieversorgungssystems not-
wendig. Dank erfolgreicher Forschung
und Entwicklung steht uns heute eine gro-
ße Bandbreite verschiedener Technolo-
gien zur Verfügung, mit denen wir Son-
nenenergie, Windenergie, Wasserkraft,
Meeresenergie, Biomasse und Erdwärme
für eine klimafreundliche Energieversor-
gung nutzen können. Viele dieser noch
jungen Technologien zur Nutzung erneu-
erbarer Energien sind allerdings heute
wirtschaftlich noch nicht konkurrenzfä-
hig. Bei einer forcierten Markteinführung
können diese Technologien aber schnell
ihre Lernkurve durchlaufen, so dass Inno-
vationen, technisches Lernen und Skalen-
effekte bei der Anlagenherstellung zu ei-
ner deutlichen Kostenreduktion in den
nächsten zehn bis 15 Jahren führen (Ab-
bildung 4). Im Gegensatz zu den erneu-
erbaren Energien ist bei der Stromerzeu-
gung aus fossilen Energieträgern wegen
steigender Rohstoffpreise und der Kosten
für CO2-Emissionen von kontinuierlich
steigenden Erzeugungskosten auszuge-
hen. Es wird erwartet, dass zwischen
2020 und 2035 die meisten der erneuer-
baren Technologien gegenüber der
Stromerzeugung aus fossilen Energieträ-
gern konkurrenzfähig werden. Da der
Markt aber kurzsichtig ist und die heuti-
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Abbildung 2: Pro-Kopf CO2-Emissionen im Jahr 2006 (in Tonnen CO2 pro Kopf).
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gen Preise die zukünftigen niedrigeren
Stromerzeugungskosten aus erneuerba-
ren Energien nicht honoriert, müssen po-
litische Instrumente und Rahmenbedin-
gungen durch geeignete Anreize das zur
Kostenreduktion erforderliche Markt-
wachstum stimulieren. Das deutsche Er-
neuerbare-Energien-Gesetz (EEG), das
durch feste Einspeisevergütungen schon
heute den wirtschaftlichen Betrieb von
Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Ener-
gien ermöglicht, hat zu einem dynami-
schen Marktwachstum erneuerbarer
Energien in Deutschland geführt.
Werden die Potenziale zur Nutzung er-
neuerbarer Energien in den nächsten
Jahren zügig erschlossen, so kann bis
zum Jahr 2050 fast 70 Prozent des welt-
weiten Strombedarfs aus erneuerbaren
Energien gedeckt werden (Abbildung 5).
Weltweit werden Wind, Sonne und Was-
serkraft die größten Quellen für Strom aus
erneuerbaren Energien sein. Dem Energy
[R]evolution Szenario entsprechend kön-
nen in Europa bis 2050 sogar 80 Prozent
des gesamten Strombedarfs aus erneuer-
baren Energien stammen. Dabei sind die
Potenziale an erneuerbaren Energien in
Europa groß genug, um ein Mehrfaches
des zukünftigen Energiebedarfs abzude-
cken. Beim Umbau des Versorgungssys-

tems muss aber die bestehende Infra-
struktur schrittweise an die neuen Rand-
bedingungen angepasst werden. Die
heutige Versorgungsstruktur wird durch
zentrale Großkraftwerke dominiert, die
ihren Strom quasi von oben nach unten
über die Transport- und Verteilnetze zu

den Kunden bringen. Da viele erneuerba-
re Energien eher dezentral anfallen, wird
das zukünftige Stromnetz statt zentraler
Großkraftwerke immer mehr kleine de-
zentrale Stromerzeuger aufnehmen müs-
sen. Durch moderne Kommunikations-
technologien können viele kleine Strom-

Abbildung 3: Entwicklung des Endenergiebedarfs in verschiedenen Weltregionen im Energy [R]evolution Szenario in Peta-Joule pro
Jahr (Peta-Joule = 1015 Joule).
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Abbildung 4: Zukünftige Entwicklung der Stromerzeugungskosten (Steinkohle: inklusive
CO2 Kosten; 10 E/t CO2 in 2010; 50 E/t CO2 in 2050).
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erzeuger wie z.B. ein Windpark, eine Bio-
gasanlage und Fotovoltaikanlagen zu ei-
nem „virtuellen Kraftwerk“ zusammenge-
schlossen und praktisch wie ein Groß-
kraftwerk gesteuert werden. 

Sonnenenergie nutzen

Bei dem heutigen Innovationstempo in
der Fotovoltaik wird zum Beispiel erwar-
tet, dass innerhalb der nächsten zehn bis
15 Jahre die Fotovoltaik die so genannte
Netz-Parität erreicht, d.h. der Strom aus
einer Fotovoltaikanlage wird für Haus-
haltskunden billiger als der Strom aus
dem Netz. Da sich dann praktisch für je-
des Wohnhaus der Betrieb einer Fotovol-
taikanlage auch ohne Zuschüsse lohnt,
dürfte dies ein enormes Marktwachstum
für dezentrale Solaranlagen zur Folge
haben. Um die wachsenden Mengen an

Solar- und Windstrom in die Stromnetze
integrieren zu können, ist es wichtig, ge-
nau zu wissen, wo und wann der Wind
weht und die Sonne scheint. In der neuen
wissenschaftlichen Disziplin der Energie-
meteorologie werden Verfahren entwi-
ckelt, mit denen aus Wettermodellen und
Satellitendaten Prognosen und lange
Zeitreihen der Verfügbarkeit erneuerba-
rer Energien erstellt werden können. Ab-
bildung 6 zeigt beispielhaft die Solar-
strahlung am Mittag des 1. Oktober 2005
in Europa. Gut zu erkennen ist das ausge-
dehnte Wolkenband über Mitteleuropa
und die hohe Einstrahlung im gesamten
Mittelmeerraum. Werden Fotovoltaikan-
lagen nur auf geeigneten Gebäuden in
Siedlungsgebieten betrieben, so beträgt
an diesem Tag in der Zeit zwischen 12 und
13 Uhr das Potenzial zur Stromerzeugung
in ganz Europa 164 GWh (Gigawattstun-
de) (Abbildung 6 rechts). Der Strombe-

darf zur gleichen Zeit lag bei 345 GWh.
Selbst an diesem bewölkten Herbsttag
wäre es also möglich gewesen, fast die
Hälfte des mittäglichen Strombedarfs in
Europa alleine mit Fotovoltaik zu decken. 
Eine weitere Option für die Versorgung mit
Solarstrom in Europa liegt in den in Abbil-
dung 6 sichtbaren riesigen Solarpotenzia-
len in den nordafrikanischen Ländern (sie-
he Trieb et al. 2006). Wegen des hohen
Anteils der solaren Direktstrahlung ist in
dieser Region die Technik konzentrieren-
der solarthermischer Kraftwerke beson-
ders geeignet. In einem solchen Kraftwerk
werden die Sonnenstrahlen in einer Para-
bolrinne (Abbildung 7) oder auf die Spitze
eines Turms konzentriert, um dort einen
Wärmeträger zu erhitzen, mit dem dann
ein konventioneller Kraftwerksprozess be-
trieben werden kann – der Kessel eines
Kohlekraftwerks wird also praktisch durch
das Solarkollektorfeld ersetzt. Die Solar-
wärme kann in Salz- oder Zementspei-
chern relativ gut über viele Stunden hin-
weg gespeichert werden, so dass solar-
thermische Kraftwerke günstig Grundlast-
strom zur Verfügung stellen können, auch
wenn die Sonne einmal nicht scheint. Um
eine Vorstellung von den riesigen Poten-
zialen zu bekommen, sei folgender Ver-
gleich erlaubt (Trieb/Müller-Steinhagen
2007): würde man auf der Fläche des As-
suan-Staudamms in Ägypten (6000 km2)
ein solarthermisches Kraftwerk bauen, so
entspräche die Energiemenge, die von ei-
nem solchen Kraftwerk in jedem Jahr ge-
erntet werden könnte, der jährlichen Öl-
produktion des gesamten Mittleren Os-
tens! Um diese Ressourcen in Europa nut-
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Abbildung 5: Entwicklung der Stromerzeugung im Energy [R]evolution Szenario
(Effizienz: Einsparungen gegenüber Business-as-usual) (TWh = 109 kWh).

Abbildung 6: Solarstrahlung in Europa und Potenzial zur Stromerzeugung aus Fotovoltaik am 1.10.2005, 12-13 Uhr (Quelle: 
Scholz 2007). Die rechte Karte ist durch die Überlagerung der links gezeigten Karte der solaren Direktstrahlung mit einer Karte der
geeigneten Dachflächen in Siedlungsgebieten entstanden.
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zen zu können, ist ein transeuropäisches
„Supernetz“ mit verlustarmer Hochspan-
nungs-Gleichstromübertragungstechnolo-
gie notwendig, dass die großen Solarres-
sourcen im Mittelmeerraum genauso wie
die Wind- und Wasserpotenziale in Nord-
europa mit den europäischen Ballungsge-
bieten verbindet (Abbildung 8). Im Energy
[R]evolution Szenario wird angenommen,
dass bis 2050 ca. 20 Prozent des europäi-
schen Strombedarfs aus Solarkraftwerken
in Nordafrika gedeckt wird. Eine neue
strategische Energiepartnerschaft zwi-
schen Europa und den Ländern Nordafri-
kas eröffnet beiden Seiten neue Möglich-
keiten der friedlichen Kooperation und
nachhaltigen Entwicklung.
Um das globale Klimaschutzziel zu errei-
chen, müssen sich erneuerbare Energien
nicht nur im Strommarkt, sondern auch im
Wärmemarkt und im Verkehr weiter
durchsetzen. Weltweit wird heute ca. ein
Viertel des Wärmebedarfs durch erneu-
erbare Energien gedeckt. Den größten
Anteil daran hat die traditionelle Biomas-
senutzung (z.B. Brennholz oder Dung), die
allerdings oft zu einer nicht nachhaltigen
Übernutzung lokaler Biomasseressour-
cen führt. Im Energy [R]evolution Szenario
werden fossile Energieträger zur Wär-
meerzeugung zunehmend durch Solar-
wärme, Erdwärme und moderne Biomas-
senutzung ersetzt, so dass bis zum Jahr
2050 ca. 65 Prozent des weltweiten Wär-
mebedarfs durch erneuerbare Energien
gedeckt wird.

Biokraftstoffe

Im Verkehrsbereich wird im Energy [R]evo-
lution Szenario davon ausgegangen,
dass insbesondere in den Regionen mit
hohem Biomasseaufkommen (Lateiname-
rika, Nordamerika, Osteuropa) der Anteil
der Biokraftstoffe deutlich steigen wird.
Wegen der weltweit insgesamt begrenz-
ten Biomassepotenziale, der Probleme
des nicht-nachhaltigen Anbaus von Bio-
masse und der Konkurrenz zur Nahrungs-
mittelproduktion können aber Biokraft-
stoffe nicht der alleinige Schlüssel für ei-
ne nachhaltige Mobilität sein. Es wird er-
wartet, dass technische Durchbrüche im
Bereich der Brennstoffzellen oder der Bat-

terien den heutigen Trend zu Biokraftstof-
fen hin zur Elektromobilität aus Sonnen-
und Windenergie lenken werden. 
Die Entwicklung des weltweiten Primär-
energiebedarfs im Energy [R]evolution
Szenario unter Berücksichtigung aller
Verbrauchssektoren ist in Abbildung 9
dargestellt. Während heute 80 Prozent
des weltweiten Energiebedarfs mit fossi-
len Brennstoffen gedeckt wird, wird im
Energy [R]evolution Szenario insbeson-
dere der Einsatz von Kohle und Öl zuneh-
mend durch erneuerbare Energien er-
setzt. Als Faustformel kann festgehalten
werden, dass gegenüber der Business-
as-usual-Entwicklung bis zum Jahr 2050
rund die Hälfte des Primärenergiebe-
darfs durch Effizienzmaßnahmen einge-
spart, und dass die Hälfte des verblei-
benden Bedarfs durch erneuerbare Ener-
gien gedeckt werden kann. Abbildung 10

zeigt, dass mit dieser Strategie die welt-
weiten CO2-Ziele von ungefähr 10 Milli-
arden Tonnen CO2 pro Jahr knapp er-
reicht werden. Während die CO2-Emis-
sionen im Kraftwerkssektor um mehr als
die Hälfte reduziert werden können, trägt
der wachsende Verkehrssektor nur wenig
zur Minderung der CO2-Emissionen bei.
Eine weitere De-Carbonisierung des Ver-
kehrs erscheint langfristig nur mit einem
Durchbruch von Wasserstofftechnolo-
gien oder der Elektromobilität möglich.

Entwicklungschancen durch
Kurswechsel

Eines der wesentlichen Hemmnisse, die
einem schnellen Umbau des Energiesys-
tems entgegenstehen, sind die heute zum
Teil noch höheren Kosten der erneuerba-

Abbildung 7: Parabolrinnenkollektor
eines solarthermischen Kraftwerks

Abbildung 8: Transeuropäisches „Super-Netz“ (Quelle: Trieb et al. 2006)

Abbildung 9: Entwicklung des weltweiten Primärenergiebedarfs im Energy [R]evolution
Szenario.
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ren Energien. Viele unterschiedliche Sze-
narioanalysen zeigen aber übereinstim-
mend, dass ein wachsender Anteil erneu-
erbarer Energien mittel- und langfristig
die Kosten der Energieversorgung im Ver-
gleich zur fossilen Energieerzeugung
deutlich reduziert. Nach unseren Schät-
zungen steigen die Kosten der weltweiten
Stromversorgung in einem Business-as-
usual-Szenario wegen des ungebrems-
ten Wachstums des Energiebedarfs, der
steigenden Rohstoffpreise und der Kosten
der CO2-Emissionen von heute 1.100 Mil-
liarden US-Dollar pro Jahr bis zum Jahr
2050 auf 4.300 Milliarden pro Jahr. Im
Energy [R]evolution Szenario dagegen
werden nicht nur die Klimaschutzziele er-
füllt, sondern gleichzeitig liegen auch die
Kosten der Stromversorgung im Jahr 2050
um ca. ein Drittel unter denen des Busi-
ness-as-usual-Szenarios. Auf Grund der
Unwägbarkeiten bei der Entwicklung der
Öl- und Gaspreise und der CO2-Kosten
sind solche Abschätzungen zwangsläu-
fig mit großen Unsicherheiten verbunden,
die grundsätzliche Aussage ist aber ro-
bust selbst bei extremen Annahmen.
Dem großen mittel- bis langfristigen Nut-
zen stehen jedoch – vergleichsweise klei-
ne – Belastungen gegenüber, die heute
notwendig sind, um den Transformations-
prozess auf den Weg zu bringen. Da die
Rückzahlzeiten für private Investoren zu
lang sind, muss letztendlich die Gesell-
schaft in Vorleistung treten, um sich durch
Investitionen in neue Technologien gegen
Umweltschäden und dauerhaft steigende
Energiepreise abzusichern. Das sehr er-
folgreiche Erneuerbare-Energien-Gesetz,
durch das der Anteil erneuerbarer Ener-
gien an der Stromerzeugung in Deutsch-
land bis zum Jahr 2020 auf mindestens 25-
30 Prozent erhöht werden soll, führt heute
zur Mehrkosten für Haushaltskunden von

0,7 Cent/kWh (durchschnittlicher Strom-
preis für Haushaltskunden 2006: 19,4
Cent/kWh; BMU 2007). Auch bei einem
weiterhin schnell wachsenden Anteil er-
neuerbarer Energien wird die Mehrbelas-
tung für einen durchschnittlichen Haushalt
in Deutschland bei unter 3 Euro pro Mo-
nat liegen und spätestens ab 2020 schnell
wieder kleiner werden. Aus volkswirt-
schaftlicher Sicht zahlt sich die Förderung
erneuerbarer Energien schon heute aus,
da die vermiedenen Kosten der durch er-
neuerbare Energien vermiedenen Um-
weltschäden (externe Kosten) größer sind
als die Förderausgaben (Krewitt und
Schlomann 2006).
In den letzten zehn Jahren hat sich ge-
zeigt, dass in den Ländern, in denen 
geeignete Förderinstrumente frühzeitig
ausreichende Anreize für einen Markt-
einstieg erneuerbarer Energien geben
konnten (Dänemark, Deutschland, Ja-
pan, Spanien), der Ausbau erneuerbarer
Energien mit enormen Investitionen in den
Ausbau von Produktionskapazitäten ein-
herging. Die Investitionen in Anlagen zur
Nutzung erneuerbarer Energien lagen im
Jahr 2006 alleine in Deutschland bei 11,6
Milliarden Euro. Der Umsatz deutscher
Unternehmen durch weltweite Investitio-
nen in erneuerbare Energien betrug 11,9
Milliarden Euro, die Anzahl der Arbeits-
plätze in den Branchen der erneuerba-
ren Energien stieg in Deutschland auf
230.000. Vor dem Hintergrund des Klima-
wandels und der knapp werdenden fos-
silen Rohstoffe werden erneuerbare Ener-
gien zunehmend als Schlüsseltechnolo-
gie für eine zukünftige Industrieentwick-
lung angesehen. Es wird damit gerech-
net, dass der weltweite Fotovoltaikmarkt
in den nächsten Jahren mit durchschnitt-
lich 50 Prozent pro Jahr weiter wächst. Bis
vor kurzem noch wurde bei den europäi-

schen Verhandlungen um bindende Aus-
bauziele für erneuerbare Energien in den
einzelnen Mitgliedsländern von einer
„Lastenverteilung“ (burden sharing) gere-
det. Inzwischen werden dagegen zuneh-
mend die Chancen der „Early Mover“ er-
kannt, die sich in einem stabilen Umfeld
eine Basis für den internationalen Wett-
bewerb um Anteile an einem schnell
wachsenden Weltmarkt verschaffen.

Diskussion

Während der Entwicklung des Energy
[R]evolution Szenarios wurden verschie-
dene Aspekte mit den beteiligten Akteu-
ren kritisch diskutiert:
� Entwicklung des Energiebedarfs: Die

Entwicklung des Energiebedarfs im
Energy [R]evolution Szenario wird zu
recht als sehr ehrgeizig angesehen.
Die aktuelle Entwicklung geht leider in
eine andere Richtung. Im Energy
[R]evolution Szenario wurde jedoch
bewusst dieser ambitionierte Entwick-
lungspfad dargestellt, um die techni-
schen und wirtschaftlichen Möglich-
keiten im Bereich der Energieeinspa-
rung explizit darzustellen. Die von der
Bundesregierung beschlossenen Effi-
zienzziele sind mit den hier getroffe-
nen Annahmen vergleichbar. Grund-
sätzlich sind die weltweiten Potenziale
erneuerbarer Energien groß genug,
um auch einen deutlich höheren Ener-
giebedarf zu befriedigen. Allerdings
ist es aus strukturellen Gründen eher
unwahrscheinlich, dass die erneuer-
baren Energien bis 2050 einen größe-
ren Anteil an der Energieversorgung
als im Energy [R]evolution Szenario un-
terstellt erreichen werden. Bei einem
höheren Energiebedarf wären dann
die Klimaziele wegen des entspre-
chend höheren Anteils fossiler Energie-
träger nur noch schwer zu erreichen.

� Die Verfügbarkeit von Biomasse für die
energetische Nutzung wird zuneh-
mend kritisch gesehen und ist sicher-
lich begrenzt. Der Einsatz von Biomas-
se im Energy [R]evolution Szenario
bleibt weit unter den in der Literatur
abgeleiteten kritischen Potenzialgren-
zen, es besteht aber zusätzlicher For-
schungsbedarf, um die Potenziale 
der nachhaltigen Biomasseproduktion
besser abschätzen zu können. Der Im-
port von Biomasse in die Industrielän-
der ist kritisch zu hinterfragen. Insbe-
sondere im Verkehr muss die Aus-
schöpfung der Effizienzpotenziale ab-
soluten Vorrang vor der forcierten Ein-
führung von Biokraftstoffen haben. 
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SZENARIEN EINES 
KLIMAVERTRÄGLICHEN ENERGIESYSTEMS

Abbildung 10: Entwicklung der weltweiten CO2-Emissionen im Energy [R]evolution
Szenario.
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itt � Ausstieg aus der Kernenergienutzung:
Aus verschiedenen Gründen, zu denen
u. a. die Risiken auslegungsüberschrei-
tender Unfälle, die Endlagerung radio-
aktiver Abfälle, die Verfügbarkeit von
Ressourcen, das Risiko der Proliferati-
on und die Gefahren geopolitischer
Konflikte zählen, gehört die Kernener-
gie aus unserer Sicht nicht zu den Tech-
nologien, die den Transformationspro-
zess hin zu einem nachhaltigen Ener-
giesystem unterstützen. Einige Länder
wie China und Indien wollen aber die
Nutzung der Kernenergie massiv aus-
bauen. Die Internationale Energie-
agentur (IEA) betrachtet die Kernener-
gie zwar als Schlüsseltechnologie zur
Reduktion der CO2-Emissionen, trotz-
dem trägt die Kernenergie im „Alterna-
tive Policy Scenario“ des World Energy
Outlook 2007 (IEA 2007) nur knapp 7
Prozent zur Deckung des zukünftigen
weltweiten Primärenergiebedarfs bei
und spielt damit nur eine untergeord-
nete Rolle bei der CO2-Vermeidung.
Mit dem Energy [R]evolution Szenario
sollte gezeigt werden, dass globale
Klimaschutzziele auch ohne den Ein-
satz der umstrittenen Kernenergie mög-
lich ist.

� Möglichkeiten der CO2-Sequestrierung:
Die Abtrennung und Speicherung von
CO2 (Carbon Capture and Sequestra-
tion – CCS) ist eine relativ neue Tech-
nologie im Kraftwerkssektor. Verschie-
dene Konzepte zur CO2-Rückhaltung
werden zurzeit erforscht, und in den
kommenden Jahren werden einige
Demonstrationskraftwerke in Betrieb
gehen. Es wird davon ausgegangen,
dass Kraftwerke mit CO2-Rückhaltung
ab 2020 kommerziell verfügbar sein
werden. Vorausgesetzt, dass die CO2-
Rückhaltung sich als technisch und
wirtschaftlich darstellbar erweist und
öffentliche Akzeptanz erfährt, wird die
Markteinführung der CCS-Technolo-
gien von der wirtschaftlichen Konkur-
renzfähigkeit abhängen. Verschiede-
ne Kostenstudien kommen zu dem
Schluss, dass im Jahr 2020 die Kosten
der Stromerzeugung in Kohle- und
Gaskraftwerken mit CO2-Rückhaltung
in der gleichen Größenordnung liegen
wie die Stromerzeugung aus den meis-
ten erneuerbaren Energien. Obwohl
Länder wie China und Indien offen-
sichtlich ein großes Potenzial zur Nut-
zung der CCS-Technologie haben,
werden CCS-Technologien wegen der
noch bestehenden technischen und
wirtschaftlichen Unsicherheiten im
Energy [R]evolution Szenario nicht be-
rücksichtigt. Ähnlich wie bei der Kern-
energie soll gezeigt werden, dass das
Erreichen ehrgeiziger Klimaschutzziele
nicht notwendigerweise auf die Ver-
fügbarkeit der CCS-Technologie an-
gewiesen ist.

Ausblick

Das Energy [R]evolution Szenario wurde
als Zielszenario in einem Backcasting-
Prozess in enger Zusammenarbeit mit Ak-
teuren aus der Wissenschaft, der erneu-
erbaren Energieindustrie und Nichtregie-
rungsorganisationen erarbeitet. Per Defi-
nition ist der Ausgangspunkt für ein sol-
ches Zielszenario die Festlegung der zu
erreichenden Ziele, womit immer ein
Werturteil verbunden ist. Das dem Energy
[R]evolution Szenario zu Grunde liegen-
de Ziel ist die Stabilisierung der CO2-
Konzentration auf einem Niveau, dass
den Anstieg der globalen Durchschnitts-
temperatur auf maximal 2 Grad Celsius
begrenzt – ein Ziel, dass sowohl von der
Bundesregierung als auch von der Euro-
päischen Kommission vertreten wird. Das
Energy [R]evolution Szenario zeigt, dass
dieses Ziel erreichbar ist. Bis zur Mitte des
Jahrhunderts können erneuerbare Ener-
gien die Hälfte des weltweiten Energie-
bedarfs zur Verfügung stellen. Werden
die Potenziale zur Nutzung der erneuer-
barer Energien und zur Energieeinspa-
rung genutzt, können die Entwicklungs-
und Schwellenländer es schaffen, trotz
erheblichen Wirtschaftswachstums ihre
CO2-Emissionen zu stabilisieren. In den
Industrieländern können die CO2-Emis-
sionen um 80 Prozent reduziert werden.

Der Umbau des Energiesystems dient
aber nicht nur dem Klimaschutz, sondern
er führt auch zu einer Stabilisierung der
Energiepreise. Im Vergleich zu einer Busi-
ness-as-usual-Entwicklung können durch
die Steigerung der Energieeffizienz und
den Umstieg auf erneuerbare Energien
mittelfristig die Kosten der Energieversor-
gung deutlich reduziert werden. 
Die heutigen Entwicklungen in der „wirk-
lichen Welt“ entsprechen leider nicht dem
hier skizzierten Zielszenario, da insbe-
sondere der weltweite Energieverbrauch
weiterhin rapide zunimmt. Damit werden
die Chancen, das 2 Grad Celsius-Ziel zu
erreichen, immer kleiner, und die verblei-
benden Handlungsmöglichkeiten wer-
den mehr und mehr eingeschränkt. Die
zur Zielerreichung notwendigen techni-
schen Optionen stehen grundsätzlich zur
Verfügung. Entschlossenes politisches
Handeln ist dringend geboten, um auf
nationaler und internationaler Ebene die
politischen und gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen für den notwendigen
Transformationsprozess so zu gestalten,
dass die große Diskrepanz zwischen den
politischen Zielen und den tatsächlichen
Entwicklungen schnell überwunden wird.
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DIE NEUVERMESSUNG DER WELT

Vor einer neuen Energiekrise?
Sascha Müller-Kraenner

Beim Wettlauf um die letzten Energieres-
sourcen wird der Globus neu vermessen.
Die Sicherung der nationalen Energiever-
sorgung verschiebt im internationalen
Maßstab die Machtverhältnisse entlang
der Frage, wer die noch verbleibenden
Energieressourcen besitzt und den Zu-
gang zum Weltmarkt kontrolliert. Ange-
sichts immer knapper werdender Ressour-
cen ist Energiesicherheit zu einem realpo-
litischen Ziel der Industrie- und Schwellen-
länder geworden. Szenarien internationa-
ler Expertenkommissionen prognostizie-
ren das „Ende des billigen Öls“ und damit
einhergehend das „Große Spiel“ um die
letzten Ressourcen. Wenn das Zeitalter
der fossilen Energien sich seinem Ende zu-
neigt, wird die Frage nach der Förderung
erneuerbarer Energien dringlicher denn
je. Gerade weil die Förderung von (neuen)
Energieressourcen immer schwieriger und
teurer wird, werden die armen Länder die
Hauptbetroffenen der sich anbahnenden
Energiearmut sein. Diese Energiearmut ist
ein weiterer Hemmschuh für die Entwick-
lung gerade dieser Länder. Und letztlich
stellt sich die Frage, wie angesichts der
neuen Energiekrise die Sicherheit der 
Umwelt und des Klimas zu gewährleisten
ist. Gefragt und dringend vonnöten ist – so
Sascha Müller-Kraenner – eine internatio-
nale Energiediplomatie, die Energie- und
Ressourcenfragen, Klimaschutz sowie geo-
politische Interessen als Einheit zu denken
wagt. �

Ressourcenverknappung, Energiekrise
und Geopolitik

Die Welt steht vor einer neuen Energiekri-
se. Im Gegensatz zu den Ölkrisen der
1970er- und 1980er-Jahre handelt es sich
nicht um einen der bekannten zyklischen
Preisanstiege, sondern um einen langfris-
tigen Trend zur Ressourcenverknappung,
der durch den Eintritt wichtiger Schwel-
lenländer wie Indien und China auf den
Weltenergiemarkt hervorgerufen wurde.
Den knapper werdenden Vorräten an Öl
und Gas steht ein stetig wachsender Be-
darf gegenüber. Nur Kohle scheint über
einen längeren Zeitraum in ausreichen-
dem Maße vorhanden zu sein. Die Ver-
brennung aller fossilen Kohlevorräte wä-
re jedoch eine enorme Umweltbelastung,
weil sich dann der weltweite Ausstoß des
Treibhausgases Kohlendioxid nochmals
erhöhen würde. Neben der Energiekrise
rückt auch die drohende Klimakrise immer
mehr ins Bewusstsein von Politik und Öf-

fentlichkeit. Die ersten Auswirkungen des
globalen Klimawandels sind, in der Arktis
und anderen empfindlichen Ökosyste-
men, schon heute zu beobachten.
Die sich abzeichnende Energiekrise droht
außerdem, die politischen Gewichte auf
der Welt zu verschieben. Die verbleiben-
den Öl- und Gasvorräte konzentrieren
sich am Persischen Golf, in Zentralasien
und Russland. Für Europa liegt darin die
Gefahr, in die Abhängigkeit politisch in-
stabiler und undemokratisch verfasster
Länder, der neuen Energiegroßmächte
der Zukunft, zu geraten. Wenn es Europa
und anderen Ländern aber gelingt, auf
erneuerbare Energien zu setzen, können
sich auch die Machtverhältnisse im geo-
politischen Kräftespiel wieder zu ihren
Gunsten ändern.

Business as usual

Die Internationale Energieagentur (IEA)
in Paris wurde nach der ersten Ölkrise
1973 gegründet. Sie beobachtet die Ent-
wicklung der weltweiten Energiemärkte.
Ihr jährlicher World Energy Outlook ver-
öffentlicht regelmäßig erhobene Daten
über die Trends des Energieverbrauchs,
der Förderung und Preisentwicklung in al-
len großen Industrie- und Schwellenlän-
der. Ein Blick auf die neuesten von der IEA
veröffentlichten Zahlen lohnt sich, um zu
verstehen, welche dramatischen Entwick-
lungen sich in den weltweiten Energie-
märkten abzeichnen und welche politi-
schen Herausforderungen darin liegen.
Im World Energy Outlook 2005 hat die
IEA ein Szenario für den Zeitraum von
2005 bis 2030 erstellt. Grundannahme
ist, dass die Energiepolitik der großen In-
dustrie- und Schwellenländer sich in die-
sem Zeitraum nicht wesentlich ändert. Die
Amerikaner nennen so etwas „business as
usual“, das heißt „die Geschäfte laufen
weiter wie bisher“. Bei Fortsetzung der
heutigen Trends sowie auf Grundlage der
erwarteten Entwicklung der Weltwirt-
schaft haben die Experten der IEA errech-
net, dass der weltweite Energieverbrauch
bis 2030 um 50 Prozent ansteigen wird.
Nach diesem Trendszenario wird die
Energieversorgung auch 2030 im We-
sentlichen auf fossilen Energieträgern be-
ruhen. Der globale Verbrauch von Öl,
Gas und Kohle wird demnach weiter zu-
nehmen. Der Hauptteil des Anstiegs er-
folgt in den großen Schwellenländern In-
dien und China. In der Folge wird der Aus-
stoß des Treibhausgases CO2 jährlich um

1,6 Prozent ansteigen. Ziel der UN-Klima-
konvention, die 1992 auf dem Erdgipfel
von Rio verabschiedet wurde, war, diesen
Trend bis zum Jahr 2000 umzukehren und
den CO2-Ausstoß unter den Stand von
1990 zu senken. Dieses Ziel ist heute
schon nicht mehr zu schaffen. Der Anteil
der Kernenergie würde nach Fortsetzung
des jetzigen Trends sinken, da derzeit we-
niger neue Reaktoren geplant als stillge-
legt werden. Der Anteil erneuerbarer
Energien wie Sonne, Wind, Wasser und
Biomasse würde schneller steigen als der
aller anderen Energieformen. Da die er-
neuerbaren Energien ihr Wachstum auf
niedrigem Niveau beginnen, würden sie
trotz einer hohen jährlichen Steigerungs-
rate von erwarteten 6,2 Prozent jedoch
auch 2030 nur zwei Prozent des gesam-
ten Primärenergiebedarfs decken.
Der jährliche Energiereport des deut-
schen Bundeswirtschaftsministeriums be-
stätigt die Zahlen der IEA. Für Deutsch-
land würde demnach bis 2030 der rech-
nerisch zusammengenommene Anteil der
nichtfossilen Energien, also von Atom-
energie und erneuerbaren Energien, bei
Fortsetzung jetziger Trends, also einem
moderaten Ausbau der erneuerbaren
Energien bei gleichzeitigem Ausstieg aus
der Atomenergie, eher ab- als zunehmen.
Der Anteil von Öl und Erdgas am Energie-
mix würde im gleichen Zeitraum von 59
auf 70 Prozent steigen. Das Wirtschafts-
ministerium weist außerdem darauf hin,
dass die europäische Produktion aus den
Öl- und Gasfeldern der Nordsee weiter
zurückgehen, also die Importabhängig-
keit aus Russland und dem Nahen Osten
wachsen wird.

Asymmetrie zwischen Export- und
Konsumentenländern

Dabei bereitet den Ministerialexperten
die politische Entwicklung in beiden Re-
gionen Sorgen. Die politischen Transfor-
mationsprozesse in Russland sind noch
nicht abgeschlossen. Niemand weiß, ob
Russland sich langfristig zu einer stabilen
Demokratie und Marktwirtschaft entwi-
ckeln wird. Der Nahe Osten ist sicher-
heitspolitisch die Krisenregion Nummer
Eins. Eine verlässliche Energieversorgung
aus dieser Region ist also nicht sicherge-
stellt. Erschwerend kommt dazu, dass we-
der Russland noch die meisten Golfstaa-
ten Mitglieder der Welthandelsorganisa-
tion WTO (World Trade Organization)
sind. Im Falle eines Handelskonflikts ist für
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sie also nicht einmal das Streitschlich-
tungsinstrumentarium der WTO anwend-
bar. Das Bundeswirtschaftsministerium
prognostiziert deshalb, dass bei wach-
sender Abhängigkeit von den beiden 
Exportregionen die Energiesicherheit
Deutschlands wohl abnehmen wird.
Insgesamt geht die IEA davon aus, dass
die vorhandenen Ressourcen an fossilen
Energieträgern ausreichen werden, auch
die Weltwirtschaft von 2030 anzutreiben.
Die Prognose der IEA ist allerdings mit Un-
sicherheiten behaftet. Da ihrer Grundan-
nahme zufolge in den kommenden Jahren
neue Ölfelder entdeckt und Raffinerieka-
pazitäten eröffnet werden, geht sie von
einer nur moderaten Erhöhung des welt-
weiten Ölpreises – und des daran gekop-
pelten Gaspreises – aus. Für 2010 prog-
nostizierte sie im Jahr 2005 einen durch-
schnittlichen Preis von 35 US-Dollar pro
Barrel1 Öl, der bis 2020 auf 37 US-Dollar
und bis 2030 auf 39 US-Dollar ansteigen
würde. Doch bereits Mitte 2006, während
der politischen Krisen im Irak, Iran und Li-
banon, bewegte sich der Preis pro Barrel
knapp unter 80 US-Dollar, war also mehr
als doppelt so hoch.
Zu Recht weisen die Experten der IEA da-
rauf hin, dass Naturkatastrophen, politi-
sche Krisen und Kriege die Energiesicher-
heit für die Verbraucherländer erschüt-
tern können, auch wenn die weltweiten
Öl-, Gas- oder Kohlevorräte rein men-
genmäßig ausreichen. Besonders beun-
ruhigt zeigt sich die IEA aber über die
wachsende Asymmetrie zwischen weni-
gen Export- und vielen Konsumentenlän-
dern. Insgesamt würde bei Fortsetzung
der jetzigen Trends die Abhängigkeit der
Welt von einigen Öl und Gas exportie-
renden Ländern, vor allem des Nahen
und Mittleren Ostens, dramatisch an-
wachsen. Für Westeuropa wächst außer-
dem die Abhängigkeit von Erdgasimpor-
ten aus Russland. Westeuropa und Ost-
asien haben, im Vergleich zu dem dritten
Pol der industrialisierten Welt, Nordame-
rika, nur geringe eigene fossile Energie-
vorräte. Neben dem Verlust an Energiesi-
cherheit ist es vor allem der steigende
Ausstoß an Treibhausgasen bei unge-
bremster Verbrennung fossiler Energien,
der den Experten der IEA Sorgen macht.
In den Schlussfolgerungen des World
Energy Outlooks 2005 heißt es deswe-
gen: „Es wird weithin anerkannt, dass der
Ausgang dieses Referenzszenarios uner-
wünscht und nicht nachhaltig ist.“

Peak Oil – Das Ende des 
billigen Erdöls

Ein Gespenst geht um in der Energiebran-
che. Es nennt sich „Peak Oil“ und verkün-
det das Ende des Ölzeitalters – oder
doch zumindest das Ende der Verfügbar-
keit eines billigen, scheinbar unerschöpf-
lichen Schmierstoffs für die Weltwirt-
schaft. In einer Zeitungsanzeige des ame-
rikanischen Ölkonzerns Chevron hieß es
unlängst: „Wir haben 125 Jahre ge-
braucht, um die erste Billion (1.000 Milliar-
den) Barrel Öl zu verbrauchen. Die
nächste Billion werden wir schon in 30
Jahren schaffen.“ Gemeint ist damit die
Förderung der gesamten Branche, nicht
nur der Firma Chevron. Die Frage ist nur,
ob die nächste nicht auch die letzte Billi-
on ist.
Peak Oil bezeichnet den Zeitpunkt, ab
dem die weltweite Gesamtförderung von
Rohöl ihren Höhepunkt erreicht hat und
anschließend zurückgeht. Nach Anga-
ben der Ölgesellschaft BP (British Petrol)
reichen die geschätzten Reserven an Roh-
öl weitere 40 bis 50 Jahre. Seit Anfang
der 1980er-Jahre wird mehr Öl gefördert
als neues gefunden, und die Lücke öffnet

sich immer weiter. Auf vielen alten Ölfel-
dern lohnen sich langfristige Investitionen
nicht mehr. Die alten, maroden Förderan-
lagen und die rostigen Tanker werden
deswegen weitergenutzt, bis die Quelle
versiegt ist. Dann werden sie, da das Öl-
zeitalter ohnehin zu Ende geht, verschrot-
tet.
Die Reserven der verschiedenen Haupt-
förderländer reichen unterschiedlich lan-
ge. Während Saudi-Arabien jährlich 1,5
Prozent seiner Reserven fördert, sind es in
Afrika drei und in Russland fünf Prozent.
Grob gerechnet werden Russlands Ölre-
serven deshalb in ca. 20 Jahren aufge-
braucht sein. Hinzu kommen weitere Res-
sourcen, die momentan nicht unter wirt-
schaftlich und technisch vertretbarem
Aufwand gefördert werden können. Bei
steigenden Ölpreisen kann sich das aber
ändern. Schließlich gibt es die unkonven-
tionellen Ölquellen wie Ölschiefer und 
-sande, die noch erheblich länger reichen
würden.
Das üblicherweise zitierte Verhältnis von
Reserven und statistischem Verbrauch ist
allerdings irreführend, da damit fälschli-
cherweise suggeriert wird, dass man bis
zur Erschöpfung aller Reserven eine kon-

Ein Gespenst geht um in der Energie-
branche. Es nennt sich „Peak Oil“ und ver-
kündet das Ende des Ölzeitalters – oder
doch zumindest das Ende der Verfügbar-
keit eines scheinbar unerschöpflichen
Schmiermittels für die Weltwirtschaft.
picture alliance/dpa
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stante Förderung aufrechterhalten könne.
Wichtig ist deswegen der Zeitpunkt, ab
dem die Förderung abnimmt. Die Bundes-
anstalt für Geowissenschaften rechnet
mit dem Peak Oil bis zum Jahr 2025. Spä-
testens ab dann steht Öl als billiger und
scheinbar unerschöpflicher Rohstoff nicht
mehr zur Verfügung, und es beginnt die
Mangelwirtschaft – oder die Suche nach
Alternativen. Wichtigste Folge des Öl-
mangels jenseits des Peak Oil sind stei-
gende Preise, da das Angebot die Nach-
frage nicht mehr befriedigen kann. Nicht
alle können diese Preise bezahlen. Sie er-
leben eine neue Form der Armut, die so
bezeichnete „Energiearmut“.

Das „Große Spiel“ um 
letzte Ressourcen

Die verbleibenden Vorräte konzentrieren
sich wie gesagt in immer weniger Regio-
nen. Etwa 70 Prozent der konventionellen
Erdöl- und 65 Prozent der Erdgasreserven
befinden sich in einem relativ eng be-
grenzten Gebiet. Dieses Gebiet, die so
genannte strategische Ellipse, reicht vom
Nahen Osten über den Kaspischen Raum

bis nach Nordwest-Sibirien. Auf diesen
Raum konzentrieren sich deswegen auch
die Überlegungen außenpolitischer Stra-
tegen in Washington, Moskau oder Pe-
king. Hier findet das Große Spiel (Great
Game) um die letzten Ressourcen des fos-
silen Energiezeitalters statt. Andere Re-
gionen, vor allem das energiearme
Europa, geraten in eine immer stärkere
Importabhängigkeit, sollte es ihnen nicht
gelingen, die fossilen Energien durch er-
neuerbare Energien zu ersetzen und die
Effizienz der Energienutzung drastisch zu
erhöhen.
Ein illustratives Beispiel, wie das Ende des
Ölzeitalters aussehen könnte, bietet das
Nordseeöl. Nach dem ersten Ölpreis-
schock Anfang der 1970er-Jahre half die
Entdeckung neuer Ölvorkommen unter
der Nordsee den Westeuropäern, von Im-
porten aus den arabischen OPEC-Län-
dern unabhängiger zu werden. Auch
wenn Öl aus der Nordsee erheblich teu-
rer war als die Importe vom Persischen
Golf, so wurde doch die Marktmacht der
OPEC (Organization of Petroleum Expor-
ting Countries) gebrochen. Dazu kamen
neu entdeckte Ölvorkommen in Alaska. In
den 1990er-Jahren drängten außerdem
Russland und die zentralasiatischen Staa-
ten auf den internationalen Ölmarkt.
Heute geht die Förderung aus der Nord-
see zurück. Bis 2020 werden die meisten
Quellen erschöpft sein. Großbritannien ist
heute schon wieder zum Nettoimporteur
von Erdölprodukten und Erdgas gewor-
den. Norwegen, die zweite Ölgroßmacht
der Nordsee, erschließt Gasfelder in sei-
nem arktischen Norden und möchte mit ei-
ner Pipeline entlang seiner Küste der Ost-
seepipeline und dem russischen Handel
mit Flüssiggas Konkurrenz machen. Nor-
wegen wird auf absehbare Zeit Westeu-
ropas einziger Energieexporteur sein.
Die durchschnittlichen Kosten für die För-
derung eines Barrel Rohöl sind zwischen
1995 bis 2005 von fünf auf zehn US-Dol-
lar gestiegen. Der Grund dafür ist, dass
die meisten billig zu erschließenden, nah
an der Oberfläche liegenden Ölquellen
langsam versiegen und die Förderung in
unzugänglicheren Regionen teurer ist.
Auch die Kosten für die Förderausrüstung,
etwa Stahl oder Bohrtürme, steigen wei-
ter. Für die immer komplizierter und tech-
nisch anspruchsvoller werdende Ölför-
derung in den Tropen, unter dem Meeres-
boden (offshore) oder in der Arktis macht
sich schon jetzt ein gravierender Mangel
an Fachkräften bemerkbar. In Ländern mit
schlechten Ausbildungssystemen, bei-
spielsweise den Öl exportierenden Staa-
ten Zentral- und Südafrikas, nimmt dieser
Fachkräftemangel dramatische Formen
an. Dazu kommt, dass westliche Techni-
ker und Experten wegen der schlechten
Sicherheitslage nur ungern in diesen Län-
dern arbeiten. So werden in Nigeria Mit-
arbeiter internationaler Ölfirmen regel-

mäßig attackiert oder entführt. Die Folgen
des Technikermangels sind Produktions-
ausfälle und eine steigende Zahl von Un-
fällen.
Auch die Politik hat erkannt, dass das Öl-
zeitalter langsam zu Ende geht. US-Präsi-
dent Bush forderte in seiner Rede an die
Nation Anfang 2006, Amerika aus seiner
Ölabhängigkeit zu befreien. Bush gab
sogar zu, die USA seien „süchtig nach
Öl“. Das amerikanische Verteidigungsmi-
nisterium lässt sich vom Papst der alterna-
tiven Energien, Amory Lovins, beraten,
wie das Endspiel des Ölzeitalters gewon-
nen werden kann („Winning the Oil End-
game“). Schwedens Regierung hat erst-
mals einen Plan vorgelegt, wie ein fortge-
schrittenes Industrieland bis zum Jahre
2020 ohne Ölimporte auskommen kann.
Der Energiekonzern BP nennt sich in einer
Anzeigenserie nicht mehr „British Petro-
leum“ sondern „Beyond Petroleum“ – und
gibt damit zu erkennen, dass er für seine
Geschäfte auch jenseits des Erdöls eine
Perspektive sieht. Mit Öl macht der BP-
Konzern aber immer noch sein Haupt-
geschäft.
Trotzdem wird weiter in die Fortsetzung
des Öl- und Gaszeitalters investiert. Die
IEA nimmt an, dass bis zum Jahr 2030
weltweit insgesamt 13 Billionen US-Dollar
in die Zukunft der Energieversorgung flie-
ßen werden. Zu entscheiden ist nur, in
welche Technologien diese Investitionen
gesteckt werden. Eine der größten Ölfir-
men der Welt, die britische BP, plant jähr-
liche Investitionen von 15 Milliarden so-
wie weiteren zwei Milliarden durch ihre
russische Tochterfirma TNK-BP. Mit die-
sem hohen Investitionsbedarf rechtferti-
gen die Energie-Multis auch ihre Gewinn-
abschöpfung in Zeiten hoher Öl- und
Gaspreise.
Kann der Peak Oil verschoben, kann das
Ölzeitalter verlängert werden? Wenn
man die ganzseitigen Anzeigen studiert,
die Firmen wie Chevron und Shell zum
Thema Peak Oil geschaltet haben, dann
lautet die Antwort „Ja“. Die Frage aber ist:
um welchen Preis?

Ölsande

Illustrativ ist die jahrzehntelang vorgetra-
gene Saga um das angeblich uner-
schöpfliche Potenzial der Ölsande Kana-
das und Venezuelas. Schon Anfang der
1970er-Jahre erschien in der deutschen Il-
lustrierten „Stern“ ein mit spektakulären
Bildern aufgemachter Artikel über die ka-
nadischen Ölsande. Dort, in der westka-
nadischen Provinz Alberta, machten die
Reporter die Zukunft unserer Energiever-
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sorgung jenseits von OPEC und Ölem-
bargo aus.
Öl- oder Teersande bergen potenziell gi-
gantische Reserven an noch unerschlos-
senen Rohölvorräten. Dabei handelt es
sich um mit Öl durchtränkte Erd-, Schiefer-
oder Sandschichten, die es in einer Viel-
zahl von Ländern gibt. Die größten Lager-
stätten finden sich in der kanadischen
Provinz Alberta, am Orinoko-Fluss in Ve-
nezuela und in den Weiten Russlands. Al-
lein die kanadischen Reserven werden
höher geschätzt als die konventionellen
Ölreserven Saudi-Arabiens. Die Ölsand-
Großmacht Kanada könnte theoretisch
also den Saudis Konkurrenz auf dem
Weltölmarkt machen und damit das geo-
strategische Gleichgewicht massiv ver-
ändern.
Natürlich wäre genau das schon längst
passiert, wenn es nicht auch ein paar Pro-
bleme bei der Sache gäbe. Denn nicht
nur die Kosten liegen erheblich über de-
nen der konventionellen Energieförde-
rung, sondern auch der Aufwand an ein-
gesetzter Energie, Wasser und Naturres-
sourcen.
Ölsande werden mit Schaufelbaggern im
Tagebau gewonnen. Wer einmal die
Braunkohletagebaugebiete von Garz-
weiler oder in der Lausitz gesehen hat,
weiß, dass danach eine wenig romanti-
sche Mondlandschaft zurückbleibt. An-
schließende Renaturierungsmaßnahmen,
so sie denn überhaupt durchgeführt wer-
den, können die verlorene Natur nicht
wieder herstellen, sondern produzieren
eine arten- und abwechslungsarme Er-
satzlandschaft. Aber die ursprüngliche
Natur, die es beispielsweise in Kanada
noch gibt, kann nicht wieder zurückge-
holt werden. Der Ölsandabbau im Wes-
ten Kanadas ist außerdem um Dimensio-
nen größer angelegt. Ganze Wälder
werden heute dafür abgetragen, Flüsse
umgeleitet und Menschen umgesiedelt.
Bei Unfällen können Gewässer und Trink-
wasser mit Öl verunreinigt werden.
Ein Viertel des Energiegehalts des ge-
wonnenen Rohöls muss für die aufwändi-
ge Förderung und Aufbereitung der Teer-
sande sowie die anschließende Renatu-
rierung aufgewendet werden. Das Öl
wird durch Wasserdampf aus dem Sand
herausgepresst, der durch die Verbren-
nung von Erdgas erhitzt wurde. Von der
kanadischen Regierung wurde sogar
schon erwogen, ein eigenes Atomkraft-
werk zu errichten, um die notwendige
thermische Energie zur Wasserdampfer-
zeugung bereitzustellen. Neben dem ho-
hen Energieverbrauch sind auch die be-
nötigten Wassermengen ein Problem:
das Wasser muss anschließend aufwän-
dig gereinigt und über eigens angelegte
Kanäle in das denaturierte Flusssystem
zurückgeleitet werden.
In den abgelegenen Fördergebieten Sibi-
riens oder am tropischen Orinoko wäre

die Gewinnung vermarktbaren Öls aus
Schiefer und Sand keinesfalls kosten-
günstiger. Die Umweltauswirkungen des
großflächigen Abbaus von Ölsand im Ta-
gebau können dort nur geschätzt wer-
den. Während jedoch in der Demokratie
Kanada die Medien und Umweltverbän-
de für ein Mindestmaß an Transparenz
und Kontrolle sorgen, spielt sich die Ölex-
ploration an den letzten Grenzen der Tro-
pen oder der Arktis weitgehend unter
Ausschluss der Öffentlichkeit ab.
Die Ölsande Kanadas sind nur ein – wenn
auch besonders illustratives – Beispiel da-
für, dass die Erschließung neuer Öl- und
Gasvorkommen immer teurer, schwieriger
und auch immer gefährlicher für Mensch
und Natur wird. Die ersten Ölquellen
Nordamerikas und im Mittleren Osten
wurden noch dadurch entdeckt, dass Öl
natürlich an die Oberfläche trat. Viele
dieser Quellen waren seit der Antike be-
kannt: in Mesopotamien wurden Teer und
Öl zur Dichtung von Booten und als medi-
zinische Wundersalbe genutzt. Im heuti-
gen Aserbaidschan entstand der Feuer-
kult des Zarathustra dort, wo sich an 
der Erdoberfläche austretende Ölquellen
selbst entzündeten. Solche leicht zugäng-
lichen Quellen werden heute nicht mehr
neu gefunden und die meisten bekannten
sind inzwischen erschöpft. Es muss immer
tiefer gebohrt werden, durch härteren
Stein, durch Eis oder unterm Meeresbo-
den. Da die globale Ölindustrie auf der
Suche nach den letzten Verstecken des
Schwarzen Goldes mittlerweile in die letz-
ten Wildnisse vordringt, steigt auch der
Preis für die Natur.

Die Alternative Erdgas

Gleichzeitig wird deutlich, dass auch die
lange gefeierte Alternative Erdgas nicht
unbegrenzt und billig zur Verfügung
steht. Peak Gas, also der Scheitelpunkt
der weltweiten Gasförderung, liegt aller-
dings weiter in der Zukunft als der Höhe-
punkt der Ölförderung. Viele Länder sind
gerade erst dabei, Kraftwerke und Wär-
meerzeugung von Öl oder Kohle auf Erd-
gas umzustellen. Erdgas hat eine Reihe
von Vorteilen. Es verbrennt schadstoffarm
und hat einen geringeren CO2-Gehalt
pro Energieeinheit als Kohle und Öl. Vie-
le Umweltpolitiker, die dafür eintreten,
langfristig komplett auf erneuerbare
Energien umzustellen, akzeptieren Erd-
gas als Übergangslösung. Für diese um-
weltpolitische Strategie stellen die neuer-
dings stark ansteigenden Gaspreise ein
massives Problem dar.
Oftmals tritt Erdgas auf schon erschlosse-
nen Ölfeldern auf, wurde bisher jedoch
unzureichend genutzt. Vielerorts wird das
austretende Erdgas weiterhin abgefa-
ckelt und erzeugt damit keine Energie,
wohl aber das Treibhausgas CO2. Das

Potenzial der Erdgasnutzung aus vorhan-
denen Quellen ist also erheblich. Seitdem
die systematische Erkundung begonnen
hat, werden außerdem jährlich mehrere
große neue Erdgasfelder entdeckt.
Der Transport von Erdgas zum Kunden er-
folgt in der Regel über Pipelines. Da es
über längere Strecken immer aufwändi-
ger wird, den Gasdruck in solchen Rohr-
leitungen aufrechtzuerhalten, gilt als
Faustregel, dass Gaspipelines eine maxi-
male Reichweite von 4.000 Kilometer ha-
ben. Deswegen gibt es bisher keinen glo-
balen Gasmarkt, sondern nur regionale
Netzwerke.
Das könnte sich mit dem zunehmenden
Trend zur Verwendung von Flüssiggas (Li-
quid Natural Gas/LNG) ändern. Erdgas
kann unter Druck und niedrigen Tempera-
turen verflüssigt werden. Der Vorteil liegt
einerseits darin, dass so das Volumen des
Erdgases reduziert wird. Außerdem kann
es wie Öl mit Tankern zu seinem Zielort
transportiert werden. Die größte Flüssig-
gasanlage der Welt wird momentan für
den ostasiatischen Markt auf der russi-
schen Pazifikinsel Sachalin errichtet. Von
der arktischen Jamal-Halbinsel aus soll
LNG mit Tankschiffen nach Nordamerika
exportiert werden. Neben Europa und
den ostasiatischen Staaten hätte Russ-
land damit einen dritten Abnehmermarkt
für seine Gasexporte. Auch Nigeria und
Algerien setzen auf Flüssiggasexporte
nach Europa. Japan und China interes-
sieren sich besonders für den von Pipe-
lines unabhängigen Zugang zum saube-
ren Erdgas.
Durch die unbegrenzte Transportfähig-
keit von Flüssiggas per Tanker wird der
Markt für Erdgas zum Weltmarkt. An den
Küsten Nordamerikas und Ostasiens wer-
den derzeit überall Flüssiggas-Terminals
errichtet. Auf den Werften herrscht ein
Auftragsboom für neue Tankschiffe.
Bisher bildet sich der Erdgaspreis nicht
am Markt. Die meisten Lieferverträge se-
hen eine langfristige Preisbindung vor.
Nur so waren die immensen Investitionen
in das gigantische Pipelinenetz möglich,
das beispielsweise Ost- mit Westeuropa
verbindet. Enge Bündnispartner Russ-
lands, beispielsweise das diktatorisch re-
gierte Weißrussland, erhalten Preisnach-
lässe. Der Gaspreis für die Ukraine soll
zwar stufenweise erhöht werden, wird
aber weiterhin durch die Beimischung bil-
ligeren turkmenischen Erdgases niedrig
gehalten. Ansonsten ist der an den welt-
weiten Spotmärkten gehandelte Gas-
preis an den Ölpreis gekoppelt. Diese
Koppelung wird, wenn beide Produkte
zukünftig unabhängig voneinander ge-
fördert und gehandelt werden, über kurz
oder lang aufgehoben werden.
Erdgas ist wahrscheinlich der für politi-
sche Krisen anfälligste Rohstoff, der auf
dem Weltmarkt gehandelt wird. Die fes-
ten Pipelines sind teuer, haben lange Bau-
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zeiten und sind danach nicht mehr zu ver-
legen und umzuleiten wie ein Öltanker.
Wer auf Gas setzt, setzt deswegen auf
zweierlei: auf die wechselseitige Abhän-
gigkeit von Produzent und Verbraucher
sowie auf die Diversifizierung der Quel-
len. Europa hat das Glück, von Erdgas ex-
portierenden Ländern umgeben zu sein.
Auch wenn einige osteuropäische Länder
ihr Gas fast ausschließlich von Russland
beziehen, so hat die Europäische Union
(EU) insgesamt eine diversifizierte Versor-
gerstruktur. Die EU versucht außerdem,
die sie umgebenden Länder nicht nur als
Rohstoffimporteure zu betrachten, son-
dern sie Schritt für Schritt in den Gemein-
samen Europäischen Markt zu integrie-
ren. Der Grundgedanke dabei ist, dass
durch gegenseitige Abhängigkeit politi-
sche Zusammenarbeit und letztendlich
Stabilität entsteht. Das außenpolitische
Konzept der Europäischen Nachbar-
schaftspolitik, an dem die EU auch ihre fi-
nanziellen Hilfen für die Länder Osteuro-
pas und Nordafrikas ausrichtet, stellt
deswegen das gemeinsame Manage-
ment der Energieressourcen in den Mittel-
punkt.

Kohle

Am längsten reichen noch die weltweiten
Steinkohlevorräte. Neben Russland, den
USA, Australien und Südafrika weisen
auch China und Indien immense einheimi-
sche Steinkohlelager auf, die noch lange
nicht ausgeschöpft sind. Die IEA schätzt,
dass allein in diesen beiden Ländern der
Kohleverbrauch bis 2030 um 60 Prozent
steigen wird. Auch in den USA und Russ-
land ist die Kohle mit Abstand die reich-
haltigste fossile Energiequelle. Selbst in
Deutschland, das sonst kaum eigene fos-
sile Energievorräte besitzt, liegen noch
bedeutende Stein- und Braunkohlevor-
kommen unter Tage. Würde jedoch alle
bekannte Steinkohle auf die bisherige
Weise in thermischen Kraftwerken und
ohne CO2-Filter verbrannt, hätte das un-
abschätzbare Negativfolgen für das glo-
bale Klima. Da jedoch weder die großen
Schwellenländer noch Russland und die
USA auf die Nutzung dieser preisgünsti-
gen einheimischen Energiequelle verzich-
ten werden, müssen bei der Kohlever-
brennung möglichst saubere und effizien-
te Technologien zum Einsatz kommen, um
die Umweltauswirkungen in Grenzen zu
halten.
Grundsätzlich stehen drei Möglichkeiten
zur Verfügung, um die Kohleverbrennung
umweltfreundlicher zu machen. Neben
hocheffizienten thermischen Kraftwerken
kann die Kohle verflüssigt und als vielfäl-
tig verwendbarer Treibstoff eingesetzt
werden. Außerdem ist es möglich, das bei
der Verbrennung fossiler Energieträger
entstehende Kohlendioxid technisch ab-

zutrennen und unter der Erde zu lagern,
so dass es nicht in die Atmosphäre ge-
langt.
Die Steigerung des Wirkungsgrades kon-
ventioneller Kohlekraftwerke ist ein erster
wichtiger Schritt. Vor allem in Ländern wie
Russland, Indien und China, die alle zu
den größten Kohlekonsumenten weltweit
gehören, besteht ein enormes Potenzial
zur Verbesserung der Energieeffizienz.
Der Erhöhung der Energieausbeute pro
Einheit Kohle sind jedoch technisch Gren-
zen gesetzt. Der höchste erreichte Wir-
kungsgrad liegt bei 65 bis 70 Prozent. Bei
der anschließenden Rauchgaswäsche,
also dem Herausfiltern von Schwefel und
anderen giftigen Stoffen aus den Kami-
nen, geht ein Teil der gewonnenen Ener-
gie wieder verloren. Moderne Kraftwerke
mit aufwändiger Abgasreinigung können
wirtschaftlich außerdem nur als Großan-
lagen gebaut werden. Deswegen eignen
sie sich schlecht für die Wärmeversor-
gung von Industrieanlagen und Haushal-
ten durch Kraftwärmekopplungsanlagen.
Wärme kann wirtschaftlich nämlich nur
über verhältnismäßig kurze Strecken
transportiert werden. Die meiste Abwär-
me aus großen Kraftwerken wird deshalb
in die Atmosphäre abgestrahlt.
Die Verflüssigung von Kohle hat in
Deutschland einen schlechten Ruf. Im Drit-
ten Reich und später in der DDR wurde im
sächsischen Chemiedreieck Treibstoffer-
satz aus Braunkohle hergestellt. Inzwi-
schen hat sich aber durch den Einsatz von
Katalysatoren, Informationstechnologie
und moderner Messtechnik die Qualität
der aus Kohle hergestellten Mineralölpro-
dukte sehr verbessert. Schadstoffe kön-
nen in der flüssigen Phase problemlos ab-
getrennt werden. Der Wirkungsgrad liegt
in Versuchsanlagen bei bis zu 95 Prozent.
Die Kohleverflüssigung löst außerdem ein
Problem, das viele erneuerbare Energien
haben: der flüssige Energieträger kann
gut gelagert und auch als Kfz-Treibstoff
verwendet werden. Bei bleibend hohen
Ölpreisen trägt sich die Kohleverflüssi-
gung auch wirtschaftlich. Sie ist deshalb
eine wirkliche Alternative zum Erdöl. Die
südafrikanische Firma Sasol, die ihre Me-
thode zur Kohleverflüssigung während
des Wirtschaftsboykotts in der Apart-
heidzeit entwickelt hatte, stellt verflüssig-
te Kohle für 25 US-Dollar pro Barrel her
und liegt damit deutlich unter den zukünf-
tig zu erwartenden Rohölpreisen. Selbst
für deutsche Kohle gelten Produktionskos-
ten für etwa 60 US-Dollar pro Barrel als
realistisch. Im Jahr 2006 lag der Weltöl-
preis monatelang über diesem Wert. Koh-
le kommt auf der Erde so häufig und in sol-
chem Umfang vor, dass der weltweite
Kohlemarkt für politische Krisen weit we-
niger anfällig ist als der Öl- und Gas-
markt. Die meiste deutsche Importkohle
kommt heute aus der stabilen Demokra-
tie Australien. Aus klimapolitischer Sicht

ist die Kohleverflüssigung allerdings 
noch ungünstiger als ihre Verbrennung.
Schließlich muss für die Umwandlung der
Kohle in Treibstoff zusätzliche Energie
aufgewendet werden.
Grundsätzlich ist es möglich, die Kohle-
verbrennung dadurch klimafreundlicher
zu machen, dass das Treibhausgas C02

herausgefiltert wird. Dann könnte die Be-
deutung der Kohleverbrennung auch in
den westlichen Industriestaaten wieder
wachsen. Dieselbe Technik der CO2-Aus-
scheidung und -Lagerung ließe sich bei
Öl- und Gaskraftwerken einsetzen. Der
Stromkonzern Vattenfall plant in der ost-
deutschen Lausitz ein erstes CO2-freies
Kraftwerk auf Braunkohlebasis. British Pe-
troleum (BP) entwickelt ähnliche Projekte
für Kalifornien und Schottland. Doch auf
dem Weg zum routinemäßigen Einsatz
dieser Technik müssen noch einige Pro-
bleme gelöst werden. Bei den bisherigen
CO2-Filtertechnologien sinkt die Energie-
ausbeute der Kraftwerke erheblich. Da-
durch wird die Technik vor allem für Ent-
wicklungsländer zu teurer. Ein internatio-
naler Klimaschutzfonds könnte jedoch
die Kostendifferenz übernehmen. Bei den
bisherigen Pilotanlagen des schwedi-
schen Energiekonzerns Vattenfall in der
Lausitz, sowie ähnlichen Plänen der RWE
für Nordrhein-Westfalen, handelt es sich,
gemessen an den tausenden traditionel-
len Kohlekraftwerken, die derzeit vor al-
lem in China, Indien und anderen Ent-
wicklungsländern gebaut werden, außer-
dem nur um den berühmten Tropfen auf
den heißen Stein. Die entscheidende Zu-
kunftsfrage für die Kohle heißt: Bleibt es
bei wenigen CO2-freien Pilotanlagen mit
Alibifunktion oder wird die kostspielige
moderne Abscheidetechnik flächende-
ckend und weltweit in modernen Kraft-
werken eingesetzt?
Vor einer Entscheidung über den großflä-
chigen Einsatz dieser neuen Technologie
sollte aber das grundsätzliche Problem
gelöst werden, wo das abgetrennte CO2

anschließend gelagert wird. Bisher wur-
de vorgeschlagen, es entweder in alten
Öl- und Gaslagerstellen, in Salzstöcken
oder unter dem Meeresboden unterzu-
bringen. Über das langfristige Verhalten
dieser CO2-Blasen weiß die Wissen-
schaft jedoch noch zu wenig, um einen
großflächigen Einsatz dieser Technik gu-
ten Gewissens empfehlen zu können.

Energiearmut

Der neue Fluch, der auf den ärmsten Län-
dern der Welt liegt, heißt Energiearmut.
Unter den 85 Prozent aller Länder, die Öl
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importieren müssen, befinden sich nicht
nur die wohlhabenden Industrieländer
oder die Wachstumsökonomien China
und Indien, sondern auch die Ärmsten der
Armen in Schwarzafrika, Lateinamerika
oder Zentralasien. Steigende Preise ha-
ben auf diese armen Länder überpropor-
tional hohe Auswirkungen. Steigen die
Energiepreise weiter, droht den ärmsten
Entwicklungsländern eine neue Schulden-
krise. Nach Berechnungen der Weltbank
kostet ein Anstieg der Rohölpreise um zehn
US-Dollar die Industriestaaten ein halbes
Prozent Wirtschaftswachstum. Für die
ärmsten Länder, deren Energiekostenan-
teil an der Herstellung von Gütern in der
Regel erheblich höher liegt, können die
Einbußen bis zu dreimal so hoch sein.
Energiearmut trifft nicht nur die Wirt-
schaft der ärmeren Länder, sondern auch
ihre Bürger. Die Mieter in der Ukraine kön-
nen angesichts steigender Gaspreise
bald ihre Heizkosten nicht mehr bezah-
len. Wer sich die teure Energie nicht leis-
ten kann, muss frieren. Schulkinder in Af-
ghanistan können abends nicht mehr ler-
nen, weil der Strom ausgeschaltet wird.
Menschen in energiearmen Ländern,
Stadtteilen oder Haushalten haben ge-
ringere Chancen, im Leben weiterzukom-
men. Viele Regierungen der ärmsten Län-
der müssen am Schul- und Gesundheits-
system sparen, um die Rechnungen für die
Ölimporte zu begleichen. Energiearmut
versperrt den Weg für Entwicklung.
In manchen Ländern, die auf dem Welt-
markt zu den Energieexporteuren zählen,
leiden die eigenen Bürger trotzdem unter
Energiemangel. Der Grund sind regiona-
le und soziale Ungleichheiten. In Nigeria,
dem größten Erdölexporteur Afrikas, bil-
den sich vor den Tankstellen der Haupt-
stadt Lagos lange Autoschlangen. Nige-
ria exportiert zwar Öl, hat aber keine
ausreichenden eigenen Raffineriekapazi-
täten. Das Nigerdelta, in dem das meiste
Öl des Landes gefördert wird, zählt
gleichzeitig zu den ärmsten Regionen Ni-
gerias. Die meisten Dörfer haben keinen
Stromanschluss. Geheizt wird mit Holz.
Selbst in Russland, dem größten Erdgas-
produzenten weltweit, sind zahlreiche
Dörfer von der Moderne abgeschnitten.
Im Winter stockt in den Städten der
Nachschub. In manchen sibirischen Dör-
fern sieht man die Fackeln der Erdgas-
bohranlagen in der Ferne leuchten und
muss trotzdem mit Holz heizen.
Energiearmut trifft nicht nur die Wirt-
schaft armer Länder und führt zu einem
Verlust an Gestaltungschancen für die
dort lebenden Menschen, sondern er-
schüttert auch die Stabilität fragiler Staa-
ten und junger Demokratien. Die einseiti-
ge Entwicklung des exportorientierten
Energiesektors geht auf Kosten anderer
Sektoren der Volkswirtschaft. Dadurch
wachsen bestehende soziale Unterschie-
de und steigen politische Spannungen.

Dabei macht es meist keinen Unterschied,
ob private multinationale Konzerne oder
staatliche Energiekonzerne die Branche
beherrschen. In Russland, dem Iran oder
Venezuela geht die Verstaatlichung der
Energieindustrie auch mit einem Abbau
der Demokratie und einer aggressiven
Außenpolitik einher.
Die beste Chance für arme Länder, der
Falle Energiearmut zu entkommen, be-
stünde darin, ihren eigenen nachhaltigen
Weg in der Energieversorgung zu gehen.
Die ineffiziente Wirtschaft der am we-
nigsten entwickelten Länder verbraucht
heute doppelt soviel Energie pro Einheit
wirtschaftlicher Leistung wie die der west-
lichen Industrieländer. Das Energieein-
sparpotenzial wäre enorm, wenn in die
entsprechende technische Ausstattung
investiert würde. Eine weitere Alternative
zum Import teurer fossiler Energieträger
wäre es, einheimische Ressourcen besser
zu nutzen. In vielen landwirtschaftlich ge-
prägten Entwicklungsländern kann Bio-
masse zum Heizen sowie zur Elektrizitäts-
erzeugung und Ethanol aus Getreide als
Benzinersatz genutzt werden. Wind- und
Solarenergie sind vor allem für abgelege-
ne Standorte, die durch das nationale
Elektrizitätsnetz nicht erreicht werden
können, eine gute Alternative. Moderne
Entwicklungszusammenarbeit stellt des-
halb den Zugang aller zu erschwinglicher
Energie aus erneuerbaren Quellen in ih-
ren Mittelpunkt.

Klimasicherheit

Die neue Energiekrise ist auch eine Klima-
krise. Wer von Energiesicherheit redet,
wird deshalb zukünftig auch von Klimasi-
cherheit sprechen müssen.
2007 erschien der neue Bericht des Inter-
governmental Panel on Climate Change
(IPCC), dem Wissenschaftlerrat, der für
die Vereinten Nationen den weltweiten
Klimawandel beobachtet. Die Erkenntnis-
se der Wissenschaftler sind alarmierend.
Schon jetzt weiß man, dass die Konzen-
tration der den Treibhauseffekt beeinflus-
senden Gase Kohlendioxid (CO2), Me-
than und Stickoxid heute höher ist als zu
irgendeinem Zeitpunkt in den vergange-
nen 650.000 Jahren. Zwischen 1999 und
2004 stieg der CO2-Gehalt der Atmo-
sphäre um jährlich 0,5 Prozent. Insgesamt
hat sich die Erdoberfläche seit Anfang
des 20. Jahrhunderts um 0,65 Grad Cel-
sius erwärmt.
Ein Anstieg des Meeresspiegels um einen
Meter, wie er möglicherweise schon bis
Ende dieses Jahrhunderts zu erwarten ist,
ließe sich durch normale Küstenschutz-
maßnahmen wie Dammbauten nicht mehr
bewältigen. Flache Küstenregionen und
kleine Inselstaaten wie die Malediven, Tu-
valu oder Tonga würden ganz oder teil-
weise überflutet und verschwinden. Die

Folge wären regionale Konflikte um die
knapper werdenden Flächen an bebau-
barem und landwirtschaftlich nutzbarem
Land sowie Flüchtlingsströme aus den be-
troffenen Regionen.
Das Office of Net Assessment (ONA) ist
der interne Thinktank des – besser als
Pentagon bekannten – US-Verteidi-
gungsministeriums. Aufgabe des ONA ist
es, über langfristige Gefahren nachzu-
denken, die den USA und ihrer Sicherheit
drohen könnten. Ende 2003, als in der
Führungsspitze des Pentagon der Krieg
im Irak und der Kampf gegen den Terro-
rismus geplant wurden, veröffentlichte
das ONA einen Bericht über die Klimaka-
tastrophe.2 Die Vordenker des Pentagon
befürchten ein Schreckensszenario aus
Naturkatastrophen, Flüchtlingsströmen
und Ressourcenkriegen, das schon in den
nächsten 20 Jahren zu Millionen von To-
ten führen könnte. Wie aber werden die
USA sich gegen diese neue Gefahr ver-
teidigen? Eine Möglichkeit wäre, durch
vorsorgende Politik das Risiko bleibender
Klimaschäden und ihre sicherheitspoliti-
schen Folgen zu verringern. Möglich wä-
re aber auch, um das eigene Land einen
Schutzwall zu errichten – nicht nur gegen
die steigenden Wassermassen, sondern
auch gegen die Flüchtlinge aus den Tei-
len der Welt, die sich teure Anpassungs-
strategien und Umsiedlungsmaßnahmen
für die betroffene Bevölkerung nicht leis-
ten können. Die Frage ist, ob wir in solch
einer Welt leben möchten. Ein Schutzwall
gegen die Umweltflüchtlinge der Zukunft
ließe sich wohl nur durch eine Diktatur
nach innen und militärische Mittel nach
außen aufrechterhalten.
Vom Klimawandel besonders betroffen
sind die Bewohner von Küsten und erosi-

Sascha Müller-Kraenner studierte Bio-
logie, Öffentliches Recht und Philoso-
phie und war jahrelang in internationa-
len Gremien der Umweltpolitik tätig.
Seit Januar 2007 ist er Senior Adviser
und Europarepräsentant der internatio-
nalen Umweltorganisation „The Nature
Conservancy“. Sein Buch „Energiesi-
cherheit – Die neue Vermessung der
Welt“ ist im März 2007 im Antje Kunst-
mann Verlag erschienen. Der vorliegen-
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onsgefährdeten landwirtschaftlichen An-
baugebieten, ebenso wie die Bewohner
besonders empfindlicher Ökosysteme
der Tropen und der Arktis. Doch während
den indigenen Völkern zusammen mit der
einheimischen Fauna die Lebensgrundla-
ge weg schmilzt, wittern Anrainerstaaten
wie Russland sogar neue wirtschaftliche
Möglichkeiten. Russland und die USA set-
zen darauf, dass bei weiter ansteigenden
Temperaturen die Schifffahrtswege der
Arktis zukünftig auch im Winter offen blei-
ben werden. Dann könnten Öl und Flüs-
siggas aus der nordamerikanischen Ark-
tis und aus dem russischen Eismeer per
Tanker ungehindert auf den Weltmarkt
fließen. Während einzelne findige Unter-
nehmen vom Klimawandel profitieren
könnten, sind sich Wirtschaftswissen-
schaftler – beispielsweise der Yale-Öko-
nom William Nordhaus – einig, dass die
Gesamtkosten der zu erwartenden Klima-
veränderungen in jedem Fall deutlich
über dem Gewinn aus möglichen positi-
ven Effekten liegen werden. Der ehema-
lige Chefökonom der Weltbank, Nicho-
las Stern, errechnete im Auftrag der 
britischen Regierung volkswirtschaftliche
Kosten des Klimawandels von fünf bis 20
Prozent der weltweiten Wirtschaftsleis-
tung. Nicht eingerechnet sind dabei die
Kosten von Kriegen und Krisen, zu denen
es bei den zu erwartenden politischen
Verwerfungen kommen dürfte.

New Orleans – mehr als 
ein Lehrbeispiel

Wie der Zusammenbruch einer moder-
nen Gesellschaft im Zeichen der Klimaka-
tastrophe aussehen könnte, ließ sich be-
sichtigen, nachdem der Hurrikan Katrina
im August 2005 die Stadt New Orleans
und weite Teile der US-Golfküste zerstört
hatte. Amerikanische Umweltschützer
stellten unmittelbar nach dem Sturm die
Frage, welchen Anteil der globale Klima-

wandel an Katrina gehabt haben könnte.
Auch wenn sich individuelle Naturereig-
nisse nie eindeutig dem langfristigen
Trend weltweiter Erderwärmung zuord-
nen lassen, so gibt es doch klare statisti-
sche Hinweise dafür, dass die Intensität
der Stürme im subtropischen Wettersys-
tem der Karibik in den letzten Jahrzehn-
ten konstant gestiegen ist. Die Klimafor-
schung vermutet den Grund darin, dass
die gestiegene Oberflächentemperatur
des Meerwassers im Golf von Mexiko In-
stabilitäten in der unteren Atmosphäre
und dadurch eine schnellere Bewegung
der Luftmassen bewirkt. Das nationale
Hurrikan-Zentrum der USA behauptet,
dass Zahl und Intensität der Stürme als
Teil eines natürlichen Zyklus schwanken.
Dieser Zyklus wird aber offenbar durch
den vom Menschen gemachten Klima-
wandel überlagert, der seine Spitzenaus-
schläge verstärkt.
Schließlich zeigt Katrina, wie teuer es sein
wird, die Küsten der Welt vor den steigen-
den Fluten und wachsenden Stürmen des
Treibhauszeitalters zu schützen. Selbst
wenn es gelingt, das wieder aufgebaute
New Orleans mit Dämmen nach nieder-
ländischem Vorbild vor dem nächsten
Sturm der Kategorie 5 zu sichern, so feh-
len zahlreichen Küsten- und Inselstaaten
der Dritten Welt die Mittel für solch kost-
spielige Infrastrukturinvestitionen. Die Ba-
hamas und Bangladesch können sich
nicht mit Dämmen umgeben. Deswegen
drängen diese Länder in den internatio-
nalen Klimaverhandlungen seit Jahren
auf die Einrichtung eines Investitions-
fonds, um Schutzmaßnahmen gegen den
Klimawandel bezahlen zu können.

Die doppelte Energiekrise

Die Welt steuert derzeit auf eine doppel-
te Energiekrise zu. Die Daten der Inter-
nationalen Energieagentur (IEA) und 
des Intergovernmental Panel on Climate

Change (IPCC) müssen im Zusammen-
hang gelesen und interpretiert werden.
Das heißt, dass sich die Energiepolitik der
Zukunft nicht nur an der sinkenden Ver-
fügbarkeit der fossilen Brennstoffe aus-
richten kann, sondern auch die begrenz-
te Belastbarkeit der natürlichen Ökosys-
teme und der Atmosphäre in Betracht zie-
hen muss. Wenn das Referenzszenario für
die Entwicklung des Energieverbrauchs
der nächsten Jahrzehnte nach Aussagen
der IEA nicht nachhaltig ist, dann brau-
chen wir alternative Entwicklungspfade.
Es gibt drei Wege, auf die doppelte Krise
unserer Energie- und Klimasicherheit zu
reagieren:
Erstens können wir unseren Energiever-
brauch durch neue sparsame Technolo-
gien senken. Zweitens kann jedes Land
seine Importabhängigkeit dadurch ver-
ringern, dass fossile Energien wie Öl und
Gas durch erneuerbare Energien ersetzt
werden. Ein stärkeres Setzen auf Atom-
kraft ist dagegen, da sie neue Abhängig-
keiten schafft und das Risiko der Prolifera-
tion erhöht, keine gute Alternative.
Schließlich könnten verbindliche Regeln
für Handel und Investitionen, vereinbart
in gemeinsamen Institutionen wie der Eu-
ropäischen Energiecharta und der Welt-
handelsorganisation WTO, für eine Ver-
rechtlichung der Energiepolitik sorgen.
Alle diese Ansätze ergeben nur dann
Sinn, wenn zumindest im europäischen
Rahmen gemeinsam gehandelt wird.

1 1 Barrel = 159,106 Liter.
2 Vgl. http://www.ems.org/climate/pentagon_
climate_change.pdf
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DER AUFSTIEG ASIENS UND DAS GLOBALE ÖKOSYSTEM

China, Indien und die Bewältigung 
des Klimawandels
Imme Scholz

Prognosen zufolge werden die weltweiten
Treibhausgasemissionen bis 2030 um na-
hezu 50 Prozent steigen. Nach 2020 wer-
den die Schwellen- und Entwicklungs-
länder mehr Treibhausgase emittieren als
die Industrieländer. Die Umweltbelastun-
gen, die von dem enormen Wirtschafts-
wachstum in China und Indien ausgehen,
nehmen schon jetzt ein globales Ausmaß
an. China ist nach den USA der zweitgröß-
te Emittent von Treibhausgasen. Indien
steht an fünfter Stelle vor Deutschland. Im
gleichen Zuge, in dem sich China und In-
dien zu dominierenden Wirtschaftsmäch-
ten entwickeln, wird sich die Belastung des
Ökosystems drastisch verschärfen. Imme
Scholz analysiert die ökonomischen Struk-
turen beider Länder, die für die wachsen-
den Treibhausgasemissionen ursächlich
verantwortlich sind und skizziert – mit ei-
ner Schwerpunktsetzung auf China – die
nationalen Anstrengungen auf dem Feld
der Klimapolitik. Zudem wird die Frage
erörtert, wie sich China und Indien auf dem
internationalen Parkett im Rahmen der
Verhandlungen für ein neues Klimaregime
ab 2012 – nach dem Auslaufen des Kioto-
Protokolls – positionieren werden. Der
Beitrag macht deutlich, dass der Klima-
wandel nur eingedämmt werden kann,
wenn es in China und Indien gelingt, Wirt-
schaftswachstum und Treibhausgasemis-
sionen zu entkoppeln. Dies kann nicht oh-
ne entsprechende Vorleistungen der In-
dustrieländer gelingen. �

Emissionen steigen in Schwellen- 
und Entwicklungsländern 

Der 2007 veröffentlichte Vierte Sachstands-
bericht des Intergovernmental Panel on 
Climate Change (IPCC) hat unmissver-
ständlich klar gemacht, dass die Zeit 
knapp wird, wenn es noch gelingen soll, die
globale durchschnittliche Erwärmung auf 
2 Grad Celsius zu begrenzen.
Dafür ist notwendig, dass die globalen
Emissionen an Treibhausgasen 2015 ihren
Höhepunkt erreichen und danach bis 2050
um die Hälfte gegenüber dem Emissionsni-
veau von 1990 abnehmen. Die Industrielän-
der sind für den Großteil der bereits in der
Erdatmosphäre akkumulierten Treibhaus-
gase verantwortlich und werden ihre Emis-
sionen spätestens 2050 um 60 bis 80 Pro-
zent senken müssen. Entschiedene klimapo-
litische Maßnahmen werden aber auch in

China und Indien notwendig sein. Progno-
sen zufolge werden die globalen Treib-
hausgasemissionen bis 2025 um 50 Prozent
steigen, am stärksten in den Entwicklungs-
ländern: Nach 2020 werden sie insgesamt
mehr Treibhausgase emittieren als alle 
Industrieländer zusammen (Baumert u. a.
2005). Den größten Anteil an diesem
Wachstum haben China und Indien. Dies
bedeutet, dass in diesen beiden Ländern
Maßnahmen erforderlich sind, die zu-
nächst das Wachstum ihres Emissionsaus-
stoßes verlangsamen und schließlich ab
2050 ihr absolutes Volumen verringern.

Der ökologische Fußabdruck

China und Indien haben in der letzten De-
kade ein teilweise atemberaubendes Wirt-
schaftswachstum erzielt. China erzielt be-
reits zehn Prozent des weltweiten Bruttoso-
zialprodukts und bildet damit die zweit-
größte Volkswirtschaft der Welt, während
Indien mit vier Prozent die fünftgrößte
Volkswirtschaft ist (World Bank 2007).1 Da-
rüber hinaus sind China und Indien mit je-
weils über einer Milliarde Einwohnern die
bevölkerungsreichsten Länder der Erde.
Diese beiden Größenfaktoren zusammen
haben aber auch den Anteil beider Länder
an den Belastungen der globalen Ökosys-
teme erhöht. Nach Berechnungen des
Worldwatch Institute absorbieren die USA,
die EU, Japan, China und Indien schon
heute 75 Prozent der Biokapazitäten der
Erde (siehe Kasten 1: Der ökologische Fuß-
abdruck). Sollten China und Indien ihren
gegenwärtigen Wachstumspfad fortset-
zen und im Jahr 2030 einen ökologischen
Fußabdruck in der Höhe Japans erreicht
haben, würden sie allein die Biokapazitä-
ten der gesamten Erde beanspruchen (Fla-
vin/Gardner 2006, S. 17 f.). Am deutlichs-
ten spiegelt sich die erhöhte Belastung der
globalen Umwelt durch China und Indien
in ihren Treibhausgasemissionen wieder:
Beide Länder gehören zu den fünf größten
Treibhausgasemittenten der Welt; China
besetzt den zweiten und Indien den letzten
Platz in dieser Gruppe. 

Der ökologische Fußabdruck

Bei der Berechnung des ökologischen
Fußabdrucks wird gemessen, wie viel

biologisch produktive Land- und Was-
serfläche ein Individuum, eine Stadt,
ein Land oder die gesamte Menschheit
benötigt, um die verschiedenen Res-
sourcen zu produzieren, die in Produk-
tion und Konsum verbraucht werden,
und um die Abfallstoffe zu absorbie-
ren, die dabei entstehen. Maßeinheit
der Berechnung ist ein globaler Hek-
tar biologisch produktiver Fläche
(Land oder Wasser), dessen Produkti-
vität dem Weltdurchschnitt entspricht. 
Mit biologisch produktiver Fläche ist
die Land- und Wasserfläche gemeint,
die für die Photosynthese und die Pro-
duktion von Biomasse signifikant ist.
Insgesamt trifft dies auf etwa ein Vier-
tel der Erdoberfläche zu (80 Prozent
Land, 20 Prozent Wasser). Biologische
Produktivität ist die jährliche biologi-
sche Produktion pro Hektar; biologi-
sche Kapazität ist die jährliche biolo-
gische Produktionskapazität einer Flä-
che (eines Landes, der Erde).
Der globale ökologische Fußabdruck
entspricht der bioproduktiven Fläche,
die – bei gegebenem Stand der Tech-
nik und Organisation von Produktion
und Konsum – erforderlich ist, um den
Stoffdurchfluss aufrecht zu erhalten,
auf dem die wirtschaftlichen Aktivitä-
ten der Menschheit beruhen. 
Mit dieser Maßeinheit ist es möglich,
sowohl den Verbrauch von Individuen
und Gesellschaften miteinander zu
vergleichen als auch mit der tatsächli-
chen Biokapazität der Erde abzuglei-
chen. Es ist mithin auch möglich anzu-
geben, wie sich der Naturverbrauch
auf der Erde verteilt und um wie viel
globale Hektar er die tatsächlich vor-
handene bioproduktive Fläche über-
schreitet (ecological overshoot).
Zwischen 1960 und 2000 hat nach An-
gaben des Global Footprint Network
die globale Biokapazität abgenom-
men, während gleichzeitig der Um-
weltverbrauch gewachsen ist. Zwi-
schen 1985 und 1990 begann der öko-
logische Fußabdruck der Menschheit,
die globale Biokapazität zu über-
schreiten. Regional stellt sich dies un-
terschiedlich dar: Das bevölkerungs-
reiche Asien und Afrika leben unter-
halb des Niveaus der vorhandenen
Biokapazität pro Person, während
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Diese Größenmerkmale Chinas und In-
diens und ihre wachsenden Anteile am
Weltmarkt haben zu der Forderung ge-
führt, dass sich diese beiden Länder spä-
testens ab 2012 analog zu den Industrie-
ländern ebenfalls verbindlich zu quanti-
tativen Reduktionszielen ihrer Treibhaus-
gasemissionen verpflichten müssten. Die
Größenmerkmale lenken jedoch von ei-
nem fundamentalen Unterschied zwi-
schen China und Indien einerseits, und
den anderen drei großen Emittenten ab:
China und Indien sind nach wie vor Ent-
wicklungsländer, die einen hohen Anteil
Armer in ihrer Bevölkerung haben. Dies
spiegelt sich nicht nur im Bruttosozialpro-
dukt pro Kopf, sondern auch in den Emis-
sionen pro Kopf wieder. Während in den
Industrieländern die durchschnittlichen
Pro-Kopf-Emissionen immerhin 14,1 Ton-
nen CO2-Äquivalente betragen, belau-
fen sie sich in den Entwicklungsländern
auf 3,3 Tonnen (Weltdurchschnitt: 5,6
Tonnen). Chinas Pro-Kopf-Emissionen be-
laufen sich auf 3,9 Tonnen, das heißt sie
liegen leicht über dem Durchschnittswert
für die Entwicklungsländer. Indiens Pro-
Kopf-Emissionen liegen mit 1,9 Tonnen so-
gar deutlich niedriger (Baumert/Her-
zog/Pershing 2005, S. 22).
Innerhalb der Industrie- wie auch der Ent-
wicklungsländer bestehen große Unter-
schiede hinsichtlich der absoluten und
der Pro-Kopf-Emissionen (vgl. Tabelle 1).
Das absolute Emissionsvolumen hängt mit
der Größe der Volkswirtschaft und der
Bevölkerung zusammen: die USA, China,
die EU (25 Mitgliedstaaten), Indien und
Russland sind die fünf größten Emittenten
der Welt. Pro-Kopf-Emissionen sind allge-
mein in reicheren Ländern höher, aber an-
dere Faktoren sind ebenfalls wichtig: Vier
der sechs größten Emittenten in dieser Ka-

tegorie sind arabische Ölstaaten, die an-
deren beiden sind Australien (Rang 4)
und die USA (Rang 6). Die EU besetzt den
37. Platz in dieser Rangliste, China den
99. und Indien den 140. (Baumert/Her-
zog/Pershing 2005).
Die Unterschiede bei den Pro-Kopf-Emis-
sionen weisen darauf hin, dass es enorme
Unterschiede bei der Emissionsintensität
(CO2-Emissionen pro Wirtschaftseinheit)
zwischen den einzelnen Volkswirtschaf-
ten geben muss. Die Emissionsintensität
wird von der spezifischen Wirtschafts-
struktur eines Landes, seiner Energieeffi-
zienz und der Zusammensetzung seines
Energiehaushalts (Anteile fossiler und an-
derer Energieträger) beeinflusst. Diese
Variablen müssen beeinflusst werden,
wenn es um eine Emissionsreduktion geht.
Notwendig sind technologische und or-
ganisatorische Innovationen, Gesetze
und veränderte ökonomische Anreize, die
gesellschaftliches Lernen und Verhaltens-
änderungen bewirken, mit denen eine
emissionsarme Wirtschaft aufgebaut wer-
den kann.
Wie sieht die Situation in China und In-
dien aus? Welche Strukturen in diesen
Ländern sind für hohe und wachsende
Treibhausgasemissionen ursächlich, und
welche politischen Anstrengungen wer-
den auf nationaler Ebene unternommen,
um diesen Trends entgegenzuwirken?
Wie positionieren sich China und Indien
in den Verhandlungen für ein neues Klima-
regime ab 2012, wenn das Kioto-Protokoll
ausläuft? Im Folgenden werden diese Fra-
gen beantwortet, wobei der Schwerpunkt
auf der Analyse Chinas liegt.

Wachstum der Wirtschaft, Wachstum
des Umweltverbrauchs

In China und Indien wird das Wirtschafts-
wachstum von drei Faktoren angetrieben:
der Konsumnachfrage der Mittelschich-
ten, einem großen Angebot an Arbeits-
kräften und einem hohen wissenschaftlich-
technischen Innovationspotenzial (Alten-
burg/Schmitz/Stamm 2008). In China wird

dieses Innovationspotenzial durch den
Ausbau der Industrie – aufgrund einheimi-
scher und ausländischer Direktinvestitio-
nen – verstärkt. Der erste Faktor legt die
Basis für das Wachstum der Konsumgüter-
produktion und der Bauindustrie, der zwei-
te Faktor hält die Lohnkosten niedrig und
der dritte Faktor ermöglicht Innovation und
Lernen. Zusammengenommen begünsti-
gen diese drei Merkmale das Wachstum
von technologieorientierten Sektoren, al-
so beispielsweise der Herstellung von Au-
tos, Elektronik und Haushaltsgeräten so-
wie zukünftig der Pharmaindustrie und des
Maschinen- und Anlagenbaus (Winters/
Yusuf 2007, S. 12).
Wirtschaftliche Reformen haben in China
seit 1978 einen enormen ökonomischen
Strukturwandel in Gang gesetzt, der zwi-
schen 1992 und 2004 ein durchschnittli-
ches Wirtschaftswachstum von über sie-
ben Prozent jährlich mit sich brachte. Chi-
nas Wachstum beruht auf dem Aufbau ei-
ner wettbewerbsfähigen, exportorientier-
ten Industrie. China ist die Werkbank der
Welt. 2005 verbrauchte China 26 Prozent
der weltweiten Produktion von Rohstahl,
32 Prozent der Produktion von Reis, 37
Prozent der Wolle und 47 Prozent der Ze-
mentproduktion (Flavin/Gardner 2006, S.
5). Chinas Industriesektor ist weltweit der
größte Emittent von Treibhausgasen (Bau-
mert/Herzog/Pershing 2005, S. 69). Sieb-
zig Prozent der gesamten Energie werden
von der Industrie verbraucht, während pri-
vate Haushalte etwa zehn Prozent ver-
brauchen und der Transportsektor etwa
sechs Prozent. Heute ist China weltweit
nach den USA der zweitgrößte Konsument
und Produzent von Energie. Schätzungen
besagen, dass sich Chinas gesamter Pri-
märenergieverbrauch zwischen 2000 und
2020 mehr als verdoppeln wird (World
Bank 2006, S. 50).
Indien hat vor allem den Bereich Informa-
tionstechnologien ausgebaut. Sein indus-
trielles Potenzial hat sich bisher noch
nicht stark verändert. Das Wachstum der
Produktion und der städtischen Mittel-
schichthaushalte hat auch hier die Nach-
frage nach Energie stark erhöht.
China und Indien haben große Kohlevor-
kommen und produzieren deshalb einen
Gutteil ihrer Elektrizität mit Kohlekraftwer-
ken, in China zu etwa 70 und in Indien zu
knapp 40 Prozent (WRI/CAIT; Daten für
2002). Kohle gibt fast zweimal so viel
Kohlendioxid pro Energieeinheit ab als
Erdgas, und sie trägt über die Abgabe
von Schwefel und anderen Schwebstof-
fen erheblich zur Luftverschmutzung bei.
Aufgrund des starken Wachstums hat sich
China jedoch zwischen 1993 und 2004
von einem der weltweit größten Kohleex-
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und sogar der Nahe Osten und Zen-
tralasien teilweise deutlich mehr be-
anspruchen.
(nach: WWF/Global Footprint Network 2005).

Klimakennzahlen

USA EU-25 China Indien

Treibhausgasemissionen 
(MtCO2 Äquivalente, 2000) 6.928 4.725 4.938 1.884

Pro-Kopf-Emissionen (Tonnen CO2 Äq.) 24,5 10,5 3,9 1,9

Pro-Kopf-Einkommen (2002 $ PPP) 34.557 22.917 4.379 2.572

Emissionsintensität (Tonnen CO2 Äq. / 
$ Millionen BIP-PPP) 720 449 1.023 768

Veränderungen der Emissionsintensität 
in Prozent zwischen 1990–2002 -17 -23 -51 -9

Tabelle 1: Klimakennzahlen der USA, der EU, Chinas und Indiens.

Quelle: Baumert/Herzog/Pershing 2005
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porteure in einen Ölimporteur verwan-
delt. Zhou et. al. (2003) sagen voraus,
dass die Kohle noch 2020 zwischen 54
und 65 Prozent von Chinas Primärener-
giebedarf decken wird. Erneuerbare
Energieträger werden nur eine unterge-
ordnete Rolle spielen. Diese Prognose
weist darauf hin, wie schwer es sein wird,
das Wachstum der Treibhausgasemissio-
nen zu senken.
Strom und Heizen sind für den größten
Teil der Treibhausgasemissionen beider
Länder verantwortlich: 46 Prozent in Chi-
na und 56 Prozent in Indien. Die Industrie
und der Bausektor tragen in China mit 27
Prozent und in Indien mit 23 Prozent zu
den Emissionen bei (WRI /CAIT; Zahlen
für 2000).
Die starke chinesische Nachfrage nach
Energie und Rohstoffen hängt nur zum Teil
mit dem Aufbau einheimischer Infrastruktur
und der wachsenden Binnennachfrage
nach Konsumgütern zusammen. Sie wird
von den wachsenden Exporten in die Welt,
vor allem in die Industrieländer, forciert. 

Chinas und Indiens Binnenmarkt

In einigen Bereichen ist China allerdings
mittlerweile ein wichtiger und stark wach-
sender Binnenmarkt geworden. Schon
Ende der 1990er-Jahre hatte fast jeder
Haushalt, ob auf dem Lande oder in der
Stadt, ein Fernsehgerät. Gegenwärtig
produziert China 2,6 Millionen Pkw jähr-
lich (1995: 320.000). 38 Millionen städti-
sche Haushalte können die 12.000 US-
Dollar für ein neues Auto aufbringen, und
über 70 Prozent der erwachsenen Ein-
wohner Beijings, Shanghais und Gu-
angzhous planen, in den kommenden
fünf Jahren ein Auto anzuschaffen. 2005
hatte China 350 Millionen Handy-Besit-
zer und damit doppelt so viele wie die
USA; 1996 waren es erst sieben Millionen
gewesen. Das drastische Wachstum des
Konsums verdeutlichen Zahlen aus dem
chinesischen Einzelhandel: 2002 nahmen
die Umsätze im Bereich Telekommunikati-
on gegenüber 2001 um 69 Prozent zu, die
Verkäufe von Pkw um 73 Prozent und von
Haushaltsgeräten um 15 Prozent (Fla-
vin/Gardner 2006, S. 5; Hong Kong Tra-
de Development Council 1999).
In Indien ist in den 1990er-Jahren die Mit-
telschicht stark angewachsen. Gegen-
wärtig können etwa 300 Millionen Perso-
nen zur Konsumentenklasse gerechnet
werden; bis 2010 sollen es 450 Millionen
sein. Die Haushalte dieser Klasse verfü-

gen nach Angaben des National Coun-
cil for Applied Economic Research über
Jahreseinkommen (in Kaufkraftparitäten)
zwischen 4.400 und 600.000 US-Dollar.
Diese Haushalte besitzen Waschmaschi-
nen, Kühlschränke, Telefone und im höhe-
ren Segment auch Pkw und sie konsumie-
ren zunehmend industriell verarbeitete
Nahrungsmittel. Zwischen 2003 und
2005 haben sich die Ausgaben für Han-
dys in Indien verdreifacht; jährlich wer-
den mehr als eine Million Pkw verkauft.
Prognosen über das zukünftige Verbrau-
cherverhalten in China und Indien gehen
davon aus, dass der Anteil der Haushalts-
ausgaben für Freizeit und Genuss steigen
wird. Ähnlich wie in den westlichen In-
dustrieländern setzt sich ein hedonisti-
scher Lebensstil durch: In China hat der
Übergang zu dieser genuss- und konsum-
orientierten Lebensweise in den vergan-
genen fünf Jahren stattgefunden. Zu den
Produkten und Dienstleistungen, die sich
großer Nachfrage erfreuen, gehörten ne-
ben Elektronik- und Haushaltsgeräten
auch Fitnessausstattungen, Möbel und
Freizeitangebote. Außerdem steigen die
privaten Ausgaben für Bildung. In Indien
haben die Ausgaben für Unterhaltung,

Urlaub und Lifestyle-Produkte ebenfalls
zugenommen. Dies liegt auch daran,
dass der Anteil der 18- bis 35-Jährigen an
den Konsumenten relativ groß ist und
dass die Gruppe der Reichen (5,8 Millio-
nen Haushalte) mittlerweile dazu überge-
gangen ist, ihre Konsumausgaben im
Land und nicht mehr im Ausland zu täti-
gen (Hong Kong Trade Development
Council 1999).
Die nationalen Umweltbelastungen
durch die Erhöhung von Produktion und
Konsum sind besonders in China bereits
hoch. Die Folgen sind vor allem Wasser-
knappheit durch Übernutzung und Ver-
schmutzung sowie extrem hohe Luftver-
schmutzungswerte, vor allem in den Städ-
ten, durch die starke Abhängigkeit von
Kohlekraftwerken für die Energieproduk-
tion. Das Worldwatch Institute befürchtet,
dass eine Fortsetzung der gegenwärtigen
Umwelttrends die wirtschaftliche Entwick-
lung Chinas und Indiens stark behindern
wird (Flavin/Gardner 2006, S. 7). Die
Weltbank berechnet, dass die Umwelt-
verschmutzung in China jährliche direkte
Kosten von acht bis zwölf Prozent des
Bruttosozialprodukts verursacht (Anony-
mus 2004).

Ähnlich wie in den Industrieländern 
setzt sich auch in China ein hedonistischer
Lebensstil durch, der eine Nachfrage 
nach „typisch westlichen“ Produkten mit 
sich bringt. picture alliance/dpa
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Klimarelevante Politiken in China

Die Energiepolitik ist der entscheidende
Hebel für die Emissionsreduktionen. Seit
1998 wurde der Ausbau der Kraftwerke in
China durch Maßnahmen im Bereich des
Energiesparens und der Energieeffizienz
ergänzt.2 Bis 2002 wuchs Chinas Wirt-
schaft stärker als sein Energieverbrauch;
das weist auf Effizienzgewinne hin. Seit-
her hat aber der Energieverbrauch stär-
ker zugenommen als das Wirtschafts-
wachstum (Pan u. a. 2006, S. 18). 2006
reagierte die chinesische Regierung auf
diese Situation, indem sie eine sehr ehr-
geizige Zielgröße für den Energiever-
brauch im elften Fünf-Jahres-Plan für die
nationale wirtschaftliche und soziale Ent-
wicklung (2006-2010) festlegte: Die Ener-
gieintensität der Wirtschaft sollte bis En-
de 2006 um vier Prozent und bis 2010 um
insgesamt 20 Prozent reduziert werden.
Den Provinzen und Industriesektoren wur-
den spezifische Ziele gesetzt, um die Um-
setzung dieses Beschlusses zu befördern
und zu überwachen. Die Realität blieb je-
doch hinter dem Plan zurück: 2006 wurde
die Energieintensität nur um 1,33 Prozent
reduziert. Während der ersten neun Mo-
nate von 2007 wurde der Energiever-
brauch pro BSP-Einheit immerhin um drei
Prozent gesenkt (China Daily 2007).
In Bezug auf erneuerbare Energien, die
bis vor kurzem noch als irrelevant galten,
findet in China gegenwärtig ein grundle-
gender Wandel statt. 2006 trat das Er-
neuerbare-Energien-Gesetz in Kraft, das
erneuerbare Energie als höchste Priorität
in Chinas Energiestrategie einführt. Es be-
ruht auf einem Energieeinspeisegesetz,
das denjenigen Gesetzen ähnelt, die be-
reits in Deutschland und anderen euro-
päischen Ländern erfolgreich zur Einfüh-
rung und Verbreitung erneuerbarer Ener-
gien beigetragen haben. Mit diesem Ge-
setz soll der Anteil von Wasserkraft,
Wind, Biomasse und Sonne an der Ener-
gieproduktion von zurzeit einem Prozent
auf zehn Prozent bis 2020 gesteigert wer-
den.
Im Juni 2007 wurde das nationale Klima-
programm verabschiedet (NDRC 2007).
Das Programm fasst die Ursachen für Chi-
nas hohe Treibhausgasemissionen zu-
sammen, die wahrscheinlichen Folgen
des Klimawandels und Chinas Anstren-
gungen zur Begrenzung des Klimawan-
dels. In dem Programm definiert China
die Kontrolle der Treibhausgasemissio-
nen als eines seiner Ziele; die enormen
Herausforderungen auf dem Weg dahin
für Chinas sozio-ökonomische Entwick-
lung werden benannt (NDRC 2007, S. 19).
Im Abschnitt „Politiken und Maßnah-
men“ wird ein großes, aus nationalen Mit-
teln finanziertes Programm für Forschung
und Entwicklung im Sektor Energie-
technologien, aber auch im Bereich insti-
tutioneller Reformen skizziert. Vor diesem

Hintergrund wird deutlich, dass die wie-
derholten Forderungen Chinas und In-
diens in den Klimaverhandlungen nach
der verstärkten Finanzierung kohlenstoff-
armer Technologien durch die Industrie-
länder auf einer seriösen Problemanalyse
und einer realistischen Problemsicht be-
ruhen.

Klimapolitik im Zentrum nationaler
Entwicklungsplanung

Bisher hat China einen eher vorsichtigen
Ansatz in der internationalen Klimapolitik
verfolgt. In China wird Klimapolitik nicht
als ein im Wesentlichen umweltpoliti-
sches Problem verstanden, sondern als
ein Politikfeld mit hoher Bedeutung für die
Außen- und die Wirtschaftspolitik. Klima-
politik wird daher nicht von der Umwelt-
behörde, sondern von wesentlich ein-
flussreicheren Akteuren, nämlich der Na-
tionalen Kommission für Reformen und
Entwicklung (National Reform and Deve-
lopment Commission/NDRC) und vom
Außenministerium koordiniert. Das NDRC
ist eine der wichtigsten und einflussreichs-
ten Institutionen im chinesischen politi-
schen System. Das NDRC betreibt makro-
ökonomische Steuerung mit dem Ziel, na-
tionale Entwicklungsstrategien zu beför-
dern; es stellt die langfristigen ökonomi-
schen Entwicklungspläne auf und konzi-
piert die Energiepolitik. Klimapolitik ist
damit im Zentrum der nationalen Entwick-
lungsplanung angesiedelt. Das Außenmi-
nisterium ist für die internationale Klima-
politik zuständig. In der internationalen
Arena ist es Chinas Priorität, sich mit 
den anderen Entwicklungsländern zu-
sammenzuschließen und mit einer Stimme
zu sprechen. Die Position von NDRC und
dem Außenministerium in den internatio-
nalen Verhandlungen war immer den Be-
langen der ökonomischen Entwicklung,
der Energiesicherheit und des Schutzes
der nationalen Souveränität untergeord-
net (Bjørkum 2005, S. 43). Beide Organi-
sationen stellten sich gegen jedwede Ver-
pflichtung, die ökonomischen Zielen wi-
dersprochen hätte, beispielsweise zur
Verminderung von Treibhausgasemissio-
nen. Das Außenministerium konzentrierte
sich stets darauf, Obergrenzen für Emis-
sionen zu verhindern und ein enges Ver-
ständnis des Prinzips der differenzierten
Verantwortung zu verteidigen (Hatch
2003, S. 50). Während der Vertragsstaa-
tenkonferenz der Klimarahmenkonventi-
on in Bali im Dezember 2007 wurden
leichte Veränderungen der chinesischen
internationalen Position sichtbar: China
erkannte an, dass gemeinsames Handeln
notwendig ist. Dies entspricht auch dem
chinesischen Klimaschutzprogramm. Die-
se veränderte Haltung könnte auch dem
gewachsenen Bewusstsein über die Ge-
fahren geschuldet sein, denen China

durch den Klimawandel ausgesetzt ist
(Bjørkum 2005, S. 43).
NDRC und Außenministerium sind die
wichtigsten Akteure im NCCCC (Natio-
nales Komitee zur klimapolitischen Koor-
dination), Chinas hochrangigstem Politik-
organ in diesem Feld. Es besteht aus 15
Verwaltungseinheiten, die für klimapoliti-
sche Maßnahmen zuständig sind; der
Vorsitz liegt beim NDRC.3 Komiteemitglie-
der sind Vizeminister, Staatskommissio-
nen und Verwaltungen (Nordqvist 2005,
S. 11 f.) Der Einfluss der chinesischen Um-
weltbehörde SEPA (State Environmental
Protection Authority) im NCCCC ist rela-
tiv schwach, weil die Behörde stets mit
den Interessen anderer, stärkerer Sektor-
ministerien konfrontiert ist und weil der
NDRC dem Klimawandel bisher nur eine
untergeordnete Bedeutung zuweist (Bjør-
kum 2005, S. 44). Yu (2004) interpretiert
SEPAs klimapolitische Schwäche als
durch das Fehlen entsprechender Kapa-
zitäten in diesem Bereich verursacht.

Zentralismus erschwert eine
angemessene Umsetzung

Die Umsetzung der nationalen klimapoli-
tischen Ziele wird durch Schwächen in
der politischen Steuerung Chinas beein-
trächtigt. China ist ein zentralisierter
Staat mit einer starken Hierarchie, in den
sich die Provinzen, Städte und Dörfer
zwar einordnen, in dem aber die Zentral-
regierung wesentlich weniger Einfluss-
möglichkeiten auf die Provinzen hat als
man erwarten würde. Gemeinsam mit
den ökonomischen Reformen wurde auch
die Dezentralisierung eingeführt. Lokalre-
gierungen genießen nun erhebliche wirt-
schafts- und finanzpolitische Handlungs-
spielräume, da sie über lokale Industrien
und finanzielle Ressourcen entscheiden
(SEI/UNDP 2002, S. 68). Dieser Grad an
lokaler politischer Autonomie macht es
zusammen mit Chinas Größe und Kom-
plexität schwierig für die Zentralregie-
rung, den Überblick über Aktivitäten auf
lokaler Ebene zu behalten, geschweige
denn, sie zu steuern. Lokale Beamte sind
häufig von ihren Aufgaben überfordert,
da sie schlecht ausgebildet sind und nur
einen unzureichenden Zugang zu Fortbil-
dung, neuen Gesetzen und Verordnun-
gen haben. Damit sind sie für die Interpre-
tation und Umsetzung neuer (Umwelt)Ge-
setze schlecht vorbereitet (SEI/UNDP
2002, S. 78). Darüber hinaus haben die
chinesischen Reformen die Profitorientie-
rung in der Industrie gestärkt. Dies be-
deutet, dass die negativen Effekte des
Wirtschaftswachstums auf die natürliche
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Umwelt kaum politische, geschweige
denn praktische Konsequenzen gehabt
haben. Kommunalverwaltungen stehen
daher vor widersprüchlichen ökonomi-
schen und ökologischen Zielen. In dieser
Situation geben sie normalerweise öko-
nomischen Entwicklungszielen ihrer Regi-
on den Vorrang und verschieben den Um-
weltschutz auf die Zukunft.

Ausblick: das zukünftige
Klimaregime nach 2012

Zu Beginn dieses Beitrags wurde darge-
stellt, dass der Klimawandel nur einge-
dämmt werden kann, wenn es gelingt, in
China und Indien Wirtschaftswachstum
und Armutsbekämpfung von einer Zunah-
me der Treibhausgasemissionen zu ent-
koppeln. Wie dies geschehen soll und
wer welche Verantwortung dabei über-
nehmen muss, ist Gegenstand der Ver-
handlungen zum Klimaregime ab 2012.
Wachstum bedeutet in Ländern mit einer
großen armen Bevölkerung bei gegebe-
nen Technologien unvermeidlich auch ein
Wachstum der Energienachfrage und da-
mit der Treibhausgasemissionen: Verbes-
serte Lebensbedingungen hängen häufig
direkt mit einem gesteigerten Verbrauch
von Energie zusammen, sei es durch den
Anschluss ländlicher Haushalte an das
Elektrizitätsnetz oder durch die Zunahme
der städtischen Bevölkerung, deren tägli-
ches Leben energieintensiver ist als das
auf dem Land. Die Anerkennung dieses
Zusammenhangs steht hinter der Zusiche-
rung, die den Entwicklungsländern in der
Klimarahmenkonvention von 1992 ge-

macht wird: dass sie ein Recht auf Ent-
wicklung haben (VN 1992, Artikel 3.4).
Auch der Grundsatz der „gemeinsamen,
aber differenzierten Verantwortlichkei-
ten“ trägt diesem Recht auf Entwicklung
Rechnung, denn es legt fest, dass „die
Vertragsparteien, die entwickelte Länder
sind, bei der Bekämpfung der Klimaände-
rungen und ihrer nachteiligen Auswirkun-
gen die Führung übernehmen“ (VN 1992,
Artikel 3.1).
Industrieländer müssen also Vorleistun-
gen bei der Emissionssenkung erbringen,
es geht nicht um gleiches Handeln unglei-
cher Partner. Außerdem haben sich die 
Industrieländer verpflichtet, Klimaschutz-
maßnahmen in Entwicklungsländern durch
den Transfer finanzieller Mittel und von
Technologien zu unterstützen. In der Kli-
marahmenkonvention wird ausdrücklich
festgestellt, dass „der Umfang, in dem
Vertragsparteien, die Entwicklungsländer
sind, ihre Verpflichtungen aus dem Über-
einkommen wirksam erfüllen, (...) davon
abhängen (wird), inwieweit Vertragspar-
teien, die entwickelte Länder sind, ihre
Verpflichtungen aus dem Übereinkom-
men betreffend finanzielle Mittel und die
Weitergabe von Technologie wirksam er-
füllen“ (VN 1992, Artikel 4.7).
Diese beiden Zusagen fordern die Ent-
wicklungsländer ein; zu ihren Wortführern
gehören dabei China und Indien. In der
Schlusserklärung von Bali, auf der 13. Ver-
tragsstaatenkonferenz der Klimarahmen-
konvention, wurde diese Forderung auf-
genommen. Die Schlusserklärung legt das
Mandat für die Verhandlungen der nächs-
ten beiden Jahre fest. Darin verpflichten
sich die Unterzeichnerstaaten, soweit sie

Industrieländer sind, zu „messbaren, do-
kumentierbaren und nachprüfbaren na-
tional angemessenen Verpflichtungen oder
Aktivitäten, die den Klimawandel ab-
schwächen, einschließlich quantifizierten
Zielen für die Begrenzung oder Senkung
von Emissionen“ (UNFCCC 2007, Artikel
1.b.i). Die Entwicklungsländer verpflichten
sich zu „national angemessenen Aktivitä-
ten, die den Klimawandel abschwächen,
(...) unterstützt durch Technologie, Finan-
zierung und Kompetenzentwicklung, in
messbarer, dokumentierbarer und nach-
prüfbarer Form“ (UNFCCC 2007, Artikel
1.b.ii).4
Diese Selbstverpflichtung der Entwick-
lungsländer bezieht sich zwar nicht auf
international verbindliche Emissionsre-
duktionsziele, sondern auf nationale
Maßnahmen des Klimaschutzes, und bin-
det diese auch an die konkrete Unterstüt-
zung durch die Industrieländer. Es könnte
aber ein erster Schritt sein, um aus der bis-
herigen Verhandlungslogik des „do ut
des“ auszubrechen, die jeden Fortschritt
blockierte. Mit den Worten des südaf-
rikanischen Verhandlungsführers im Ab-
schlussplenum: „Die Entwicklungsländer
sagen freiwillig, dass sie bereit sind, sich
zu messbaren, dokumentierbaren und
nachprüfbaren Maßnahmen des Klima-
schutzes zu verpflichten. Das ist noch nie
geschehen. Vor einem Jahr war dies völ-
lig undenkbar“ (zitiert nach Müller 2008,
S. 5).
Mit dieser Unterscheidung zwischen Ver-
pflichtungen und Aktivitäten für die Indus-
trieländer und Aktivitäten für die Entwick-
lungsländer könnte es gelingen, sowohl
die USA für einen Beitritt zum neuen Re-

Alltag im indischen Dorf Khanpur: Der Anschluss ländlicher Haushalte an das Elektrizitätsnetz bedeutet unvermeidlich auch ein Wachs-
tum der Energienachfrage und damit der Treibhausgasemissionen. picture alliance/dpa
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gime ab 2012 zu gewinnen als auch die
großen Emittenten unter den Entwick-
lungsländern. Die USA verweigern sich
Verpflichtungen mit der Forderung nach
Gleichbehandlung aller großen Emitten-
ten; China und Indien verweigern sich mit
dem Hinweis auf die großen Unterschie-
de im sozioökonomischen Entwicklungs-
niveau und der historischen Verantwor-
tung.
Aus der Perspektive der großen Emitten-
ten unter den Entwicklungsländern wäre
hinzuzufügen, dass diese ohne den Druck
völkerrechtlicher Verpflichtungen bereits
nationale Maßnahmen beschlossen ha-
ben, die zu erheblichen Minderungen ih-
rer Treibhausgasemissionen führen wer-
den. Das Center for Clean Air Policy
(CCAP) in den USA hat berechnet, dass
China, Brasilien und Mexiko bis 2010
mehr Treibhausgasemissionen vermeiden
können als alle Industrieländer zusam-
men, die durch das Kioto-Protokoll dazu
verpflichtet sind. Diese drei Länder haben
eine Reihe von Gesetzen verabschiedet,
deren Umsetzung zu Emissionssenkungen
führen würde, die über den Verpflichtun-
gen der Europäischen Union bis 2020 lie-
gen (CCAP 2008). Für einen sinnvollen
Einsatz der finanziellen Mittel und Tech-
nologien, zu deren Transfer sich die In-
dustrieländer verpflichtet haben, gibt es
also bereits Anknüpfungspunkte.
In diesen nationalen Maßnahmen, die es
ebenfalls in Indien gibt, spiegelt sich das
starke ökonomische Interesse der großen
und dynamisch wachsenden Entwick-
lungsländer an einer Verbesserung der
Energiesicherheit durch höhere Energie-
effizienz und den Ausbau erneuerbarer
Energien wider.

Welche Verhandlungsstrategien
werden verfolgt?

Welche Verhandlungsstrategien verfol-
gen China und Indien für das Post-2012-
Regime? China definiert sich zwar als Ent-
wicklungsland und gegenüber Afrika
auch als Alternative zu den ehemaligen
westlichen Kolonialmächten; das Land
bezieht in internationalen Verhandlun-
gen, beispielsweise in der WTO, auch Po-
sitionen, die eher der Interessenlage gro-
ßer Industriemächte zuzuordnen sind. In-
dien hingegen ordnet sich strenger in die
Gruppe der 77 und damit in die Gruppe
der Entwicklungsländer ein und begrün-
det damit seine strikte Ablehnung interna-
tional verbindlicher Reduktionsziele für
seine Treibhausgasemissionen. Ob diese
Positionen der Zukunft standhalten wer-
den, während der anstehenden Verhand-
lungen für das Post-2012-Regime, ist noch
nicht absehbar. Es kann sein, dass die
kleineren und ärmeren Länder Asiens vor
allem China auch als zukünftige Quelle
für die Finanzierung von Maßnahmen zur
Anpassung an den Klimawandel sehen.
Welche Verhandlungsstrategie China
und Indien definieren werden und ob sie
sich dabei auf gemeinsame Elemente ei-
nigen, wird für ihre zukünftige weltpoliti-
sche Rolle sehr wichtig sein.
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Emissionshandel und globale Gerechtigkeit
Tilman Santarius

Die beispielhafte Karriere des Begriffs
„Emissionshandel“ sagt noch nichts darü-
ber aus, ob dieses klimapolitische Instru-
ment transnationale Gerechtigkeit herzu-
stellen vermag. Der Beitrag von Tilman
Santarius zeigt, dass sowohl die Ursachen
des Klimawandels wie auch seine Folge-
wirkungen ungleich über den Globus ver-
teilt sind. Besonders die Ungleichvertei-
lung der Schäden macht deutlich, dass die
Folgen des Klimawandels in zukünftigen
Auseinandersetzungen um globale Ge-
rechtigkeit einen wichtigen Stellenwert
einnehmen werden. Es wird gezeigt, dass
die globale Erwärmung die Menschen-
rechte untergräbt, die gegenwärtige Kli-
mapolitik und die Ausgestaltung des Emis-
sionshandels bisher die Entwicklungschan-
cen der ärmeren Länder beschneiden. Die
Ausführungen schließen mit einer Diskus-
sion darüber, welche Anforderungen und
Ausgestaltungsoptionen für den Emissi-
onshandel im Rahmen einer gerechtig-
keitsfähigen Klimapolitik bestehen. �

Fördert der Emissionshandel
transnationale Gerechtigkeit?

Gäbe es ein Guinnessbuch der Rekorde
für die Umweltpolitik, würde der Emissi-
onshandel darin sicher ein eigenes Kapi-
tel einnehmen. In politischer Windeseile
vollzog sich in weniger als zehn Jahren
seine Einführung als klimapolitisches In-
strument – vom internationalen Emissions-
handel des Kioto-Protokolls über den
Emissionshandel zwischen Unternehmen
in der EU bis hin zu unternehmensinternen
Emissionshandelssystemen oder auch ge-
planten kommunalen Handelssystemen,
etwa zwischen Städten in den USA.1
Doch die Tatsache, dass Emissionsrechte
über Grenzen hinweg gehandelt werden
können und es – in ökonomischer Sicht –
somit einerlei ist, an welcher Stelle auf
dem Planeten und durch wen die Treib-
hausgasvermeidung durchgeführt wird,
kann nicht vertuschen, dass durch den
Handel eine Reihe von wichtigen Fragen
der internationalen Politik und transna-
tionalen Gerechtigkeit berührt werden: 
Wer trägt eigentlich die hauptsächliche
Schuld am Klimawandel, der Menschen
aller Orten in Form von Überschwemmun-
gen, Dürren oder Nahrungsmitteleng-
pässen heimsucht, und sollten nicht vor
allem diese Verursacher für jetzt und zu-
künftig nötige Treibhausgasvermeidun-
gen die Verantwortung tragen? Sollten

nicht auch sie es sein, die Gemeinschaf-
ten in Süd und Nord für die Folgen der
globalen Erwärmung entschädigen und
ihnen die Anpassung an den Klimawan-
del erleichtern? Und was muss auf politi-
scher Ebene geschehen, um die Klimapo-
litik und den Emissionshandel nicht nur so
zu gestalten, dass auch tatsächlich Treib-
hausgase vermieden werden, sondern
dass damit auch mehr Gerechtigkeit zwi-
schen den Menschen und Gesellschaften
in dieser so ungleichen und ungerechten
Welt entstehen kann?

Verursacher und Leidtragende 
des Klimawandels

Der Klimawandel, der schon in den letzten
Jahren beobachtet werden konnte, und
der der überwältigenden Mehrzahl der
wissenschaftlichen Aussagen gemäß in
den nächsten Jahrzehnten und Jahrhun-
derten noch drastisch zunehmen wird, ist
zum überwiegenden Teil auf anthropoge-
ne Einflüsse zurückzuführen.2 Doch nicht
alle Menschen tragen in gleicher Weise
dazu bei. Schon die Emissionen des welt-
weit von Menschen verursachten Kohlen-
dioxids (CO2), dem wichtigsten anthro-
pogen verursachten Treibhausgas, sind
höchst ungleich über den Globus verteilt.
Zunächst lässt sich eine große Kluft zwi-
schen den Industrie- und Entwicklungslän-
dern feststellen. Während noch Anfang
der 1970er-Jahre rund 60 Prozent der
weltweiten CO2-Emissionen auf das Kon-
to der Industrieländer gingen, sind es heu-
te immer noch fast die Hälfte (49 Prozent),
und das bei rund einem Fünftel der Welt-
bevölkerung. Mit durchschnittlich 12,6
Tonnen liegt ihr CO2-Ausstoß pro Kopf um
einen Faktor 5 bis 6 höher als in den Ent-
wicklungsländern, die im Schnitt 2,3 Ton-
nen emittieren. 
Bei genauerem Hinsehen zeigen sich al-
lerdings deutliche Varianzen innerhalb
der Gruppen. Für die Gruppe der Ent-
wicklungsländer gilt grundsätzlich: je är-

mer, desto weniger CO2-Ausstoß. Die
ärmsten Länder emittieren nur rund 0,9
Tonnen pro Kopf und Jahr, während eini-
ge der wohlhabenden Entwicklungslän-
der, wie etwa die Vereinigten Arabischen
Emirate oder Kuwait, im Emissionsniveau
sogar die meisten der Industrieländer
überbieten. Ebenso variieren die Emissio-
nen innerhalb der Gruppe der Industrie-
länder von rund 5,5 Tonnen in Malta und
Schweden bis zu 20 Tonnen CO2 pro
Kopf in den USA. Das ist über 20-mal
mehr als in einigen zentralafrikanischen
Ländern.3
Wichtiger als das unterschiedliche Emis-
sionsniveau ganzer Länder zu betrachten,

Der Klimawandel trifft Afrika! Nicht nur 
die Emissionen zwischen Norden und 
Süden sind ungleich verteilt, dasselbe 
gilt für die Folgeschäden. Extreme Wetter-
ereignisse – wie etwa Überschwemmungen
– treffen weniger entwickelte Regionen der
südlichen Erdhalbkugel ungleich härter.
picture alliance/dpa
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ist es indes, den Beitrag der global Rei-
chen zum Klimawandel gegenüber jenem
der armen Menschen zu stellen. Denn we-
niger als das Leben in den Infrastrukturen
eines Industrielandes ist der individuelle
Konsum entscheidend für die Höhe der
Pro-Kopf-Emissionen. Mobilität, etwa der
PKW-Verkehr und Flugreisen, aber auch
die Nutzung von Elektrogeräten wie
Computer oder Tiefkühltruhen und ein ho-
her Fleischkonsum sind vor allem aus-
schlaggebend für den CO2-Ausstoß pro
Kopf. Einen emissionsintensiven Lebensstil
pflegen längst nicht mehr nur die Men-
schen in den Industrieländern. Legt man
eine Einkommensschwelle von 7.000 US-
Dollar pro Kopf und Jahr zugrunde, was
grob dem Sozialhilfe-Niveau in Europa
entspricht, so zeigt sich, dass es neben
den gut 900 Millionen Intensivverbrau-
chern im Norden inzwischen mehr als 800
Millionen „neue Konsumenten“ in den Ent-
wicklungsländern gibt.4 Meist in den Me-
tropolen des Südens situiert, emittieren

sie beim Arbeiten in klimatisierten Büro-
türmen oder bei der Spritztour im Merce-
des ein Vielfaches mehr als ihre Landsleu-
te im Hinterland. Schließlich setzt eine
einzige Flugreise von Frankfurt nach Syd-
ney oder von Buenos Aires nach Singapur
und zurück mit rund 12 Tonnen mehr CO2

frei, als die meisten der rund eine Milliar-
de Menschen, die mit weniger als einem
US-Dollar pro Tag auskommen müssen,
während ihres ganzen Lebens zu verant-
worten haben!

Ungleiche Verteilung 
der Folgeschäden

Der Klimawandel ruft bereits heute mas-
sive Schäden an Umwelt und Gesell-
schaft hervor. Dabei sind nicht nur die
Emissionen zwischen Norden und Süden
bzw. Arm und Reich ungleich verteilt, das-
selbe gilt für die Folgeschäden. Ein Blick
auf eine meteorologische Karte macht

deutlich, welche Regionen durch zuneh-
mende Extremwetterereignisse, wie etwa
Stürme und Überschwemmungen, am
meisten getroffen werden dürften: Unre-
gelmäßigkeiten im Monsun werden in ers-
ter Linie die Länder Südostasiens in Mit-
leidenschaft ziehen; Überschwemmun-
gen werden vor allem die Bevölkerungen
in den großen Deltagebieten der Erde
heimsuchen, etwa in Bangladesch oder
Indien; und der Anstieg des Meeresspie-
gels wird am stärksten die kleinen Insel-
staaten treffen, etwa die unzähligen Ei-
lande im Pazifik, oder auch Städte wie
Mogadischu oder Dakha (Bangladesch),
die auf Meeresspiegelniveau liegen.
Zudem greift der Klimawandel in den hy-
drologischen Kreislauf ein. Schon heute
leiden rund 1,1 Milliarden Menschen an
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Wasserknappheit, aber der Klimawandel
wird die Wasserkrise noch verschärfen.
Schätzungen veranschlagen, dass bei ei-
ner globalen Erwärmung um 2 Grad Cel-
sius bis zum Jahr 2050 zwischen 200 und
300 Millionen Menschen mehr von Was-
serknappheit betroffen sein werden. Re-
gionen mit deutlich weniger Nieder-
schlag werden insbesondere das südli-
che Afrika, der westliche Sahel, Nord-
westindien, der Mittelmeerraum, das süd-
liche Nordamerika und Mittelamerika
sein.5
Ähnlich ungleich verteilt sind die Folgen
für die Nahrungsmittelproduktion. Die
Landwirtschaft wird vor allem unter Ver-
änderungen im Hinblick auf Temperatur
und Niederschläge leiden, einer größe-
ren Anfälligkeit für Krankheiten, Insekten
und Schädlingen, der Boden- und Was-
serdegradation sowie dem Druck auf die
biologische Vielfalt. Für die meisten tropi-
schen und subtropischen Regionen wird
davon ausgegangen, dass die Erträge
schon bei geringfügig höheren Tempera-
turen zurückgehen werden, weil die
Pflanzen dort schon jetzt am Temperatur-
optimum wachsen.6 Sowohl durch einen
Rückgang als auch durch temporäre Ver-
schiebungen von Niederschlägen wird es
in einigen Regionen beträchtliche Auswir-
kungen auf die Ernteerträge geben, be-
sonders in den subtropischen und tropi-
schen Trockengebieten und in Regionen
mit Regenfeldbau wie etwa dem Sahel,
dem Horn von Afrika, den chilenischen
Anden oder Teilen Zentralasiens, Ost-
asiens und Südafrikas.

Der Klimawandel untergräbt 
die Existenzrechte …

Die Ungleichverteilung der Schäden
macht deutlich, dass die Folgen des Kli-
mawandels in zukünftigen Auseinander-
setzungen um globale Gerechtigkeit ei-
nen wichtigen Stellenwert einnehmen
werden. Denn weit davon entfernt, ledig-
lich ein Naturschutzthema zu sein, wird
der Klimawandel die unsichtbare Hand
hinter wirtschaftlichem Niedergang, so-
zialer Erosion und Vertreibung aus der
Heimat sein. Übereinstimmend erwarten
einschlägige Untersuchungen, dass die
Entwicklungsländer und in ihnen beson-
ders kaufkraftschwache Gruppen auf
dem Lande die destabilisierenden Folgen
der Erderwärmung wesentlich schroffer
zu spüren bekommen werden als Indus-
trieländer und Stadtbevölkerungen.
Die Folgen des Klimawandels können da-
bei direkte Auswirkungen auf Menschen-
bzw. Existenzrechte haben. Schon heute
sind beispielsweise die in den arktischen
Regionen Kanadas lebenden Inuit auf-
grund gestiegener Temperaturen in ihrer
wirtschaftlichen Sicherheit und in ihrer
Kultur gefährdet. Jäger verschwinden auf

der Jagd, da die herkömmlichen Routen
über das Eis nicht mehr tragfähig sind;
Vorräte verderben, weil der Permafrost-
boden aufbricht; Iglus verlieren ihre iso-
lierende Eigenschaft, wenn der Schnee
taut und dann wieder gefriert. Und
schließlich führt das Abtauen der Ufer zu
einem Abfluss von Süßwasser mitsamt
Fischpopulationen in die Arktische See.7
Ebenso unmittelbar werden die Men-
schenrechte der 2,5 Milliarden Men-
schen weltweit gefährdet sein, die direkt
von der Landwirtschaft leben. Vor allem
für jene Menschen, die Subsistenzwirt-
schaft betreiben und praktisch keine an-
deren Mittel zur Verfügung haben als ihr
Land, ihre Tiere und ihre Ernten, werden
die Auswirkungen des Klimawandels
existentiell sein. Wenn die Erdatmosphä-
re sich erwärmt, wird die Natur instabil;
nicht nur Ernten werden in Mitleiden-
schaft gezogen, sondern auch die Gast-
lichkeit der Lebensräume von Pflanzen,
Tieren und nicht weniger von Menschen,
die unmittelbar von der Natur leben. Da-
her wird für besonders betroffene ländli-
che Regionen und Gemeinden das Klima-
chaos gleichzeitig ein soziales und öko-
nomisches Chaos entfachen.
Die Treibhausgasemissionen abzusenken
ist deshalb nicht nur für den Schutz der At-
mosphäre geboten, sondern auch für den
Schutz der Menschenrechte. Seit der Bill
of Rights, die während der englischen Re-
volution erkämpft wurde, bildet das Recht
auf Schutz vor körperlicher Verletzung
den Kern des Menschenrechtskanons, zu
dessen Garantie die Staaten sich ver-
pflichtet haben. Doch Millionen Men-
schen sind dabei, dieses Kernstück der
Menschenrechte zu verlieren: Lebens-Mit-
tel wie Wasser, fruchtbare Böden, eine
Heimstatt und eine infektionsfreie Umwelt.
Der Klimawandel stellt einen Angriff auf
die wirtschaftlichen, sozialen und kulturel-
len Rechte großer Bevölkerungsgruppen
dar. Nur geht in diesem Fall die körperli-
che Verletzung nicht von der Staatsmacht
aus, sondern von den kumulativen und
Fernwirkungen des Energieverbrauchs in
den wohlhabenden Teilen der Welt. Emis-
sionsarme Ökonomien im Süden und Nor-
den durchzusetzen, ist daher weit mehr als
ein Appell an die Moral; es ist eine Kern-
forderung kosmopolitischer Politik.8

… und die Klimapolitik behindert 
die Entwicklungsrechte

Nicht nur untergräbt die globale Erwär-
mung die Menschenrechte insbesondere
der Mittellosen. Es mehrt sich der Ver-
dacht, dass gleichzeitig die Klimapolitik,
die den Klimawandel mildern soll, die Ent-
wicklungschancen besonders der ärme-
ren Länder behindern könnte. Das Tauzie-
hen um Entwicklung und Emissionen hat
seinen Niederschlag in zwei zusammen-

hängenden völkerrechtlichen Verträgen
gefunden: Der Klimarahmenkonvention
der Vereinten Nationen von 1992 (United
Nations Framework Convention on Cli-
mate Change/UNFCCC) und dem Kioto-
Protokoll von 1997. Während die Klima-
konvention einen Rahmen für die Koope-
ration in wissenschaftlicher und politi-
scher Hinsicht setzt, geht das Kioto-Proto-
koll darüber hinaus und stellt rechtlich ver-
bindliche Minderungspflichten für Indus-
triestaaten auf. Zentrale Zielsetzung des
Rahmenvertrages ist gemäß Artikel 2 die
Verpflichtung, „eine gefährliche anthro-
pogene Störung des Klimasystems“ zu ver-
hindern. Doch mit dieser Definition gingen
die Probleme erst los. Welches Ausmaß an
Erderwärmung ist hinnehmbar? Wann
kann eine Störung des Klimasystems ge-
fährlich werden – und für wen? Und letzt-
lich: wer muss wie viel an Emissionen ver-
meiden, und mit welchen Instrumenten?
Das Kioto-Protokoll hat zwar ein Regime
geschaffen, indem nach Jahren lang-
wieriger Verhandlungen endlich konkre-
te Treibhausgasminderungen vereinbart
wurden. Doch in mehrfacher Hinsicht
zeigt sich das Abkommen blind gegen-
über Aspekten der Gerechtigkeit. Erstens
sind diese Minderungen bei weitem zu
gering, um gefährliche Auswirkungen des
Klimawandels tatsächlich zu vermeiden.
Den Berechnungen nach ist bereits bis
zum Jahre 2050 ein Rückbau der globa-
len CO2-Emissionen um 45 bis 60 Prozent
erforderlich.9 Das Kioto-Protokoll mit sei-
nen offiziellen Reduktionsverpflichtungen
von durchschnittlich 5,2 Prozent gegen-
über 1990 für die Industrieländer bis zum
Jahre 2012 bleibt weit hinter diesem An-
spruch zurück. Und die tatsächlichen Re-
duktionen sind aufgrund vieler Schlupflö-
cher noch viel geringer.10 Zu groß er-
schien in Kioto offenbar die Aufgabe,
langfristige Minderungen zu vereinba-
ren, die den Anstieg der Temperatur unter
einer bestimmten Schwelle, etwa unter 2
Grad Celsius, halten würden. Zudem
mangelt es dem Abkommen an „Zähnen“,
die die Umsetzung der Ziele gewährleis-
ten. Und so zeigen sich die meisten Indus-
trieländer bisher – allen voran der Haupt-
emittent USA, der sich dem Vertrag ganz
entzieht – unwillig zur Veränderung. Die
Emissionen wurden nicht wie vereinbart
gedrosselt, sondern sind in den meisten
Ländern seit der Konferenz in Kioto noch
gestiegen.
Aus heutiger Sicht erweist es sich als de-
fizitär, dass im Kioto-Protokoll die Schwel-
lenländer noch ohne Beschränkungen
davonkommen. Zwar war es legitim, dass
1992 in Rio die Vorreiterrolle der Industrie-
länder festgeschrieben wurde, da diese
für den Großteil der gegenwärtigen wie
auch der vergangenen Emissionen ver-
antwortlich sind. In der Folge wurden un-
ter dem Kioto-Protokoll lediglich die In-
dustriestaaten zur Umsetzung von Minde-
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rungszielen verpflichtet. Die Länder des
Südens konnten für sich so die Freiheit
wahren, ihre Emissionen zu steigern, um
„ihre sozialen und Entwicklungsbedürf-
nisse befriedigen“ zu können. Doch sind
die Länder des Südens beileibe nicht
gleich „unschuldig“ am Klimawandel.
Zum einen gibt es eine Gruppe sich rasch
industrialisierender Schwellenländer, die
im CO2-Emissionsniveau den Industrie-
ländern dicht auf den Fersen sind. Schon
heute etwa ist China der weltweit größte
Emittent, bereits vor den USA. Zum ande-
ren sind nicht nur Emissionen aus der Ver-
brennung fossiler Energieträger klima-
schädlich, sondern auch großflächige
Änderungen in der Landnutzung. So führt
der Kahlschlag des Regenwalds, die Aus-
trocknung von Mooren oder der Brandro-
dungs-Feldbau in der Landwirtschaft zu
beträchtlichen Treibhausgasemissionen,
die zu einem guten Teil auf das Konto von
nur einigen wenigen Länder des Südens
gehen. Schließlich würden inzwischen
die Emissionen alleine der Länder des Sü-
dens die Aufnahmekapazität der Atmo-
sphäre schon jetzt überfordern, selbst
wenn alle Industriestaaten wie durch
Zauberhand plötzlich verschwänden.11

Zementiert das Kioto-Protokoll 
die Wohlstandskluft?

Hinzu kommt, dass die Regeln zur Vertei-
lung der Emissionsrechte im Kioto-Proto-
koll problematisch sind. Denn bei der Zu-
weisung der einzusparenden Emissionen
auf die einzelnen Länder ging es in Kioto
alles andere als fair zu, eher wie auf einem
Basar. Mithilfe von Verhandlungsge-
schick, politischer Macht, Sturheit und
Chuzpe haben die Industrieländer nicht
nur einschneidende Emissionsminderun-
gen für sich verhindert; sie konnten die Re-
duktionsverpflichtungen darüber hinaus
an ihre historischen Emissionswerte kop-
peln. Dieses Verteilungsprinzip, das auch
als Grandfathering bezeichnet wird, folgt
der Regel: Wer zuerst kommt, mahlt zuerst.
Es akzeptiert die gegenwärtig ungleiche
Verteilung der Emissionen und legt allen –
den größten Klimasündern wie den effi-
zientesten Staaten – die gleichen Minde-
rungspflichten auf. Das Grandfathering
zementiert die Wohlstandsklüfte in der
Welt und kann daher schwerlich gerecht
genannt werden. Genau deswegen
fürchten auch die Schwellen- und Entwick-
lungsländer, in Zukunft selbst Minde-
rungspflichten übernehmen zu müssen.
Würde dies wieder nach dem Prinzip des
Grandfathering erfolgen, ist ausgemacht,
dass ihre Entwicklungschancen im Ver-
gleich zu den Industrieländern drastisch
beschnitten würden. Denn mit einer Vertei-
lung von Rechten auf Basis ihrer historisch
geringen Emissionen würde ihnen schlicht
der nötige Umweltraum genommen.

Denn in Kioto wurde völlig ausgeblen-
det, dass es bei der Begrenzung von
Treibhausgasen um die Wahl zwischen
Menschenrechten und Wohlstandsrech-
ten geht. Indem ein Handel mit Emis-
sionszertifikaten vereinbart wurde, der
das Recht zu emittieren auf dem Markt
käuflich macht, wurde übersehen, dass
damit potenziell die ärmeren Länder und
Bevölkerungsgruppen doppelt benach-
teiligt werden: die global Reichen ver-
schulden nicht nur den Löwenanteil des
Klimawandels, während größere Teile
der mehrheitlichen Restwelt die Zeche
bezahlen; nun haben sie sich durch den
Emissionshandel auch noch in die privile-
gierte Position katapultiert, die Ver-
schmutzungsrechte den Mittellosen nöti-
genfalls abkaufen zu können. Dabei ist
nicht nur mit Blick auf die Verursachung
des Klimawandels, sondern auch bei der
Frage, wie die Emissionsrechte verteilt
werden, eine Unterscheidung zwischen
Überlebens-Emissionen und Luxus-Emis-
sionen zu treffen.12 Denn eine arme
Bäuerin in Bengalen, die durch den Reis-
anbau für ihren Lebensunterhalt Methan-
emissionen freisetzt, kann nicht in glei-
chem Maße für den von Menschen ge-
machten Klimawandel zur Verantwor-
tung gezogen werden wie ein reicher
Sportwagenfahrer in Düsseldorf.
Schließlich behandelt das Kioto-Protokoll
nur am Rande das Problem, dass es gera-
de jenen Menschen, die am wenigsten
zum Klimawandel beigetragen haben, an
Mitteln mangelt, sich auf seine Auswir-
kungen vorzubereiten und erfolgte Klima-
schäden zu kompensieren. Denn unge-
achtet dessen, wie ambitioniert die Emis-
sionsreduktionen in Zukunft ausfallen, ha-
ben sich im Laufe der letzten zwei Jahr-
hunderte schon derart viele anthropogen
verursachte Treibhausgase in der Atmo-
sphäre angesammelt, dass der Klima-
wandel gar nicht mehr zu stoppen ist,
selbst wenn wie durch ein Wunder mor-
gen sämtliche Emissionen aussetzen wür-
den. Das Kioto-Protokoll hat zwar einen
Fonds etabliert, der den Süden bei der
Anpassung an den Klimawandel unter-
stützen soll. Doch das Finanzvolumen die-
ses Fonds bewegt sich auf bescheidenem
Niveau. Und weder die Zahlungen in den
Fonds noch der Mittelabfluss sind an Prin-
zipien der Gerechtigkeit gekoppelt. In
Zukunft muss das Klimaregime besser der
Tatsache Rechnung tragen, dass die Erd-
erwärmung bisher in erster Linie von den
Industrieländern verursacht wurde, die
Länder des Südens aber das Gros seiner
Auswirkungen zu tragen haben. Nach
dem Verursacher-Prinzip stehen die In-
dustrieländer heute schon in der Verant-
wortung, Entschädigung für die Kosten
Unbeteiligter zu leisten. Ohne einen
Schwerpunkt auf die Anpassung an den
Klimawandel wird Klimapolitik nie ge-
recht sein. 

Im Spannungsfeld zwischen
Klimaschutz und Entwicklungsrechten

Inzwischen wird heiß diskutiert, wie es in
der Zeit nach 2012, bis zu der das Kioto-
Protokoll die politische Antwort auf den
von Menschen gemachten Klimawandel
vorgibt, weitergehen wird. Und auf der
UNFCCC-Vertragsstaatenkonferenz in
Bali im Dezember 2007 wurden bereits
Eckpfeiler für Verhandlungen über ein Ab-
kommen nach 2012 eingeschlagen.
Um die Auswirkungen des Klimawandels
langfristig unter einer Erwärmung von 2
Grad Celsius zu halten, sind drastische
Einschnitte bei den Treibhausgasemissio-
nen erforderlich. Aufgrund ihrer histori-
schen Verantwortung werden auch in der
Zeit ab 2013 die Industriestaaten noch
einmal vorangehen und den Löwenanteil
der Emissionsminderungen erbringen
müssen. Da es dieses Mal nicht mehr da-
rum geht, Institutionen zu etablieren und
Vertrauen in die Klimapolitik aufzubauen,
wird nun allerdings richtig zugepackt
werden müssen: Ein scharfer Einschnitt
binnen weniger Jahre – etwa minus 30
Prozent Emissionen bis 2020 – muss eine
klare Maßgabe für Investitionen in Infra-
strukturen und Technologien darstellen.
Und eine langfristige Rahmenvereinba-
rung muss einen Pfad festschreiben, der
bis zur Mitte des 21. Jahrhunderts weiter-
gehende Emissionsminderungen vorgibt.
Gleichzeitig werden aber auch die Län-
der des Südens stufenweise Verpflichtun-
gen übernehmen müssen. Denn ohne ei-
ne Integration der emissionsintensiven
Länder des Südens sind weder die Exis-
tenzrechte der Armen noch die Entwick-
lungsrechte der weniger entwickelten
Nationen zu wahren.
Die Verteilung der Emissionsrechte sollte
nicht der Diplomatie und den politi-
schen Verhandlungen überlassen blei-
ben. Stattdessen sollten objektive Krite-
rien für einen Verteilungsschlüssel defi-
niert werden. Am klarsten und gerechtes-
ten erscheint zunächst eine Gleichvertei-
lung der Emissionsrechte Pro-Kopf der Be-
völkerungen. Dieser Ansatz würde dem
Gedanken folgen, dass ein globales Ge-
meinschaftsgut nicht allen Staaten, son-
dern allen Menschen gehört, folglich vom
Prinzip her jedem Erdenbürger das Recht
auf gleichen Zugang zur Atmosphäre zu-
kommt. Was nun die Verteilung der Emis-
sionsrechte auf Basis gleicher Pro-Kopf-
Emissionen betrifft, prägte bisher vor al-
lem ein Gedankenmodell die Diskussion:
„Kontraktion und Konvergenz“.13 Das Mo-
dell fasst für Industrieländer einen Emissi-
onspfad ins Auge, der über die Jahrzehn-
te die Emissionen so stark schrumpfen
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lässt, bis sie ein global verträgliches Ni-
veau erreicht haben (Kontraktion), wäh-
rend die Südländer sich an einem Pfad
orientieren würden, der einen leichten
Anstieg der Emissionen erlaubt – eben-
falls nur bis zu jenem Niveau, das noch
global verträglich ist (Konvergenz).
Doch mehrt sich der Verdacht, dass das
Modell „Kontraktion und Konvergenz“ die
Entwicklungsrechte der Länder des Sü-
dens nicht ausreichend berücksichtigt.
Schließlich sieht sich die Reform des inter-
nationalen Klimaregimes vor einer dop-
pelten weltpolitischen Herausforderung.
Auf der einen Seite muss die globale Er-
wärmung unter der gefährlichen Schwel-
le von 2 Grad Celsius gehalten werden.
Dies erfordert, dass die weltweiten Emis-
sionen nur noch geringfügig wachsen,
bereits in etwa zehn Jahren ihren globa-
len Scheitelpunkt erreichen und danach
sehr zügig absinken müssen. Auf der an-
deren Seite muss die Armut auf der Welt
reduziert und letztlich überwunden wer-
den. Knapp 1,2 Milliarden Menschen le-
ben derzeit mit weniger als einem US-
Dollar pro Tag unterhalb der Armutsgren-
ze. Das Gros weiterer rund drei Milliar-
den Menschen weltweit verdient immer
noch weit weniger als ein Sozialhilfeemp-
fänger im Norden. Viele dieser Menschen
wollen (und sollen) nicht nur ihr Einkom-
men, sondern auch ihre Emissionen stei-
gern können, da sie zur Befriedigung ih-
rer Bedürfnisse nicht über genügend
Energie verfügen. Diese doppelte He-
rausforderung kommt praktisch einem Di-
lemma gleich. Denn selbst wenn die Län-
der des Nordens es in einer außerordent-
lichen Anstrengung schaffen sollten, bis
zum Jahr 2050 ihre Emissionen um 90 Pro-
zent zu reduzieren, dann wäre es immer
noch erforderlich, dass auch die Emissio-
nen der Länder des Südens bereits spä-
testens im Jahr 2020 ihren Scheitelpunkt
erreicht haben und danach absinken

müssten. Ansonsten lässt sich die nötige
Verringerung von 80 Prozent der derzeiti-
gen globalen Treibhausgase bis 2050
nicht erzielen (Abbildung 1). Lässt dies
aber den Ländern des Südens genügend
Raum für eine angemessene menschliche
Entwicklung? Sind internationaler Klima-
schutz und Armutsüberwindung über-
haupt vereinbar?
Die Beantwortung dieser Fragen wirft eine
noch viel grundlegendere Frage auf, die ei-
gentlich zuvor geklärt werden müsste: wie
viel Emissionen braucht „der Süden“ denn
für eine nachhaltige und menschenwürdi-
ge Entwicklung? Die Frage steckt voller Fall-
stricke und wird weder pauschal für alle
Länder noch wissenschaftlich zu beantwor-
ten sein. Sie erfordert nicht nur eine (kaum
verlässliche) Abschätzung darüber, welche
Technologiesprünge erwartet werden kön-

nen und wie drastisch sich in der Zukunft
die Emissionsintensität pro Wertschöp-
fungseinheit reduzieren lässt. Sie erfordert
auch ein normatives Verständnis darüber,
wie viel Emissionen für ein Leben in Würde
denn genug und angemessen sind, und
welche Menschen und Länder wie viel zur
Verringerung der globalen Emissionen bei-
tragen können und sollen. Schließlich muss
auch berücksichtigt werden, welche Kapa-
zitäten die Länder des Südens einbringen
können – und nicht nur die reicheren
Schwellenländer unter ihnen –, um parallel
zu der Anstrengung, die Armut zu überwin-
den, auch aktiv Klimaschutz zu betreiben.

Normative Ansätze zur Verteilung
von Emissionsrechten

Es liegen bereits seit längerem Ansätze zu
einer Verteilung von Emissionsrechten vor,
die von der Pro-Kopf-Gleichverteilung 
als Gerechtigkeitsmaßstab abweichen.14

Tom Athanasiou, Paul Baer und Sivan
Kartha haben hierzu ein prononciertes
und alternatives Konzept ausgearbeitet.15

Die Autoren legen sich zunächst normativ
darauf fest, dass eine menschenwürdige
respektive global erstrebenswerte Ein-
kommenshöhe etwa 9.000 US-Dollar pro
Kopf und Jahr sei. Darauf hin errechnen
sie für jedes Land die spezifische Verant-
wortlichkeit und Kapazität bei der Be-
kämpfung der globalen Erwärmung. Die
Kapazität eines Landes bemessen sie da-
ran, wie viele Einwohner ein Einkommen
beziehen, was jenseits der Schwelle von
9.000 US-Dollar liegt; die Verantwortung
bemessen sie an den kumulierten Pro-
Kopf-Emissionen seit 1990. Auf dieser Ba-
sis errechnen sie für jedes Land einen kom-
binierten „Responsibility and Capacity Indi-

Abbildung 1: Emissionsszenarien für Industrieländer (Annex 1) und Entwicklungsländer
(Nicht-Annex 1) bis 2050.  Um die Erderwärmung unter 2 Grad Celsius zu halten, müssen
die globalen Kohlendioxid-Emissionen in 2015 ihren Scheitelpunkt erreichen und bis 2050
um 80 Prozent zurückgehen. Die Emissionen der Industrieländer (Annex 1-Staaten) müss-
ten bis 2050 dabei um 90 Prozent verringert werden.

Tabelle 2: Hypothetische Minderungslast Deutschlands. In Deutschland könnten bis
2025 kumuliert rund 165 MtC durch „No-regret“- Maßnahmen vermieden werden.
Selbst wenn weitere 690 MtC durch eine jährliche Reduktion der Emissionen um 6
Prozent innerhalb Deutschlands erzielt würden, müsste die Bundesrepublik bis 2025
noch 1043 MtC Emissionen in anderen Ländern verringern.

Quelle: Athanasiou/Baer/Kartha (2007).

Quelle: Athanasiou/Baer/Kartha (2007).
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cator“, der angibt, welchen Anteil das
Land an der Anstrengung von global mi-
nus 80 Prozent der heutigen Emissionen
bis 2050 tragen soll. Im Ergebnis fällt der
Löwenanteil der Emissionsminderungen
auf die Industrieländer, wobei allein die
USA und die Länder der EU zusammen
über zwei Drittel der globalen Minde-
rungslast tragen müssen. Für diese Län-
der bedeutet dies, dass sie global weit
mehr Emissionen vermeiden müssen, als
sie selbst emittieren. Die Bundesrepublik
etwa, die gemäß eines (eher optimisti-
schen) Business-as-usual-Szenarios (IPCC
B1 Szenario) im Jahre 2025 rund 215 Mil-
lionen Tonnen Kohlenstoff (MtC) pro Jahr
emittieren wird, müsste in dem Jahr global
gut 340 MtC reduzieren; die Minderungs-
pflicht Deutschlands betrüge in dem Jahr
also fast 160 Prozent der eigenen Emis-
sionen (siehe Abbildung 2). Die USA, die
im gleichen Szenario im Jahr 2025 rund
1,7 Gigatonnen Kohlenstoff (GtC) emit-
tieren werden, müssten in dem Jahr gut 
2,2 GtC vermeiden, womit ihre globale
Minderungspflicht bei 130 Prozent der ei-
genen Emissionen läge. Die meisten Län-
der des Südens dürften hingegen noch 
an Emissionen zulegen, wenngleich auch
langsamer als sonst erwartet. China etwa
müsste von den im Business-as-usual-Sze-
nario erwarteten 3,5 GtC rund 1 Gt ein-
sparen, um im Jahr 2025 maximal 2,5 GtC
zu emittieren; doch gegenüber heute
knapp 1 GtC Emissionen dürfte China als
bevölkerungsreichste Nation der Welt
noch kräftig zulegen. Die Länder des Sü-
dens wären also angehalten, ihre Ener-
gieeffizienz drastisch zu verbessern, aber
sie müssten nicht schon in zehn bis fünf-
zehn Jahren beginnen, ihre absoluten
Emissionen zurückzufahren.
Da die Minderungsanstrengungen der In-
dustrieländer sich auf über 100 Prozent ih-
rer eigenen Emissionen belaufen, braucht
es einen Mechanismus, der die (finanziel-
le) Beteiligung der Industrieländer an Ver-
meidungsmaßnahmen im Süden sicher-
stellt. Der Emissionshandel wäre augen-
scheinlich ein geeignetes Instrument. Die
Verteilung der handelbaren Emissions-
rechte würde sich nicht an dem Kriterium
gleicher Pro-Kopf-Rechte für alle Men-
schen orientieren und jedem Land ein po-
sitives Emissionsbudget zuweisen. Die rei-
chen Länder bekämen stattdessen nega-
tive Emissionsbudgets zugewiesen und
würden – ungeachtet ihrer klimapoliti-
schen Erfolge im eigenen Land – dazu
verpflichtet, Emissionsrechte auf dem in-
ternationalen Markt zu erwerben, um Ver-
meidungsmaßnahmen in anderen Län-
dern zu finanzieren.

Den Norden in die Pflicht nehmen…

Die Einsicht in die Notwendigkeit, dass
der Norden für Emissionsreduktionen im

Süden einspringen muss, könnte nicht zu-
letzt die Perspektive auf den Emissions-
handel verändern. Während er bisher oft
als „Ablasshandel“ bezeichnet wird, der
den reichen Ländern ein Schlupfloch bie-
tet, sich von den eigenen Anstrengungen
freizukaufen, so würde er nun zu einem In-
strument, welches mit der überproportio-
nalen Belastung der reichen Länder erst
den Klimaschutz mit den Entwicklungs-
rechten der Länder des Südens in Ein-
klang bringt. Der Emissionshandel dient
also nicht mehr nur der Steigerung der
ökonomischen Effizienz, sondern auch
der Verringerung der internationalen Un-
gleichheit. Denn inzwischen ist klar ge-
worden, dass seine Ausgestaltung längst
nicht mehr nur den Schutz der Atmosphä-
re tangiert. Der Emissionshandel ist zum
Verhandlungspoker für eine gerechte
Weltordnung geworden.
Es dürfte allerdings eine immense Heraus-
forderung werden, verlässliche Geldströ-
me vom Norden zu lokalen Gemeinschaf-
ten im Süden zu etablieren, um größte 
Effekte vor Ort zu erzielen und sicher zu
stellen, dass die Einnahmen aus dem Ver-
kauf von Emissionsrechten nicht in dunk-
len Kanälen versickern. Nicht zuletzt um
eine Beschneidung der Entwicklungs-
rechte durch die Hintertür zu vermeiden,
sollte daher der Emissionshandel refor-
miert werden. Reiche Staaten sollten den
ärmeren Ländern ihre Emissionsrechte
nicht so weit abkaufen können, dass ihre
Entwicklungschancen beeinträchtigt wer-
den. Der Handel mit Emissionsrechten
darf die Handlungsfreiheit der Marktak-
teure nicht über die Erfüllung der Men-
schenrechte stellen. Eine Dignitäts-Linie

könnte festlegen, dass jedes Land eine
bestimmte Menge an Emissionsrechten,
nämlich die Summe von Mindest-Pro-
Kopf-Emissionen, halten müsste und erst
über diesem Sockelbetrag seine Emissi-
onsrechte veräußern darf. Weder reiche
Intensivverbraucher-Länder noch korrup-
te Eliten oder Despoten aus (totalitären)
Regierungen des Südens gerieten dann
in die Versuchung, den ärmsten Men-
schen auf diesem Planeten ihre Existenz-
rechte vorzuenthalten. 
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Vor Beginn des Brüsseler Frühjahrsgipfels der europäischen
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) im M
beim Klimaschutz. Passanten unterstützten durch ihre Unters
Forderung.
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BAUSTEINE FÜR DIE INTERNATIONALE KLIMAPOLITIK NACH 2012

Die EU-Klimastrategie
Susanne Dröge

Anfang 2007 hat die Europäische Kom-
mission einen neuen Abschnitt in ihrer Kli-
ma- und Energiepolitik eingeleitet. Die
Vorschläge und Maßnahmen, wie zum
Beispiel die Richtlinie zur Liberalisierung
der Gas- und Strommärkte oder der Ak-
tionsplan für mehr Energieeffizienz, wur-
den zu einem Bündel geschnürt und als kli-
ma- und energiepolitische Strategie zu-
sammengeführt. Für die deutsche EU-
Ratspräsidentschaft im ersten Halbjahr
2007 bestand mit dieser neuen Strategie
die Möglichkeit, die Weichen für die bei-
den Politikbereiche zu stellen. Das Paket
aus siebzehn Einzelmaßnahmen wurde
dann auch auf dem Gipfeltreffen des Ra-
tes der EU-Mitgliedstaaten im März 2007
unter der deutschen Präsidentschaft be-
schlossen. Auf der internationalen Ebene
fungiert die EU als wichtiger Schrittma-
cher der globalen Klimapolitik. Auch in
dieser Hinsicht war die Bündelung von Kli-
ma- und Energiepolitik eine sinnvolle Ent-
scheidung. Die EU-Klima- und Energie-
strategie enthält viele Eckpunkte, die auch
für das Fortkommen auf globaler Ebene
wesentlich sind. Die einzige globale Ver-
pflichtung zur Reduktion von Treibhaus-
gasen ist im Kioto-Protokoll von 1997 fest-
gelegt und gilt nur bis 2012. Für die Zeit
danach besteht derzeit noch keine weiter-
gehende Vereinbarung, wie die Staaten-
gemeinschaft dem Klimawandel umfas-
send begegnen will. Auf der 13. Vertrags-
staatenkonferenz der Klimarahmenkon-
vention der Vereinten Nationen wurde im
Dezember 2007 beschlossen, ein neues
Regelwerk in den kommenden zwei Jah-
ren intensiv zu verhandeln. Zu den in der
EU-Strategie enthaltenen und auch inter-
national wichtigen Eckpunkten gehören
die Festlegung eines Mindestziels für die
Reduktion von Treibhausgasemissionen,
die Fortführung und der Ausbau des Emis-
sionshandelssystems, die Steigerung der
Energieeffizienz, der Ausbau der erneu-
erbaren Energien und nicht zuletzt die
Technologieförderung. �

Vorreiterrolle und hoher
Handlungsdruck

Aus zwei Gründen hat die Europäische
Union eine besondere Verantwortung für
die internationale Klimapolitik und die
Verständigung über ein neues Klimare-
gime für die Zeit nach 2012, wenn die ers-
te Verpflichtungsperiode des Kioto-Proto-
kolls ausläuft. Zum einen gehören die EU-
Mitgliedstaaten zu der Gruppe der gro-
ßen Verschmutzer der Erdatmosphäre,

welche derzeit von den USA und China
angeführt wird. Weil aber die Industrie-
länder dafür gesorgt haben, dass die At-
mosphäre sich wegen der in der Vergan-
genheit aufgestauten Treibhausgase er-
wärmt, hat auch die EU die überwiegen-
de Verantwortung für die schnelle Ab-
wendung möglicher Folgeschäden für
den gesamten Globus. Zum anderen hat
die EU schon früh, nämlich vor dem In-
krafttreten des Kioto-Protokolls im Jahr
2005, an der Umsetzung der festgelegten
Emissionsminderungen sechs schädlicher
Gase, allen voran Kohlendioxid (CO2),
gearbeitet und sich unter anderem für 
die Einführung des Emissionshandels als
marktwirtschaftliches Instrument ent-
schieden. Dieses Instrument geht eben-
falls aus dem Kioto-Protokoll hervor. 
Diese Vorreiterrolle hat die EU trotz des
geringen Engagements der Mehrheit der
Vertragsstaaten des Kioto-Protokolls auf-
rechterhalten. So sind die USA im Jahr
2001 aus dem Kioto-Prozess ausgestie-
gen, mit dem Hinweis, dass die nationa-
len Wirtschaftsinteressen mit dem inter-
nationalen Klimaschutz, wie er im Kioto-
Protokoll vorgesehen ist (für die meisten
Industrieländer beträgt das Minderungs-
ziel zwischen sechs und acht Prozent),
nicht vereinbar sind. Für die weiteren gro-
ßen Verschmutzer gibt es entweder keine
Verpflichtung im Kioto-Protokoll, weil sie
als Entwicklungsländer eingestuft werden
(China, Indien oder Brasilien), oder sie
haben sich bisher nicht ausreichend be-
müht, die Kioto-Ziele zu erreichen (Japan,
Kanada oder Australien).
Im März 2007 haben die Staats- und Re-
gierungschefs der Europäischen Union
die Ambitionen für den Klimaschutz noch
einmal erhöht. Die Reduktion der Kohlen-
dioxidemissionen soll in der EU bis 2020
um mindestens 20 Prozent sinken, wobei
als Basiswert die Emissionen aus dem
Jahr 1990 zugrunde gelegt werden. Die-
se Reduktion soll 30 Prozent betragen,
wenn es gelingt, dass sich bei den in die-
sem Jahr begonnenen internationalen
Verhandlungen der Klimarahmenkonven-
tion der Vereinten Nationen für die Zeit
nach 2012 auch andere Industrieländer
zu ähnlich hohen Zielen verpflichteten.

Die Hintergründe der EU-Strategie

Angesichts der geringen Anstrengungen
anderer Länder stellt sich die Frage, wa-
rum die Europäische Union sich dem Kli-
maschutz so stark verpflichtet. Dahinter

stehen im Wesentlichen zwei Gründe.
Zum einen handelt es sich bei dem Kioto-
Protokoll um ein international bindendes
Vertragswerk des Völkerrechts. Alle Län-
der, die dies ratifizierten, haben sich da-
mit gesetzlich verpflichtet, die Ziele zu er-
füllen. Die EU, insbesondere Deutschland,
hat sich stark für dieses Abkommen unter
dem Dach der Vereinten Nationen einge-
setzt, der Überzeugung folgend, dass ein
globales Umweltproblem nur gelöst wer-
den kann, wenn dazu auch alle Länder
einbezogen werden. Jene Länder, die bei
der Zielerreichung bisher versagt haben,
weisen recht unterschiedliche Hintergrün-
de auf. Japan zum Beispiel hat bereits viel
in Effizienzsteigerungen investiert, somit
fällt die Ausbeute bei weiteren Investitio-
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nen in die Vermeidung von Treibhausga-
sen ständig geringer aus. Eine Einheit we-
niger CO2 in Japan bedarf rund doppelt
so viel an Investitionskosten wie in Europa.
Um dennoch die Kioto-Ziele zu erreichen,
könnte Japan sich der weiteren Mecha-
nismen des Kioto-Protokolls bedienen,
insbesondere der Investitionen in Entwick-
lungsländern, um die dort zu wesentlich
geringeren Kosten erreichbaren Reduktio-
nen auf das nationale Soll anrechnen zu
lassen. Das Problem ist jedoch derzeit
noch, dass es zu wenige Projekte gibt, um
Japans Bedarf an solchen Investitionen zu
decken. Kanada hat sich aus seiner Kioto-
Verpflichtung sukzessive zurückgezogen,
und die kanadische Regierung hat unter
anderem die emissionsintensive Ausbeu-

tung der Ölsande vorangetrieben, be-
wusst in Kauf nehmend, dass sie somit
letztlich gegen geltendes Völkerrecht ver-
stößt. Ein Regierungswechsel könnte – wie
zuletzt in Australien – eine Wende in der
Einstellung zum globalen Klimaschutz
bringen. 
Zum zweiten hat sich der Druck zum Han-
deln aufgrund wissenschaftlicher Befunde
und tatsächlicher Ereignisse, die durchaus
den Klimawandel illustrieren (Hitzewellen
und Überflutungen in Europa), in jüngster
Zeit stark erhöht. Diese sind insbeson-
dere angesichts des Vierten Sachstands-
berichts des Weltklimarats der Vereinten 
Nationen (Intergovernmental Panel on Cli-
mate Change/IPCC 2007) besorgniserre-
gend. Dessen neueste Aussagen zum Zu-
stand des Weltklimas lassen keine Zweifel
mehr am Ernst der Lage. Der Klimawandel
hat bereits eingesetzt und seine Begren-
zung auf ein für den Menschen verträgli-
ches Maß erfordert schnelles und ent-
schlossenes Handeln. Das Zeitfenster für
eine Umkehr vom Trend ständig wachsen-
der Treibhausgase beträgt lediglich zehn
bis 15 Jahre – angesichts der Investitions-
zyklen zum Beispiel in der Energieerzeu-
gung von mindestens 20 Jahren ist dies ei-
ne schwer zu erfüllende Vorgabe. Darüber
hinaus gilt es, den unvermeidlichen Folgen
zu begegnen und weltweit die Anpassung
an den Klimawandel voran zu bringen.
Innerhalb der EU stellt sich die Entschei-
dung für eine 20-prozentige Emissions-
minderung bei genauerem Hinsehen als
Kompromiss heraus – auch wenn dies bis-
her ein international einmaliger Fall für
das Voranschreiten einer Region ist. Die
Interessen der europäischen Industrie ste-
hen im Gegensatz zu den Vorstellungen
des EU-Umweltkommissariats über die
notwendigen Maßnahmen. Vor der Prä-
sentation des Strategiepapiers 2007 hat-
te es zahlreiche Spekulationen darüber
gegeben, wie hoch die geforderte Re-
duktion von Treibhausgasen wohl ausfal-
len würde. Offen war, ob das ambitionier-
te Ziel einer 30-prozentigen Verminde-
rung bis 2020 angestrebt würde, welches
eher den eigenen Vorgaben gerecht
wird, die Erderwärmung auf das Maß von
durchschnittlich 2 Grad Celsius zu be-
grenzen. Mit der beschlossenen Marke
von 20 Prozent trägt die EU den Sorgen
Rechnung, dass die europäische Wettbe-
werbsfähigkeit angesichts der bisher aus-
bleibenden Anstrengungen anderer gro-
ßer Industriestaaten zu mehr Klimaschutz
zu stark leiden könnte.
Zudem war die energiepolitische Debat-
te in der EU durch die Unterbrechungen
der russischen Gas- (2006) und Ölliefe-
rungen (2007) angeheizt worden, die
zeitweise die Sicht auf die klimapoliti-
schen Notwendigkeiten vollkommen zu
versperren drohten. Hier hat die Kommis-
sion einen kühlen Kopf bewahrt und die
schnell wachsenden und langfristigen

Herausforderungen des Klimawandels
nicht hinter tagespolitische Probleme zu-
rückgestellt. Die Absicht, den Treibhaus-
gasausstoß zu mindern, gehört zum so
genannten Zieldreieck von Nachhaltig-
keit, Wettbewerbsfähigkeit und Versor-
gungssicherheit, wie es im energiepoliti-
schen Grünbuch der Kommission vom
März 2006 definiert wurde.

Deutschland hat sich an 
die Spitze gestellt

Mit Blick auf die anderen großen Indus-
trie- und Schwellenländer und die bis
2009 angestrebte Einigung auf eine künf-
tige globale Klimapolitik ist es unerläss-
lich, dass die EU ihre Maßnahmen zur
Senkung ihrer CO2-Emissionen so schnell
wie möglich konkretisiert und umsetzt.
Deutschland hat sich mit einem Ziel von
minus 40 Prozent bis 2020 an die Spitze
der großen EU-Länder gestellt, zumal die-
se Beschlüsse zügig durch die Bundesre-
gierung verabschiedet worden sind. Die
EU kann nur dann als Vorreiter glaubwür-
dig bleiben, wenn sie den angekündigten
Zielen auch konkrete Maßnahmen folgen
lässt.
Zudem kann die EU ihr 2005 gesetztes 2
Grad Celsius-Ziel allein nicht erreichen.
Selbst wenn die EU-Staaten ihren Aus-
stoß auf Null zurückfahren würden, wür-
den die global nötigen Reduktionswerte
nicht erreicht, da – wie der Weltklimarat
in seinem Vierten Sachstandsbericht aus-
führt – die bisher angefallene Konzentra-
tion von Treibhausgasen in den nächsten
Jahrzehnten bereits eine Erwärmung um
bis zu 1,8 Grad Celsius bewirken wird.
Die Kommission selbst mahnt in einem Be-
richt an den Rat der EU, dass bis zum Jahr
2050 weltweit bis zu 50 Prozent der Emis-
sionen gegenüber dem Niveau von 1990
eingespart werden müssten, um das Kli-
ma wirksam schützen zu können. Ange-
sichts der Unterschiede in der weltweiten
wirtschaftlichen Entwicklung würde dies
für die Industrieländer bedeuten, dass sie
ihren CO2-Ausstoß bis zum Jahr 2050 um
bis zu 80 Prozent senken müssten.

Anteil der EU an den 
weltweiten Emissionen sinkt

Die EU ist derzeit für weniger als ein
Sechstel der weltweiten CO2-Emissionen
und für ein Fünftel der gesamten Treib-
hausgasemissionen der Industrieländer
verantwortlich, wie sie im Annex I des Kio-
to-Protokolls aufgelistet sind. Das rasan-
te Wirtschaftswachstum in Schwellenlän-
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ge dern wie Brasilien, Indien, China oder
Südafrika geht zum größeren Teil mit über-
proportionalen CO2-Emissionssteigerun-
gen einher. Unter der Annahme einer un-
gebremsten Fortsetzung der derzeitigen
Entwicklung in den nächsten Jahrzehnten
rechnen Studien – zum Beispiel der Inter-
nationalen Energieagentur – damit, dass
der weltweite Energiekonsum um über 70
Prozent steigen könnte. Da die fossilen
Energieträger auch über 2030 hinaus den
Löwenanteil zur Energieversorgung bei-
steuern werden, wird sich der Ausstoß
von CO2, wenn keine Gegenmaßnahmen
ergriffen werden, entsprechend drama-
tisch erhöhen. Daran werden die Entwick-
lungs- und Schwellenländer mindestens
zu drei Vierteln beteiligt sein, während
der Anteil der EU ständig sinken wird.
Eine Untersuchung der EU (World Energy
and Climate Policy Outlook) aus dem Jahr
2003 prognostiziert, dass der Anteil der
EU am weltweiten Bruttoinlandsprodukt
von 62 Prozent (2000) auf 45 Prozent
(2030) sinken wird. Demnach wird also
der Anteil der EU an den Treibhausgas-
emissionen aufgrund einer Kombination
aus einem relativ geringeren Wirtschafts-
wachstum und einem unterproportionalen
Anstieg des Energieverbrauchs sinken.
Dies gilt auch dann noch, wenn die
Schwellenländer große Fortschritte bei der
Entkopplung von Wachstum und Energie-
verbrauch machen sollten. Geht man zu-
sätzlich davon aus, dass Europa den Akti-
onsplan zur Energieeffizienzsteigerung
aus dem Jahr 2006 konsequent umsetzt,
wird sich dieser Trend noch verstärken. 

Die Rolle des Europäischen
Emissionshandelssystems

Ein weiterer wichtiger Baustein der EU-
Klima- und Energiepolitik ist die Fortset-
zung des Emissionshandels nach 2012.
Dieses marktwirtschaftliche Instrument
wurde im Kioto-Protokoll als eines von
drei Instrumenten zur Emissionsminde-
rung festgelegt. Der Handel mit Zertifika-
ten, die zum Ausstoß des Klimagases CO2

berechtigen, ist ein wesentliches Steue-
rungsinstrument sowohl auf EU-Ebene als
auch in einzelnen Mitgliedstaaten. Bisher
legten die einzelnen Staaten in Nationa-
len Allokationsplänen die maximale Men-
ge fest, die im jeweiligen EU-Land von der
Industrie ausgestoßen werden darf. Die
Mengen, die von den betroffenen Unter-
nehmen – bisher nehmen weder alle Sek-
toren noch die privaten Haushalte teil –
erworben werden können, sind fix, der
Preis pro Tonne CO2 bildet sich am Zerti-
fikatemarkt.
Nach einer ersten Testphase von 2005 bis
2007 wurden für die zweite Handelsperi-
ode 2008 bis 2012 die zugeteilten Zertifi-
katemengen stark reduziert. In der ersten
Phase wurden den beteiligten Unterneh-

men zu viele Emissionsrechte ausgeteilt
und es kam zu einer Reihe unerwünschter
Entwicklungen. Probleme bestanden zum
einen mit der Preisbildung, insbesondere
im Stromsektor. Anstatt die Verschmut-
zungsrechte zu verkaufen, haben die EU-
Staaten diese an die Unternehmen auf
Grundlage der historischen Ausstoßmen-
gen umsonst ausgeteilt. Damit hing die
Zuteilung nicht zuletzt von den Möglich-
keiten der Unternehmen ab, Einfluss auf
die nationalen Entscheidungsträger zu
nehmen. Eine kostenlose Zuteilung schafft
aber zusätzliche Vermögenswerte bei
den Unternehmen, und damit die Begehr-
lichkeit, diese Rechte auch künftig ohne
Auktionierung – also einem Bieterverfah-
ren, bei dem die Unternehmen Rechte er-
steigern und so auch ihre Zahlungsbereit-
schaft offen legen müssen – zu verteilen.
Nationale Sonderwege waren die Folge.
Und darüber hinaus haben die Unterneh-
men – in Deutschland am deutlichsten die
Energieunternehmen – diese Vermögens-
werte der Preiskalkulation aufgeschla-
gen. Dies ist ein aus betriebswirtschaftli-
cher Sicht üblicher Vorgang, der aber von
der Politik nicht vorhergesehen wurde,
und so zu einem weiteren Anstieg der
Strompreise führte, ohne dass transpa-
rent war, welchen Anteil die Zertifikate-
kosten letztlich am Endpreis haben.
Zum zweiten gab es hohe Schwankungen
des CO2-Preises, und zum Ende der ersten
Phase des Emissionshandels fiel der Preis
so gering aus, dass er keine Anreize für
Investitionen in CO2-Einsparungen mehr
signalisieren konnte. Der Preis für eine
Tonne CO2 wird unter anderem durch die
in der neuen Handelsphase erfolgenden
Emissionszuteilungen aus den Nationa-
len Allkokationsplänen, die Anrechnung
von Zertifikaten aus Projekten, die im Aus-
land durchgeführt werden, und nicht zu-
letzt durch die konjunkturelle Entwicklung
und die Energiemärkte bestimmt. Letzte-
rem kann nur sehr bedingt etwas entge-
gengesetzt werden, und solange für den
Emissionshandel die Menge festgelegt
wird, müssen die Preise auch flexibel blei-
ben. Als Mittel gegen die hohen Schwan-
kungen hilft in gewissem Maße, dass die
Planungssicherheit für die Unternehmen
durch einen langfristigen Ordnungsrah-
men hergestellt wird. Nach 2012 wird die
Auktionierung ein fester Bestandteil der
Vergabe von Emissionsrechten in der EU
werden. Aber auch schon 2008 wird sie
in den meisten EU Ländern durchgeführt
(in Deutschland mit einem Anteil von 8,8
Prozent an der Gesamtmenge). 
Das Bekenntnis der EU zum Emissionshan-
delssystem nach 2012 war angesichts der
noch ungeklärten internationalen Agen-
da nicht unbedingt selbstverständlich.
Dennoch sprechen einige Argumente da-
für, dieses Instrument zu stärken. Neben
der Planungssicherheit für die beteiligten
Unternehmen jenseits von 2012 war es zu

Beginn des Jahres 2007 auch internatio-
nal ein wichtiges Zeichen. Schon damals
war klar, dass der Zertifikatemarkt lang-
fristig auch international bedeutend sein
wird, sobald einzelne Staaten sich auf
verbindliche Emissionsziele verpflichten.
In den USA hat es bereits auf bundes-
staatlicher Ebene dynamische Entwick-
lungen gegeben. Unter anderem Kalifor-
nien und weitere westliche und nord-öst-
liche US-Bundesstaaten haben die Ein-
führung des Emissionshandels bereits be-
schlossen. Australien und Neuseeland
werden ihn ebenfalls einführen. Erste Ini-
tiativen sind entstanden, um die CO2-
Märkte in den USA und auch internatio-
nal zusammenführen. 

Weitere Maßnahmen für 
die Erreichung des Klimaziels

Zur Erreichung ihrer klimapolitischen Zie-
le führt die EU neben dem Emissionshan-
del die Steigerung der Energieeffizienz
auf. Diese ist Gegenstand des Energieef-
fizienz-Aktionsplans, der bereits im Okto-
ber 2006 aufgestellt wurde. Bis zum Jahr
2020 soll der Primärenergieverbrauch um
20 Prozent reduziert werden. Weiterhin
soll der Anteil der erneuerbaren Energie-
träger am Energiemix bis zu diesem Zeit-
punkt auf 20 Prozent steigen. Dies betrifft
sowohl die Stromerzeugung, die Biokraft-
stoffe als auch die Wärmeerzeugung und
Kühlung. Ergänzend sollen kohlenstoffar-
me Technologien im Energiesektor geför-
dert werden.

1. Energieeffizienz steigern

Energieeffizienz lässt sich insbesondere
auf der Ebene einzelner Sektoren gezielt
erhöhen, zum Beispiel durch Förderung
neuer Technologien oder durch Ver-
brauchsstandards für Geräte oder Ver-
kehrsmittel. Auch das Nachrüsten beste-
hender Einrichtungen, etwa zur Wärme-
dämmung des Gebäudebestands, bietet
großes Einsparpotenzial.
Für die Energieeffizienzsteigerung sieht
die EU-Strategie nicht nur die Maßnah-
men in der EU als entscheidend an. Sie
schlägt auch die Entwicklung eines neu-
en internationalen Vertragswerks zwi-
schen OECD- und Schwellenländern im
Rahmen der G 8, also der sieben größten
westlichen Industrienationen sowie Russ-
land, vor. Ein solches Abkommen soll spä-
testens im Jahr 2012 zur Unterzeichnung
vorliegen. Das Einsparpotenzial durch ef-
fizientere Energienutzung wird auf 20
Prozent der heutigen CO2-Emissionen ge-
schätzt. Eine solche gezielte Initiative wä-
re auch ein Baustein für ein Klimaregime
nach 2012. Für Entwicklungs- und Schwel-
lenländer böte dies eine Möglichkeit zu
praktischen Kooperationen im Verkehrs-,
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Bau- und Energiesektor, zudem könnte die
Entwicklung gemeinsamer Standards zur
Verminderung des Energieeinsatzes vo-
rangebracht werden. Solche Standards
sind im internationalen Handel wichtig
und ihre vorgebliche oder tatsächliche
Nichteinhaltung ist immer wieder Anlass
von Handelsstreitigkeiten. Eine Koopera-
tion in diesem Bereich würde diese Kon-
flikte verringern helfen.

2. Erneuerbare Energien ausbauen

Die EU hatte sich schon einmal das ambi-
tionierte Ziel gesetzt, bis 2010 den Anteil
erneuerbarer Energieträger am Energie-
mix auf zwölf Prozent zu steigern. Da sich
nicht alle EU-Mitglieder dieser Strategie
angeschlossen haben, wird diese Marke
nicht von allen erreicht werden. Jetzt sol-
len bestehende Instrumente der Energie-
politik besser genutzt werden; etwa die
Richtlinie über Strom aus erneuerbaren
Energien von 2001. Nicht zuletzt sollen da-
durch Investitionsanreize gegeben wer-
den. Neben dem Klimaschutz ist aber die
Versorgungssicherheit stärker in den Vor-
dergrund gerückt. Diese eignet sich in be-
sonderer Weise als Argument, die in die-
sem Bereich bisher nicht sehr investitions-
freudigen EU-Länder zum Handeln zu er-
mutigen. Die Kommission will dies mit Hil-
fe von Nationalen Aktionsplänen koordi-
nieren, ohne in die souveräne nationale
Entscheidung über die Zusammensetzung
des Energiemix einzugreifen. Dieser ist
nach wie vor nationale Angelegenheit,
die EU hat hier keinerlei Befugnisse, um
Vorgaben zu machen. Dennoch ist klar,
dass durch das Klima- und Energiepaket
der EU auch der Energiemix der Mitglied-
staaten dauerhaft bestimmt sein wird.
Dies hängt davon ab, welche Verteilung
auf die einzelnen Länder vorgesehen ist,
um die durchschnittlichen 20 Prozent am
EU-weiten Anteil der erneuerbaren Ener-
gien zu erreichen. Für die meisten Mit-
gliedstaaten wird die Konkretisierung zu
einer Erhöhung der erneuerbaren Ener-
gien führen. Länder wie Lettland, welches
bereits über 30 Prozent Energie aus sol-
chen Quellen bezieht, sind die Ausnahme.

3. Förderstrategien definieren

Mit ihrer Förderpolitik für die künftige
Energiegewinnung steht die EU vor einer
komplexen Aufgabe. Zum einen muss bei
der Förderung erneuerbarer Energien
klar zwischen den einzelnen Technolo-
gien differenziert werden. Während die
Kosten der Wasser- und Windkraft und
von Teilen der Biomasseproduktion nahe-
zu konkurrenzfähig im Vergleich zur kon-
ventionellen Gewinnung aus fossilen
Brennstoffen sind, hinken andere Techno-
logien wie die Solarenergie, Erdwärme

oder Meeresenergie noch deutlich hinter-
her, trotz des steigenden Ölpreises. Hier
ist abzuwägen, ob die zur Verfügung ste-
henden Fördermittel für teure Technolo-
gien mit offenem zeitlichem Horizont,
aber hohem Potenzial (wie im Fall der
Photovoltaik), eingesetzt werden sollen
oder für solche alternativen Technolo-
gien, bei denen kurzfristig Marktreife zu
erwarten ist. Aufgrund der bestehenden
Unsicherheiten in Forschung und Entwick-
lung und angesichts der Höhe der Förder-
summen ist hier ein schwieriger Abstim-
mungsprozess zu erwarten.
Zum anderen hat die EU-Kommission –
wie bereits erwähnt – kein Mandat, in
den Energiemix einzelner Mitgliedstaa-
ten einzugreifen. Entscheidungen über
die Energieversorgung fallen in den na-
tionalen Zuständigkeitsbereich. Hiervon
hängt auch die nationale Förderung von
Forschung und Entwicklung im Energie-
sektor ab. Aus diesen Gründen heraus
hat die Kommission auch keine explizite
Empfehlung zur künftigen Nutzung der
Kernenergie gegeben, lässt aber erken-
nen, dass sie einer solchen aufgeschlos-
sen gegenüber steht.

Herausforderung: Nachhaltige
Nutzung der Biomasse

Eine große Herausforderung beim Aus-
bau der erneuerbaren Energien besteht
in der ökologischen Nachhaltigkeit. Ins-
besondere die Nutzung von Biomasse für
alternative Treibstoffe (Bioethanol und
Biodiesel) wirft Probleme auf. Die EU hat
beschlossen, dass beim Treibstoffver-

brauch im Straßenverkehr bis 2020 min-
destens zehn Prozent aus Biotreibstoffen
der ersten (wie Biodiesel) und aus der
zweiten Generation (Bioethanol) stam-
men müssen. Als wesentliches Argument
gilt die Nachhaltigkeit bei der Gewin-
nung dieser Energieträger, sowohl für die
EU-interne Erzeugung als auch bei Impor-
ten. Inzwischen steht dieses Argument je-
doch auf der Kippe. Zwei Aspekte wiegen
am schwersten. Erstens ist die Gewinnung
von Treibstoffen die energetisch verlust-
reichste Möglichkeit, Biomasse im wirt-
schaftlichen Energiekreislauf zu verwen-
den: Nur etwa 20 Prozent der Energie
landet letztlich in den Fahrzeugtanks. Die
Verwendung in der Wärmeerzeugung ist
wesentlich ertragreicher, mit bis zu 70
Prozent Ausbeute. Die Möglichkeit, Bio-
gas als Treibstoff für Pkw zu nutzen, wur-
de bisher noch nicht ausreichend beach-
tet, wobei man an die Erfahrungen mit
Erdgasantrieben anknüpfen kann. Ne-
ben dem schwachen politischen Willen,
hemmt hier das fehlende Interesse der Au-
toindustrie die Verbreitung von gasge-
triebenen Pkw. Die Automobilbauer ar-
beiten zwar an der Entwicklung von Fahr-
zeugen, die mit Biokraftstoffen betrieben
werden, bzw. daran, deren Einsatz tech-
nisch zu optimieren. Die Weichen für die
Zukunft der Treibstofferzeugung werden
damit beeinflusst. Jedoch senkt nur die
Umstellung auf andere Treibstoffe nicht
zwangsweise den Verbrauch. Nur eine
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DIE EU-KLIMASTRATEGIE

Die Nutzung von Bioethanol und Biodiesel wirft Probleme auf, weil die Gewinnung 
von Treibstoffen aus Biomasse energetisch verlustreich ist. Klimapolitisch bedenklich ist
außerdem – vor allem in Entwicklungsländern – die Flächenumwandlung zu Lasten 
der CO2-bindenden Regenwälder. picture alliance/dpa
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ge Verbindung von strikteren Auflagen – wie
die Begrenzung der CO2-Ausstoßmenge
pro Kilometer – mit der Verpflichtung zum
Einsatz alternativer Treibstoffe kann rele-
vante Verbesserungen des Klimaschutzes
im Verkehrssektor hervorbringen.
Zweitens sollte eine Entscheidung zu-
gunsten eines höheren Biodiesel- und
Ethanolverbrauchs auch die Erzeugung
dieser Energieträger einbeziehen. Die
produktivsten Pflanzen (wie Palmöl oder
Zuckerrohr) wachsen nicht in europäi-
schen Breitengraden, sondern in tropi-
schen Regionen. Der gegenwärtig welt-
größte Exporteur von Ethanol ist Brasilien
und dort wurde jüngst eine Ethanoloffen-
sive verabschiedet, um die Marktführer-
schaft auszubauen. Dazu werden große
zusätzliche Agrarflächen benötigt. Indo-
nesien baut die Flächen für den Palmölan-
bau ebenfalls aus. Gleichzeitig befinden
sich in diesen Regionen aber große Re-
genwaldbestände. Das Argument, über
den Einsatz von Bioethanol werde der Kli-
maschutz gefördert, kann demnach nur
mit größter Vorsicht verwendet werden. 
Nur wenn es gelingt, mit den Erzeugerlän-
dern zu kooperieren, um Flächenumwand-
lungen zu Lasten der CO2-bindenden Re-
genwälder zu stoppen, welche sich bereits
in großem Stil ereignet haben, kann eine
europäische Quote überhaupt als zielfüh-
rend bewertet werden. Fällt die Bilanz ne-
gativ aus, so dient diese Maßnahme aus-
schließlich der Diversifizierung in der Ener-
gieversorgung und darf nicht als klimapo-
litischer Fortschritt verkauft werden.
Die internationale Reichweite der EU-
Strategie in diesem Feld ist nicht zu unter-
schätzen. Für eine Klimapolitik nach 2012
müssen die nationalen und regionalen
Strategien abgestimmt werden. Auch die
USA haben 2006 ein Ziel für Biotreibstof-
fe beschlossen (25 Prozent Verbrauchsan-
teil bis 2025). Die Landwirte in den großen
mittleren US-Bundesstaaten verwenden
ihren Mais seither überwiegend für die
Treibstoffproduktion, und die Verwen-
dung als Nahrungs- und Futtermittel für
das Inland und den Export ist drastisch
eingebrochen. Die nationalen Interessen
der USA-Politik, nämlich die Abhängigkeit
vom Erdöl zu verringern und gleichzeitig
das Einkommen der Landwirte zu sichern,
hat sich als gravierender Einschnitt erwie-
sen, unter anderem mit Folgen für die Le-
bensmittelpreise auf der ganzen Welt.

Anreiz für internationales Handeln? 

Die EU ist ein entscheidender klimapoliti-
scher Akteur und Impulsgeber. Die in der
Klima- und Energiestrategie festgelegten
Eckpunkte zur Erreichung des EU Klima-
ziels sind geeignet, andere Staaten dazu
zu animieren, sich sowohl am Emissions-
handel – und dieser ist bereits ein „klima-
politischer Exporterfolg“ – als auch an ei-

ner technologischen Zusammenarbeit zu
beteiligen. Diesen klaren Anreizen steht
aber der Beschluss gegenüber, die Emissi-
onseinsparungen bis 2020 noch einmal
um zehn Prozent zu steigern, wenn weite-
re Industrieländer sich ebenfalls zu einer
30-prozentigen Reduktion verpflichten.
Dies erscheint im Licht der derzeitigen Er-
kenntnisse über den Klimawandel, dem ei-
genen 2 Grad Celsius-Ziel und angesichts
der internationalen Stimmungslage eher
halbherzig. Denn werden von der EU 10
Prozent mehr Treibhausgase emittiert, so
ist dies sicher keine ernstzunehmende „Kli-
masanktion“ für andere Industrieländer,
die sich nicht anschließen, auch wenn das
Erreichen eines 30-Prozent-Ziels in allen
Industrieländern ohne Frage ein klimapo-
litischer Durchbruch wäre. In Anbetracht
der komplexen Interessenlage ist eine Ei-
nigung auf eine solche Minderung durch
alle Industrieländer im Rahmen der ange-
laufenen Verhandlungen der Klimarah-
menkonvention recht unwahrscheinlich.
Der Plan der EU, mit der eigenen Strategie
als Wegbereiter für die schnelle Minde-
rung von Treibhausgasen durch die größ-
ten Verursacher zu agieren, ist bisher nicht
aufgegangen. Zwar wurde in der letzten
Klimakonferenz der Vereinten Nationen
Ende 2007 vereinbart, dass sich die Staa-
tengemeinschaft zum Klimaschutz be-
kennt, aber die Emissionsminderungen an-
hand konkreter und absoluter Zahlen sind
bisher der schwierigste Punkt in den inter-
nationalen Verhandlungen überhaupt. Es
ist nicht auszuschließen, dass die USA
nach den Präsidentschaftswahlen Ende
2008 eine klimapolitische Wende einlei-
ten, die zu einem Wechsel in der interna-
tionalen Vorreiterschaft führen könnte.
Diese würde auf dem bereits jetzt in den
USA eingeschlagenen Weg der technolo-
gischen Aufholjagd bei der klimafreundli-
chen Energieerzeugung aufbauen. 

Mit dem Blick über den Atlantik

Für die EU wird die richtige Mischung aus
Kooperation mit den USA in den politi-
schen Zielen und Wettbewerb bei deren
Erreichung eine große Herausforderung
bleiben. Die EU hat traditionell weniger
Erfolg, wenn es um einen schnellen struk-
turellen Wandel geht. Beim Klimaschutz
kommt es jedoch auch auf einen verlässli-
chen Ordnungsrahmen an, nicht nur auf
die Marktkräfte. Hierbei ist die EU derzeit
klar im Vorteil gegenüber den USA: Der
Emissionshandel ist bereits installiert, die
Steigerung der Energieeffizienz sowie der
erneuerbaren Energien sind angestoßen
worden. 
Die Interessenlagen sowohl in der EU als
auch in den USA sind im Umbruch. Die EU-
Staaten können ihre Klimaziele nicht ohne
technologischen Fortschritt erreichen und in
den USA mehren sich die Rufe nach klaren

Reduktionsvorgaben. Mit Blick auf ein inter-
nationales Regime dürfte sich daher die Fra-
ge nach dem „entweder“ - „oder“ für beide
großen Akteure nicht mehr stellen. Probleme
für eine Einigung gibt es vor allem auf multi-
lateraler Ebene. Sowohl die Regierungen
als auch die Unternehmen der stark wach-
senden Schwellenländer haben zu verbind-
lichen Regelungen eine deutliche Haltung.
Für sie ist eine solche Konstruktion nur ak-
zeptabel, wenn sie selbst nicht zum Wachs-
tumsverzicht gezwungen werden. Vielmehr
verlangt zum Beispiel Indien, dass die In-
dustrieländer gegebenenfalls ökonomisch
schrumpfen sollten, um die Schieflage der
internationalen Entwicklung zu korrigieren.
Ein neues internationales Regime hätte da-
her in den Schwellen- und Entwicklungslän-
dern höhere Chancen auf Akzeptanz, wenn
die Klimapolitik ihnen eine wirtschaftliche
Aufholmöglichkeit eröffnet. Letztlich führt
auch kein Weg daran vorbei, die Entwick-
lungspolitik neu zu gestalten und sie mit der
Klimapolitik zu verbinden.
Eine noch so vorsichtige Forderung nach
Klimazielen hat nur Chancen auf Gehör,
wenn sie an konkrete technologische Ko-
operationsangebote gekoppelt ist. Damit
keine Blockaden entstehen, muss im trans-
atlantischen Dialog mit den USA weiterhin
der Fortsetzung jener Kompromisslosigkeit
entgegengewirkt werden, die Ende der
1990er-Jahre zum Ende der US-Beteili-
gung am Kioto-Prozess geführt hatte. Da-
mals hielt die US-Regierung die Teilnahme
am Kioto-Protokoll nur dann für zumutbar,
wenn auch Schwellenländer zur Emissi-
onsminderung verpflichtet würden.
Für die EU, die im Klimaschutz weiter vo-
ranschreitet, sind verbindlichen Regelun-
gen, wohin die künftigen Emissionen sich
entwickeln sollen, wichtige Impulse für
Wettbewerb und Versorgung. Es ist also
durchaus auch aus dieser Perspektive
sinnvoll, mit ehrgeizigen Reduktionszielen
voranzugehen, auch wenn dies in der
konkreten politischen Umsetzung viel
Konfliktpotenzial beinhaltet.

Dr. Susanne Dröge studierte Volkswirt-
schaftslehre an der Freien Universität
Berlin, der University of Warwick und
am Institut für Weltwirtschaft in Kiel. Sie
arbeitet als wissenschaftliche Mitarbei-
terin am Deutschen Institut für Internatio-
nale Politik und Sicherheit in Berlin zu
klima- und energiepolitischen Themen.
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EIN ZUKUNFTSORIENTIERTES LEITBILD NACHHALTIGEN WIRTSCHAFTENS

Von der öko-sozialen zur 
nachhaltigen Marktwirtschaft
Michael von Hauff

Das Leitbild Nachhaltige Entwicklung, 
als normative Vereinbarung der Weltge-
meinschaft bereits 1992 beschlossen, und
das Konzept der sozialen Marktwirtschaft
stehen in Deutschland noch weitgehend
unverbunden nebeneinander. Die Ausfüh-
rungen von Michael von Hauff konzent-
rieren sich zunächst auf einige grund-
legende Fragen und Zusammenhänge ei-
ner ökologischen und sozialen Marktwirt-
schaft. In einem zweiten Schritt folgt die
Begründung einer nachhaltigen Markt-
wirtschaft aus wirtschaftstheoretischer
Perspektive. Nachhaltige Entwicklung for-
dert intra- und intergenerationelle Ge-
rechtigkeit. In der ökonomischen Diskussi-
on gibt es hierzu verschiedene Positionen.
Bis heute stehen sich hinsichtlich der Be-
ziehung von Ökonomie und Ökologie die
neoklassische Umweltökonomik und die
Ökologische Ökonomik gegenüber. Bei
der Diskussion über intra- und intergene-
rationelle Gerechtigkeit gibt es konträre
Positionen, die dem Anspruch nachhalti-
ger Entwicklung unterschiedlich gerecht
werden. Die Begründung der intra- und 
intergenerationellen Gerechtigkeit wird
exemplarisch am Beispiel der Gerechtig-
keitstheorie von John Rawls sowie dem
Ansatz von Amartya Sen erörtert. Im letz-
ten Abschnitt wird sodann ein methodi-
scher Ansatz zur Entwicklung einer Nach-
haltigkeitsstrategie vorgestellt. In den
Schlussfolgerungen werden die wichtigs-
ten Erkenntnisse zusammengeführt und
auf die Nachhaltigkeitsstrategie Deutsch-
lands angewandt. Damit lassen sich Stär-
ken und Schwächen der Nachhaltigkeits-
anstrengungen identifizieren. �

Nachhaltige Entwicklung und 
Soziale Marktwirtschaft

Das Leitbild nachhaltiger Entwicklung
und die Soziale Marktwirtschaft stehen in
Deutschland weitgehend unverbunden
nebeneinander. Das ist insofern von Be-
deutung, als auch Deutschland entspre-
chend der internationalen Vereinbarung
eine Nachhaltigkeitsstrategie entwickelt
hat. Daneben existiert als ordnungspoliti-
sche Konzeption die Soziale Marktwirt-
schaft. Daher gilt zunächst zu klären, wo
die Unterschiede zwischen der Sozialen
Marktwirtschaft und dem Leitbild nach-
haltiger Entwicklung sind. Danach lässt

sich feststellen, ob und wie weit Deutsch-
land auf dem Pfad nachhaltiger Entwick-
lung vorangeschritten ist.
Das Leitbild Nachhaltige Entwicklung ist
eine normative Vereinbarung der Welt-
gemeinschaft. 1992 wurde auf der inter-
nationalen Konferenz in Rio de Janeiro
die Agenda 21 beschlossen, die den
Handlungsrahmen für eine ökologisch,
ökonomisch und sozial gerechte Entwick-
lung für die heutige und für zukünftige
Generationen vorgibt. Dabei gilt jedoch
zu berücksichtigen, dass nachhaltige Ent-
wicklung spätestens seit der Veröffent-
lichung des Berichtes der Brundtland-
Kommission 1987 (vgl. von Hauff 1987) 
die Grundlage für ein neues Leitbild der
Weltgemeinschaft ist.
Die Übereinkunft zur nachhaltigen Ent-
wicklung ist so zu interpretieren, dass im
Rahmen von lokalen, regionalen und na-
tionalen Nachhaltigkeitsstrategien die
drei Dimensionen Ökologie, Ökonomie
und Soziales gleichrangig und gleichge-
wichtig zu berücksichtigen sind. In zuneh-
mendem Maße erkennen auch Unterneh-
men und kirchliche Einrichtungen in die-
sem Zusammenhang ihre Verantwortung.
Seit 1992 gibt es eine Vielzahl von Aktivi-
täten, die Forderungen der Agenda 21 in
Politik, Gesellschaft und Wirtschaft zu in-
tegrieren. In Deutschland wurden bei-
spielsweise zahlreiche Maßnahmen zur
„Lokalen Agenda 21“ initiiert und durch-
geführt. Aber auch auf regionaler, natio-
naler und internationaler Ebene entstan-
den handlungsorientierte Ansätze der Po-
litik, Wirtschaft und des bürgerschaftli-
chen Engagements. Schließlich beschleu-
nigte die zweite Weltkonferenz in Jo-
hannesburg 2002 die Ausarbeitung von
Nachhaltigkeitsstrategien auf nationaler
Ebene. Eine Nachhaltigkeitsstrategie soll
gemäß Agenda 21 die nachhaltige Ent-
wicklung kooperativ und partizipativ um-
setzen. 
Die folgenden Ausführungen konzentrie-
ren sich zunächst auf einige grundlegen-
de Fragen und Zusammenhänge einer
ökologischen und sozialen Marktwirt-
schaft. Danach folgt die Begründung ei-
ner nachhaltigen Marktwirtschaft aus
wirtschaftstheoretischer Perspektive. In
Abschnitt vier wird dann ein methodi-
scher Ansatz zur Entwicklung einer Nach-
haltigkeitsstrategie vorgestellt. In den
Schlussfolgerungen werden die wichtigs-
ten Erkenntnisse zusammen geführt.

Grundlagen einer ökologischen und
sozialen Marktwirtschaft

Die Konzeption der Sozialen Marktwirt-
schaft entstand in Deutschland nach dem
zweiten Weltkrieg durch die Zusammen-
führung unterschiedlicher ordnungstheo-
retischer und politischer Ansätze (Kör-
ner 2007). Die real existierende soziale
Marktwirtschaft in Deutschland zeichnet
sich heute dadurch aus, dass die drei 
Dimensionen der nachhaltigen Entwick-
lung, d.h. Ökologie, Ökonomie und So-
ziales, in vielfältiger Weise wahrgenom-
men und durch entsprechende Maßnah-
men umgesetzt werden. Die ökonomische
Dimension der Sozialen Marktwirtschaft
basiert unter anderem auf den marktwirt-
schaftlichen Prinzipen des Wettbewerbs,
des freien Marktzugangs und dem Leis-
tungsprinzip. Die soziale Dimension fin-
det in vielfältigen sozialstaatlichen bzw.
sozialpolitischen Maßnahmen wie der
Einkommens- und Vermögensumvertei-
lung, dem Sozialversicherungssystem und
den sozialstaatlichen Leistungstransfers
ihre Berücksichtigung und Umsetzung. 
Die ökologische Dimension wurde in
Deutschland zu Beginn der 1970er-Jahre
durch die Einführung einer aktiven Um-
weltschutzpolitik als weitere Dimension in
die Wirtschaftsordnung aufgenommen.
Dadurch wurde die soziale zu einer so-
zialen und ökologischen Marktwirtschaft
erweitert. Hierbei ist jedoch zu berück-
sichtigen, dass sowohl bei der Ausgestal-
tung der sozialen Dimension als auch der
Umweltschutzpolitik eine intensive Kon-
troverse entstand, bei der sich zum Teil
gegensätzliche Positionen bis heute un-
versöhnlich gegenüberstehen. Das er-
klärt auch, dass die Konzeption der So-
zialen Marktwirtschaft von Beginn an
kontrovers diskutiert wurde (John 2007).
Es gilt nun zu klären, was das Novum ei-
ner nachhaltigen Marktwirtschaft im Ver-
hältnis zur real existierenden sozialen
Marktwirtschaft Deutschlands mit einer
aktiven Umweltschutzpolitik ausmacht.
Ein erster Schritt hierzu ist, die drei Dimen-
sionen Nachhaltiger Entwicklung inhalt-
lich abzugrenzen: 
� Ökologische Nachhaltigkeit: Die Nut-

zung der Umwelt hat schon in vielfälti-
ger Weise das Niveau der Übernut-
zung erreicht. Die ökologische Nach-
haltigkeit zielt auf die Erhaltung des
ökologischen Systems bzw. ökologi-
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ff schen Kapitalstocks ab. Das begrün-
det sich daraus, dass das ökologische
System die Lebensgrundlage (life sup-
port system) aller menschlichen Aktivi-
täten bildet. Es dient weiterhin als Auf-
nahmemedium anthropogener Emis-
sionen und als Quelle natürlicher Res-
sourcen, die den Menschen direkten
oder indirekten Nutzen stiften. Hierzu
gibt es in der Umweltökonomie eine
Kontroverse, bei der es um schwache
versus starke Nachhaltigkeit geht. Die-
se Kontroverse wird im nächsten Ab-
schnitt aufgezeigt.

� Ökonomische Nachhaltigkeit: Einen Zu-
gang zur ökonomischen Nachhaltig-
keit vermittelt die Wohlfahrtsökono-
mie. In der neoklassischen Wohlfahrts-
ökonomie geht es um die Maximierung
des materiellen Wohlstandes des Indi-
viduums (Pro-Kopf-Einkommen). Hier-
von abzugrenzen ist der gesellschafts-
politische Wohlfahrtsbegriff, der weit
darüber hinausgeht, indem er neben
der quantitativen Dimension der mate-
riellen Ausstattung der Individuen oder
einer Gesellschaft auch die subjektiv
bewertete Lebenslage (Lebensquali-
tät) einbezieht. Somit werden die ma-
teriellen Dimensionen wie Arbeit, Ein-
kommen und Konsum durch immate-
rielle Dimensionen wie Freiheit, sozia-
le Gerechtigkeit und sozialer Konsens
ergänzt (Feser 2008). Dieser erweiter-
te Wohlfahrtsbegriff geht entspre-
chend über den Indikator Sozialpro-
dukt hinaus. Zur Messung der Lebens-
lage eignet sich zum Beispiel der Index
for Sustainable Development (von
Hauff 1998).

� Soziale Nachhaltigkeit: Zusätzlich zu
der ökologischen und ökonomischen
Nachhaltigkeit besteht die Forderung
nach sozialer Nachhaltigkeit. Hierbei
geht es um die Erhaltung des sozialen
Kapitals. James S. Coleman, Pierre
Bourdieu und Robert A. Putnam verste-
hen unter sozialem Kapital die Sozial-
struktur einer Gesellschaft (vgl. Haug
1997). In Analogie zum Sachkapital
wie auch zum ökologischen Kapital
geht es darum, dass der einzelne Bür-
ger als auch die Gemeinschaft einen
Nutzen aus dem sozialen Kapital er-
zielt. Somit stellt sich die Frage, wie
das soziale Kapital erhalten werden
kann und wie zukünftige Generatio-
nen von seinem heutigen Bestand pro-
fitieren können. Dabei ist zu berück-
sichtigen, dass sich soziales Kapital
nicht im Besitz eines Individuums befin-
det, sondern sich nur im Besitz eines so-
zialen Netzes oder der gesamten Ge-
sellschaft befinden kann. Da die Über-
tragung des sozialen Kapitals von ei-
ner Gesellschaft auf die nächste Ge-
neration nur sehr begrenzt möglich ist,
muss sich jede Generation ihr soziales
Kapital weitgehend selbst aufbauen.

Die inhaltliche Abgrenzung der drei Di-
mensionen bzw. der drei Kapitalarten
gibt jedoch noch keine Auskunft über de-
ren Beziehung zueinander. Weiterhin
stellt sich die Frage nach der optimalen
Bewirtschaftung der drei Kapitalarten,
die zu einem Optimum menschlichen
Wohlergehens führen soll. Daher ist es
wichtig, die Komplementarität der Kapi-
talarten zu analysieren und aufzuzeigen.
Auffällig in diesem Zusammenhang ist,
dass die Beziehung zwischen ökologi-
schem und ökonomischem Kapital in der
Literatur umfassend behandelt wird. Da-
gegen wurde die Bedeutung des sozialen
Kapitals für die anderen Kapitalarten in
der ökonomischen Literatur lange ver-
nachlässigt.

Nachhaltige Marktwirtschaft aus
wirtschaftstheoretischer Perspektive

Nachhaltige Entwicklung stellt zunächst
auf die Sicherung der Lebens- und Pro-
duktionsgrundlagen unter Berücksichti-
gung des Gleichgewichtes der Umwelt
sowie auf die Stabilisierung des Wirt-
schafts- und Sozialsystems ab. Der An-
spruch nachhaltiger Entwicklung geht je-
doch darüber hinaus und fordert die in-
tra- und intergenerationelle Gerechtig-
keit. In der ökonomischen Diskussion gibt

es hierzu verschiedene Positionen. Bis
heute stehen sich hinsichtlich der Bezie-
hung von Ökonomie und Ökologie die
neoklassische Umweltökonomik und die
Ökologische Ökonomik gegenüber. Aber
auch bei der Diskussion über intra- und in-
tergenerationelle Gerechtigkeit gibt es
konträre Positionen, die dem Anspruch
nachhaltiger Entwicklung unterschiedlich
gerecht werden.

Die Position der neoklassischen
Ökonomik

Das Verständnis der neoklassischen Öko-
nomik zur ökologischen Nachhaltigkeit
wurde ganz wesentlich durch den 1972
erschienenen Bericht von Dennis L. Mea-
dows an den Club of Rome „Grenzen des
Wachstums“ geprägt (Meadows u. a.
1972). In der Ökonomie ging es also be-
reits zu Beginn der 1970er-Jahre um die
Frage, wie die gegenwärtige Generation
zu wirtschaften habe, damit auch zukünf-
tige Generationen ihre Bedürfnisse be-
friedigen können. 
Der Bericht an den Club of Rome hat erst-
mals die Grenzen der menschlichen
Handlungsmöglichkeiten durch die be-
grenzten, nicht erneuerbaren Ressourcen
aufgezeigt. Im Prinzip war der Bericht
„Grenzen des Wachstums“ eine Funda-
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mentalkritik an der neoklassischen Öko-
nomik. Das Streben nach permanentem
Wachstum durch ökonomische Aktivitä-
ten wird kritisch hinterfragt und als unver-
einbar mit den natürlichen Grenzen des
menschlichen Handelns angesehen. 
Joseph Stiglitz weist als Reaktion auf den
Bericht an den Club of Rome auf drei Fak-
toren hin, die in dem Bericht von Mea-
dows et al. nicht berücksichtigt wurden
(Stiglitz 1974, S. 123): (1.) technischer Fort-
schritt; (2.) die Möglichkeit der Substituti-
on von Naturkapital durch Sachkapital
(substitution of man-made factors of pro-
duction (capital) for natural ressources)
und (3.) Skalenerträge.
Von steigenden Skalenerträgen spricht
man dann, wenn die produzierte Menge
an Gütern stärker wächst als die einge-
setzte Menge der Produktionsfaktoren. In
diesem Fall steigt der Output an Gütern
schneller als der Input an Produktionsfak-
toren. Diese drei Faktoren ermöglichen –
nach Auffassung neoklassischer Ökono-
men – auch den zukünftig lebenden Men-
schen bei gleich bleibendem oder stei-
gendem Pro-Kopf-Konsum ein mindestens
gleiches Nutzniveau wie den gegenwär-
tig lebenden Menschen. Betrachtet man
die weitere neoklassisch orientierte Dis-
kussion zur Nachhaltigkeit, so stellt man
fest, dass der neoklassische Nachhaltig-
keitsbegriff auch nach dem Erscheinen

des Brundtland-Berichtes an die bereits
1974 aufgezeigte Position eines im Zeit-
raum nicht sinkenden Nutzenniveaus an-
knüpft. Dadurch kommt dem gesamtwirt-
schaftlichen Kapitalstock eine zentrale
Bedeutung zu: Der Kapitalstock, der
nachfolgenden Generationen überlas-
sen wird, setzt sich aus akkumuliertem
Sachkapital und dem Zustand der Um-
welt in Form von Naturkapital zusammen.
Die Aggregation der beiden Kapitalarten
zu einem gesamtwirtschaftlichen Kapital-
stock muss für zukünftige Generationen
gleich bleiben, wenn das Kriterium der
Nachhaltigkeit erfüllt sein soll. Wenn al-
so Naturkapital abgebaut wird, muss
dieses durch mehr Sachkapital ausgegli-
chen werden. Der Ausbau eines Flugha-
fens verringert Naturkapital (z.B. Verrin-
gerung landwirtschaftlicher Nutzfläche)
und erhöht das Sachkapital (zusätzliche
Start- und Landebahn).
Geht man davon aus, dass Naturkapital
durch Sachkapital substituiert werden
kann, gelangt man zu einer spezifischen
Form der Nachhaltigkeit: Diese Position
wurde mit dem Begriff der „weak sustai-
nability“ oder „schwachen Nachhaltig-
keit“ gekennzeichnet. Bei der schwachen
Nachhaltigkeit lässt sich zum Beispiel der
Verbrauch nicht erneuerbarer Ressour-
cen durch Investitionen in Kapitalgüter
kompensieren. Das setzt Indifferenz zwi-
schen Sachkapital und Naturkapital für
zukünftige Generationen voraus. 

Ökologische Ökonomie und Kritik an
der neoklassischen Ökonomik

Die Ökologische Ökonomie grenzt sich
von der neoklassischen Ökonomik deut-
lich ab. Entsprechend der Ökologischen
Ökonomie geht es darum, die Ökonomie
in die Natur zurückzuholen. Dadurch sol-
len auch Irreversibilitäten an Ökosyste-
men vermieden werden, was in der neo-
klassischen Ökonomik kaum thematisiert
wird. Weiterhin wird in der Ökologischen
Ökonomie das Problem erkannt, dass

ökologische Belastungen zu intergenera-
tionalen Ungleichheiten führen können
und es dadurch zu einer nicht nachhalti-
gen Entwicklung kommt. 
Die Ökologische Ökonomie ist ganz we-
sentlich von dem Beitrag von Nicholas
Georgescu-Roegen „The Entropy Law
and the Economic Process“, d. h. dem En-
tropiegesetz geprägt (Georgescu-Roe-
gen 1971). Der als Entropiegesetz be-
zeichnete zweite Hauptsatz der Thermo-
dynamik besagt, dass es bei ablaufen-
den Prozessen in der Realität nicht mög-
lich ist, Wärmeenergie vollständig in me-
chanische Arbeit zu überführen. In Anleh-
nung an die Thermodynamik kann auch
der Wirtschaftsprozess als Verzehr eines
endlichen Vorrates an natürlichen Res-
sourcen begriffen werden. Neben Ener-
gie wird auch Materie unwiderruflich in
nicht mehr nutzbare Zustände umgesetzt.
Auf der Grundlage der evolutionären und
von Unwissenheit und Unsicherheit ge-
prägten Weltsicht der Ökologischen
Ökonomie reicht somit der Preis als Len-
kungsfunktion für wirtschaftliche Aktivitä-
ten nicht aus. 
Daher muss ein ausgewogener Kapital-
stock erhalten werden, der sowohl aus na-
türlichem als auch aus „menschenge-
schaffenem Kapital“ (Sachkapital) be-
steht. Daraus begründet sich die starke
Nachhaltigkeit (strong sustainability). Sie
stellt die Substituierbarkeit von Natur-
durch Sachkapital insofern in Frage, als
Naturkapital nicht beliebig durch Sach-
kapital substituiert werden darf. Eine we-
sentliche Begründung starker Nachhaltig-
keit basiert auf dem Grundsatz, dass in-
tergenerationelle Gerechtigkeit den Be-
stand verschiedener Kapitalarten voraus-
setzt. Das gilt besonders für das natürliche
Kapital, da es zum Sachkapital häufig in
einem komplementären Verhältnis steht:
Ein Fischerboot ist auf einem See ohne Fi-
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Emissionen
Emissionen unterhalb der 

Assimilation

Erneuerbare Ressourcen 
Abbaurate geringer als 

Regenerationsrate 

Erschöpfbare Ressourcen 
Verbrauch nur, wenn die 
Substitution gesichert ist

Abbildung 1: Handlungsregeln für nachhaltige Entwicklung

Quelle: In Anlehnung an Daly 1990, S. 2.

Eisenerzgewinnung
in der Steiermark:
Naturkapital kann
nicht beliebig durch
einen Zuwachs an
Sachkapital substi-
tuiert werden. 
picture alliance/dpa

Emmissionen
Emmissionen unterhalb der

Assimilation

Erneuerbare Ressourcen
Abbaurate geringer als

Regenerationsrate

Erschöpfbare Ressourcen
Verbrauch nur, wenn die 
Substitution gesichert ist
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gründung für die starke Nachhaltigkeit 
ist, dass das menschliche Überleben von
der Erhaltung besonders sensibler Öko-
systeme abhängt. Eine zunehmende Ver-
größerung des Ozonlochs kann nicht
durch mehr Sachkapital kompensiert wer-
den. Die Idee der starken Nachhaltig-
keit wurde von Vertretern der Ökolo-
gischen Ökonomie durch verschiedene
Handlungsregeln konkretisiert (Daly 1990,
S. 1-6).

Theoretische Begründung intra- und
intergenerationeller Gerechtigkeit

Die intra- und intergenerationelle Ge-
rechtigkeit sind ein wesentlicher An-
spruch des Leitbildes nachhaltiger Ent-
wicklung. Auch in diesem Kontext gibt es
in der Ökonomie unterschiedliche bzw.
konkurrierende Gerechtigkeitstheorien.
In den unterschiedlichen Gerechtigkeits-
ansätzen wurde bisher nur teilweise die
Frage gestellt, wie Gerechtigkeit zwi-
schen den Generationen (intergeneratio-
nelle Gerechtigkeit) spezifiziert werden
soll, wenn konkurrierende Nutzungsan-
sprüche zu vermuten sind. Hier stellt sich
die Frage, wie ein Gemeinwesen so orga-
nisiert werden kann, dass der Wohlstand
der heutigen Generation nicht auf Kosten
zukünftiger Generationen erzeugt wird
(Diefenbacher 2001. S. 19). Die folgenden
Ausführungen beschränken sich auf aus-
gewählte Gerechtigkeitsansätze.
In der neueren Diskussion wird häufig von
der Theorie des Utilitarismus ausgegan-
gen (Haslinger 1997, S. 7; Spangenberger
2005, S. 33). Der Utilitarismus neoklassi-
scher Prägung kann als individuelle Nut-
zenmaximierung definiert werden. Im Zu-
sammenhang mit dem Leitbild nachhalti-
ger Entwicklung stellt sich die Frage, ob
die Vertreter der Neoklassik den Utilita-
rismus nur als Leitlinie zur Eigennutzmaxi-
mierung verstehen und nicht als Ansatz
zur Maximierung des Gemeinwohls (Hol-
stein 2003, S. 179). Hierzu weist bereits
Gunnar Myrdal darauf hin, dass die neo-
klassische Ökonomie nicht der eigentli-
chen Vorstellung des Utilitarismus – einer
Maximierung der Glückssumme aller –
nachkommt, sondern dazu tendiert, die
Interessen der noch nicht geborenen Ge-
neration unter den Tisch fallen zu lassen
(Mydral 1976, S. 31).
Ein wesentliches Merkmal des Utilitaris-
mus neoklassischer Prägung ist somit,
dass Güter anhand ihres Nutzens, den
sie für die individuelle Bedürfnisbefriedi-
gung leisten, bewertet werden. Güter, die
von Gewinn maximierenden Unterneh-
men produziert werden, sind alle nach
dem Kriterium der Nützlichkeit zu bewer-
ten. In der neoklassischen Ökonomie wird
also die subjektive Nutzenwahrnehmung
zur Bewertung herangezogen, wobei

man von der Annahme identischer Präfe-
renzen, Verhaltensformen und Situatio-
nen ausgeht. Dieser Ansatz ist aus der
Perspektive nachhaltiger Entwicklung als
unzureichend zu betrachten, da sowohl
die intergenerationelle Gerechtigkeit als
auch Verteilungsfragen vernachlässigt
werden und schließlich die Aggregation
von individuellem Nutzen zu einem ge-
samtgesellschaftlichen Nutzen nur unter
realitätsfernen Annahmen möglich ist.
Hervorzuheben ist zwar die positive
Wertbesetzung der Maximierung von Be-
dürfnisbefriedigung. Sie kann jedoch im
Sinne nachhaltiger Entwicklung nicht als
wünschenswert betrachtet werden, wenn
jedes Individuum ausschließlich kurzfristi-
ge und eigennützige Ziele verfolgt und
somit die gesellschaftspolitische Wohl-
fahrt ausgeblendet wird. 

Die Gerechtigkeitstheorie von 
John Rawls

Eine besondere Aufmerksamkeit in der
neueren Diskussion zur Gerechtigkeit fin-
det die Gerechtigkeitstheorie von John
Rawls, die im Prinzip auf John Locke,
Jean-Jacques Rousseau und Immanuel
Kant zurückgeht (Rawls 1979, S. 29). Sein
Hauptgedanke ist: „Gerechtigkeit als
Fairness, eine Gerechtigkeitstheorie, die
die herkömmliche Vorstellung vom Ge-
sellschaftsvertrag verallgemeinert und
auf eine höhere Abstraktionsebene hebt.“
Danach besitzt jeder Mensch eine aus
der Gerechtigkeit entspringende Unver-
letzlichkeit, die auch im Namen des Woh-
les der ganzen Gesellschaft nicht aufge-
hoben werden kann. Daher ist es notwen-
dig, dass in einer gerechten Gesellschaft
alle gleiche Bürgerrechte haben. Weiter-
hin sind Grundsätze nötig, um zwischen
verschiedenen gesellschaftlichen Rege-
lungen der Güterverteilung zu entschei-
den und eine Einigung darüber zu er-
zielen.
Der vertragsrechtliche Ansatz von Rawls
geht von einem hypothetischen Urzustand
aus. Freiheit und Gleichheit sind hierbei
der Ausgangszustand für die Konzeption
der Gerechtigkeit als Fairness. Diese
Gleichheit entsteht durch einen „Schleier
des Nichtwissens“. „Zu den wesentlichen
Eigenschaften dieser Situation gehört,
dass niemand seine Stellung in der Ge-
sellschaft kennt, seine Klasse oder seinen
Status ebenso wenig, sein Los bei der Ver-
teilung natürlicher Gaben wie Intelligenz,
Körperkraft, seine Vorstellung von Gutem
und seine besonderen psychologischen
Neigungen.“ Man kann sich also hypo-
thetisch die vollständige Symmetrie aller
Beziehungen vorstellen, wonach allge-
mein akzeptierte gerechte Vereinbarun-
gen getroffen werden können.
Rawls übt von dieser Position aus Kritik am
Utilitarismus. Aber auch er wählt eine nut-

zenbezogene Betrachtungsweise. Er defi-
niert Nutzen als die Aussicht auf den Zu-
gang zu einer Reihe von Grundgütern.
Rawls versteht darunter nicht die Mehrung
der Nutzensumme, sondern legt die Ver-
teilung des Nutzens nach Gerechtigkeits-
kriterien als Ziel fest. Gesellschaftliche
Grundgüter sind Rechte, Freiheiten und
Chancen, sowie Einkommen und Vermö-
gen. Dagegen sind Gesundheit, Hand-
lungsfähigkeit „natürliche Grundgüter“.
Deren Verteilung ist nach Rawls nicht Ge-
genstand von Gerechtigkeitsüberlegun-
gen. Dagegen ist die Selbstachtung viel-
leicht das wichtigste Grundgut, auf das
sich seine Theorie der Gerechtigkeit als
Fairness konzentrieren lässt. 
Es stellt sich nun die Frage, wie Rawls die
intergenerationelle Gerechtigkeit als ein
wesentliches Kriterium nachhaltiger Ent-
wicklung betrachtet. Dazu stellt er fest:
„Die Beziehung zwischen den Generatio-
nen ist zwar eine besondere, schafft aber
keine unüberwindliche Schwierigkeit“. Die
Interessen zukünftiger Generationen als
ein konstitutives Element nachhaltiger 
Entwicklung sind vertragstheoretisch da-
durch abgedeckt, dass für Individuen ver-
schiedener Generationen ebenso wie für
Individuen der heutigen Generation Ver-
pflichtungen gegeneinander definiert
werden. Sie ergeben sich aus der Situati-
on des „Urzustandes“ und einem erweiter-
ten Schleier des Nichtwissens. Daraus lei-
ten sich zwei Grundsätze ab: „Einmal die
Gleichheit der Grundrechte und -pflich-
ten, zum anderen der Grundsatz, dass 
soziale und wirtschaftliche Ungleichhei-
ten, etwa verschiedener Reichtum oder
verschiedene Macht, nur dann gerecht
sind, wenn sich aus ihnen Vorteile für 
jedermann ergeben, insbesondere für 
die schwächsten Mitglieder der Gesell-
schaft“. Danach können Ungleichheiten
also gerecht sein, was in dem Prinzip 
der „verhältnismäßigen Ungleichbehand-
lung“ konkretisiert wird.
Das Gerechtigkeitskonzept von Rawls
stößt im Zusammenhang mit dem Leitbild
nachhaltiger Entwicklung an Grenzen.
Das gilt besonders für die umweltbezoge-
ne Erweiterung des Gerechtigkeitsbe-
griffs. Das Gerechtigkeitskonzept von
Rawls ist durchaus in der Lage, Gerech-
tigkeitskriterien für die Verteilung der
menschlichen Nutzungsrechte der Natur
als ein nutzbares Gut aufzustellen. Das
gilt besonders, wenn die Nutzungsrechte
monetär bewertet werden. Es scheitert je-
doch, wenn über die Verfahrensgerech-
tigkeit hinaus ein extern definiertes, nicht
verhandelbares Schutzziel angenommen
wird. Gerechtigkeit hängt dann nicht nur
daran, Naturverbrauch zu verteilen, son-
dern auch zukunftsgerecht zu strukturie-
ren und auf einem Niveau einzudämmen,
das mit der langfristigen Selbstreproduk-
tion der Natur verträglich ist (vgl. hierzu
die Handlungsregeln für ökologische

Klimawandel.qxd  09.04.2008  11:18 Uhr  Seite 52



Nachhaltigkeit). Konkrete Regeln zum
Umgang mit der natürlichen Umwelt sind
somit aus der Gerechtigkeitstheorie von
Rawls nicht zu gewinnen (Holstein 2003,
S. 195).

Das Gerechtigkeitskonzept 
von Amartya Sen

Eine systematische Schwäche vertrags-
theoretischer Ansätze besteht darin, dass
sie nur auf die Fixierung einer reinen Ver-
fahrensgerechtigkeit abstellen. Die Ge-
sellschaft besteht dabei aus rational han-
delnden Individuen. Daher setzt Amartya
Sen den Grundgütern nach Rawls Grund-
rechte entgegen. Er begründet ausführ-
lich, dass für ihn „der angemessene Be-
reich weder der Nutzen ist, wie Wohl-
fahrtstheoretiker behaupten, noch die
Grundgüter, wie Rawls es fordert, son-
dern die Grundrechte, die freiheitlichen
Möglichkeiten, ein mit Gründen schät-
zenswertes Leben zu wählen“ (Sen 2000
94). So kommt Sen zu der für ihn zentra-
len Kategorie der Verwirklichungschan-
cen. 
Bei dieser Sichtweise steht also nicht die
Verteilung von Gütern im Vordergrund,
sondern die Nutzung der Güter durch die
Aktivierung der Betroffenen und die
Transformation der Güterverfügbarkeit in
neue Lebenschancen. Möglichkeiten und
Lebenschancen müssen nicht nur gerecht
verteilt, sondern auch weiterentwickelt
werden. Der Gerechtigkeitsbegriff von
Sen ergänzt somit die institutionelle Sicht-
weise von Rawls um den sozialen Kontext.
Der ökologische Kontext ist bei Sen je-
doch auch nur schwach ausgeprägt.
Ein Beispiel für die gleichrangige Berück-
sichtigung des intra- und des intergene-
rationellen Gerechtigkeitspostulats, in
dem die ökologische Dimension explizit
berücksichtigt wird, bietet die Arbeit von
Edith Brown-Weiss (Brown-Weiss 1989).
Sie geht von einem „planetary trust“ aus,
dem alle Menschen als Gattungswesen
angehören und der sie zu Solidarität und
verantwortlichem Handeln in räumlicher
und zeitlicher Hinsicht verpflichtet. Ent-
sprechend ist jede Generation zugleich
Nutznießer und Treuhänder des gemein-
samen Erbes. Jede Generation genießt
kollektive Rechte und unterliegt kollekti-
ven Pflichten. 
In dem Grundsatz der Zugangssicherung
fließen viele Aspekte nachhaltiger Ent-
wicklung zusammen (Chancen-, Vertei-
lungs- und Ergebnisgerechtigkeit, Ge-
schlechter- und Generationengerechtig-
keit etc.). Die Umwelt spielt eine wichtige
Rolle, kann aber, wie in dem beschriebe-
nen Nachhaltigkeitskonzept nicht ge-
trennt von oder als a priori dominant ge-
genüber der sozialen und ökonomischen
Dimension zur Lebensqualität betrachtet
werden.

Zur Entwicklung eines Konzepts einer
nachhaltigen Entwicklung

Die Umsetzung des Leitbildes nachhalti-
ger Entwicklung auf nationaler, regiona-
ler und unternehmerischer Ebene weist ei-
ne Vielzahl von methodischen Schwierig-
keiten auf. Die im Folgenden vorgestellte
methodische Vorgehensweise wurde im
Rahmen des Forschungsprojektes „Ent-
wicklung einer Nachhaltigkeitsstrategie
für das Land Rheinland-Pfalz entwickelt
(von Hauff/Kleine 2005).1 In diesem Ab-
schnitt wird auf der Grundlage dieser
Methode dargestellt, wie das Drei-Säu-
len-Modell zur Konzeption einer Nach-

haltigen Marktwirtschaft entwickelt wer-
den kann.
Für die Darstellung der drei Säulen ist das
Nachhaltigkeits-Dreieck am meisten ver-
breitet. Dieses ist in der Regel gleichseitig
angeordnet, womit jede Säule gleichran-
gig berücksichtigt wird.
Dieser Ansatz ermöglicht eine erste Diffe-
renzierung der drei Dimensionen. Ziel ist
es jedoch, die Handlungsfelder und Indi-
katoren detaillierter in das Nachhaltig-
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Ökologie

Soziales

Ökonomie

Abbildung 2: Das Nachhaltigkeits-Dreieck.

Quelle: Eigene Darstellung.

Quelle: Eigene Darstellung.

Abbildung 3: Felder des Integrierenden Nachhaltigkeits-Dreiecks.
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ff keits-Dreieck einzuordnen. Im Folgenden
soll aufgezeigt werden, wie Handlungs-
felder und Indikatoren im Inneren des
Dreiecks eingeordnet und dargestellt
werden können. Dies wird im Rahmen des
„Integrierenden Nachhaltigkeits-Dreieck
(IND)“ dargestellt. 
In dem IND wird die Überschneidung der
ökonomischen, ökologischen und sozia-
len Dimension erkennbar. Der gewählte
Detaillierungsgrad optimiert die Zuord-
nung der Handlungsfelder und Indikato-
ren. Der gewählte Detaillierungsgrad er-
möglicht darüber hinaus klar nachvoll-
ziehbare Zuordnungen der einzelnen Fel-
der. Beispielsweise steht der Cluster
„Ökoeffizienz“ für das ökologisch-ökono-
mische Feld. Ökoeffizienz bedeutet, dass
Ökologie und Ökonomie durch einen ef-
fizienten Ressourceneinsatz harmonisch

zueinander stehen. Dieser Cluster verbes-
sert die Kommunizierbarkeit und somit die
breite Akzeptanz, zumal der Ökoeffi-
zienz-Ansatz als ein sehr wichtiger Bei-
trag der Wirtschaft zur nachhaltigen Ent-
wicklung angesehen wird.

Die Nachhaltigkeitsstrategie
Deutschlands

Wie einführend schon dargelegt wurde,
fordert die Agenda 21 die Einrichtung von
Nachhaltigkeitsstrategien, mit denen die
Nachhaltige Entwicklung langfristig in ei-
nen systematischen Umsetzungsprozess
überführt wird. Die Generalversammlung
der Vereinten Nationen bekräftigte 1997
dieses Ziel und gab das Zieljahr 2002 für
die Implementierung einer Nachhaltig-

keitsstrategie vor. Die Bundesregierung
Deutschlands führte einen solchen Pro-
zess zu den „Perspektiven für Deutsch-
land“ (Deutsche Bundesregierung 2002)
im Dialog mit der Gesellschaft und bera-
tenden Institutionen – wie dem Rat für
Nachhaltige Entwicklung – durch. In 
der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie
(NNS) verpflichtet sich die heutige Gene-
ration dem Prinzip, die jetzigen Probleme
selbst zu lösen. Die zentrale Bedeutung
der gesellschaftlichen Akteure sowie des
Wandels in den Produktions- und Kon-
sumstrukturen wird ebenfalls betont. Wei-
terhin legt die Nachhaltigkeitsstrategie
Leitregeln fest, die sich an die Aufteilung
nach ökologischer, ökonomischer und so-
zialer Dimension anlehnen. Dabei wer-
den u. a. die ökologischen Handlungsre-
geln (vgl. Abbildung 4) aufgeführt sowie
weitere Regeln für Ökonomie und Sozia-
les benannt (Deutsche Bundesregierung
2002, S.  50-52).
Abbildung 4 zeigt eine exemplarische
Zuordnung der Handlungsfelder in das
IND. In Abbildung 5 sind den einzel-
nen Handlungsfeldern die jeweiligen In-
dikatoren zugeordnet. Es fällt auf, dass
sozial-ökologische sowie sozial-ökolo-
gisch-ökonomische Indikatoren fehlen.
Des Weiteren ist die Ökologie quantita-
tiv und qualitativ relativ stark vertre-
ten, während nur wenige der herkömmli-
chen Wirtschaftsindikatoren berücksich-
tigt werden. Dies ist bei der Nachhal-
tigkeitsstrategie von Rheinland-Pfalz sehr
viel ausgewogener gelöst (von Hauff
2008).
Insgesamt beinhalten die vier Koordina-
ten 21 Handlungsfelder (NNS: „Ziele“),
die durch jeweils mindestens einen Indi-
kator operationalisiert werden.
Die nationale Nachhaltigkeitsstrategie
wurde kontrovers bewertet. Ebenso brin-
gen die Anspruchsgruppen im Fortschrei-
bungsprozess 2004 kritisch-konstruktive
Positionen ein (BDI 2004; BUND, DNR
und NABU 2004; DGB 2004; Diefenba-
cher u. a. 2004; Genanet 2004; Rat für
Nachhaltige Entwicklung 2004a; Rat für
Nachhaltige Entwicklung 2004b; Ver-
braucherzentrale Bundesverband 2004;
VÖÖ, VÖW und u. a. 2003). Einige der
Vorschläge wurden in den Fortschrittsbe-
richt 2004 aufgenommen (Deutsche Bun-
desregierung 2004, S. 27). Bisher konnte
jedoch die Kontroverse zur Wachstums-
und Effizienzorientierung nicht hinrei-
chend gelöst werden, was die Bundesre-
gierung als Indiz für ihren „Mittelweg zwi-
schen zwei Maximalpositionen“ wertet
(Deutsche Bundesregierung 2002, S. 9-11
und S. 60f.; Deutsche Bundesregierung
2004, S. 26). Die Handlungsfelder und In-
dikatoren, die in vier „Koordinaten“ grup-
piert sind, werden im Fortschrittsbericht
weitestgehend beibehalten.
� Die Generationengerechtigkeit zielt auf

die langfristige Sicherung der natürli-
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5. Artenv ielfalt (I) 1. Ressourcenschonung (I)

7. Wirtschaftliche
Zukunftsv orsorge (I)

10. Wirtschaftlicher Wohlstand (II)

6. Staatsverschuldung (I)
9. Bildung (I)

16. Beschäftigung (III)

21. Märkte öffnen (IV)

15. Kriminalität (II)

2. Klimaschutz (I) 
3. Erneuerbare

Energien (I) 
4. Flächeninanspruch-

nahme (I)

12. Ernährung (II)
13. Luft-

qualität (II)

14. Gesundheit (II)
17. Perspektiv en für Familien (III)

19. Integration ausländischer
Mitbürger (III)

20. Entw icklungszu-
sammenarbeit (IV)

8. Innovation (I)
11. Mobilität (II)

Quelle: Eigene Darstellung der Handlungsfelder nach: Deutsche Bundesregierung 2002, S. 89-130.

(...) Die in Klammern eingefasste römische Nummer gibt das zugehörige Hand-
lungsfeld an:

I: Generationengerechtigkeit
II: Lebensqualität
III: Sozialer Zusammenhalt
IV: Internationale Verantwortung
Die Zuordnung der Handlungsfelder auf die Dreiecks-Felder beruht auf einer ersten
Analyse der NNS durch die Verfasser und hat lediglich exemplarischen Charakter.
Das Dreieck ist zur besseren Darstellung nicht gleichseitig.

Abbildung 4: Handlungsfelder der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie im
Integrierenden Nachhaltigkeits-Dreieck.
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chen, ökonomischen und sozialen Res-
sourcen ab. Das beinhaltet zum Bei-
spiel neben der Ressourcenschonung
und dem Klimaschutz auch die Staats-
verschuldung sowie Investitionen in
Sach- und Humankapital.

� Die Lebensqualität umfasst den Wohl-
stand heutiger Generationen. Dies
geht über den materiellen Wohlstand
hinaus und deckt ebenfalls eine intak-
te Umwelt und wichtige gesellschaftli-
che Bedürfnisse ab.

� Der soziale Zusammenhang soll gesell-
schaftliche Missstände bzw. Chancen-
ungleichheiten beheben, die etwa in
den Bereichen Erwerbsleben, Gender
und Ethnien bestehen.

� Die Internationale Verantwortung be-
tont abschließend die Verpflichtung
Deutschlands für eine weltweite nach-
haltige Entwicklung. Dies wird mit der
Entwicklungszusammenarbeit und der
Öffnung der eigenen Märkte für Pro-

dukte aus Entwicklungsländern kon-
kretisiert.

Deutschland hat somit den Pfad einer
nachhaltigen Marktwirtschaft beschrit-
ten. Hinsichtlich des Anspruches nachhal-
tiger Entwicklung, wonach alle drei Di-
mensionen in den bedeutenden Politikfel-
dern gleichrangig und gleichgewichtig
zu bewerten bzw. umzusetzen sind, gibt
es jedoch noch klar erkennbare Defizite
bzw. Ungleichgewichte. Der Weg von
der öko-sozialen zur nachhaltigen Markt-
wirtschaft ist ein langer Prozess, bei dem
auch strukturelle Veränderungen bzw.
neu auftretende Probleme zu berücksich-
tigen sind.

Schlussfolgerungen

Das Leitbild nachhaltiger Entwicklung
und die Soziale Marktwirtschaft stehen in
Deutschland bisher noch weitgehend un-

verbunden nebeneinander. Dabei be-
steht in Politik und Wirtschaft aber auch
in vielen gesellschaftlichen Institutionen
wie zum Beispiel den Kirchen im Prinzip
ein breiter Konsens, dass es sich bei dem
Leitbild nachhaltiger Entwicklung um ein
zukunftsorientiertes Leitbild handelt. Da-
her ist in Deutschland eine Entwicklung
von der Sozialen zur Nachhaltigen
Marktwirtschaft einzufordern. 
Der normative Anspruch einer Nachhalti-
gen Marktwirtschaft zielt auf die gleich-
rangige und gleichgewichtige Umset-
zung der drei Dimensionen Ökologie,
Ökonomie und Soziales ab. Daher wur-
den zunächst die drei Dimensionen in-
haltlich abgegrenzt. Da es in der ökono-
mischen Diskussion bisher jedoch unter-
schiedliche Ansätze zur theoretischen Be-
gründung nachhaltiger Entwicklung gibt,
ist es notwendig diese unterschiedlichen
Ansätze gegeneinander abzugrenzen.
Dabei konnte geklärt werden, welche An-
sätze dem normativen Leitbild nachhalti-
ger Entwicklung in welchem Maße ge-
recht werden.
Zunächst stehen sich die neoklassische
Ökonomik und die Ökologische Ökono-
mie durch die gegensätzlichen Paradig-
men der schwachen und starken Nachhal-
tigkeit unversöhnlich gegenüber. Neben
der sehr bedeutenden Frage, in welchem
Maße eine Substitution von Naturkapital
durch Menschen gemachtes Kapital im
Kontext nachhaltiger Entwicklung zulässig
bzw. konsistent ist, geht es auch um die
Kontroverse, ob Wirtschaftswachstum und
Umweltschutz gleichzeitig realisierbar
sind. Schließlich geht es um die Begrün-
dung intra- und intergenerationeller Ge-
rechtigkeit. Auch in diesem Zusammen-
hang konnte gezeigt werden, dass die ver-
schiedenen Gerechtigkeitstheorien dem
Leitbild nachhaltiger Entwicklung in unter-
schiedlichem Maße entsprechen.
Die Erkenntnisse der theoretischen Be-
gründungsansätze müssen schließlich in
die Entwicklung einer Nachhaltigkeits-
strategie eingehen. Zunächst wurde je-
doch ein methodischer Ansatz zur Ent-
wicklung einer Nachhaltigkeitsstrategie
vorgestellt. Hierbei handelt es sich um
das Integrierende Nachhaltigkeitsdrei-
eck. Es ermöglicht sowohl die Zuordnung
der verschiedenen Nachhaltigkeitsfelder
als auch die Überprüfung der Beziehun-
gen der Nachhaltigkeitsfelder zueinan-
der. Diese Methode wurde dann auf die
Nachhaltigkeitsstrategie Deutschlands
angewandt. Damit lassen sich Stärken
und Schwächen einer Nachhaltigkeits-
strategie identifizieren, was für die Ent-
wicklung einer Nachhaltigen Marktwirt-
schaft von großer Bedeutung ist.
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VON DER ÖKO-SOZIALEN ZUR 
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Quelle: Eigene Darstellung der Handlungsfelder nach: Deutsche Bundesregierung 2002, S. 89-130.

(...): Die in Klammern eingefasste Nummer hinter dem Indikator verweist auf das
zugehörige Handlungsfeld (siehe Abbildung).

Die Indikatorenbezeichnungen wurden wegen des begrenzten Raumes vom Autor
gekürzt oder modifiziert. Die Zuordnung der Indikatoren auf die Dreiecks-Felder be-
ruht auf einer ersten Analyse der NNS durch die Verfasser und hat lediglich exem-
plarischen Charakter. Das Dreieck ist zur besseren Darstellung nicht gleichseitig.

Abbildung 5: Indikatoren der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie im Integrierenden
Nachhaltigkeits-Dreieck.
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VERKEHRSPOLITIK UND KLIMASCHUTZ

Klimaschutz – Wohin steuert der Verkehr?
Susanne Böhler / Daniel Bongardt

Weltweit sind nahezu 20 Prozent der Treib-
hausgasemissionen verkehrsbedingt. Im
Widerstreit mit ökonomischen Interessen
ist Verkehrspolitik ein schwieriges Unter-
fangen. Als klassisches nationales Hand-
lungsfeld kennt Verkehrspolitik verschie-
denste Instrumente (Infrastruktur- und Ver-
kehrsplanung, Regulierung durch Emis-
sionsgrenzwerte, Steuerung durch ökono-
mische Instrumente), die unterschiedliche
Wirkungen entfalten. Durch den nur be-
grenzten Erfolg nationaler Anstrengungen
erlangt die Gemeinschaftspolitik der EU ei-
ne gewichtige Bedeutung. Deren Strate-
gien werden jedoch kontrovers diskutiert
und stellen eine ständige Gratwanderung
zwischen Herstellerinteressen und Klima-
schutz dar. Zudem werden die Wirtschafts-
entwicklung und die Motorisierung der
Schwellen- und Entwicklungsländer zu ver-
kehrsbedingten Klimabelastungen beitra-
gen. Susanne Böhler und Daniel Bongardt
zeigen, warum im Verkehrssektor das Er-
reichen von Klimaschutzzielen besonders
schwierig ist. Weder ist in den Industrielän-
dern eine Trendumkehr absehbar, noch
gibt es probate Mittel, um die sich ab-
zeichnenden Emissionssteigerungen in den
Schwellen- und Entwicklungsländern zu
vermeiden. Zwar existiert eine Anzahl von
Maßnahmen, eine Aussicht auf Erfolg be-
steht jedoch nur, wenn an einer Vielzahl
von Stellschrauben auf den unterschiedli-
chen politischen Ebenen gedreht wird. �

Das Klimaproblem hat 
anthropogene Ursachen

Eine Reihe von Ereignissen hat im Jahr
2007 dazu geführt, dass das Klimapro-
blem wie nie zuvor ins Zentrum des öffent-
lichen Interesses gerückt ist. Anlass waren
zunächst wissenschaftliche Berichte des
Intergovernmental Panel on Climate
Change (IPCC) zur langfristigen Verände-
rung des Klimas. Auch der ehemalige
Chefökonom der Weltbank, Nicholas
Stern, hat im Auftrag der britischen Regie-
rung einen viel beachteten Bericht vorge-
legt, in dem er die wirtschaftlichen Folgen
der globalen Erwärmung darlegt. Vor

dem Hintergrund dieser wissenschaftli-
chen Erkenntnisse wirkten zudem extreme
Witterungsverhältnisse, in Deutschland
etwa der Orkan „Kyrill“ oder der sommer-
liche April 2007, wie ein Vorgeschmack
auf den sich abzeichnenden Klimawan-
del. Schließlich hatte die Verleihung des
Friedensnobelpreises für das IPCC und Al
Gore und seine Arbeit zur Aufklärung der
Bevölkerung eine große öffentliche Wir-
kung. Hintergrund ist ein breiter wissen-
schaftlicher Konsens: Die im 20. Jahrhun-
dert beobachtete Temperaturerhöhung
wird größtenteils auf anthropogene Ursa-
chen zurückgeführt.1 Wichtigste Ursache
für den anthropogenen Treibhauseffekt ist
die Verbrennung fossiler Rohstoffe (Öl,

Kohle und Gas). Das dabei freigesetzte
Kohlendioxid (CO2) trägt neben ande-
ren Klimagasen (Wasserdampf/H2O, Me-
than/CH4, Lachgas/N2O und Ozon/O3)
zur Erhöhung der Durchschnittstemperatur
auf der Erde bei.2
Konkret stehen die Industrienationen in
der Pflicht, ihre 1997 im Kioto-Protokoll
vereinbarten Emissionsreduktionen umzu-
setzen. Die Mitgliedstaaten der EU einig-
ten sich 1998 auf eine EU-interne Lasten-
teilung ihrer Gesamtreduktionspflicht von
acht Prozent, was eine große Bandbreite
von länderspezifischen Minderungszie-
len zur Folge hat.3 Betrachtet man die Re-
duktionserfolge im Vergleich zu den Min-
derungszielen sind bislang nur Deutsch-

Die Verleihung des Friedensnobelpreises 
an das IPCC sowie an Al Gore für seine
Verdienste um die Aufklärung über 
Ursachen und Folgen des Klimawandels
hatte eine große öffentliche Wirkung.

picture alliance/dpa
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land, Großbritannien, Frankreich, Luxem-
burg und Schweden auf dem Weg zur
Zielerfüllung. Die anderen EU-Staaten
werden nach bisheriger Datenlage ihr
Minderungsziel verfehlen.4 Im Rahmen
der deutschen EU-Ratspräsidentschaft im
Jahr 2007 wurde daraufhin beschlossen,
die Klima- und Energiepolitik in den Mit-
gliedstaaten besser zu integrieren und
unabhängig von internationalen Abkom-
men die Treibhausgase (bezogen auf
1990) um 20 Prozent bis 2020 zu senken.
Sollten andere Industrieländer vergleich-
bare Verpflichtungen übernehmen und
sollten auch die Schwellenländer ange-
messene Beiträge leisten, soll eine Reduk-
tion um 30 Prozent erfolgen. Jedem Staat
bleibt es allerdings überlassen, wie die
verschiedenen Verursachersektoren zu
den Minderungen beitragen sollen.
Im August 2007 hat die Bundesregierung
ein Integriertes Energie- und Klimapro-
gramm (IEKP), dessen Eckpunkte als „Me-
seberger Beschlüsse“ bekannt gegeben
worden sind, vorgelegt. Durch verschie-
denste Maßnahmen im Energie- und Ver-
kehrsbereich sollen bis 2020 pro Jahr
219,4 Millionen Tonnen CO2 reduziert
werden. Würden alle geplanten Maß-
nahmen umgesetzt, so könnte damit der
CO2-Ausstoss um 36,6 Prozent verringert
werden.5
Die meisten Emissionen von Klimagasen
entstehen im Energiesektor. Während in
den vergangenen Jahren insbesondere in
der Industrie Emissionsreduktionen erzielt
werden konnten, nahmen die CO2-Emis-
sionen im Verkehrssektor zu. Aufgrund der
hohen Zuwachsraten und weiterer prog-
nostizierter Steigerungen des Verkehrs
sind Maßnahmen im Verkehrsbereich für
den Klimaschutz von großer Bedeutung.
Im Folgenden betrachten wir die einzel-
nen Problemfelder im Verkehrssektor und

die entsprechenden politischen Hand-
lungsstrategien für eine CO2-Minde-
rungsstrategie auf EU-Ebene sowie natio-
naler Ebene. Aufgrund der zunehmenden
Bedeutung des Verkehrs insbesondere in
den Entwicklungs- und Schwellenländern
bedürfen die Entwicklungen dort beson-
derer Aufmerksamkeit.

Steigende Klimabelastungen 
durch den Verkehr

Weltweit sind zwischen 10 und 25 Prozent
der Treibhausgasemissionen durch den
Verkehr bedingt.6 In den EU-15-Staaten
betrug ihr Anteil im Jahr 2004 rund 21 Pro-
zent. Abbildung 1 zeigt den Anteil des
Verkehrssektors an den CO2-Emissionen
für unterschiedliche Ländergruppen und
im Vergleich zu anderen energieintensi-
ven Sektoren. Der größte Verursacher von
verkehrsbedingten Emissionen ist Nord-
amerika mit insgesamt 37 Prozent der
weltweiten Emissionen.7
Bei den Emissionen im Verkehrsbereich
handelt es sich fast ausschließlich um
CO2-Emissionen aus Verbrennungsvor-
gängen in Motoren. Der Anteil von CH4

ist vernachlässigbar, während die N2O-
Emissionen mit der Einführung des Kataly-
sators bei den Personenkraftwagen an-
gestiegen sind.8 Die spezifischen CO2-
Emissionen je Verkehrsleistung konnten in
der Vergangenheit durch motortechni-
sche Verbesserungen gesenkt werden –
sie wurden jedoch durch eine insgesamt
höhere Verkehrsleistung kompensiert.9
In den EU-15-Ländern nahmen die Treib-
hausgasemissionen aus dem Verkehrs-
sektor zwischen 1990 und 2004 deutlich
zu (+ 26 Prozent), während in anderen
Sektoren, insbesondere in der Industrie,
Minderungen erzielt werden konnten.

Der straßengebundene Verkehr ist mit et-
wa 93 Prozent die größte Quelle dieser
Emissionen. Die Steigerungen betrafen
sowohl den Personenverkehr (+ 27 Pro-
zent) also auch in noch größerem Umfang
den Straßengüterverkehr (+ 51 Prozent).
In diesem Zeitraum haben die Emissionen
des Flugverkehrs, ausgehend von einem
geringen Ausgangsniveau, mit 86 Prozent
am gravierendsten zugenommen. Zwar
stiegen auch die Verkehrsleistungen des
öffentlichen Straßen- und Schienenver-
kehrs, der Anteil dieser vergleichsweise
weniger umweltbelastenden Verkehrsar-
ten an der Gesamtverkehrsleistung bleibt
aber gering. In allen EU-Mitgliedstaaten
wird trotz der Anstrengungen, beispiels-
weise den Straßenverkehr auf die Schie-
ne oder auf den Wasserweg zu verla-
gern, von einer Zunahme des Verkehrs
und somit steigenden Emissionen im Ver-
kehrssektor ausgegangen.10 Damit Klima-
politik erfolgreich ist, müssen jedoch die
verkehrsbedingten Emissionen reduziert
werden.

Akteure und Instrumente der 
Klima- und Verkehrspolitik

Während sich die Klimapolitik auf inter-
nationaler Ebene etabliert hat, ist die Ver-
kehrspolitik ein klassisches nationales
bzw. regionales Handlungsfeld. Die Ak-
teurskonstellationen und der Zugang zum
Problem verkehrsbedingter Treibhausga-
se sind daher in beiden Politikfeldern sehr
unterschiedlich. Die Verabschiedung der
Klimarahmenkonvention hat dazu ge-
führt, dass sich Umweltpolitik und -ver-
bände im Wesentlichen auf internationa-
ler Ebene im Kontext von Verhandlungen
bewegen und mittlerweile ein beachtli-
cher Status quo erreicht worden ist. Da-
ran orientiert sich die nationale und loka-
le Umweltpolitik, die mit Klimaschutzkon-
zepten wie beispielsweise Gebäudesa-
nierungsprogrammen zum Erreichen der
Vereinbarungen beiträgt. Die Klimapolitik
beschäftigt sich – der Akteurskonstellati-
on entsprechend – abstrakt mit dem Ver-
kehrssektor, etwa im Kontext von Effizienz-
verbesserungen.
Der Top-down-Ansatz der Klimapolitik
wird im Verkehrssektor von einem Bottom-
up-Ansatz kontrastiert. Hier gibt es eine
lange Tradition von Maßnahmen und In-
strumenten, die auf Umweltverträglichkeit
fokussieren. Konzepte einer nachhaltigen
Mobilität, vornehmlich ausgehend von
eher lokalen Umweltproblemen wie Lärm
oder Luftverschmutzung, weisen enge Be-
züge zum Klimaschutz auf. Man kann so-
mit von einer Rahmung der lokalen Ver-
kehrspolitik durch klimapolitische Ziele
und Instrumente sprechen. Klimapolitik
kann Maßnahmen und Instrumente im
Verkehrssektor anstoßen. Instrumente im
Verkehrsbereich, die auf Verkehrsvermei-

Abbildung 1: CO2-Emissionen nach Sektoren (Stand 2003).
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dung, -verlagerung und Effizienzsteige-
rung setzen, sind dazu geeignet, auch
Treibhausgasemissionen zu verringern.
Dabei zielen die Instrumente zum einen
auf das individuelle Handeln der Men-
schen und von Unternehmen und zum an-
deren auf die Art der genutzten Techno-
logien.
Zu den Steuerungsdimensionen einer um-
weltorientierten Verkehrspolitik gehören
beispielsweise die Infrastrukturbereitstel-
lung und Verkehrsplanung. Dies steuert
zu einem großen Teil die Verkehrsflüsse
und wirkt sich unmittelbar auf das Ver-
kehrsverhalten aus. Regulierung ist ein
zweiter klassischer Bereich der Verkehrs-
politik. Emissionsgrenzwerte oder Ge-
schwindigkeitsbegrenzungen sind Bei-
spiele dafür, wie Regeln den Rahmen für
Technologieentwicklung und Verkehrs-
verhalten setzen. Ökonomische Instru-
mente zielen dagegen auf Steuerung
über den Preis: Die Kosten sind eine we-
sentliche Grundlage für die Entscheidun-
gen, ob und wie ein Weg zurückge-
legt wird. Steuern oder Abgaben sind da-
her dazu geeignet, Investitionsentschei-
dungen und die Verkehrsmittelwahl zu
beeinflussen. Mit dem Einsatz von In-
formationsinstrumenten und Qualifizie-
rungsmaßnahmen wird beabsichtigt, Ein-
fluss auf das Entscheidungsverhalten von
Personen oder von Organisationen zu
nehmen.
Die Instrumente entfalten sehr unter-
schiedliche Wirkungen. Einige haben das
Ziel, Verkehr zu vermeiden, also gar nicht
erst entstehen zu lassen. Effiziente Sied-
lungs- und Produktionsstrukturen führen zu
kürzeren und weniger häufigen Wegen.
Dort, wo der Verkehr notwendig für das
Funktionieren von Gesellschaft ist, zielen
andere Instrumente eher auf die Verkehrs-
mittelwahl bzw. den Modal Split (Auftei-

lung des Gesamtgüterverkehrs auf ver-
schiedene Verkehrsträger). Schließlich
richten sich Instrumente auf die effiziente
und umweltschonende Abwicklung von
Verkehr: Der Einsatz effizienter Motoren
und Treibstoffe oder Navigationstechno-
logien ermöglicht ebenfalls die Reduktion
von Emissionen. Maßgeblich für den Er-
folg einer klimaschutzorientierten Ver-
kehrspolitik ist jedoch, dass die Emissions-
reduktion mit der Kombination unter-
schiedlicher und sich ergänzender Instru-
mente verfolgt wird. Verkehr ist als System
zu verstehen, in dem unterschiedliche Fak-
toren wie Bedürfnisse, Preise, Vorschriften
und Angebote zusammenwirken. Das Ziel
einer umweltorientierten Verkehrspolitik
muss es sein, einen Handlungsrahmen für
Menschen und Unternehmen zu schaffen,
der emissionsarmes Verhalten zur attrakti-
veren Option macht.

Verkehrspolitik in Europa

Die Europäische Union (EU) ist von zen-
traler Bedeutung bei der Frage der ver-
kehrsbedingten CO2-Emissionen. Wäh-
rend die EU in der Klimapolitik auf inter-
nationaler Ebene als Einheit auftritt und
versucht, Schrittmacher zu sein, wirkt sie
in Bezug auf den Verkehr nach innen: Ge-
meinschaftspolitik soll die Ansätze der
Mitgliedstaaten koordinieren und den
Europäischen Binnenmarkt flankieren.
Dies ist u. a. deswegen notwendig, da so-
wohl der Automobil- als auch der Luftver-
kehrsmarkt stark europäisiert sind. Weni-
ge, europaweit tätige Konzerne konkur-
rieren auf diesen Märkten, nationalstaat-
liche Regelungen sind daher nur die
zweitbeste Lösung. So sind bereits die
Schadstoffgrenzwerte – die EU-Normen
– auf EU-Ebene geregelt.

Emissionen des Pkw-Verkehrs

Personenkraftwagen verursachen insge-
samt etwa zehn Prozent der CO2-Emissio-
nen in Europa. Im Vorfeld zu den Verhand-
lungen des Kioto-Protokolls hatte die EU
eine Strategie zur Minderung der CO2-
Emissionen des Pkw-Verkehrs beschlos-
sen.11 Darin ist festgehalten, dass die
durchschnittlichen CO2-Emissionen pro
Kilometer für Neuwagen im Jahr 2012 bei
120 g CO2/km liegen sollen. Um einen
Grenzwert zu vermeiden, bot die euro-
päische Automobilindustrie (Association
des Constructeurs Européens d’Automo-
biles/ACEA) in einer Selbstverpflichtung
an, die durchschnittlichen Emissionen auf
140 g CO2/km bis 2008 zu senken. Die
EU-Kommission akzeptierte dieses Ange-
bot. Nachdem sich mittlerweile abzeich-
net, dass die Industrie ihre Selbstver-
pflichtung nicht einhalten kann (vgl. Ab-
bildung 3), hat die Kommission im Febru-
ar 2007 ein neues Strategiepapier zur
Einführung verbindlicher Flottenemissio-
nen vorgelegt. Mit Hilfe von Effizienztech-
nologien sollen die durchschnittlichen
CO2-Emissionen von Neuwagen bis 2012
auf 130 g CO2/km gesenkt werden. Durch
den Einsatz von Biokraftstoffen sollen die
restlichen 10 g/CO2 eingespart werden
(s. u.). Seit Ende 2007 liegt nun die neue
Verordnung im Entwurf vor, in der die Las-
tenverteilung zwischen Herstellern und
Fahrzeugsegmenten geregelt werden
soll. Dieser Entwurf wird derzeit kontro-
vers diskutiert.
Die Regelung zu den CO2-Emissionen von
Neuwagen stellt sich äußerst komplex
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Abbildung 2:
Verkehrspolitische
Instrumente zur
Minderung von
CO2-Emissionen.

Quelle: Eigene 
Darstellung
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dar. Aufgrund der Konkurrenzsituation
zwischen den Herstellern wirken sich Re-
gelungen zu den Emissionen unmittelbar
auf den Automobilmarkt aus. Aus Um-
weltsicht wäre insbesondere eine Ver-
schiebung der Marktanteile zu Gunsten
kleinerer und emissionsärmerer Fahrzeu-
ge zu präferieren. Für die einzelnen Her-
steller würde dies aber sehr unterschied-
liche Auswirkungen haben, denn die
Hauptlast müssten die Hersteller großer
Fahrzeuge tragen. Daher plädieren der
Herstellerverband ACEA und die deut-
sche Bundesregierung auch für eine nach
Gewicht gestaffelte Festsetzung von
Grenzwerten. Allerdings würden auf die-
se Weise gerade keine Anreize gegeben,
leichtere Fahrzeuge zu bauen und zu ver-
kaufen.
Der Verordnungsentwurf der Kommission
stellt den Versuch dar, einen Kompromiss
zwischen Herstellerinteressen und Anfor-
derungen zum Klimaschutz zu finden. An-
ders als etwa die Euronormen zum
Schadstoffausstoß werden für die jewei-
ligen Neuwagenflotten der Hersteller in-
dividuelle Zielwerte errechnet. Diese müs-
sen im Jahr 2012 im Durchschnitt mit allen
verkauften Fahrzeugen erreicht werden.
Diese Grenzwertkurve „erlaubter CO2-
Emissionen“ basiert auf dem durchschnitt-
lichen Fahrzeuggewicht und dem Ge-
samtzielwert von 130 g CO2/km. Wird
der Wert nicht erreicht, drohen Strafzah-
lungen, wird der Wert übertroffen, be-
steht die Möglichkeit, die Einsparungen
an andere Hersteller zu veräußern. Die
folgende Abbildung zeigt – nach Herstel-
lern differenziert – die heute vorliegen-
den Emissionen und die zukünftigen Ziele
der Grenzwertkurve für das Jahr 2006.
Darin wird deutlich, dass die Hersteller
großer Fahrzeuge größere CO2-Einspa-
rungen realisieren müssen als die Herstel-
ler kleinerer Fahrzeuge. 

Besonders schwierig ist die Umsetzung
des Vorschlags, weil Marktverschiebun-
gen zwischen den Fahrzeugsegmenten
Auswirkungen auf die Zielerreichung ha-
ben. Da die Hersteller unterschiedliche
Marktsegmente bedienen, überträgt sich
die Konkurrenzsituation der Hersteller um
die Kunden auf die politische Bühne. Dies
führt unweigerlich zu politischem Streit.
Die Automobilindustrie ist in zwei Lager
gespalten: französische und italienische
Hersteller, die in der Regel kleinere, kraft-

stoffeffizientere Modelle herstellen, auf
der einen Seite, und Hersteller großer,
leistungsstarker Fahrzeuge wie Merce-
des, Audi, Porsche, BMW, Jaguar und
Land Rover auf der anderen Seite. Letzte-
re, hauptsächlich in Deutschland und
Großbritannien ansässige Unternehmen,
behaupten, die neue Gesetzgebung wür-
de sie benachteiligen, da sie lediglich auf
die Nachfrage der Verbraucher nach
größeren, sichereren und leistungsstärke-
ren Fahrzeugen reagieren würde. Inwie-
weit in Brüssel eine Einigung gefunden
wird, bleibt daher abzuwarten. Im Ja-
nuar 2008 hat das Parlament als Reakti-
on auf den Verordnungsentwurf sich da-
für ausgesprochen, den Herstellern län-
gere Fristen einzuräumen.

Biokraftstoffe

Das CO2-Verminderungspotenzial von
Biokraftstoffen begründet sich in deren
(prinzipieller) Kohlenstoffneutralität. So
wird bei ihrer Verbrennung nicht mehr
CO2 abgegeben, als die Pflanzen wäh-
rend ihres Wachstums aufgenommen ha-
ben. Generell werden Biokraftstoffe der
ersten und zweiten Generation unter-
schieden. Zur Herstellung von Kraftstof-
fen der ersten Generation wird spezifi-
sche Biomasse oder es werden Anbau-
pflanzen benötigt. Hinsichtlich ihres Öl-,
Zucker- oder Stärkegehalts werden die
Anbaupflanzen – beispielsweise Getrei-
de (Bio-Ethanol) oder Raps (Biodiesel) –

Abbildung 3: Umsetzung der Selbstverpflichtung der Automobilindustrie:
Durchschnittliche CO2-Emissionen der Neuwagenflotte von 1995 bis 2006.

Quelle: Wuppertal Institut nach COM/2006/463 final12

Quelle: Eigene Darstellung nach EC 200713

Abbildung 4: Derzeitige durchschnittliche CO2-Emissionen der Neuwagenflotten 
nach Herstellern und zukünftige Zielwerte auf Basis des Kommissionsvorschlags 
(in g CO2/km). 
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nur in Teilen für die Kraftstoffherstellung
genutzt. Daher sind die Biokraftstoffe der
ersten Generation erheblich ineffizienter
und die spezifischen Treibhausgasminde-
rungskosten sind deutlich höher als in an-
deren Bereichen14. Bei Biokraftstoffen der
zweiten Generation hingegen werden
die ganze Pflanze oder pflanzliche Rest-
stoffe verwendet. Diese Verfahren befin-
den sich jedoch noch in der Entwicklung.
Die Nutzung von Biomasse wird vielfach
auch kritisch gesehen, und zwar, wenn
natürliche CO2-Senken wie Feuchtgebie-
te oder tropische Regenwälder für die
Schaffung von Anbauflächen für die Bio-
kraftstoffgewinnung zerstört werden.15

Die EU-Kommission bezeichnet den Er-
satz eines Anteils des Diesel- und Otto-
kraftstoffs durch Biokraftstoff als den „ein-
fachsten Weg für den Verkehrssektor, un-
mittelbar zur Verwirklichung der Kioto-
Ziele beizutragen“.16 Mit der EU-Richtlinie
über Biokraftstoffe von 2003 wird den
Mitgliedsstaaten vorgegeben, bis 2010
den Markanteil von Biokraftstoffen an der
gesamten Kraftstoffversorgung im Ver-
kehr auf 5,75 Prozent anzuheben17. Mit
dem Biokraftstoffquotengesetz vom Janu-
ar 2007 wird die EU-Richtlinie in deut-
sches Recht umgesetzt. Das Gesetz
schreibt für die Jahre 2008 und 2009 ei-
ne Beimischungsquote für Benzin von
zwei bzw. 2,8 Prozent vor. Um bei zuneh-
mender Biokraftstoffbeimischung Steuer-
ausfällen vorzubeugen, hatte sich die
Bundesregierung anstelle von Steuerer-
leichterungen für die Einführung einer
Quote entschieden. In diesem Zusam-
menhang ist auch der Wegfall der Steu-
ererleichterungen für Biodiesel zu sehen.
Die Steuer auf Biodiesel wird zwischen
2008 und 2012 um jährlich sechs Cent auf
45 Cent je Liter erhöht.
Dennoch, voraussichtlich wird ein Anteil
von 5,75 Prozent Biokraftstoffen bis 2010
nicht erreicht werden: Es wird für 2010 ein
Wert von 4,2 Prozent erwartet.18 Mittler-
weile fordert die Kommission einen Anteil
von zehn Prozent bis 2020.

Emissionshandel

Ein wichtiger Politikansatz der EU ist der
Einbezug des Luftverkehrs in den europäi-
schen Emissionshandel. Nach den Plänen
der Europäischen Kommission soll der
Flugverkehrssektor ab Januar 2011 am
CO2-Handel teilnehmen. Ein entspre-
chender Richtlinienvorschlag aus dem
Dezember 2006 (KOM[2006] 818) wird
zurzeit diskutiert. Emissionshandel be-
deutet, dass einzelne Unternehmen Emis-
sionsrechte zugeteilt bekommen. Emittie-
ren sie mehr Treibhausgase, müssen sie
Rechte dazukaufen; ist es umgekehrt, dür-
fen sie nicht genutzte Emissionsrechte
zum Verkauf anbieten. Da es im Bereich
Luftverkehr mit wenigen Ausnahmen kei-
ne Kerosinsteuer gibt, die analog zur Mi-

neralölsteuer den Verbrauch fossiler
Energien verteuert, ist der Emissionshan-
del ein Weg, über Mehrkosten die Nach-
frage nach Flugverkehr zu bremsen. We-
gen der Nicht-Besteuerung des Luftver-
kehrs gehen momentan eher Preissignale
in die Richtung, mehr zu fliegen. Dabei
wird deutlich weniger geflogen als in der
Öffentlichkeit wahrgenommen. Im Durch-
schnitt fliegen die Deutschen 0,5-mal pro
Jahr (Hin- und Rückflug gelten als ein
Flug). 40 Prozent der Deutschen fliegen
etwa ein- bis zweimal in zwei Jahren, 60
Prozent der Deutschen dagegen fliegen
in diesem Zeitraum gar nicht.

Triebkraft der Entwicklung hin zu mehr
Fernreisen und Gütertransporten ist die
Globalisierung der Märkte. Aber auch
der Fernreisetourismus spielt eine bedeu-
tende Rolle. Dabei stellt sich die Frage, in-
wieweit den steigenden Emissionen ent-
gegengewirkt werden kann. Momentan
stehen keine alternativen Antriebe für
große Fracht- und Passagierflugzeuge
zur Verfügung. Daher fokussiert die Dis-
kussion auf die steigende Zahl der Reisen
und Transporte und die Steuerung der
Nachfrage über Preise wie den Einbezug
des Luftverkehrs in den Emissionshandel.
Da sich aber die individuellen Flugkosten

durch den zurzeit diskutierten Emissions-
handel wahrscheinlich nur um 4,6 bis 39,6
Euro pro Flug (je nach zurückgelegter
Strecke) verteuern21, ist nur von geringen
Effekten auszugehen.22 Dabei ist zu be-
rücksichtigen, dass im Kontext des Fern-
reisetourismus und des Geschäftsreise-
verkehrs die Flugpreise eine eher geringe
Rolle spielen. Unternehmen sind in globa-
lisierten Märkten auf Fernreisen angewie-
sen. Im Tourismussektor werden solche
Reisen vor allem von Menschen mit höhe-
ren Einkommen unternommen. Da diese
zur Verwirklichung des Lebensstils beitra-
gen, würden auch Preisanstiege von 100
oder 200 Euro nicht zu deutlich geringe-
ren Wachstumsraten beitragen.23

Insgesamt wird die EU beim Klimaschutz
im Verkehrssektor immer wichtiger. Die
Möglichkeit, im Binnenmarkt einheitliche
Regeln zu etablieren, löst Blockaden auf
nationaler Ebene auf. Gleichzeitig darf
nicht vergessen werden, dass eine Viel-
zahl von Politiken der EU, wie z. B. der
freie Warenverkehr oder die Deregulie-
rung des Flugverkehrs, negative Entwick-
lungen gefördert hat. Auch in der EU ist
damit ein Abbau von verkehrserzeugen-
den Anreizen zentral für zukünftige Ent-
wicklungen.

Verkehrspolitik in Deutschland

Die Bundesebene nimmt bei der Finanz-
und Fiskalpolitik, der Raumordungs- und
Infrastrukturpolitik sowie der Ordnungs-
politik erheblichen Einfluss auf die Ver-
kehrsentwicklung und somit auf die Emis-
sion verkehrsspezifischer Treibhausgase.
Insbesondere der Ausbau des Straßen-
netzes hat zu den hohen Verkehrsleistun-
gen des straßengebundenen Verkehrs
beigetragen. Finanzpolitische Instrumen-
te wie beispielsweise die 2005 abge-
schaffte Eigenheimzulage haben nicht
unwesentlich zu der Entwicklung von dis-
persen Siedlungs- und Produktionsstruk-
turen geführt, die stark auf den motori-
sierten Verkehr ausgerichtet sind.
Die Verkehrs- und Infrastrukturplanung
auf nationaler und regionaler Ebene ist
ein zentrales, langfristig wirksames Instru-
ment, um verkehrsreduzierende und für
umweltverträglichere Verkehrsmittel ge-
eignete Strukturen und Standorte zu er-
halten und zu schaffen. Der Bundesver-
kehrswegeplan (BVWP) fasst die Stra-
ßen-, Schienen- und Wasserstraßeninves-
titionen für jeweils 10 bis 15 Jahre zusam-
men. Klimaziele wurden bisher nicht mit in
die Planungen einbezogen. In diesem Zu-
sammenhang stehen auch die Finanzie-
rung und die Verbesserung der Bedingun-
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Besonderheiten des Flugverkehrs

In Bezug auf den Klimawandel spielt
der Luftverkehr eine besondere Rolle:
Einerseits sind aufgrund der teilweise
großen Distanzen auf Fernstreckenflü-
gen pro Passagier sehr bedeutende
Emissionen zu verzeichnen. Der Ener-
gieverbrauch je Personenkilometer
liegt auf einem ähnlichen Niveau wie
im Pkw-Verkehr, so dass schon durch
eine Fernreise in der Regel genauso
viel CO2-Emissionen erzeugt werden,
wie mit dem Privatwagen in einem
Jahr. Andererseits ist die Verbrennung
fossiler Treibstoffe in großer Höhe mit
besonderen Problemen verbunden.
Dies liegt vor allem an den Wasser-
und Stickoxid-Emissionen und den da-
raus resultierenden Strahlungswir-
kungen. Nach derzeitigem Kenntnis-
stand19 sind die Emissionen des Luft-
verkehrs etwa zwei- bis viermal so be-
lastend wie die des erdgebundenen
Verkehrs (Radiative Forcing Index =
2,7). Bisher verursacht der Flugverkehr
nur einen geringen Teil der verkehrs-
bedingten CO2-Emissionen. Berück-
sichtigt man jedoch die Zuwachsraten
von jährlich etwa fünf Prozent und die
besonderen Klimawirkungen, so wird
der Luftverkehr schon im Jahr 2025 
die Treibhausgasemissionen aller an-
deren Verkehre in Deutschland über-
treffen20.
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gen für die Angebote im öffentlichen Ver-
kehr. Dies erfolgt über Regionalisierungs-
mittel. Die Klimawirkung planerischer
Maßnahmen zur Eindämmung des Ver-
kehrsumfangs ist schwer zu beziffern; sie
stellen jedoch die Grundlage für eine in-
tegrierte, auf Klimaschutz angelegte Ver-
kehrspolitik dar.24

Im Integrierten Energie- und Klimapro-
gramm (IEKP) von 2007 wurden der Bei-
trag des Verkehrs zum Klimaschutz in
Deutschland und Maßnahmen, wie dies
erreicht werden soll, festgelegt. Vornehm-
lich durch die Förderung energiesparen-
der Personenkraftwagen und den ver-
mehrten Einsatz von Biokraftstoffen kön-
nen nach Kalkulationen des Umweltbun-
desamts 33,6 Millionen Tonnen CO2-
Emissionen reduziert werden. Der Ver-
kehrssektor leistet demnach einen Anteil
von 12,4 Prozent an den insgesamt in
Deutschland angestrebten Reduktionen
von Treibhausgasen bis zum Jahr 2020.
Damit dies gelingen kann, wird unter an-
derem auf die dafür notwendigen Vorga-
ben der EU zur Effizienz von Pkw und dem
Einsatz von Biokraftstoffen verwiesen.25

Die Bundesregierung, die Automobil- und
Mineralölindustrie sowie die Landwirt-
schaft haben daraufhin Ende 2007 eine
Roadmap für Biokraftstoffe vorgelegt.
Demnach werden durch herkömmliche
Biokraftstoffe (der ersten Generation) die
Beimischungsanteile im Otto- und im Die-
selkraftstoff auf 10 Prozent erhöht. Die
synthetischen Kraftstoffe (der zweiten
Generation) sollen in einem zweiten
Schritt den Anteil bis zum Jahr 2020 auf
20 Prozent steigern, was damit über die
Vorgaben der EU hinausgeht. Neben der
Novelle des Biokraftstoffquotengesetzes
müssen Biokraftstoffe nun auch bestimm-
te Nachhaltigkeitskriterien erfüllen: Diese
umfassen beispielsweise die nachhaltige
Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Flä-
chen, Anforderungen zum Schutz natürli-
cher Lebensräume oder ein CO2-Vermin-
derungspotenzial.
Darüber hinaus ist die Umgestaltung der
Kraftfahrzeugsteuer, bei der energieeffi-
ziente Personenkraftwagen steuerlich be-
vorzugt werden, vorgesehen. Bis spätes-
tens zum August 2008 soll zudem die Ener-
gieverbrauchskennzeichnungsverordnung
für Personenkraftwagen umgesetzt wer-
den, mit der die Bundesregierung beab-
sichtigt, durch eine verbraucherfreundli-
che Kennzeichnung Anreize für den Kauf
verbrauchsgünstiger Personenkraftwagen
zu stärken. Zur Verbesserung der Infor-
mationsbasis beim Fahrzeugkauf hat
Deutschland im Jahr 2004 bereits die EU-
Richtlinie zur Auszeichnungspflicht von
Neufahrzeugen zu den Umweltbelastun-
gen, speziell zum Treibstoffverbrauch und
den CO2-Emissionen, umgesetzt. Ein ver-
braucherfreundliches Label wie bei den 
Effizienzklassen für Kühlgeräte wurde da-
mit allerdings nicht geschaffen.

Über diese Maßnahmen im Pkw-Bereich
hinaus sieht die Bundesregierung eine
Änderung der Autobahn-Maut für Lkw
vor, die emissionsärmere Lastkraftwagen
zukünftig relativ weniger stark belastet
als Fahrzeuge mit höheren Emissionen.
Um den Treibhausgasemissionen des
sehr stark wachsenden Luftfahrtsektors
entgegenzuwirken, plant die Bundesre-
gierung ebenfalls, die Einbeziehung des
Flugverkehrs in den Emissionshandel in
den zukünftigen EU-Ratsverhandlungen
aktiv zu unterstützen. Auch die Seeschiff-
fahrt soll in den Europäischen Emissions-
handel integriert werden. Zusätzlich ist
beabsichtigt, Emissionsgrenzwerte für
den Schiffsverkehr einzuführen.28

Weitere in der Diskussion befindliche
Maßnahmen zur Verbesserung des Kli-
maschutzes im Pkw-Verkehr in Deutsch-
land sind die gesellschaftlich und poli-
tisch umstrittene Abschaffung der Steuer-
vorteile für Firmenautos und die Einfüh-
rung eines allgemeinen Tempolimits auf
den Autobahnen. Die Verkehrswissen-
schaft geht davon aus, dass damit relativ
einfach und schnell ein Minderungsbei-
trag geleistet werden könnte.29 Informa-
tionen der Öffentlichkeit zu einer emis-
sions- und schadstoffarmen Betriebs-
weise von Fahrzeugen sind ebenfalls zu
nennen.

Schwellen- und Entwicklungsländer

Das Thema Verkehr und Klimaschutz kann
nicht ohne Bezug auf die so genannten
Schwellen- und Entwicklungsländern be-
handelt werden. Während in den Indus-
triestaaten der bereits hohe Ausstoß an
CO2-Emissionen aus dem Verkehrssektor
nur noch leicht ansteigen wird, wird für
die Schwellen- und Entwicklungsländer
gegenüber 2005 von einer Verdoppe-
lung bis 2030 ausgegangen. Abbildung
5 zeigt die Prognose des Energiever-
brauchs im Verkehrssektor bis zum Jahr
2030. 
Geht man von den verkehrsbedingten
Pro-Kopf-Emissionen aus, die in Europa
(EU-25) Realität sind, wären die Gesamt-
emissionen in China um ein Achtfaches
und in Indien um das 22-fache höher als
heute. Insgesamt würde in diesen beiden
Ländern fünfmal soviel CO2 emittiert wie
2004 im Europa der 25.30 An dieser Bei-
spielrechnung wird deutlich, dass Ver-
kehrspolitik in den Schwellen- und Ent-
wicklungsländern kaum von der in den In-

Förderung von Fahrzeugen mit
geringem Kraftstoffverbrauch durch
steuerliche Maßnahmen

Im Zuge ihrer Effizienzpolitik für Perso-
nenkraftwagen hat die EU-Kommissi-
on bereits im Jahr 2005 einen Vor-
schlag für eine Ratsrichtlinie erarbei-
tet, in der der CO2-Austoss von Perso-
nenkraftwagen in die Festsetzung der
Kraftfahrzeugsteuer einbezogen wer-
den sollte. Auch ohne geltende EU-
Richtlinie berücksichtigen bereits elf
EU-Mitgliedsstaaten ganz oder teil-
weise den CO2-Ausstoß bei der Kfz-
Steuer. Die gewählten Steuermodelle
sind sehr unterschiedlich. Es gibt bei-
spielsweise Anmeldegebühren, Ra-
batte oder jährlich zu entrichtende
Abgaben. Hinweise zu spürbaren
Auswirkungen auf die durchschnittli-
chen CO2-Emissionen von Neuwagen
in der EU gibt es noch nicht.26

In Deutschland bemisst sich die Höhe
der Kfz-Steuer nach dem Hubraum.
Dieser beschreibt zwar die Leistungs-
fähigkeit des Motors, stellt jedoch kei-
nen Richtwert für den Verbrauch eines
Motors dar. So gibt es Fahrzeuge mit
geringem Verbrauch bei hohem Hub-
raum und umgekehrt. Die Bundesre-
gierung hat in ihrem Integrierten Ener-
gie- und Klimaprogramm (IEKP) ihre
Absicht bekräftigt, eine CO2-basierte
Kfz-Steuer einzuführen. Die konkrete
Ausgestaltung sowie der Zeitpunkt ih-
rer Einführung werden noch diskutiert.
Die Politik erwägt derzeit übergangs-
weise Altwagen und Neuzulassungen
zu unterscheiden, denn je nach Aus-
gestaltung würde die Steuer für Alt-
Pkw sprunghaft ansteigen und damit
einzelne Verbrauchergruppen stärker
belastet. Da die Kfz-Steuer den Län-
dern zusteht, deren Einnahmen nicht
gemindert werden sollen, ist eine auf-
kommensneutrale Umstellung ge-
plant. 
Der Verkehrsclub Deutschland (VCD)
hat ein Steuermodell zur gezielten Be-
einflussung des Kaufverhaltens von
Personenkraftwagen über die Höhe
der Kfz-Steuer erarbeitet. Demnach
könnte ein Bugatti Veyron mit 24 Liter
Verbrauch auf 100 km und einem CO2-
Austoß von 571 g/km jährlich 5.940 c
kosten, während für verbrauchsgüns-
tige Fahrzeuge wie den Toyota Prius,
dessen CO2-Ausstoß unter 100 g/km
liegt, nur 41 c Steuer verlangt würde.
Auch die Unterschiede gleicher Bau-
reihen könnten stark wachsen: Der
VW Golf 1.9 TDI mit unterdurchschnitt-
lichem Verbrauch und einer Steuerbe-
lastung von 293 c würde um jährlich
53 c günstiger werden, während die
Steuer für den VW Golf R32, dessen

CO2-Ausstoß annähernd doppelt so
hoch ist, von 216 c auf 879 c deutlich
ansteigen würde. Für andere Fahr-
zeuge wiederum bedeutete die Um-
stellung der Bemessungsgrundlage
nur marginale Veränderungen27.
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dustriestaaten zu trennen ist. Solange im
Norden eine Verkehrspolitik verfolgt wird,
die sich am Wirtschaftswachstum ausrich-
tet und hohe Emissionen verursacht, kann
kaum sinnvoll argumentiert werden, dass
in den Ländern des Südens eine andere
Politik verfolgt werden müsste.
Grund für die dramatischen Zuwächse in
den Schwellenländern ist vor allem die
nachholende Motorisierung. Besonders
kritisch ist die Situation in Asien, denn der
Pkw-Besitz korreliert mit dem in einigen
Regionen rasch steigenden Einkommen
der Menschen31. Noch dominieren in Chi-
na die nicht-motorisierten Verkehrsmittel
Rad und Fuß, in Indien sind es die motori-
sierten Zweiräder. Die aktuelle Meldung
zu einem 1.700 Euro teuren „Volkswagen“
des indischen Herstellers Tata zeigt das
Dilemma: Die Schwellenländer folgen
dem Beispiel der Industrieländer. In den
großen lateinamerikanischen Ländern ist
dies zum Teil schon Realität. Der Pkw-An-
teil ist recht hoch, auch wenn noch die öf-
fentlichen Verkehrsmittel dominieren. Der
Rad- und Fußverkehr ist dagegen weni-
ger ausgeprägt. Allen Ländern gemein ist
aber der Trend, weg von nachhaltigen
Verkehrsmitteln hin zum motorisierten In-
dividualverkehr.
In Schwellenländern mit hohen Motorisie-
rungsraten ist das Problem Verkehr zumeist
erkannt. Es sind aber weniger Sorgen um
den Klimawandel als lokale Probleme, die
Problembewusstsein schaffen. Die große
Luftverschmutzung stellt ein ernst zu neh-
mendes Gesundheitsproblem dar. 

Instrumente des internationalen
Klimaregimes

Instrumente des internationalen Klimare-
gimes unterstützen die Entwicklung von
Projekten zur Emissionsminderung. Dies

sind insbesondere der Global Environ-
mental Fund (GEF) und der Clean Deve-
lopment Mechanism (CDM) im Rahmen
des Kioto-Protokolls.
Der Clean Development Mechanism
(CDM) (Mechanismus für umweltverträg-
liche Entwicklung) ist 1997 mit Artikel 12
des Kioto-Protokolls konzeptionalisiert
worden. Der CDM wurde eingeführt, um
Industrieländern das Erreichen ihrer Re-
duktionsziele zu erleichtern und gleich-
zeitig einen Technologietransfer in Ent-
wicklungsländer zu fördern. Damit kön-
nen Treibhausgasemissionen dort verrin-
gert werden, wo es am günstigsten mög-
lich ist. Dies bedeutet, dass ein Industrie-
land Maßnahmen zur Reduktion von
Treibhausgasemissionen in einem Ent-
wicklungsland durchführt und „Carbon
Credits“ erwirbt. Diese Emissionsminde-
rungsziele können dem Industrieland an-
gerechnet werden. Damit die Maßnah-
men eine finanzielle Unterstützung erhal-
ten, müssen „reale, messbare und lang-
fristige Vorteile in Bezug auf die Ab-
schwächung der Klimaänderungen“
nachweisbar sein. Dazu ist die Akkreditie-
rung einer Messmethode beim CDM Exe-
cutive Board der UNFCCC (United Nati-
ons Framework Convention on Climate
Change) notwendig. Gegenwärtig wer-
den hauptsächlich Projekte in Indien und
Südamerika durchgeführt, während in
Afrika kaum in CDM-Projekte investiert
wird. Verkehrsprojekte gibt es bisher nur
sehr wenige, was vermutlich an der
Schwierigkeit liegt, Emissionsminderun-
gen von dispersen Quellen zu messen32.
Das bekannteste Beispiel für ein regis-
triertes CDM-Projekt ist das Schnellbus-
system „Transmilennio“ in Bogota. Durch
das Projekt entstehen Einsparungen von
jährlich knapp 250.000 Tonnen CO2.33

Die GEF (Global Environment Facility) wur-
de im Jahre 1991 zur besseren Berücksich-

tigung von Belangen des globalen Um-
weltschutzes bei Vorhaben in Entwick-
lungsländern gegründet. Sie wird von der
Weltbank, UNDP (United Nations Deve-
lopment Programme) und UNEP (United
Nations Environment Programme) gemein-
sam getragen. Die Finanzierung leisten 174
Staaten. Der Schwerpunkt der Tätigkeit
liegt in den Bereichen Klimaschutz, Arten-
vielfalt, Gewässerschutz, Ozonschicht,
Desertifikation und Chemikaliensicherheit.
Die Projekte werden durch Investitionszu-
schüsse in einer Höhe von insgesamt 250
Millionen US-Dollar jährlich unterstützt. 
Im Programm „Promoting Environmentally
Sustainable Transport“ können unter-
schiedliche Projekte zur Umsetzung nach-
haltiger Transportsysteme gefördert wer-
den. Grundvoraussetzung ist ein kombi-
nierter Ansatz von Instrumenten, der so-
wohl auf effiziente Technologien als auch
Verlagerung auf umweltverträgliche Ver-
kehrsträger setzt. Zurzeit werden 29 GEF-
Verkehrsprojekte gefördert. Die Höhe der
Investitionszuschüsse beläuft sich auf rund
180.000 Millionen US-Dollar. Ein Beispiel
ist der Aufbau eines nachhaltigen Ver-
kehrssystems in Managua, der Hauptstadt
Nicaraguas. Durch eine enge Kooperati-
on auf staatlicher, kommunaler als auch
privatwirtschaftlicher Ebene sollen in Ma-
nagua Verbesserungen im Bereich von
Verkehrsplanung und -management er-
zielt, der öffentliche Nahverkehr gestärkt
und zusätzlicher Raum für den nicht-moto-
risierten Verkehr geschaffen werden. Bis
zum Jahr 2030 soll eine jährliche Einspa-
rung von rund 146.000 Tonnen CO2 erzielt
werden. 
Insgesamt ist der Erfolg beider Instrumen-
te noch bescheiden. Aufgrund der Bedeu-
tung des Sektors für die zukünftige Ent-
wicklung der Treibhausgasemissionen ist
eine Verstärkung des Engagements der
Industriestaaten dringend geboten. Not-
wendig ist aber weiterhin eine Trendum-
kehr in den Industrieländern: Nur wenn
sich die Mobilitätsmuster dort ändern, 
ist auch in den Entwicklungsländern ein
Wandel von einer nachholenden hin zu
einer nachhaltigen Verkehrsentwicklung
möglich.

Bewertung und Strategien

Im Verkehrssektor ist das Erreichen von
Klimaschutzzielen besonders schwierig.
Weder ist in den Industrieländern eine
Trendumkehr absehbar, noch gibt es pro-
bate Mittel, um die sich abzeichnenden
Emissionssteigerungen in den Schwellen-
und Entwicklungsländern zu vermeiden.
In der westlichen Welt ist bisher jeder
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Abbildung 5: Energiebedarf nach Weltregionen im Sektor Verkehr.

Quelle: International Energy Agency (IEA): World Energy Outlook 2006. Paris 2006.
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Technologiesprung vom Verkehrswachs-
tum wettgemacht worden. Zwar existiert
eine Anzahl von Maßnahmen, eine Aus-
sicht auf Erfolg besteht jedoch nur, wenn
an einer Vielzahl von Stellschrauben auf
den unterschiedlichen politischen Ebe-
nen gedreht wird. Notwendig ist ein stra-
tegischer Ansatz: Für den Verkehrssektor
müssen ambitionierte, aber auch mach-
bare Ziele definiert werden. An denen
muss sich die Realität dann messen. Hier
sind EU und nationale Regierungen, aber
auch Städte und Gemeinden gefragt.
Dabei müssen von Anfang an langfristig
wirkende Maßnahmen wie die Anpas-
sung von Siedlungs- und Verkehrsinfra-
strukturen mitgedacht werden. Nur wenn
verkehrssparsame Strukturen bestehen,
sind berechtigte Komfort- und Wohl-
standsanforderungen der Menschen mit
wenig Verkehr und damit auch mit weni-
ger Emissionen zu realisieren. Ergänzend
sind die oben diskutierten Politikinstru-
mente aufeinander abzustimmen. Daraus
ist ein Politik-Mix auf der Ebene der EU,
der nationalen und kommunalen Ebene
zu entwickeln, der Regulation und Anrei-
ze so kombiniert, dass bedeutende Emis-
sionsminderungen möglich sind. 
Das Problem Klimaschutz ist ein globales
und die EU bietet ein passendes Forum
zwischen gesetzgeberischer Verbindlich-
keit und globalem Problembezug. CO2-
Grenzwerte und Kerosinbesteuerung
sind auf nationaler Ebene kaum durch-

setzbar. Förderung und Einforderung effi-
zienter Technologien als Schlüssel zum
Klimaschutz sind hier am besten verortet.
Die europäische Ebene garantiert zudem
die Rückkopplung der international ver-
einbarten Ziele in die tatsächliche Politik.
Die EU-Kommission strebt für 2020 Emis-
sionsreduktionen von mindestens 20 Pro-
zent im Vergleich zu 1990 an. Mit welchen
Maßnahmen dies erreicht werden soll,
zeigt das Klimaaktions-Programm auf,
das die Kommission im Januar dieses Jah-
res vorgelegt hat34. Im Falle erfolgreicher
internationaler Vereinbarungen nach
2012 wird das Minderungsziel auf 30 Pro-
zent erhöht.
Die nationale Ebene ist ebenfalls stark
gefordert, da sie an Entscheidungen in
Europa beteiligt ist, diese umsetzen muss
und den Rahmen für die Kommunen setzt.
Es ist dringend geboten, dass sich die
Verkehrspolitik und -planung von Bund
und Ländern das Thema Klimaschutz ver-
mehrt aneignet und in den Vordergrund
rückt. Da strategische Entscheidungen
höchster politischer Unterstützung bedür-
fen, ist ein Verkehrsminister gefragt, der
sich des Themas Klimaschutz ernsthaft
annimmt. Die Umsetzung einer oben an-
gerissenen Strategie im Sinne eines Leit-
bilds für nachhaltigen und klimafreundli-
chen Verkehr ist in Deutschland möglich. 
Vorreiter sind zumindest teilweise die
Städte. Der Problemdruck ist hier am
höchsten. Wie im Bau- und Energiebe-

reich schon praktiziert, können Städte
und Kommunen im Sektor Verkehr aber
noch stärker aktiv werden. Zu betonen
sind Synergien mit anderen Problembe-
reichen wie dem Lärmschutz, der Luftrein-
haltung, der Verkehrssicherheit und dem
Flächenschutz.
Aufgrund der unterschiedlich aktiven po-
litischen Ebenen ist es schwierig, ein ein-
heitliches Handeln zu erreichen. Der stra-
tegische Ansatz in der Verkehrspolitik
muss aber ebenenübergreifend ange-
gangen werden. Maßnahmen vor Ort
müssen auf Landes-, Bundes- und Europa-
ebene unterstützt werden, denn wirksam
sind sie erst im Zusammenspiel. Dies ist
auch sektorübergreifend gemeint: Anrei-
ze zu mehr Verkehr (Pendlerpauschale)
oder größeren Fahrzeugen, wie etwa die
derzeitige Besteuerung von Dienstwagen,
müssen klimafreundlich umgebaut wer-
den. So ist etwa in Großbritannien die
Dienstwagenbesteuerung mit klarer För-
derung emissionsarmer Fahrzeuge umge-
stellt worden.35 Die Maßnahmen sind also
bekannt: Aufbauend auf klaren Redukti-
onszielen für den Verkehrssektor muss die
Koordination der Politiken im Vordergrund
stehen.
Ratsam wäre darüber hinaus, dass sich
die westlichen Länder stärker beim Pro-
blem der Verkehrsentwicklung in den Ent-
wicklungsländern engagieren. Auf der
Basis der Erfahrungen mit CDM und GEF-
Projekten muss ein Förderrahmen für eine

Weltweit sind nahezu 20 Prozent der Treibhausgasemissionen durch den Verkehr bedingt. Im Verkehrssektor ist das Erreichen von 
Klimaschutzzielen besonders schwierig, weil bisher jeder Technologievorsprung vom Verkehrswachstum wettgemacht wurde.
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nachhaltige Verkehrsentwicklung ge-
schaffen werden. Aber vor allen Dingen
müssen die Industrieländer auch zeigen,
dass Wohlstand auch mit weniger Ver-
kehr möglich ist, wenn man effiziente In-
frastrukturen und Technologien konse-
quent fördert.
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KLIMASCHUTZ GIBT ES NICHT ZUM NULLTARIF!

Klimaschutz konkret: Von Zielen 
in die Umsetzung
Tanja Gönner

Baden-Württembergs Umweltministerium
hat den Klimawandel zu einer zentralen
Schwerpunktaufgabe erklärt. Gleichwohl
wissend, dass es Klimaschutz unter volks-
wirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht
zum Nulltarif geben kann! Grundlage der
Klimaschutzpolitik des Landes bildet das
von der Landesregierung bereits vor zwei
Jahren beschlossene Klimaschutzkonzept
2010. Mit dem zum Jahresbeginn 2008 in
Kraft getretenen Gesetz zur Nutzung er-
neuerbarer Wärmeenergie, das zur antei-
ligen Nutzung erneuerbarer Energien bei
der Wärmeversorgung von Wohngebäu-
den verpflichtet, unterstreicht Baden-
Württemberg einmal mehr seine Vorrei-
terrolle beim Klimaschutz. Trotz bisher
positiver Entwicklungen ist der Gebäude-
sektor für den Klimaschutz noch ein
„schlafender Riese“. Es fehlt an der not-
wendigen Dynamik, um eine merkliche
Minderung der Emissionen zu erkennen.
Baden-Württemberg hat sich deshalb in
diesem Sektor als bundesweit erstes Land
zu ordnungsrechtlichen Vorgaben ent-
schlossen. Umweltministerin Tanja Gön-
ner erläutert im Folgenden die wesentli-
chen Eckpunkte und Inhalte sowie die
praktische Umsetzung des Gesetzes. �

Klimawandel: Global denken – 
lokal handeln

Der Klimawandel steht wie kaum eine an-
dere weltweit aktuelle Herausforderung
als Synonym für den Leitgedanken mo-
derner Umweltpolitik: Global denken –
lokal handeln. Eine erfolgreiche Klimapo-
litik setzt einen international abgesteck-
ten Rahmen voraus, in dem nationalstaat-
liche Ziele formuliert und Initiativen auf al-
len Ebenen – von Bund, Ländern und
Kommunen bis hin zum einzelnen Bürger
– umgesetzt werden. 
Einen wirksamen Schutz des Klimas wird
es allerdings nicht zum Nulltarif geben.
Die Berichte und Studien von Klimaexper-
ten, Natur- und Wirtschaftswissenschaft-
lern belegen andererseits, dass es –
selbst abgesehen von den verheerenden
ökologischen und humanitären Folgen –
auch unter volkswirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten keine Alternative mehr gibt:
Nichts zu tun, wird nämlich sehr viel teu-
rer als ein wirksamer Klimaschutz. Dies in
die Sprache der Ökonomen zu überset-

zen, war ein unbestreitbarer Verdienst
des Stern-Reports.
Moderne Umwelttechnologien, in denen
der Schlüssel für einen wirksamen Klima-
schutz liegt, tragen außerdem in Deutsch-
land zunehmend zur Wirtschaftsleistung
und zur Sicherung von Arbeitsplätzen bei.
Umwelt- und Klimaschutz sind ein be-
deutender Wirtschaftsfaktor! Schon heu-
te sind in Baden-Württemberg bei stei-
gender Tendenz über 100.000 Menschen
im Umweltsektor beschäftigt.

2007: Jahr der Entscheidungen

Das vergangene Jahr 2007 war für den
Klimaschutz ein Jahr der Entscheidungen,
in dem international wie national wichti-
ge Weichen gestellt und der Übergang
vom Reden zum Handeln eingeläutet
wurde. So wurden während der deut-
schen EU-Ratspräsidentschaft im ersten
Halbjahr 2007 erste Beschlüsse mit kon-
kreten Zielvorgaben zur Minderung der
Treibhausgasemissionen in Europa her-
beigeführt. Zwischenzeitlich sind von der
EU-Kommission erste Eckzielwerte für die
einzelnen Mitgliedsstaaten konkretisiert,
die jetzt in den politischen Gremien wei-
ter beraten und zur Beschlussfassung ge-
führt werden. In Deutschland muss nach
derzeitigem Stand in den Sektoren Ge-
werbe, Privathaushalte und Verkehr der
CO2-Ausstoß bis zum Jahr 2020 und aus-
gehend vom Referenzjahr 2005 um 14
Prozent gesenkt werden. Das ist eine sehr
ambitionierte Zielmarke, die wohl nur er-
reicht werden kann, wenn in allen klima-
relevanten Sektoren verstärkte Anstren-
gungen vorangetrieben werden. 

Nachhaltige Energiepolitik

Eine nachhaltige Energiepolitik kann ent-
scheidend zur Minderung der Kohlendi-
oxidemissionen beitragen. Konkret be-
deutet dies:
� die Einsparung von Energie;
� die effiziente Nutzung der danach

noch notwendigen Energie;
� und der konsequente Ausbau erneuer-

barer Energien. 
Baden-Württemberg nimmt in der Ener-
gieproduktivität bereits eine bundesweite
Spitzenstellung ein. Dennoch soll die
Energieeffizienz bis 2020 durchschnittlich

um jährlich weitere zwei Prozent gestei-
gert werden. Im selben Zeitraum soll der
Anteil erneuerbarer Energien in der
Stromerzeugung auf 20 Prozent und be-
zogen auf den Endenergieverbrauch bei
Wärme auf 16 Prozent gesteigert werden.
Derzeit liegt der Anteil erneuerbarer
Energien in der Stromerzeugung bei etwa
zwölf Prozent und am Primärenergiever-
brauch bei etwa sechs Prozent. 

Integriertes Energie- und Klimapaket

Bereits im Dezember 2007 wurde im Vor-
feld der Weltklimakonferenz in Bali für
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Deutschland ein umfassendes Integrier-
tes Klimapaket auf den Weg gebracht.
Ein Baustein ist neben zahlreichen weite-
ren Aktionsfeldern ein „Erneuerbares-
Energien-Wärme-Gesetz“. Damit soll
künftig die Wärmeversorgung von Ge-
bäuden verstärkt über die Nutzung er-
neuerbarer Energien sichergestellt wer-
den. Die Klimaschutzpotenziale im Ge-
bäudesektor sind enorm. In Baden-Würt-
temberg gehen knapp 30 Prozent des
CO2-Ausstoßes auf das Konto Heizen
und Warmwasserbereitung von Gebäu-
den. Ein wirksamer Klimaschutz kann die-
sen großen Emissionssektor nicht ausspa-
ren: Dabei amortisieren sich Investitionen
in den Klimaschutz angesichts steigender
Energiepreise in zunehmend kürzerer
Zeit! 
Ein Schönheitsfehler ist allerdings, dass
sich die Regelungen nach dem Bundes-
gesetzentwurf – wie er dem Bundesrat
Anfang des Jahres zur Beratung vorlag –,
nur auf Neubauten erstreckt. Der weit
größere Bereich des Gebäudebestands
bleibt bislang außen vor. Bliebe es dabei,
würde eine große Chance für den Klima-

schutz vertan. Über zwei Millionen beste-
henden Wohngebäuden stehen in Ba-
den-Württemberg jährlich nur etwa
20.000 Neubauten gegenüber. Der Anteil
der Neubauten am gesamten Gebäude-
bestand liegt danach bei unter einem
Prozent. Und: Rund zwei Drittel der
Wohngebäude in Baden-Württemberg
wurden vor 1978 gebaut, dem Jahr als die
ersten energetischen Vorgaben für den
Wohnbausektor eingeführt wurden. Die-
se älteren Wohngebäude sind für 90 Pro-
zent der Kohlendioxidemissionen der Ge-
bäude verantwortlich.

Erneuerbares-Wärme-Gesetz und
konkurrierende Gesetzgebung

Baden-Württemberg hat vor diesem Hin-
tergrund einen anderen, weiter gehen-
den Weg eingeschlagen: Im November
2007 wurde im baden-württembergi-
schen Landtag mit den Stimmen der Re-
gierungsfraktionen von CDU und FDP so-
wie der oppositionellen Fraktion der Grü-
nen ein bundesweit erstes Erneuerbares-

Wärme-Gesetz beschlossen. Mit dem
Gesetz bewegt sich Baden-Württemberg
allerdings in der so genannten konkurrie-
renden Gesetzgebung. Ein Bundesgesetz
würde dem Grundsatz nach entspre-
chende Landesregelungen außer Kraft
setzen. 
Bereits der Gesetzentwurf des Bundes
enthält eine Öffnungsklausel, die es er-
möglichen soll, Regelungen für den Ge-
bäudebestand zu treffen. Der Bundesrat
hat in seiner Beschlussfassung dabei da-
rauf Wert gelegt, dass dies möglich sein
muss, ohne die Länder, die davon Ge-
brauch machen, etwa im Förderbereich
durch Bundesmittel zu benachteiligen.
Der föderale Staatsaufbau Deutschlands
könnte so beim Klimaschutz seine Stärke
im positiven Wettbewerb um beste Lösun-
gen zur Geltung bringen. 

Landesgesetz ist zum 1. Januar 2008
in Kraft getreten

Ungeachtet der noch bestehenden un-
klaren Verhältnisse in Bezug auf die be-
vorstehenden bundesgesetzlichen Rege-
lungen ist das Landesgesetz zum 1. Janu-
ar 2008 in Kraft getreten. Erste Klimavor-
gaben greifen für Neubauten, für die die
Unterlagen bei den Behörden ab dem 1.
April 2008 eingereicht werden. Dann gilt
es grundsätzlich, den Wärmebedarf zu
einem Mindestanteil von 20 Prozent aus
erneuerbaren Energien zu decken. Das
Gesetz regelt außerdem nach einer zwei-
jährigen Übergangsfrist die anteilige
Nutzung erneuerbarer Energien in beste-
henden Wohngebäuden. 
Vor allem aus Gründen der Verhältnismä-
ßigkeit kommt allerdings für bestehende
Gebäude keine Stichtagsregelung, die
nicht nur die Hausbesitzer überfordern
würde. Die Umstellung auf eine Energie-
versorgung mit Zukunft über erneuerbare
Energien soll vielmehr immer dann erfol-
gen, wenn in einem Wohngebäude die
zentrale Heizungsanlage beziehungs-
weise der Heizkessel erneuert wird. Also
zu einem Zeitpunkt, zu dem ohnehin In-
vestitionen in die Wärmeversorgung an-
stehen. Ein etwaiger zusätzlicher Investiti-
onsbedarf für einen Umstieg auf erneuer-
bare Energien liegt damit in Bezug zum
Wert einer Immobilie und ihrer Wertstei-
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KLIMASCHUTZ KONKRET: VON ZIELEN 
IN DIE UMSETZUNG

Das Gesetz zur Nutzung erneuerbarer
Wärmeenergie ist technologieoffen: Haus-
besitzer sollen frei aus der breiten Palette
ausgereifter Techniken von Sonnenenergie
über Erdwärme und Wärmepumpen bis hin
zu Biomassenutzung wählen können.
picture alliance/dpa
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er gerung in einer überschaubaren Größen-
ordnung. 

Das Prinzip „Fördern und Fordern“

Mit dem Landesgesetz verfolgt Baden-
Württemberg konsequent das Prinzip des
„Förderns und Forderns“: Es gibt seit eini-
gen Jahren attraktive Förderprogramme
von Seiten des Bundes, des Landes wie
auch viele ergänzende Unterstützungs-
leistungen beispielsweise von zahlrei-
chen Kommunen. Auf der bisher rein frei-
willigen Grundlage kam zwar auch im
Gebäudebereich durchaus Bewegung in
den Markt der erneuerbaren Energien. Es
fehlt jedoch bislang an der notwendigen
Dynamik, um einen nennenswerten Bei-
trag für den Klimaschutz zu erkennen. Ba-
den-Württemberg hat sich deshalb dazu
entschlossen, in der Wärmeversorgung
zumindest anteilig die Nutzung erneuer-
barer Energien vorzuschreiben: Nicht nur
Finanzmittel in Aussicht stellen, sondern
auch Verpflichtungen einfordern, lautet
die Devise.

Vorgaben mit Augenmaß

Im Spannungsfeld, einen Klimaeffekt zu
erzielen und dennoch, trotz vielfältiger
Förderprogramme, niemanden zu über-
fordern, sondern die Menschen mitzu-
nehmen, wurden flexible Regelungen mit
Augenmaß getroffen – ohne dabei das
Ziel der CO2-Minderung aus dem Auge
zu verlieren. 
Das Landesgesetz ist technologieoffen:
Ein Hausbesitzer soll frei aus der breiten
Palette ausgereifter Techniken von Son-
nenenergie über Erdwärme und Wärme-
pumpen bis hin zu Biomassenutzung wäh-
len können. So orientieren sich die vorge-
schriebenen Quoten von 20 beziehungs-
weise zehn Prozent an der Leistungsfähig-
keit von heute gängigen solarthermi-
schen Anlagen, wenngleich über andere
Öko-Energieträger regelmäßig höhere
Quoten erzielt werden können. Außer-
dem stehen alternative Möglichkeiten zur
Minderung der CO2-Emissionen offen.
Gerade bei älteren Gebäuden sind über
eine gute Wärmedämmung erhebliche
Klimaeffekte zu erzielen. Dies wird aner-
kannt. Die Energieeinsparverordnung
(EnEV) bietet die Grundlage für entspre-
chende Einzelregelungen – gestuft je
nach Alter eines Gebäudes. Bei Neubau-
ten müssen beispielsweise bestimmte
EnEV-Vorgaben (in der Fassung vom
24.7.2007) um 30 Prozent unterschritten
werden. Auch über den Anschluss an ein
Wärmenetz oder über eine Heizanlage
mit Kraft-Wärme-Kopplung können unter
bestimmten Voraussetzungen die gesetz-
lichen Verpflichtungen ersatzweise erfüllt
werden.

Orientiert an der Praxis gibt es darüber
hinaus für bestimmte Fallkonstellationen
differenzierte Ausnahmeregelungen. Die-
se gelten beispielsweise für denkmalge-
schützte Gebäude oder für Fälle, in de-
nen es aus baulichen oder technischen
Gründen nicht möglich ist, den Umstieg
auf erneuerbare Energien zu realisieren.
Eine Härtefallklausel stellt überdies si-
cher, dass keine wirtschaftliche Überfor-
derung droht. 

Unbürokratischer Vollzug

Über die neuen Klimaschutzanforderun-
gen an Wohngebäude in Baden-Würt-
temberg wurde und wird auch künftig
breit informiert. Sowohl beim Neubau
wie auch beim Austausch der Heizungs-
anlage findet außerdem in der Regel frü-
her oder später ein Kontakt zu Energiebe-
ratern, Handwerkern oder Schornsteinfe-
gern statt, die mit den Regelungsdetails
vertraut sind. Diese Berufsgruppen zäh-
len unter anderen nach dem Landesge-
setz zu so genannten „Sachkundigen“,
die künftig auf die neuen Pflichten hinwei-
sen müssen. Diese „Sachkundigen“ bestä-
tigen außerdem auch die Einhaltung der
gesetzlichen Verpflichtungen. 
Mit der Überwachung der Einhaltung der
gesetzlichen Vorgaben sind die Bau-
rechtsbehörden betraut. Bauherren und
Immobilienbesitzer müssen lediglich der
örtlich zuständigen Behörde die Bestäti-
gung eines „Sachkundigen“ vorlegen.
Damit wurde insgesamt ein Weg für einen
unbürokratischen Vollzug und eine den-
noch wirksame Überwachung gefunden.
Nach dem Landesgesetz können Verstö-
ße als Ordnungswidrigkeit mit einem Buß-
geld von bis zu 100.000 Euro geahndet
werden. Die möglichen Sanktionen be-
wegen sich damit in einer für den Baube-
reich üblichen Größenordnung. 

Fazit

In den vergangenen Jahren wurde nicht
zuletzt dank staatlicher Förderprogram-
me in vielen Gebäuden die Energieeffi-
zienz verbessert, eine wachsende Zahl
an Passivhäusern gebaut und bei immer
mehr Immobilien zumindest anteilig die
Wärmeversorgung über alternative Ener-
gieträger sichergestellt. Der Gebäude-
sektor ist trotz dieser positiven Entwick-
lung für den Klimaschutz ein immer noch
schlafender Riese. Bislang fehlt es an der
notwendigen Dynamik, um eine nennens-
werte Minderung der Treibhausgasemis-
sionen zu erkennen. Baden-Württemberg
hat sich deshalb in diesem Sektor als bun-
desweit erstes Land zu ordnungsrechtli-
chen Vorgaben entschlossen.
Nach den geplanten EU-Vorgaben muss
auch der Gebäudesektor seinen Beitrag

dazu leisten, bis zum Jahr 2020 in
Deutschland die CO2-Emissionen um 14
Prozent zu senken. Angesichts eines mit
unter einem Prozent nahezu verschwin-
dend geringen Anteils der Neubauten
am gesamten Wohngebäudebestand
wird es nicht ausreichen, nur für diesen
vergleichsweise kleinen Gebäudebe-
reich Klimaanforderungen zu stellen.
Nicht nur jeder Einzelne ist deshalb ge-
fordert, einen Beitrag zur Minderung der
CO2-Emissionen zu leisten. Es liegt darü-
ber hinaus in erster Linie in der Verantwor-
tung des Gesetzgebers, die notwendigen
Rahmenbedingungen zu schaffen. Ba-
den-Württemberg unterstützt die Ziel-
setzungen des von der Bundesregierung
beschlossenen Energie- und Klimapa-
kets. Die Bundesregierung ist an dieser
Stelle außerdem aufgerufen, den Län-
dern, trotz konkurrierender Gesetzge-
bung, die Möglichkeit einzuräumen, über
bundesrechtliche Vorgaben hinausge-
hende Klimaanforderungen zu formulie-
ren, ohne dadurch benachteiligt zu wer-
den. Das in Deutschland etablierte föde-
rale Staatssystem bietet die Chance für
einen positiven Wettbewerb um erfolg-
reiche Ansätze in der Klimaschutzpolitik. 

Umweltministerin Tanja Gönner studier-
te nach einer Ausbildung zur Diplom-
Rechtspflegerin von 1993 bis 1999
Rechtswissenschaften. Im Jahre 2002
wurde sie im Wahlkreis Zollernalb-Sig-
maringen zur Bundestagsabgeordne-
ten gewählt. Als Mitglied des Ausschus-
ses für Umwelt, Naturschutz und Re-
aktorsicherheit lag ihr Schwerpunkt in
der Umweltpolitik. Darüber hinaus war
sie Mitglied im Nachhaltigkeitsbeirat
des Bundestages, in der Föderalismus-
kommission und der Arbeitsgruppe Bü-
rokratieabbau der CDU-Fraktion. Im
Sommer 2004 wurde sie zur Sozialmi-
nisterin des Landes Baden-Württem-
berg berufen. Seit April 2005 leitet sie
das Umweltministerium des Landes. Im
vergangenen Jahr wurde sie stellvertre-
tende Vorsitzende der Kommission „Be-
wahrung der Schöpfung: Klima-, Um-
welt- und Verbraucherschutz“. 
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DAS BLAUE VOM HIMMEL

Ablass, lass nach!
Andreas Dietrich

Das neue Öko-Zeitalter hat ein Zauber-
wort hervorgebracht, das Wunder wirken
soll: freiwillige CO2-Kompensation. Doch
die ist so harmlos und schmerzlos, dass
sich nicht einmal Vielflieger als Schmutz-
finken schämen müssen. Gerettet wird
nicht die Welt, nur das eigene Gewissen.
Der ökologisch zeitgemäße und chice
„Ablasshandel“ ist ein weiterer Beleg für
die viel beklagte Diskrepanz zwischen
(Umwelt-)Wissen, Moral und Verhalten.
Wird die „Moral“ durch die „Ökonomie“
untergraben, wächst das krasse Missver-
hältnis zwischen Sollen und Tun. Der Bei-
trag von Andreas Dietrich hält uns nicht
nur den Spiegel vor. Er zeigt überaus an-
schaulich, dass Appelle an die Selbstdis-
ziplin und moralgesättigte Strategien im
Hinblick auf ökologisch verantwortliches
Handeln nur leidlich wirken. Ökologische
„Wiederholungstäter“ verfügen über ein
reichhaltiges Arsenal von Abwehr- und
Rechtfertigungsmöglichkeiten. Verteuert
man hingegen ökologisches Fehlverhalten
oder belegt dieses mit finanziellen Einbu-
ßen, legt man sich nicht nur mit der Flug-
zeugbranche an. Man begibt sich in das
klassische psychologische Dilemma, dass
sich Moral und Vernunft nur schwer auf
dem Wege der Verordnung durchsetzen
lassen. �

Die Diskrepanz zwischen 
(Umwelt-)Wissen und Moral

Europa sieht ungesund aus. Überall gelb-
eiterige Pubertätspickel, von Tampere bis
Malaga, von Malta bis Kerry. Oder erin-
nert das Krankheitsbild an Pockenpus-
teln? Die Ausschläge sind Markierungen
auf der Landkarte, die Ryanair auf seiner
Webseite präsentiert. Sie stehen für die
Destinationen, die von der Fluggesell-
schaft angesteuert werden; miteinander
verbunden ergeben sie das Streckennetz
der ältesten, größten und wohl aggres-
sivsten Billig-Airline Europas. Die Karte ist
so hässlich wie der gesamte Internetauf-
tritt von Ryanair, knallbunt blinkend und
mit jenen Schriften durchsetzt, die heraus-
kommen, wenn man im Word-Programm
sämtliche Stileffekte ankreuzt. Hässlich,
aber zielgruppengerecht. Denn Ryanair-
Kunden wollen nicht Stil und Ästhetik,
sondern nur Discount und Effizienz: die
schnelle Nummer. Palma de Mallorca?
14,30 Euro. Klick, klick, morgen Check-in.
Ryanair (irisch), Easyjet (britisch), Air Ber-
lin, Germanwings (deutsch) und all die
andern Billigschnellen haben den Luft-

raum für jedermann zugänglich gemacht.
Über alle Berge sind die Zeiten, als die
Fortbewegung am Himmel für das Exklu-
sive, Mondäne, Abenteuerliche stand; als
ein Flughafen ein Ort der Verheißung war
und Pilot ein Wunschberuf (Uniform! Ste-
wardessen! Gewerkschaftsschutz!); als
ein Flug noch das Mittel zum Zweck war,
an einen bestimmten, vorzugsweise fer-
nen Ort zu gelangen. Heute ist die Fliege-
rei demokratisiert, positiv gesagt; oder
verpöbelt, wie Snobs und Umweltschüt-
zer mäkeln. Aus der Expedition ist die Ex-
kursion geworden, die fliegende Milch-
schnitte für den kleinen Fernwehappetit
zwischendurch. 
Ein Kollege, ein feiner Kerl, war in den ver-
gangenen sechs Monaten wie folgt un-
terwegs: Er flog von Berlin nach London,
um sich last minute eine anscheinend
wichtige Kunstausstellung anzusehen,
morgens hin, abends zurück. Er flog nach
Barcelona, Freunde besuchen. Er flog
nach Paris, um von dort aus mit dem Miet-
wagen ein mögliches Kaufobjekt in der
Normandie in Augenschein zu nehmen.
Er flog nach Riga, weil er hier grad nichts
zu tun hatte und dort noch nie gewesen
war. Im Sommer sind Ferien in Mexiko ge-
plant mit der Freundin. Die wohnt in Mün-
chen, zu der fliegt er fast jedes Wochen-
ende, und wenn nicht er zu ihr, dann sie
zu ihm. Ihre Fernbeziehung ist eine Kurz-
flugbeziehung.
Der Kollege ist – wie so viele, für die das
demokratisierte Billigfliegen zum Lebens-
stil gehört – ansonsten sehr „öko“, sehr
nachhaltig, sehr verantwortungsvoll. Al
Gores preisgekrönter Film „An Inconve-
nient Truth“ (Eine unbequeme Wahrheit)
hat ihn nachhaltig betroffen gemacht. Ir-
gendwann will er Kinder haben, und die
– findet er – sollen dann auch noch etwas
von der Welt haben. Deshalb wählt er die
Grünen, am Boden ist er mit Bahn und
Fahrrad unterwegs, den Müll trennt er ri-
goros, und auf den Widerspruch zwi-
schen Weltfreund und Kerosinkriminellem
angesprochen, antwortet er souverän:
„Ich kompensiere.” 

Schlechtes Gewissen? 
Schon verflogen!

Das tun wir ja alle, kompensieren. Täg-
lich, lebenslänglich. Die fehlende Mutter-
brust mit dem Schnuller, den versiegen-
den Sex mit Kaloriensüßem, die ausfallen-
den Zähne mit Prothesen – der Mensch in
seiner grundlegenden Mangelhaftigkeit

ist ein Kompensationswesen. Ohne Flügel
geboren, baut er sich Flugzeuge. Doch
weil dieser Akt wider seine Natur sich zu-
nehmend als Akt wider die ganze Natur
herausstellt, wird nun auch diese Kom-
pensation schon wieder kompensiert.
Es läuft ganz einfach: Für jede Flugreise
kauft man sich zusätzlich ein Öko-Ticket.
Mit dessen Erlös wird der verursachte
CO2-Ausstoß anderswo verhindert (rück-
gängig machen geht ja nicht). Im Internet
gibt man, zum Beispiel bei Atmosfair.de,
einer von Bonn aus operierenden Non-
Profit-Organisation unter der Schirmherr-
schaft von Klaus Töpfer, Start- und Zielort
ein, Economy oder Business, einfach oder
retour – schon erfährt man, wie viel Koh-
lendioxid man auf diesem Trip verantwor-
tet und was es kostet, die Missetat zu
kompensieren. Berlin-Teneriffa und zu-
rück: 2.000 Kilogramm CO2-Ausstoß, 47
Euro, online bezahlbar. Und schon ist das
schlechte Gewissen verflogen. Nebenbei
weist einen der Emissionsrechner darauf
hin, dass exakt dieselbe Menge Kohlen-
dioxid entsteht, wenn man ein Jahr lang
mit dem Mittelklassewagen unterwegs ist
(12.000 Kilometer), oder dass ein Inder
900 Kilogramm CO2 verursacht. Im Jahr.
Pragmatisch gesehen ist dieses „klima-
neutrale“ Reisen eine feine Sache: Die
Wohlstandsfliegerei ist ein Massenphä-
nomen, gegen das sich aufzulehnen
zwecklos ist. Nebenbei würde Europas
Wirtschaft wohl kollabieren, könnten die
Manager und das pendelnde Projektlei-
ter-Proletariat nicht nach Belieben über
die Ländergrenzen hüpfen. Also das Bes-
te aus dem umweltschädigenden Boom
machen: Missetäter zu Wohltaten ani-
mieren, Kollateralnutzen schaffen. Mit
dem Geld, das die Öko-Almosen einspie-
len, unterstützen die Klimaschutzorgani-
sationen grüne Projekte in aller Welt. Das
sind solare Treibhäuser im Himalaja, Bio-
gasanlagen in Thailand, Wasserkraft auf
Sumatra. 

Andere sollen nicht werden, 
wie wir bleiben wollen

Vor allem aber ist der moderne Ablass-
handel symptomatisch für die neue Öko-
Welle, die zurzeit jeden Lebensbereich
umspült: harmlos, schmerzlos, sexy, gla-
mourös – und vor allem überhaupt nicht
anstrengend. Allenfalls ein bisschen eli-
tär. Man hilft den andern, nicht so zu wer-
den, wie man selber bleiben will. Kom-
pensation verlangt nicht mehr die nach
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Müsli und Birkenstock miefende Entsa-
gung, also etwa den nahe liegenden Ver-
zicht auf eine Eskapade. Kompensation
behauptet die Vereinbarkeit von individu-
ellem Easy Living und globaler Verant-
wortung. Das ist gekonntes Marketing,
aber keine Haltung. Und schon gar keine
Haltung mit Wirkung. Man muss nicht
lange darüber nachdenken, um zu ah-
nen, dass ein bisschen Frieden, ein biss-
chen Welt retten nicht aufgeht. Grün als
Modefarbe und das Gewissen als Acces-
soire – in einer kommenden Saison wird
das der letzte Schrei von gestern gewe-
sen sein. 
George Clooney isst manchmal auch
„bio“, ruft zur „ökologischen Revolution“
auf und fährt im Elektromobil zum Flugha-
fen – um im Privatjet zum Fotoshooting für
die Nespresso-Kampagne zu fliegen (das
sind die Kapseln, die mit einem Minimum
an Kaffee ein Maximum an Abfall produ-
zieren). Brad Pitt scheint sich häufiger in
Flugzeugen aufzuhalten als auf Filmsets –
dafür hat er sich in Bhutan Wald gekauft,
dessen Bäume die Luft und sein Gewissen
reinigen sollen. Oscar-Preisträger Al Go-
re organisierte das größte Benefizkonzert
aller Zeiten, das im Sommer 2007 auf

mehreren Bühnen auf fünf Kontinenten
zeitgleich ausgegeben wurde. Nach
Hunger und Aids feierten die Stars der
Unterhaltungsindustrie mit Live Earth die
Klimakatastrophe weg. Eine unangeneh-
me Wahrheit bestand in diesem Fall da-
rin, dass sie in Privatfliegerstaffeln anreis-
ten, die den Himmel verdunkelten und die
Luft verseuchten. Damit die Mittel den
Zweck nicht gänzlich desavouierten, wur-
de der Schadstoffausstoß selbstverständ-
lich kompensiert. Cool. 

Die Haltung heißt: 
Öko-Kolonialismus

CO2-Kompensation ist dem ethischen
Hedonisten, was die Absolution dem
fleischlichen Gläubigen. Bloß muss dieser
ein reuevolles „Nie wieder“ zumindest
vorgeben. Der Öko-Büßer hingegen ist
ein vorsätzlicher Wiederholungstäter. Er
weiß, dass er morgen schon wieder der
Versuchung nachgeben wird, den nächs-
ten Trip zu buchen. Zwischen Scylla und
Charybdis entscheidet er sich stets für Ea-
syjet. Der Widerspruch ist nicht auflös-
bar: Der Plug-and-play-book-and-fly-

Lifestyle und der Schaden, den man da-
mit anrichtet, lassen sich nicht vereinba-
ren mit einem guten Gewissen. Man ist
und bleibt auch mit CO2-kompensieren-
dem Persilschein ein Schmutzfink. Wer
das nicht erträgt, soll das Fliegen sein las-
sen. Wer es erträgt, ertrage es in Würde.
Es gibt Schlimmeres.
Außerdem funktioniert das Grünwaschen
des schlechten Gewissens mit, zum Bei-
spiel, Energiesparkochern in Kuyasa nur
so lange, als der Südafrikaner nur kochen
und nicht fliegen kann. Nicht auszuma-
len, wie der Klimawandel toben würde,
wenn sich jeder unsern Lebenswandel
leisten könnte. Letztlich zählt man darauf,
dass die Menschen am Ende der Welt
auch entwicklungsmäßig dort bleiben;
dass sie auch künftig ihr Essen aus dem
Blechnapf in der Lehmhütte zu sich neh-
men und nicht mit Plastikbesteck in 10.000
Metern Flughöhe. Dasselbe gilt für die
freundlichen Ratschläge an Boomregio-
nen wie Indien und China. Wir wissen,
wie schädlich unsere fetten Autos und das
viele Reisen für das Weltklima sind – des-
halb, liebe Chinesen, schwingt euch
doch weiterhin auf eure flotten Fahrräder;
deshalb, liebe Inder, bleibt doch gleich

Zukunftsweisend ist der Vorschlag des EU-Umweltkommissariats, das den europäischen Flugverkehr in den Emissionshandel einbinden
will. picture alliance/dpa
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zuhause (und kauft auf keinen Fall diesen
neuen, bösen Billigstwagen eures Auto-
konzerns Tata!). Man kann es Öko-Kolo-
nialismus nennen. 
Franz Beckenbauer flog während der Fuß-
ball-WM 06 klimaneutral im Helikopter
von einem klimaneutralen Stadion zum
anderen; einige Nationen kompensieren
sämtliche Flüge von Regierung und
Staatspersonal mit Umweltzertifikaten, in
Deutschland propagiert das Bundeskabi-
nett klimaneutrale Dienstreisen; es gibt kli-
maneutrale Universitäten und vermutlich
auch schon klimaneutrale Kindertages-
stätten; Unternehmen der Privatwirtschaft,
die um Corporate Social Responsibility
nicht mehr herumkommen, leisten sich die
grünen Zusatzkosten für ihre Sitzungs- und
Kongressfliegerei (2008 wird in Deutsch-
land erstmals ein „Mobilitätspreis für um-
weltbewusste Geschäftsreisen“ verlie-
hen); immer mehr Reisebüros und Flugge-
sellschaften bieten das Klima-Ticket als
Teil des Arrangements an – klarer Befund:
Der moderne Ablasshandel gewinnt zu-
nehmend Kunden. Aber: Ihre Zahl ist trotz-
dem verschwindend klein. Sie machen
bestenfalls Promille aller Passagiere aus.
Bei Atmosfair wurden in den ersten zwei
Betriebsjahren rund 12.000 Flüge kom-
pensiert, seit einigen Monaten steigt die
Nachfrage gewaltig. Das allerdings ist
fast nichts im Vergleich zu den Erfolgsmel-
dungen der Billig-Airlines, die stolz Passa-
gierrekorde verzeichnen, emsig Flotten
und Streckennetz ausbauen. In Kontrast
dazu steht auch das Resultat einer „Spie-
gel“-Umfrage vom Oktober 2006, worin
66 Prozent der Befragten angaben, sie
wären bereit, einen Preisaufschlag von
zehn Prozent für die gute Sache zu zahlen.
Schwer zu glauben, dass es nur am offen-
bar geringen Bekanntheitsgrad von At-
mosfair liegt, dass die Bundesbürger das
nicht längst in Massen tun. 

Klein im Denken, klein in der Wirkung

So bleibt das individuelle und freiwillige
Büßertum – einige Klimaschutz-Organi-
sationen bieten es auch für Auto- und
Haushaltsemissionen an – eine Zwergen-
nummer, von der Haltung und vom Nut-
zen her. Möglicherweise ist sie sogar kon-
traproduktiv. Sie nimmt Druck weg von Lö-
sungsansätzen, die weit mehr Wirkung
versprechen. Der nächstliegende: eine
spürbare Verteuerung des Kerosins und
damit ein Rückgang des Flugverkehrs. Ein
sehr praktikabler Ansatz: Mit einer effi-
zienteren Nutzung des europäischen
Luftraums könnten nach Schätzung von
Aviatikexperten bis zu 15 Prozent des Ke-
rosins eingespart werden – allein da-
durch, dass weniger Warteschlaufen ge-
flogen werden müssten. Zukunftsweisend
der Vorschlag des EU-Umweltkommissa-
riats, das den europäischen Flugverkehr

in den Emissionshandel einbinden will,
das zentrale Instrument der Europäischen
Union (EU) zur Erfüllung des Kioto-Proto-
kolls. Wie es heute bereits bei rund 11.500
Unternehmen und Industrieanlagen der
Fall ist, sollen Fluggesellschaften gezwun-
gen werden, nicht mehr Emissionen zu
verursachen als ihnen zustehen. Wer sein
Budget überschreitet, muss zahlen; wer
sich umweltfreundlich verhält, wird be-
lohnt. Wohl ist dieses Prinzip ähnlich wi-
dersprüchlich und inkonsequent wie die
individuelle CO2-Kompensation für den
Hausgebrauch. Aber immerhin dürfte
man sich von seiner Umsetzung spürbare
Auswirkungen erhoffen. 
Kein Wunder, lobbyiert die Flugindustrie
dagegen. Die Wachstumsbranche, die es
über lange Zeit versäumt hat, in ver-
brauchsärmere und damit umweltscho-
nendere Flotten zu investieren, will sich
jetzt nicht die goldenen Zeiten vermiesen
lassen. Jetzt wird abgehoben. Kürzlich er-
hielt man gar den Eindruck, der Boden
der Realität werde erst gar nicht mehr an-
geflogen. „Wer die Umwelt liebt, der
fliegt“, äußerte sich Lufthansa-Chef Wolf-
gang Mayrhuber Ende 2007. Da kann
man sich einen Langstreckenflug lang fra-
gen, wie einer zu dieser Aussage kommt,
doch am Ende wird man nur kopfschüt-
telnd feststellen müssen: Die Antwort
weiß nur der Jetstream. Ebenso kampfes-
lustig, jedoch immerhin nachvollziehbar,
äußerte sich Joachim Hunold, Chief Exe-
cutive Officer von Air Berlin, einst in sei-
nem Bordjournal „On Time“. Darin be-

klagte er die Forderungen der Politik nach
„ständig neuen finanziellen Belastungen“
für die Luftfahrt. Den Emissionshandel gei-
ßelte er ausdrücklich. Hunolds Vorschlag:
Für den Strom neue Atomkraftwerke, für
die Aviatik den Rest der zur Neige gehen-
den fossilen Brennstoffe. 
Will der Reisende solche Traktate im Flug-
zeug lesen? Wer bloß ein paar Euro für
seinen Flug zahlt, hat sich gefälligst nicht
zu beklagen. Und vielleicht vertritt der
Air-Berlin-Chef hier sogar eine Position,
die innerhalb des neuen, schmerzlosen
grünen Denkens anzusiedeln ist. Es ist so
tolerant, da passt alles rein. 
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ETHIK VERÄNDERT DIE WIRTSCHAFT

Moralisierte Märkte und 
postrationale Konsumenten
Nico Stehr/Marian Adolf

Konsumenten entscheiden immer häufiger
nach ethischen Kriterien. Galt bisher das
Postulat, Kaufentscheidungen oder Kauf-
enthaltungen seien das Ergebnis lediglich
finanzieller Überlegungen, spiegeln sich
im Warenangebot und in Produktionsab-
läufen zunehmend moralische Qualitäten
wider. Der im Durchschnitt gestiegene
Wohlstand privater Haushalte und ein hö-
heres Bildungsniveau sind die Hauptursa-
chen veränderter Qualitätserwartungen
und des zu beobachtenden Trends, Wa-
ren und Dienstleistungen (unsichtbare)
moralische Eigenschaften zuzuschreiben.
Der bisher aus konsumkritischer Sicht als
unmündig apostrophierte Verbraucher
greift mit seinem Verhalten in die so ge-
nannte Wertschöpfungskette ein und
zwingt Produzenten dazu, ihre Waren
auch unter ethischen und ökologisch
nachhaltigen Gesichtspunkten herzustel-
len. Nico Stehr und Marian Adolf be-
schreiben diese gesellschaftliche Entwick-
lung als „Moralisierung der Märkte“. Die-
ser Prozess stellt anachronistische Gesell-
schaftsbilder und herkömmliche ökonomi-
sche Theorien in Frage. Von politischem
Interesse ist die Frage, inwieweit sich die-
ses Konsumentenverhalten, das in einzel-
nen Marktsegmenten auftritt, generali-
sieren lässt. Handelt es sich bei diesem
Verhalten um einen bloßen Trend des
„Greenwashing“, um einen von Besser-
verdienenden gepflegten „Lifestyle“ oder
kann es gelingen, ein Gespür für die
„Sackgassen-Eigenschaften“ seitherigen
Wirtschaftens zu entwickeln und Produk-
tion und Konsumtion nach ethischen Krite-
rien zu realisieren? �

Postrationale Konsumenten

Warum verkauft ein Immobilieneigentü-
mer sein Haus nicht an den höchsten Bie-
ter, sondern an einen Interessenten, des-
sen Nutzungskonzept ihm am meisten zu-
sagt? Warum schaltet ein Schokoriegel-
produzent ganzseitige Apologien in
Qualitätszeitungen und ändert den Pro-
duktionsprozess? Und warum ziehen es
manche Familien vor, bei relativ teureren
Nischenanbietern Öko-Strom zu bezie-
hen, wenn sie nicht gar bei Kerzenlicht zu
Abend essen? Der Verband Deutscher
Kerzenhersteller e.V. berichtet regelmä-
ßig über den vom Statistischen Bundes-
amt erhobenen Wert des Kerzenkonsums

in Deutschland. Obwohl jeder deutsche
Haushalt heute zweifellos über die Mög-
lichkeit verfügt, seinen Bedarf an Illumina-
tion mit elektrischem Licht effizient zu de-
cken, war das Kerzengeschäft hierzulan-
de selbst in Zeiten des Nullwachstums ei-
ne erfolgreiche Wachstumsbranche. Die
jährlichen Zuwachsraten sind beeindru-
ckend: Im Jahr 1997 belief sich das Ker-
zengeschäft im Inland auf geschätzte 130
Tonnen oder einen Wert von ungefähr
250 Millionen Euro und allein 2005 wur-
den 104 Tonnen Kerzen im Wert von 213
Millionen Euro importiert. Der tatsächli-
che Wert der Ausgaben deutscher Haus-
halte für Kerzen ist wohl sogar noch hö-
her, denn die Dunkelziffer der auf vielen
Wochenmärkten und an anderen Orten
zu findenden Teilzeitfabrikanten von Ker-
zen ist groß. 
Solcher Konsum lässt sich wohl kaum als
Ergebnis eines rationalen Kaufverhaltens
erklären. Es sind – nicht nur auf dem Ker-
zenmarkt – offensichtlich andere Gründe
im Spiel. So sind auch die Motive der Kaf-
feekonsumenten heute schwieriger zu er-
fassen. War fair gehandelter Kaffee aus
organischem Anbau einst die Domäne ei-
niger weniger, die das rare Gut in ein-
schlägigen Bioläden bezogen, so sind
Fair-Trade und Öko-Waren heute aus 
keinem Supermarkt mehr wegzudenken.
Das Marktvolumen solcher Produkte und
Dienstleistungen steigt nachhaltig und
rapide. Die seit dem Nobelpreis für Mu-
hammad Yunus einer breiten Öffentlich-
keit bekannten Mikrokredite sind ein fi-
nanzielles Instrument, das mehr als nur
der Verzinsung des eigenen Vermögens
dient. Sie sind auch, wenn nicht vor allem,
mit praktisch-ethischen Motiven durchzo-
gene Akte der Solidarität auf ökonomi-
schem Terrain. Die Frage ist, inwieweit
diese Beobachtungen generalisierbar
sind und Auskunft über eine radikale Ver-
änderung des Verhaltens der Markteil-
nehmer in modernen Gesellschaften ge-
ben. In der Folge soll dies anhand der
These der Moralisierung der Märkte
(Stehr 2007) untersucht werden.

Märkte und ihre moralische Basis

Vor einem Jahrhundert gab der typische
Haushalt eines OECD-Landes achtzig
Prozent seines Einkommens für Ernäh-
rung, Kleidung und Unterkunft aus. Heute

beträgt dieser Anteil an den Konsumaus-
gaben weniger als dreißig Prozent. Es
gibt kaum etwas, das die moderne Öko-
nomie und Gesellschaft signifikanter be-
einflusst als die Entscheidungen der Kon-
sumenten am Markt. Obwohl es daher
nicht überrascht, dass hierdurch Art und
Umfang der Produktion mitbestimmt wer-
den, ist der Konsument lange Zeit nicht
nur von professionellen Ökonomen als
isoliertes, uninformiertes, vor allem aber
(nur) rational handelndes Einzelwesen
verstanden worden, dessen Kaufent-
scheidung – oder auch Kaufenthaltung –
Ergebnis eng umschriebener finanzieller
Überlegungen sei. Heute haben ökolo-
gische und fair gehandelte Produkte ein
Millionenklientel und dreistellige Wachs-
tumsraten. Die großen Einzelhandelsket-
ten in vielen europäischen Ländern führen
Dutzende von fair gehandelten Produk-
ten in ihrem Sortiment. Aber auch andere
Waren als Lebensmittel haben sowohl in
der Rohstoffzusammensetzung als auch 
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in den Produktionsabläufen zunehmend
moralische Qualitäten. Das Marktverhal-
ten hatte schon immer, über weit reichen-
de historische Abschnitte hinweg, eine
dann als weitgehend selbstverständlich
verstandene moralische Basis. Man den-
ke in diesem Zusammenhang etwa an
philosophische Traditionen des frühen
Mittelalters, die sich auf Fragen des ge-
rechten Preises oder des Zinsverbots be-
zogen. Auch die Tatsache, dass die Kon-
sumtionsmuster der Menschen gestern
und heute durch Momente wie Ge-
schlechts-, Klassen- oder ethnische Zuge-
hörigkeit mitbestimmt sind, verweist auf
eine bestimmte moralische Untermaue-
rung der Märkte. In Kulturen mit patriar-
chalischen Traditionen, in Klassengesell-
schaften wie in ethnisch stratifizierten
Gemeinschaften ist der Konsum von Lu-
xusgütern ein Symbol hoher sozialer Zu-
gehörigkeit. So zeichnen sich die so ge-
nannten Veblen-Güter dadurch aus, dass
ihre Nachfrage mit steigendem Preis zu-

nimmt. Der verbleibende Teil der Men-
schen konsumiert üblicherweise nur das,
was zum Erhalt seiner Existenz notwendig
ist.

Neue nachhaltige soziale Normen

Doch der Markt hat sich in jüngster Zeit
verändert. Wie lassen sich die typischen
Handlungsmaximen heutiger Konsumen-
ten fassen? Wie hat sich dadurch auch
das Verhalten anderer Marktteilnehmer
wie beispielsweise jenes der Produzenten
gewandelt? Sind die Entscheidungen der
Konsumenten etwa das Ergebnis einer
von Unternehmen (künstlich) bestimmten
Nachfrage oder sind vielmehr andere,
außerökonomische gesellschaftliche Pro-
zesse für das Markthandeln der Konsu-
menten und die Dynamik des Marktes ver-
antwortlich? 
Die Moralisierung der Märkte als junge
gesellschaftliche Entwicklung verweist
zum einen auf eine Auflösung und Ab-
wahl der klassischen moralischen Basis.
Das wird unter anderem in der Musikin-
dustrie sichtbar, in der Aufnahmen kos-
tenlos oder für eine geringe Gebühr (im
Vergleich zu den von den Produzenten
bestimmten Preisen in der Vergangenheit)
mitbenutzt werden, teilweise unter Miss-
achtung von Eigentumsvorbehalten. Au-
ßerdem verweist dies auf das Vordringen
anderer moralischer Prinzipien in der Pro-
duktion, der Wahl eines Standortes und
der Konsumtion, aber auch auf eine Ver-
änderung des Stellenwerts der Ethik im
wirtschaftlichen Handeln insgesamt. So-
fern man von einer Moralisierung der
Märkte in modernen Gesellschaften spre-
chen kann – und nicht, wie manche be-
fürchten, von einer Verdrängung ethi-
scher Maximen durch den Markt –, kom-
men wirkungsvolle und nachhaltige so-
ziale Normen zum Einsatz, die ein vom
egoistischen Maximiergehabe oder dem
Geltungskonsum abweichendes Verhal-
ten vorschreiben. Zu diesen bedeutend
werdenden Normen des Marktes gehö-
ren beispielsweise Fairness, Authentizität,
Goodwill, Ängste, Nachhaltigkeit, Aus-
gleich, Rache, Exklusivität, Originalität,
Solidarität, Alter, Mitgefühl sowie viele
andere moralische Maximen. Welche ge-
sellschaftlichen Entwicklungen sind aber
dafür verantwortlich und tragen dazu bei,
dass Normen dieser Art einen wachsen-
den Stellenwert sowohl bei der Produkti-
on als auch der Konsumtion einnehmen? 

Eine Moralisierung der Märkte ist nicht
der Beweis dafür, dass marktfremde For-
men dominieren oder die traditionellen
Marktinstitutionen generell schwächer
geworden seien. Die Moralisierung des
Marktes, die Abkehr einer von der Me-
chanik des Gelderwerbs bestimmten Ra-
tionalisierung des Marktverhaltens, ver-
weist vor allem auf den Beginn einer wei-
teren Stufe in der gesellschaftlichen Ent-
wicklung des Marktes. Erste, signifikante
Tendenzen hin zur Moralisierung der
Märkte, beispielsweise die wachsende
Präferenz für ökologische Produkte oder
der Widerstand gegen biotechnologisch
veränderte Lebensmittel, lassen sich be-
reits deutlich ausmachen und werden in
Zukunft wahrscheinlich noch einflussrei-
cher. Der Trend ist nicht linear. Er wird von
Rückschlägen in der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung unterbrochen, aber
durch den wachsenden durchschnittli-
chen Wohlstand der Haushalte forciert.

Antriebsfedern moralisierter Märkte

Die Quelle der hier beschriebenen Dispa-
rität zwischen aktueller Marktentwick-
lung und ihrer theoretischen Behandlung
von Seiten der Soziologie wie der Öko-
nomie scheint einem Anachronismus zu
entspringen. Unsere wichtigsten Ideen
von den Eigenschaften des Marktes und
unserem angeblich typischen Marktver-
halten entstammen einer Welt, die keinen
verbreiteten Wohlstand oder kein allge-
meines Bildungswesen, sondern nur aus-
gesprochene Armut, umfassende Macht-
losigkeit, verbreiteten Hunger und Anal-
phabetismus kannte. Die Armut der Lohn-
abhängigen verstand man als Vorausset-
zung der Expansion der Produktion; der
Reichtum eines Landes wurde als Funktion
der Armut seiner arbeitenden Bevölkerung
betrachtet. Dieser Armut wurden auch ei-
ne Reihe angeblich positiver moralischer
Konsequenzen zugeschrieben. Sie dis-
zipliniere die Lohnabhängigen und leiste
dadurch einen entscheidenden Beitrag
zum Erhalt des gesellschaftlichen Status
quo. Seit dem 18. Jahrhundert ist deshalb
die Behauptung, Wohlstand demoralisie-
re, zu einem Gemeinplatz geworden.
Die noch heute weithin gültige Theorie
des Marktes entstammt also einer Gesell-
schaft, die es nicht mehr gibt. Sie galt für
das Kommunikationssystem einer vergan-
genen Gesellschaft, für eine Form der so-
zialen Differenzierung, für soziale oder
politische Ungleichheitsstrukturen und
die Wirtschaft der Vergangenheit. Von
Verbrauchern war damals noch über-
haupt keine Rede. Der Konsum schuf kei-
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MORALISIERTE MÄRKTE UND 
POSTRATIONALE KONSUMENTEN

Fair-Trade und Öko-Waren sind heute aus
keinem Supermarkt mehr wegzudenken.
Das Marktvolumen solcher Produkte, denen
„moralische“ Eigenschaften zugeschrieben
werden, steigt nachhaltig.
picture alliance/dpa
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nen Wohlstand. Die Mehrzahl der Men-
schen „konsumierte“ überhaupt nicht,
sondern versuchte, zu überleben. Es war
eine Welt, in der der Arbeitsplatz dazu
diente, existenzielle Bedürfnisse zu be-
friedigen, in der die Produktion dazu da
war, die Gesellschaft vor den Gefahren
der Umwelt zu schützen und der Markt
rein instrumentelle Funktionen hatte. Der
„Konsument“ war eine ohnmächtige Ar-
beitskraft und, wie die Natur, in erster Li-
nie Produktionsfaktor. 
Ein ähnlich trostloses Bild wird auch heute
noch oft vom größten Teil der Marktteilneh-
mer gezeichnet. Danach leidet die Mehr-
heit der Menschen entweder unter mate-
riellem Mangel oder, aus asketischer Sicht,
an Konsum-Übersättigung. Konsumenten
werden als hilflose, unmündige, unsichere,
manipulierte und somit schlecht beratene
Käufer dargestellt. Dabei lassen sich grob
zwei konsumkritische Grundpositionen un-
terscheiden. Eine als Verrohungsthese titu-
lierbare Position geht davon aus, dass die
Menschen von der zweckrationalen Logik
des Marktes korrumpiert werden. Wer
nicht untergehen oder zumindest übervor-
teilt werden will, zieht mit der gängigen Lo-
gik mit. Eine zweite Sichtweise zielt auf die
Hilflosigkeit des Einzelnen angesichts der
übermächtigen Kommunikationskanäle ei-
ner abstrakt gefassten Bewusstseinsindus-
trie und behauptet eine ständige Verfüh-
rung unschuldiger Konsumenten. Keine
dieser beiden Positionen wird der Deu-
tungs- und Handlungsfähigkeit des Indivi-
duums und seiner sozialen Verbände ge-
recht. Die paternalistische Anklage des
verführten, entmündigten, außengeleiteten
Menschen scheint ebenso wenig ange-
bracht wie das Postulieren eines souverä-
nen, kalkülgesteuerten, rein eigennützigen
Konsumenten.
Das gesellschaftliche Substrat der Moral
und die Schubkraft für eine Moralisierung
der Märkte sind dagegen insbesondere
die veränderten Lebensumstände der
Menschen. Diese These mag zwar strittig
sein, aber unbestritten ist, dass sich der
Lebensstandard der meisten Menschen
Jahrhunderte lang nur unwesentlich ver-
ändert hat. Im Gegensatz dazu leben wir
gegenwärtig nicht nur aus ökonomischer
Sicht, sondern auch was den erreichten
Bildungsstandard der Bevölkerung be-
trifft, in einem historisch unverwechselba-
ren Zeitalter, jedenfalls in den so genann-
ten entwickelten Gesellschaften. Obwohl
Reichtum und Bildung weder hier noch
anderswo gleich verteilt sind, sind beide
weiter verbreitet als jemals zuvor in der
Geschichte der Menschheit.

Von Werten und Waren

Es stellt sich deshalb die Frage, welche
nachhaltige Spur der Weg zu weit ver-
breitetem Wohlstand und eines weiter

denn je verbreiteten allgemeinen Wis-
sens in der modernen Gesellschaft hinter-
lassen hat? Und da sich die veränderten
Lebensumstände in einer Vielzahl verän-
derter Sozialstrukturen, Verhaltensweisen
und Werte manifestieren, kann man ge-
zielter fragen: Hat sich deshalb die Insti-
tution der Märkte und das Verhalten der
auf ihnen agierenden Akteure in bemer-
kenswerter Weise verändert? Sind es
heute zunehmend die intrinsischen Eigen-
schaften von Waren, die nützlich sind? 
Auch im Zeitalter der Moralisierung der
Märkte sind Waren keine menschlichen
Wesen. Da aber die Dinge eine Vielzahl
von menschlichen Werten annehmen, die
zu ihren intrinsischen Eigenschaften wer-
den, sind Waren zunehmend hybride Ge-
bilde. Waren können wie auch der
Mensch beispielsweise eine bestimmte
Würde haben. Waren sind nicht mehr rei-
ne, tauschbare Gegenstände oder Mittel
des menschlichen Handelns. Am Markt
erhältliche Dinge sind Symbol einer sich
abzeichnenden Überwindung von Ent-
fremdung und Verdinglichung.
Die in bestimmten Nationen oder Regio-
nen der Welt entwickelten Verhaltensvor-
schriften, Standards von Waren und
Dienstleistungen sowie Prozeduren wer-
den nicht nur zu globalen Standards und
Prozeduren als Ergebnis der sowohl be-
wusst (etwa durch internationale Verträ-
ge) angestrebten als auch nicht intendier-
ten Verbreitung von Normen (etwa welt-
weite Handelsströme, der wachsende 
Zugang zu Kommunikationsmedien, das
Konkurrenzverhalten, die gestärkte Rolle
der Konsumenten), sondern vor allem
auch zu weitgehend unsichtbaren mora-
lischen Eigenschaften von Waren und
Dienstleistungen. Wir gehen davon aus,
dass sich in der komplexen Verschrän-
kung von Markt, Kultur und Gesellschaft,
von Bedürfnis, Produktion und Nachfrage
eine klare Trennung verschiedener öko-
nomischer Handlungsstadien ebenso we-
nig durchhalten lässt, wie jene der klar
abgegrenzten Reproduktionslogiken ver-
schiedener gesellschaftlicher Bereiche.
Für eine Beschreibung des Marktes be-
deutet dies, dass sich eine Moralisierung
auf der Ebene des Konsums, der Produk-
tion, wie der Waren beobachten lässt. 
Eine Moralisierung des Konsums fragt
neue Waren nach, Produkte die sich mit
den moralischen Prämissen des Käufers in
Einklang bringen lassen. Wir haben es al-
so mit Änderungen des Verhaltens und der
Orientierungen der Marktteilnehmer zu
tun. Dies zeitigt sodann Folgen für die Pro-
duktionszusammenhänge sowie die pro-
duzierten Güter und Dienstleistungen
selbst. Eine Moralisierung der Konsumgü-
ter manifestiert sich in den an Märkten ge-
handelten Produkten und Dienstleistun-
gen, d.h. die normative Aufladung bezieht
sich nicht allein auf Produkte und Dienst-
leistungen, nachdem diese gefertigt wor-

den sind, sondern sie beeinflusst ganz un-
mittelbar die Art und Konstitution der an-
gebotenen Waren und Dienstleistungen.
Diese Moralisierung der Konsumgüterpro-
duktion funktioniert über sich verändern-
de Qualitätserwartungen, welche zum
Machthebel der Konsumenten werden, in-
dem diese ihre Vorstellungen vom Produk-
tionsprozess und der für sie relevanten
Gütekriterien in den Wertschöpfungsket-
ten durchsetzen. Wertschöpfungsketten
sind zwar weiter hierarchisch organisiert,
es ändern sich aber die Kontrollmöglich-
keiten und der relative Einfluss unter-
schiedlicher kollektiver Akteure.

Empirische Fragen und 
theoretische Meriten

Die von uns beschriebene Tendenz der
Märkte bedeutet nicht, dass moralisch
„höhere“, „zivilere“, „humanere“, „friedli-
che“ oder sogar „nachhaltige“ Normen
plötzlich das ökonomische Geschehen
dominieren. Es ist möglich, aber nicht
zwingend, dass sich solche, von vielen als
moralisch überlegen eingeschätzte Ver-
haltensweisen von Konsumenten und Pro-
duzenten zunehmend beobachten las-
sen. Auch kann man nicht unterstellen,
dass neue Konventionen und Orientie-
rungsmuster prompt von allen Akteuren
geteilt werden oder dass sich ein solcher
Konsens fast naturwüchsig herausbildet.
Bestimmte Verhaltensnormen werden
weiter die von Minoritäten sein. Minoritä-
ten jedoch, die zusehends mit Meinungs-
führerschaft ausgestattet sind. Auch in
Zukunft werden sich die Orientierungs-
muster ökonomischen Handelns von Pro-
duzenten und Konsumenten unterschei-
den. Des Weiteren sind nicht alle Märkte
gleich. Sie verändern sich nicht alle zur
gleichen Zeit, im gleichen Tempo oder in
allen Regionen dieser Welt. Bei einigen
Marktformen, wie zum Beispiel der Fi-
nanzmarkt, greifen Normen, Richtlinien,
Regulierungs- und Lenkungsmaßnahmen,
die auf eine Moralisierung des Marktver-
haltens hinauslaufen, nur sehr schwer,
vielleicht auch überhaupt nicht, wie uns
die Persistenz umfassender Korruption im-
mer wieder vor Augen führt. 
Umso wichtiger ist es, zu untersuchen, wel-
che Erfahrungen, vielleicht sogar welche
geteilten sozialen Erfahrungen der Ge-
sellschaftsmitglieder dafür verantwortlich
sind, dass es zur Herausbildung eines
neuen kulturellen Verständnisses ökono-
mischen Handelns kommt. Es liegt auf der
Hand, dass tief greifende Veränderungen
im ökonomischen Handeln von neuarti-
gen gesellschaftlichen und politischen
Konflikten begleitet sind, aber auch ange-
trieben werden. Ob diese sozialen Erfah-
rungen auch weitgehend gemeinsame
moralische Werte zur Folge haben, ist ei-
ne empirische Frage. Eines jedoch scheint
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diesbezüglich nahe liegend: Die strikte
Einteilung in marktendogene und -exoge-
ne Normen hilft uns nicht weiter, weil sie
seit eh und je impliziert, dass die Wirksam-
keit von spezifischen gesellschaftlichen
Normen auf ein bestimmtes soziales Um-
feld beschränkt ist. Märkte tragen bei-
spielsweise zur Gestaltung der Kultur bei,
während kulturelle Prozesse wiederum die
Märkte beeinflussen. Das sind die wirklich
aufschlussreichen Aspekte eine Analyse
der Märkte in modernen Gesellschaften,
während die oft nur statische, selbstge-
nügsame Betrachtung des Marktes nicht
nur weit weniger interessant, sondern
auch unrealistischer ist.
So betont die orthodoxe Sichtweise den
neutralen, abstrakten, objektiven und effi-
zienten Charakter des Marktes als Medi-
um von Interessen. Der Markt hat keine
Moral und soll auch keine haben. Ähnlich
versteht die Ökonomie die Präferenzen
der Marktteilnehmer als a priori gegebe-
nen, nicht weiter analysebedürftigen Bau-
stein des Markthandelns, welches allein
auf seine Ergebnisse bzw. Folgen hin unter-
sucht wird. Ist der Markt also ein kulturfrei-
es, entpersonalisiertes Abstraktum, einzig
geleitet von seinem nicht weiter hintergeh-
baren Eigensinn? Der Homo oeconomicus
als Leitbild der hegemonialen Ökonomie,
welches sich auch in anderen Gesell-
schaftsbereichen als Idealtypus durch-
setzt, muss aus dieser Perspektive selbst
nicht weiter untersucht werden. Sein
Handlungskalkül scheint klar. Somit bedür-
fen auch Konsum und Konsument keiner
näheren Bestimmung. Auch die Soziologie
der Ökonomie kümmert sich deshalb nicht
sonderlich um den Konsumenten – sein
Verhalten, basierend auf Intentionen, Sor-
gen, Ängsten etc. spielt keine Rolle. Die als
selbstverständlich hingenommene und
nicht weiter hinterfragte Rolle des Konsu-
menten, des Verbrauchs und der Verbrau-
cherhaushalte (sowie der Firmen und des
Staates) ist angesichts des wachsenden
Anteils des Konsums am Bruttoinlandspro-

dukt umso verwunderlicher. In vielen Wirt-
schaften der entwickelten Welt beläuft
sich der Verbrauch der Privathaushalte auf
mehr als sechzig Prozent des Bruttoin-
landsprodukts, eine Entwicklung, die auch
weltweit gilt. Lag der Gesamtumfang des
globalen Konsums um 1900 bei etwa ein-
einhalb Trillionen Dollar, erreichten die
weltweiten Konsumausgaben 1998 die
Marke von vierundzwanzig Trillionen Dol-
lar. Mehr denn je gilt die Binnennachfrage
in den entwickelten Ländern als heilige
Kuh des Wirtschaftswachstums – bereits
geringfügige Rückgänge lösen Alarmstim-
mung aus. Die Rede vom Konsum als Mo-
tor der Moderne ist nachvollziehbar, die
seltsame Vernachlässigung seiner Genese
umso unverständlicher. 
So gehen zum Beispiel die standard-neo-
klassischen ökonomischen Wachstums-
modelle davon aus, dass ein Wandel im
Konsumentenverhalten als Wachstums-
motor und damit als Erklärung für Verän-
derungen im gesamtwirtschaftlichen Pro-
dukt zu vernachlässigen sei: das heißt, die
theoretischen Prämissen der neo-klassi-
schen ökonomischen Wachstumstheorie
beziehen sich einerseits auf die Produkti-
onsfunktion und andererseits auf die der
Konsumtion. Die Wahl der Produktions-
technik beziehungsweise die Entwicklung
neuer technischer Verfahren ist vorrangig
eine Funktion der Preisentwicklung der In-
puts, wobei der Umfang der Produktion,
nicht aber die Zusammensetzung der ver-
schiedenen Inputs eine Frage der Grenz-
erträge ist. Trends im Verhalten der Konsu-
menten wiederum gelten als Funktion der
Einkommensentwicklung, sowie der relati-
ven Preise der am Markt angebotenen
Waren und Dienstleistungen. Die neo-
klassische Wachstumstheorie unterstellt
somit, dass ein Wandel in den Präferen-
zen der Konsumenten ein zufälliges Detail
sei, beziehungsweise berücksichtigt einen
Wandel dieser Art erst gar nicht. Resultat
dieser Vorgehensweise ist deshalb, dass
im Rahmen der neo-klassischen Wachs-

tumstheorie zukünftiges ökonomisches
Verhalten die Vergangenheit weitgehend
imitiert bzw. dass das Konsumentenver-
halten ahistorisch ist. Allerdings gibt es
weder logische Gründe noch empirische
Erkenntnisse, die einen Wandel des
Marktverhaltens der Konsumenten unab-
hängig von Preissignalen von vornherein
ausschließen (vgl. Felix 1979).
Die Schwäche der ökonomischen Souve-
ränitätsthese kann des Weiteren im ange-
nommenen Zusammenfallen von Han-
deln und Wünschen gesehen werden.
Wesentliche Fragen werden erst gar nicht
gestellt, „zum einen, wie Situationen vom
Individuum gedeutet werden; zum ande-
ren, wie Präferenzen geformt werden;
und letztlich auch wie das Individuum sich
selbst als Person sieht und welche Konse-
quenzen dies hat“ (Prisching 2006, S.
26f.). Hinzu tritt der Umstand, dass sub-
jektive Situationsdefinitionen zu treffende
Entscheidungen wesentlich beeinflussen.
Doch die individuelle, soziale und kultu-
relle Genese von Präferenzen bleibt –
trotz ihrer Zentralität – unberücksichtigt.
Wenn jede Veränderung sodann auf für
die Theorie relevante Marktfaktoren (z.B.
Preis) zurückgeführt wird, bleibt der Zu-
sammenhang der Entstehung von Präfe-
renzen mit individuellen wie kollektiven
Erfahrungen der Menschen unbehandelt.

Resümee und Ausblick

Wer also sind die Gewinner und Verlierer
der Moralisierung der Märkte? Man kann
nur hoffen, dass die Zahl der Verlierer und
die Reibungsverluste klein sein werden.
Zu den Verlierern gehören wahrschein-
lich die Nationalstaaten, die einen Teil ih-
rer Souveränität abgeben müssen, um
transnationalen fiskalischen und rechtli-
chen Normen Geltung zu verschaffen.
Normen, die Handlungsvorschriften die-
nen, die eine Moralisierung der Märkte
stützen und stärken. Zu den Verlierern ge-
hören aber auch die traditionelle Ausprä-
gung, der Einfluss und die Eigenart der
Funktionen großer gesellschaftlicher Insti-
tutionen. Dies gilt insbesondere im Ver-
gleich des einstigen gesellschaftlichen
Einflusses der großen gesellschaftlichen
Institutionen, die unsere Identität fast
selbstverständlich bestimmten, mit dem
gestiegenen gesellschaftlichen Einfluss
kleiner sozialer Gruppen und sozialer Be-
wegungen. Die einst mächtigen gesell-
schaftlichen Institutionen, d.h. der Staat,
die Wissenschaft, die Konzerne oder die
Kirche finden es immer schwerer, ihren
Willen durchzusetzen. Es kommt zu einem
Herrschaftsverlust kraft Wissen. Dies führt
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zu einer bemerkenswerten Zerbrechlich-
keit moderner Gesellschaften und damit
zu einer Beschleunigung gesellschaftli-
cher Veränderungen, die nicht mehr vor-
rangig Ergebnis des planvollen Handelns
der Institutionen Ökonomie, Staat oder
Wissenschaft sind.
Dabei sind wir nicht der Ansicht, dass die
Moralisierung der Märkte einen Bruch mit
dem Kapitalismus signalisiert. Die eine
kapitalistische Wirtschaftsordnung kenn-
zeichnenden Merkmale, wie die des Pri-
vateigentums an den Produktionsmitteln
oder ein auf Gewinnerzielung ausgerich-
tetes Verhalten, werden allenfalls modifi-
ziert und temperiert, nicht aber aufgeho-
ben. Der Kapitalismus wird beispielswei-
se dadurch umgestaltet, dass einst als
selbstverständlich angesehene Kompo-
nenten des Produktionsprozesses, wie
das „natürliche Kapital“, mit in die Pro-
duktionsgleichung aufgenommen wer-
den. Denn das moderne Wirtschaftssys-
tem ist eine gesellschaftliche Institution,
die gesamtgesellschaftlichen Entwicklun-
gen gegenüber keineswegs immun ist,
sondern von endogenen wie exogenen
Transformationen durchaus beeinflusst
wird. Die gegenwärtigen Veränderungen
sind auf ein ganzes Bündel an verketteten
Faktoren zurückzuführen, auf langfristige

gesellschaftliche Transformationsprozes-
se, die in der Regel in allen entwickelten
Gesellschaften zu beobachten sind. Der
historisch einmalige Anstieg des durch-
schnittlichen Wohlstands privater Haus-
halte sowie der ebenso bemerkenswerte
Anstieg des durchschnittlichen Bildungs-
niveaus stechen dabei als langfristige
Metaprozesse heraus und zeitigen sozio-
strukturelle wie soziokulturelle Wand-
lungsdynamiken. Die Theorie der moder-
nen Ökonomie stützt sich trotzdem immer
noch auf den Idealtyp der Märkte ver-
gangener Epochen, die von Armut und
wenig Entscheidungsdisposition geprägt
waren. Dabei scheint der annäherungs-
weise autonome, dem idealisierten
Marktbild entsprechende Konsument ge-
rade erst Ergebnis erfolgreicher Märkte
zu sein und nicht deren Ausgangspunkt. 
Zusammenfassend lässt sich die These
von der Moralisierung der Märkte als ei-
ne Schaukelbewegung von Angebot und
Nachfrage, als gemeinsamer Tanz der
Produzenten und Konsumenten beschrei-
ben. Die normativen Grundlagen des in
modernen Märkten zu beobachtenden
Sozialverhaltens sowie die Verhaltensum-
stände bedürfen einer grundlegenden
Revision. Dieser Wandel ist Ausdruck his-
torisch einmaliger Transformationen in

modernen Gesellschaften, die das Er-
gebnis des wachsenden Wohlstands der
Menschen einerseits und ihres gestiege-
nen Wissensstandes andererseits sind.
Das Verständnis der symbolischen und
organisatorischen Dynamik des Marktes
in modernen Gesellschaften setzt also vo-
raus, wie das auch für den Wandel ande-
rer einflussreicher sozialer Institutionen
wie zum Beispiel des Staates, der Kirche
oder des Erziehungswesens gilt, dass
man die beobachteten Verhaltens- und
Einstellungsveränderungen der Akteure
in ihnen in eine Beziehung zum gesamt-
gesellschaftlichen Wandel setzen muss.
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Stadtrat als Beruf 

Marion Reiser:
Zwischen Ehrenamt und Berufspolitik.
Professionalisierung der Kommunalpolitik
in deutschen Großstädten.
Stadtforschung aktuell, Band 107.
VS Verlag für Sozialwissenschaften, 
Wiesbaden 2006, 284 Seiten, 29,90 Euro.
„Die Gemeinderäte sind ehrenamtlich tä-
tig.“ So steht es schlicht und klar in der
Gemeindeordnung von Baden-Württem-
berg. Dahinter steht die Vorstellung, dass
der in der Verwaltung angesiedelte 
Sachverstand durch den so genannten
„gesunden Menschenverstand“ der un-
abhängigen Bürger ergänzt werden mö-
ge. Bürgermeister und Gemeinderat gel-
ten in diesem Harmoniemodell als Ver-
waltungsorgane der Gemeinde. 
So weit die Theorie. Wer die kommunal-
politische Praxis kennt, der weiß, dass
das formale Ehrenamt zumindest in gro-
ßen Städten einen beträchtlichen Zeitauf-
wand erfordern kann. Die Ehre kommt da-
rin zum Ausdruck, dass sich die Gemein-
deräte dort Stadträte nennen dürfen.
Auch kann in Großstädten die Aufwands-
entschädigung für die ehrenamtliche Tä-
tigkeit mitunter ein beachtlicher Einkom-
mensbestandteil sein. In vielen Rathäu-
sern werden die großen Fraktionen immer
öfter von hauptberuflichen Mitarbeiter-
stäben unterstützt. Auch das parteipoliti-
sche Profil der Kommunalpolitik hat in den
letzten dreißig Jahren an Gewicht ge-
wonnen. Wegen der zeitlichen Beanspru-
chung wird die Abkömmlichkeit vom Beruf
zur wichtigsten Vorbedingung für die
Übernahme eines kommunalen Mandats
in der Großstadt.
Wie man es dreht und wendet: Eine 
fortschreitende Professionalisierung der
Kommunalpolitik in Großstädten ist un-
übersehbar, und zwar auch dort, wo das
propagierte Leitbild ein anderes ist. Die
aus Bruchsal stammende Marion Reiser,
heute wissenschaftliche Mitarbeiterin an
der Universität Halle, untersucht in ihrer
an der Universität Göttingen entstande-
nen Dissertation die Frage, welchen Um-
fang die zu vermutende Professionalisie-
rung bereits erreicht hat und welche Ent-
wicklungstendenzen erkennbar sind. 
Unter den Städten mit mehr als 400.000
Einwohnern wurden Hannover, Frankfurt
am Main, Nürnberg und Stuttgart für die
empirische Untersuchung ausgewählt,
weil sie auffallend verschiedene Grade
der Professionalisierung aufweisen: Stutt-
gart zahlt seinen Räten die höchste Ent-
schädigung unter den verglichenen Städ-
ten, Hannover die niedrigste, nämlich 
nur eine Pauschale. In Frankfurt ist die
professionelle Zuarbeit für die Fraktionen
am weitesten entwickelt, in Nürnberg am

niedrigsten. Die Forscherin hat mit auf-
wändigen Fragebogenaktionen nicht nur
Vermutetes bestätigt, sondern auch über-
raschende Ergebnisse zu Tage gefördert.
Zunächst bestätigt sich das vermutete 
Dilemma: Das kommunale Mandat in der
Großstadt gilt zwar formal als Ehrenamt,
erfordert aber einen sehr hohen Zeit-
aufwand, der manchmal nur symbolisch
entgolten wird. Einfache Ratsmitglieder
rechnen mit 25 bis 35 Wochenstunden Be-
lastung, die „ehrenamtlichen“ Funktions-
träger an der Fraktionsspitze oder in den
Ausschüssen geben bis zu 60 Wochen-
stunden an. Überraschend ist ein Zwi-
schenfazit (S. 241): Die Professionalisie-
rung ist zwar unbestreitbar, doch eine
auch formale Professionalisierung ist we-
nig wahrscheinlich, weil mehr als die Hälf-
te – 53 Prozent – der Befragten an der Eh-
renamtlichkeit ausdrücklich festhalten wol-
len. In Stuttgart und Nürnberg ist das Eh-
renamt als Leitbild besonders stark veran-
kert; nur in Frankfurt sprechen sich 60 Pro-
zent für eine weitere Professionalisierung
der Kommunalpolitik aus. Für die Fraktions-
vorsitzenden gibt es in allen vier Städten in
der Praxis „mehr oder weniger formal insti-
tutionalisierte Arrangements“, die es ihnen
erlauben, sich wie Berufspolitiker ganz ih-
rer „ehrenamtlichen“ Aufgabe zu widmen.
Diese Tatsache vor Augen, sprechen sich
die Befragten in allen Städten mehrheitlich
für eine Professionalisierung der Fraktions-
spitzen aus, was die Legalisierung eines
De-facto-Zustandes wäre. Doch eine ent-
sprechende gesetzliche Regelung müsste
der jeweilige Landtag beschließen, nicht
die städtischen Gremien selbst. 
Zwischen „den verwurzelten Idealvorstel-
lungen des ehrenamtlichen Feierabend-
politikers und den empirisch festgestell-
ten Entwicklungen“ diagnostiziert Ma-
rion Reiser so ein „Spannungsverhältnis“
(S. 245). Sie vermutet, dass dies nicht nur
für die untersuchten, sondern sogar für
viele Mittelstädte gilt. Das Ehrenamt ist in
Wirklichkeit eine Fiktion. Zwischen den
Städten gibt es nur geringe Unterschiede
beim Pflichtaufwand für Sitzungen und
bei den Nebentätigkeiten des Mandats
(wie Artikulation, Repräsentation, Infor-
mation und Kontrolle). Die individuelle
Belastung dagegen schwankt stark; so
wenden Nicht-Berufstätige und Teilzeit-
beschäftigte für Ratstätigkeiten auffal-
lend mehr Zeit als andere auf. Bei den
Aufwandsentschädigungen gibt es zwi-
schen den Städten eklatante Unterschie-
de. In Bayern und Baden-Württemberg
sind die Gelder so bemessen, dass Man-
datsträger teilweise von diesem Einkom-
men aus der Politik leben können. In Stutt-
gart gibt es sogar schon erste Ansätze 
zu einer Altersversorgung für kommunale
Mandatsträger. 

Welche Entwicklungstendenzen zeich-
nen sich ab? Neue Steuerungsmodelle
lehnen alle Befragten mehrheitlich ab.
Die theoretische Möglichkeit, nur noch
strategische Entscheidungen zu treffen
und der Verwaltung die Details zu über-
lassen, verträgt sich nicht mit dem eige-
nen Rollenverständnis. Man leidet unter
der Überlastung, aber man leidet offen-
bar gerne. Auch die „ressourcenbedingte
Professionalisierung“ (Reiser) findet –
mehr Mitarbeiter einzustellen und sich
von ihnen auch inhaltlich zuarbeiten zu
lassen – ebenso wenig Zustimmung. In
Stuttgart und Nürnberg, wo man so et-
was auch nicht kennt, lehnt man es ent-
schieden ab; in Frankfurt, wo es Ansätze
dafür gibt, verspricht man sich davon kei-
ne weitere Entlastung. Einig ist man sich
nur darin, dass ein Ausbau der techni-
schen Infrastruktur wünschenswert sei;
das reicht aber nicht aus oder scheitert
an den Kosten. Für das beschriebene Di-
lemma ist also keine Lösung in Sicht, die
mit mehrheitlicher Zustimmung rechnen
könnte. Die Studie ist lesenswert für alle,
die mit Kommunalpolitik praktisch oder
theoretisch zu tun haben; und sie wird be-
stimmt weitere Forschungen anregen. 

Otto Bauschert

Geschichte(n) in Hohenloher Mundart

Wilhelm German:
„Ätsch Gäwele“. Allerhand Lustichs 
und andres aus’m Frankenland.
Nach Wilhelm Germans Ausgaben von 
1907, 1908 und 1909 neu zusammengestellt 
und herausgegeben von Otto Bauschert. 
Verlag Eppe, Aulendorf/Bergatreute 2005, 
168 Seiten, 12,40 Euro.

Wilhelm German:
„Haller Doovelich“. Geschichte 
und Geschichten von früher in 
hällischer Mundart
Nach den Auflagen von 1896, 1907 und 
1920 neu zusammengestellt und herausgegeben
von Otto Bauschert.
Verlag Eppe, Aulendorf/Bergatreute 2007, 
192 Seiten, 14,90 Euro.

Wilhelm German, der von 1858 bis 1933
in Schwäbisch Hall gelebt hat, wirkte als
Autor, Verleger, Stadtarchivar und als ak-
tiver Heimatforscher des Historischen
Vereins für Württembergisch Franken. Er
hat mit seinen lokalhistorischen Arbeiten
und Veröffentlichungen dazu beigetra-
gen, das oft nur mündlich überlieferte Er-
zähl- und Kulturgut seiner hohenlohisch-
fränkischen Heimat schriftlich festzuhal-
ten. Es ist Otto Bauschert zu verdanken,
diese in Frakturschrift vorliegenden Aus-
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gaben wieder „lesbar“ und der Öffent-
lichkeit zugänglich gemacht zu haben.
Otto Bauschert, der „neue“ Herausgeber
der alten Auflagen, beherrscht die ho-
henlohisch-fränkische Mundart seit Kind-
heitstagen. Er wurde 1944 in Wachbach
(Bad Mergentheim) geboren, war Dorf-
schullehrer in Waldmannshofen und
nach einem Aufbaustudium an der Uni-
versität Tübingen über zwei Jahrzehnte
Referent der Landeszentrale für politische
Bildung Baden-Württemberg. Er lebt in
Stuttgart und findet immer wieder den
Weg zurück nach Hohenlohe. So etwa
als Herausgeber des Bandes „Hohenlo-
he“ in der Schriftenreihe zur politischen
Landeskunde Baden-Württembergs im
Jahre 1993.
Eine Bekannte machte den an Regional-
und Heimatgeschichte interessierten
Bauschert auf die von Wilhelm German
veröffentlichten Geschichten und Ge-
dichte aus den früheren Oberämtern Öh-
ringen, Crailsheim, Gaildorf, Gerabronn,
Schwäbisch Hall, Heilbronn, Künzelsau,
Mergentheim, Neckarsulm und Weins-
berg aufmerksam. Als ihm Germans
Sammlung in der Frakturausgabe zuge-
tragen wurde, wollte Bauschert den
„Schatz“ nicht verloren gehen lassen. So
überzeugt er den Aulendorfer Verleger
Eppe davon, dass eine Neuausgabe
nach hundert Jahren allemal lohnend ist.
Was Bauschert auswählte, ist – salopp
formuliert – eine „Best of-Ausgabe“ der
Arbeiten von Wilhelm German.
Bei der Lektüre zeigt sich schnell, dass hier
kein nostalgischer Einblick in die „lokal-
historische Besenkammer“ gepflegt wird.
Leserinnen und Lesern wird offenkundig,
dass historische Ereignisse die Mentalität
der Menschen einer Region oft länger be-
einflussen, als ihnen selbst bewusst ist.
Die Einblicke, die beide Bücher liefern,
verdeutlichen, dass Alltagskultur keine
abstrakte Angelegenheit ist, die sich un-
abhängig von den Menschen und histo-
rischen Ereignissen vollzieht, sondern ein
lebendiger und spannender Prozess, der
sich in vielfältigen Formen niederschlägt.
Und mehr noch: Die Geschichten, Ge-
dichte und Anekdoten gewähren überra-
schende Einblicke in die politische Kultur
einer Region.
So liest man in dem Band „Haller Doove-
lich“ von trinkfreudigen und cleveren Pfar-
rern, und auch davon, mit welcher pfiffi-
gen List die Haller die aufständischen
Bauern des Umlandes im Jahre 1525 be-
zwangen oder welchen Niederschlag
das Gedankengut der Französischen Re-
volution bei den Bürgerinnen und Bürgern
fand. (Der Titel des Buches erklärt sich im
Übrigen durch die Gewohnheit der Hal-

ler, ihre Söhne häufig auf den Namen Da-
vid zu taufen. Daraus entstand die Ver-
niedlichung „Davidle“ und im hällischen
Dialekt der „Doovele“ – ein Spitznamen,
der den Bewohnern der ehemaligen
Reichsstadt Schwäbisch Hall bis heute
anhaftet.)
Es ist eben jene besondere Mentalität,
die Bauschert bei der Auswahl der Texte
gereizt (und offensichtlich auch begeis-
tert) hat: das eigenwillig schlitzohrige
Verhältnis zwischen Obrigkeit und Unter-
tanen. Im 19. Jahrhundert entstand das
Bild des Hohenlohers, das zum simplifi-
zierenden Klischee vom lebenslustigen
und schlitzohrigen Völkchen wurde, dem
es an Fleiß und Moral ebenso mangelte
wie an Frömmigkeit. Dieser Wust an Ur-
teilen und Vorurteilen lässt sich durch his-
torische Prägungen und die großen Un-
terschiede zwischen den Altwürttember-
gern und Franken durchaus erklären. So
scheint in manchen der Geschichten die-
se den Hohenlohern gern angedichtete
Schlitzohrigkeit durch. Es handelt sich
hier keineswegs um Possen, sondern um
sensible Wege, Gerechtigkeit zu erlan-
gen und gegenüber der Obrigkeit durch-
zusetzen. Und noch eines wird in den 
Geschichten deutlich: Der Hohenloher –
wenn es ihn denn in dieser generalisie-
renden Form gibt – misstraut nicht nur der
Obrigkeit, sondern oft auch sich selbst
und holt sich durch (Selbst-)Ironie auf 
den Boden der Wirklichkeit zurück. Dies
drückt sich – wenn man sich der Mühe un-
terzieht und sich auf den Dialekt einlässt
– in sprachlichen Nuancen aus. Verfrem-
dung, indirekte Redeanteile und subtile
Kritik, die sich um die direkte und oft 
harte Aussage geschickt herum windet,
zeugt von Schlagfertigkeit, heiterer Dis-
tanz und einer gehörigen Portion Selbst-
ironie. So betrachtet hat der Satz, dass
die Hohenloher erst denken und dann
handeln, durchaus eine gewisse Berech-
tigung. Siegfried Frech

Geschichte der Stadt und 
Universität Heidelberg

Andreas Cser: 
Kleine Geschichte der Stadt und
Universität Heidelberg
G. Braun Buchverlag, Karlsruhe 2007. 
384 Seiten, 19,90 Euro.

In der rasch expandierenden Reihe des G.
Braun Buchverlags „Regionalgeschichte –
fundiert und kompakt“ ist nun auch eine
reich bebilderte Überblicksdarstellung
zur Geschichte Heidelbergs erschienen,
die mit ihren annähernd 400 Seiten das
Format einer „Kleinen Geschichte“ bis an
seine Grenzen ausdehnt. Allerdings ist

dies nicht das Resultat von Weitschweifig-
keiten, sondern der Absicht geschuldet,
die Geschichte von Stadt und Universität
gleichgewichtig zu behandeln. Über die
nötige Kompetenz für ein solches Unter-
fangen verfügt der Schönauer Historiker
Andreas Cser, der lange Zeit an der Päda-
gogischen Hochschule Heidelberg tätig
gewesen ist und bereits zahlreiche Publi-
kationen zur Stadt- und Universitätsge-
schichte vorgelegt hat.
Andreas Cser zeichnet die Entwicklung
von Stadt und Universität in jeweils sie-
ben parallelen Abschnitten nach: im Mit-
telalter, von der Reformation bis zur Zer-
störung 1693, im 18. und 19. Jahrhundert,
in der Weimarer Republik, im Nationalso-
zialismus und in der Zeit nach 1945, wo-
bei er die Darstellung mit Ausführungen
zur Oberbürgermeisterwahl vom Novem-
ber 2006 und der Kür der Ruperto-Caro-
la zur Eliteuniversität im Oktober 2007 bis
an die unmittelbare Gegenwart heran-
führt. Bei allem Bemühen um eine ausge-
wogene Präsentation der Epochen liegt
der Schwerpunkt doch eindeutig auf dem
20. Jahrhundert, das deutlich mehr als 
ein Drittel des Buches ausmacht. Csers
Hauptaugenmerk gilt den politischen Ein-
wirkungen und Entwicklungen; er berück-
sichtigt zugleich aber auch religions-, kul-
tur-, wirtschafts- und sozialpolitische Pro-
bleme. Vielleicht weil er auf diese Weise
ein ungemein facettenreiches Bild prä-
sentiert, hat Cser auf ein Fazit verzichtet –
das Buch endet recht unvermittelt mit ei-
ner Würdigung der Bestände und der
Leistungsfähigkeit der Universitätsbiblio-
thek.
Eine der Stärken von Csers Darstellung
liegt darin, dass sie die Entwicklungs-
sprünge hervorhebt und immer wieder
aufzeigt, wie das Schicksal von Stadt und
Universität durch äußere Faktoren ge-
prägt wurde: am Ende des 14. Jahrhun-
derts durch die Entscheidung des Univer-
sitätsgründers Pfalzgraf Ruprecht I., Hei-
delberg zu seiner Hauptresidenz zu ma-
chen, durch die mehrfachen Konfessions-
wechsel der Landesherren seit der Mitte
des 16. Jahrhunderts und durch die Krie-
ge des 17. Jahrhunderts. Dass nicht alle
Heidelberger in gleicher Weise von den
Veränderungen betroffen wurden, ver-
deutlicht Cser mit regelmäßigen Seiten-
blicken auf bestimmte Bevölkerungsgrup-
pen. Sein besonderes Augenmerk gilt
hierbei den Juden, die nach der Universi-
tätsgründung 1386 vertrieben worden
waren, sich aber nach dem Dreißigjähri-
gen Krieg wieder in der Stadt ansiedel-
ten.
Eine gravierende Zäsur stellte sowohl für
die Universität als auch für die Stadt der
Übergang Heidelbergs an Baden 1803
dar: Die Universität verlor ihren Status ei-
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ner privilegierten und auch finanziell ei-
genständigen Korporation, stieg aber als
nun staatlich alimentierte und reglemen-
tierte Lehr- und Forschungsanstalt rasch
zu einer der wichtigsten deutschen Hoch-
schulen auf, und auch die Stadtverfas-
sung, die zuvor durch wechselnde lan-
desherrliche Privilegien gestaltet worden
war, erhielt durch die badische Reform-
politik ein neues Fundament. Ihrer kurpfäl-
zischen Vergangenheit trauerten die Hei-
delberger nicht nach und bemühten sich
zu Beginn des 19. Jahrhunderts um politi-
sche Teilhabe an dem Neuaufbau, der
nach ihren Vorstellungen nicht im Geiste
des aufgeklärten Absolutismus, sondern
unter Berücksichtigung moderner Reprä-
sentativgedanken erfolgen sollte. „Ge-
sellschaftliche und verfassungspolitische
Strukturfragen überlagerten die Fragen
der regionalen Integration in den neuen
Staatsverband“, konstatiert Cser und
schildert im Folgenden, wie sich Stadt und
Universität bis zur Jahrhundertmitte zu ei-
ner Hochburg des Liberalismus entwickel-
ten und Heidelberg bis in die Reichsgrün-
dungsjahre hinein ein besonderes politi-
sches Gepräge behielt.
Wie sich die politischen Umbrüche des
20. Jahrhunderts in der Heidelberger
Stadt- und Universitätsgeschichte spie-
gelten, schildert Cser mit der dem Histo-
riker angemessenen Nüchternheit. Mit
Blick auf die Revolution von 1918/19 be-
tont er den – für viele süddeutsche Städ-
te typischen – konfliktarmen Übergang in
die neue Ordnung, der durch die bereits
im Kaiserreich erfolgte, weitreichende
kommunalpolitische Integration der Sozi-
aldemokraten zu erklären ist. Mit seinen
Ausführungen über die Universität im Na-
tionalsozialismus gibt er eine kundige Zu-
sammenfassung des Standes der in den
letzten Jahren erheblich intensivierten
Forschung. Die für die Heidelberger Lo-
kalgeschichte brisante Frage, wie das
Verhalten Carl Neinhaus’ zu bewerten ist,
der in einer singulären Karriere das Amt
des Oberbürgermeisters in drei politi-
schen Systemen bekleidete, beantwortet
Cser sehr vorsichtig: Es lasse sich „schwer
rekonstruieren“, ob Neinhaus 1933 der
NSDAP beigetreten sei, „um Schlimmeres
zu verhindern, oder ob er aus opportunis-
tischen und karrierebedingten Gründen
in seinem Amt geblieben ist“. Im Mittel-
punkt des Kapitels über Heidelberg im
Nationalsozialismus steht allerdings
nicht der umstrittene Oberbürgermeister,
sondern die Verfolgung und Deportation
der Juden, die Cser eindringlich schildert.
Auf dem Feld der Universitätsgeschichte
der Nachkriegsepoche behandelt Cser
auf breitem Raum die 1968 aufgeflammte
und mehrere Jahre andauernde Studen-
tenrevolte, da Heidelberg neben Berlin

und Frankfurt eines ihrer Zentren war.
Auch hier nimmt Cser, obwohl seine Zeit-
zeugenschaft an einigen Stellen durch
den Text hindurch scheint, zumeist nur vor-
sichtige Wertungen vor. In seinen Ausfüh-
rungen über die Kommunalpolitik seit
1945 skizziert er die Amtszeiten der Ober-
bürgermeister (Hugo Swart bis 1952,
Neinhaus bis 1958, Robert Weber bis
1966, Reinhold Zundel bis 1990 und Bea-
te Weber bis 2006). In dem Abschnitt über
die Wahl des derzeitigen Amtsinhabers
Eckart Würzner stellt Cser nicht nur des-
sen Programm vor, sondern kommentiert
auch noch die Realisierungschancen von
Projekten, die die tagesaktuellen kommu-
nalpolitischen Debatten prägen (Bahn-
stadt, Neckaruntertunnelung, Bau neuer
Einkaufszentren). Ob er hiermit das Dik-
tum widerlegen kann, Historiker verfüg-
ten nur über schlechte prognostische Fä-
higkeiten, werden die Leser von Csers
flüssig geschriebener und zur Einführung
in die Heidelberger Stadt- und Universi-
tätsgeschichte sehr gut geeigneten „Klei-
nen Geschichte“ allerdings wohl erst in
einigen Jahren überprüfen können.

Frank Engehausen

Einblicke in die Beratungsbranche

Thomas Leif:
Beraten und verkauft. McKinsey & Co. –
der große Bluff der Unternehmensberater
C. Bertelsmann Verlag, München 2006, 
447 Seiten, 19,95 Euro.

„Ein Junger Mann mit Aktentasche trifft
auf einen Schäfer mit riesiger Herde.
‚Gibst du mir ein Schaf, wenn ich dir sa-
ge, wie groß deine Herde ist?’, fragt der
Fremde. Der Schäfer willigt ein. Der Jüng-
ling wirft seinen Computer nebst mo-
dernster Satellitentechnik an und gibt
nach drei Minuten die Antwort: 2.398
Schafe. Der Hirte überreicht ihm ein Tier.
‚Bekomme ich meine Bezahlung zurück,
wenn ich dir sage, welchen Beruf du
hast?’, fragt jetzt der Schäfer. Der Fremde
nickt. ‚Du bist Berater.’ Der Jüngling staunt
und fragt, woher er das wisse. Der Schä-
fer: ‚Ganz einfach. Du bist ungefragt ge-
kommen und hast mir gesagt, was ich
schon wusste – kann ich jetzt meinen
Hund wiederhaben?’“ Thomas Leif zitiert
das Bonmot über die Berater-Branche,
weil deren Bedeutung weit überschätzt
werde. Das Bild, das die Berater von sich
zeichneten – erstklassige Methodenkom-
petenz, maßgeschneiderte Lösungen –,
stimme mit der Wirklichkeit nicht überein.
Erstklassig und maßgeschneidert sei al-
lein deren Öffentlichkeitsarbeit.
Thomas Leif beanstandet, die „genialen
Verblender“ würden oft Standardware

vertreiben, ohne für den Einzelfall Lösun-
gen anzubieten. Freilich konstatiert er das
lediglich, Belege sucht der Leser verge-
bens. Entsprechend vermag Leif der Argu-
mentation Burkhard Schwenkers, des
Chefs der Unternehmensberatung Ro-
land Berger, nichts entgegenzuhalten:
„Unsere großen Klienten sind mittlerweile
äußerst beratungserfahren und stellen
eindeutige Anforderungen an einen Be-
rater. Wer mit einem Standardansatz
kommt, erhält nicht den Zuschlag für das
Projekt – so einfach ist das“. Auch die Kri-
tik an der mangelnden Transparenz der
Beratungsergebnisse weist Schwenker
überzeugend zurück: „Wenn ein Kunde
ein Ergebnis gemeinsam kommunizieren
möchte, was gelegentlich vorkommt, sind
wir gern dazu bereit. Aber nur dann. An-
sonsten ist Beratung eine vertrauliche An-
gelegenheit, die auch nach Projektende
vertraulich bleibt. (...) Denn ein Bera-
tungsverhältnis eignet sich ebenso wenig
zur Veröffentlichung wie ein Arztbesuch“.
Wäre ein „Schwarzbuch der Unterneh-
mensberater“ zu schreiben, so hat Leif es
jedenfalls nicht geschrieben. In gewisser
Weise trifft das, was der Autor an der Be-
rater-Branche bemängelt, auf sein Buch
selbst zu: Die mit großer PR-Kampagne
begleitete Publikation erweist sich über
weite Strecken als Bluff. Da gibt es ein „In-
terview mit einem Berater, der seine Ano-
nymität wahren möchte“; wir lesen von ei-
nem „Spitzenberater, der namenlos blei-
ben will“, und sind gespannt auf den „jun-
gen, aufstrebenden McKinsey-Mana-
ger“, dessen Namen wir nicht erfahren.
Dabei erweist sich das Bestreben, inko-
gnito zu bleiben, als gänzlich überflüssig.
Leifs Gesprächspartner loben eher die
Berater-Branche. Von „Auspacken“ oder
„Enthüllen“ kann überhaupt keine Rede
sein. Bisweilen gewinnt man den Ein-
druck, der Vorsitzende von „Netzwerk Re-
cherche“, eines Vereins zur Förderung des
investigativen Journalismus, wollte die
Berater ohne viel Federlesen an den Pran-
ger stellen. Aber weder sein Informations-
netzwerk noch seine Rechercheergebnis-
se erweisen sich als stabil genug. Das gilt
jedenfalls für die Kritik an den klassischen
Unternehmensberatungen, an denen Leif
sich die Zähne ausbeißt.
Mit Blick auf den öffentlichen Sektor, den
die Berater für sich als Wachstumsmarkt
erkannt haben, sieht das etwas anders
aus: Hier kennt sich Leif bestens aus, und
hier trifft seine Attacke ins Schwarze. Er
spricht von einer „präzise dokumentier-
ten Geldvernichtung durch Berater“. So
geißelte der Bundesrechnungshof die
Vetternwirtschaft bei der Vergabe der 
millionenschweren Beratungsaufträge an
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McKinsey und Roland Berger zur Neu-
ausrichtung der Bundesagentur für Ar-
beit. Auch die Qualität der Beratungsleis-
tungen ließ offenkundig zu wünschen üb-
rig – vom mangelhaften Berater-Control-
ling ganz abgesehen. Leif wirft „Manage-
ment und Beratern in der Bundesagentur
Versagen auf der ganzen Linie“ vor und
kommt bei der Modernisierung der Bun-
deswehr zu keinem wesentlich anderen
Urteil. Dass mitunter schon das Thema 

einer Beratung Stirnrunzeln hervorrufen
müsste, zeigt die 35.000 Euro teure Un-
tersuchung für das Umweltministerium 
in Nordrhein-Westfalen unter dem Titel
„Waldpädagogik unter Gender-Aspek-
ten“. Die „Studie zur Situation ehrenamt-
licher Feuerwehrangehöriger in Baden-
Württemberg“, sie kostete insgesamt
über 90.000 Euro, mutet nicht weniger
grotesk an. 
Gleichwohl ist der Einsatz externer Bera-
ter im öffentlichen Sektor unter bestimm-
ten Bedingungen durchaus sinnvoll, wie

Leif zu Recht anmerkt. Eine klare Auf-
gabenstellung und -begrenzung gehört
ebenso dazu wie eine genaue Zielfestle-
gung, damit eine Erfolgskontrolle möglich
ist. Auch die Nutzung von Synergieef-
fekten und Wirtschaftlichkeitsprüfungen
sind notwendig. Schließlich sollte eine öf-
fentliche Ausschreibung, welche eher die
Ausnahme ist, zur Regel werden. Am En-
de beeindruckt die Lektüre bei aller Kritik
dennoch, wenn auch unfreiwillig: Sie gibt
Einblick in eine faszinierende Branche.

Ralf Altenhof
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Freiwilliges Ökologisches Jahr: Steffen Vogel*  -35
Anke Schütze*/Charlotte Becher*                      -36/ -34
Stefan Paller*  -37

Abteilung Medien und Methoden
Abteilungsleiter/Neue Medien: Karl-Ulrich Templ    -40
Politik & Unterricht/Schriften zur politischen Landes-
kunde Baden-Württembergs: Dr. Reinhold Weber  -42
Deutschland & Europa: Jürgen Kalb    -43
Der Bürger im Staat/Didaktische Reihe:
Siegfried Frech   -44
Politische Bildung Online/E-Learning: Susanne Meir -46
Internet-Redaktion: Klaudia Saupe  -49

Abteilung Haus auf der Alb
Tagungsstätte Haus auf der Alb,
Hanner Steige 1, 72574 Bad Urach
Telefon 07125/152-0, Fax -100
www.hausaufderalb.de

Abteilungsleiter: Dr. Markus Hug         -146
Hausmanagement: Erika Höhne                      -109
Bibliothek: Gordana Schumann     -121
Schule und Bildung: Robert Feil      -139 
Internationale Politik und Friedenssicherung:
Wolfgang Hesse      -140
Europa – Einheit und Vielfalt: Dr. Karlheinz Dürr         -147 

*  Bürositz: Paulinenstraße 44-46, 70178 Stuttgart 
   Telefon: 0711/164099-00, Fax -55

Abteilung Regionale Arbeit
Regionale Arbeit, Jugend und Politik
Politische Tage für Schülerinnen und Schüler
Veranstaltungen für den Schulbereich

Außenstelle Freiburg   
Bertoldstraße 55, 79098 Freiburg
Telefon: 0761/20773-0, Fax -99
Leiter: Dr. Michael Wehner  -77
Jennifer Lutz  -33

Außenstelle Heidelberg 
Plöck 22, 69117 Heidelberg
Telefon: 06221/6078-0, Fax -22
Leiter: Wolfgang Berger -14
Angelika Barth -13
Peter I. Trummer -17

Außenstelle Tübingen
Hanner Steige 1, 72574 Bad Urach
Telefon: 07125/152-133, Fax -145 
Leiter: Rolf Müller                                       -135
Klaus Deyle                                                     -134

LpB-Shops/Publikationsausgaben

Bad Urach  Hanner Steige 1, Telefon 07125/152-0
 Montag bis Freitag 
 8.00–12.00 Uhr und 13.00–16.30 Uhr

Freiburg   Bertoldstraße 55, Telefon 0761/20773-10 
 Dienstag und Donnerstag 9.00–17.00 Uhr

Heidelberg Plöck 22, Telefon 06221/6078-11
 Dienstag 9.00–15.00 Uhr
 Mittwoch und Donnerstag 13.00–17.00 Uhr

Stuttgart  Staffl enbergstraße 38,  
 Telefon 0711/164099-66 
 Montag und Donnerstag 14.00–17.00 Uhr

Newsletter „einblick“  
anfordern unter www.lpb-bw.de/newsletter
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